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Hinweis der Schriftleitung

Die Mitgliederversammiung der Gesellschaft fiir Fortbildung der Strafvollzugsbediensteten e.V.
waéhlte am 14. Mai 1987 in Bonn-Bad Godesberg folgenden neuen Vorstand:

Ministerialdirigent Herbert Bélter, Ministerium fiir Justiz, Bundes- und Europa-
angelegenheiten Baden-Wirttemberg (Vorsitzender),

Ministerialdirigent Dr. Hans Dahlke, Hessisches Justizministerium,
Ministerialdirigent Dr. Hubert Dietl, Bayerisches Staatsministerium der Justiz,
Ministerialdirigent Winfried Hartmann, Niederséchsisches Ministerium der Justiz,
Prasident des Landgerichts a.D. Dr. Paul Wetterich, Freiburg i.Br.
Die Erweiterung des Vorstandes um ein Mitglied wurde durch eine entsprechende Anderung der
Satzung erméglicht. Die bisherigen Vorstandsmitglieder
Ministerialdirigent Dr. Gustav Adolf Altenhain, Justizministerium Nordrhein-Westfalen, und
Prasident des Landgerichts Gerhard Staiger, Stuttgart,
standen fur eine Wiederwabhl leider nicht mehr zur Verfligung.

AnlaBlich seiner Sitzung am 14. Mai 1987 beschloB der Vorstand, den Kreis der stellvertretenden
Schriftleiter um die Leitenden Regierungsdirektoren Harald Preusker, Leiter der Vollzugsanstalt
Bruchsal, und Rudolf Schmuck, Leiter der Justizvollzugsanstalt Miinchen, zu erweitern.

Die Schriftleitung dankt den ausgeschiedenen Mitgliedern des Vorstandes, den Herren Ministe-
rialdirigent Dr. Altenhain und Prasident des Landgerichts Staiger, der als bisheriger Vorsitzender
die Zeitschrift in besonderem MaBe geférdert hat, fur die verstandnisvolle Unterstiitzung und
ausgezeichnete Zusammenarbeit. Sie hofft, diese fruchtbare Tatigkeit auf der Grundlage der am
14. Mai 1987 gefaBBten Beschliisse mit dem neuen Vorstand im Interesse der gemeinsamen Sa-
che, der dem Auftrag entsprechenden Gestaltung der Zeitschrift, fortsetzen zu kénnen.
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Vernlinftige Lebensfiihrung
durch Gesundheitsbildung

Eine aktuelle Aufgabe fir soziales Training
in Strafvollzug und Straffélligenhilfe

von Ridiger Wulf

I. Zur Lebensfiihrung von Straffélligen in
Freiheit und im Vollzugsalltag

Kriminologisch betrachtet gehdren wiederholt Straffallige
in Freiheit im Vergleich zur Durchschnittsbevélkerung zu
den Bevélkerungsgruppen mit besonders gesundheits-
schidlichem Verhalten?. lhr ungebremstes Leben im Au-
genblick ist gekennzeichnet durch eine kurze Zeitperspekti-
ve, mangelnde Realitatskontrolle, Uberhdhte Risikobereit-
schaft und fehlende Lebensplanung. Bei diesem Lebensstil
wird eine sofortige Befriedigung augenblicklicher Wiinsche
und spontaner Bediirfnisse gesucht, ohne Riicksicht auf
schédliche Folgen kérperlicher, ideeller oder materieller Art
fur sich und andere. Dies betrifft nicht nur die Bereitschaft,
bewuBt oder unbewuBt Risiken fir die integritat des eigenen
Kérpers und fiir die eigene Gesundheit auf sich zu nehmen,
sondern auch den Mangel, sich durch Pflege oder Vorsorge
um die Gesunderhaltung bzw. Gesundung zu kiimmern.
Zahlreiche Straffallige sind nicht in einer Krankenkasse ver-
sichert und nehmen nicht an Vorsorgeuntersuchungen bzw.
Schutzimpfungen teil. Im Zeichen allgemeiner Verwahrio-
sung haben sie ein mangelhaftes Verhaltnis zum eigenen
Korper und zu ihrer Gesundheit. Sie leiden deshalb nicht nur
haufiger an Infektionskrankheiten; sie sind auch iberdurch-
schnittlich haufig in risikobedingte Unfalle verwickelt, etwa in
Verkehrsunfalle unter AlkoholeinfluB bzw. solche mit tech-
nisch unzureichenden Fahrzeugen oder in Beriebsunfille
wegen Nichtbeachtung der Arbeitsschutzvorschriften. Auf-
grund von Handgreiflichkeiten erleiden sie Verletzungen.
Sichtbare kérperliche Folgen gesundheitsschadlichen Ver-
haltens wie Narben, sanierungsbeddrftige Zihne, Tatowie-
rungen und gelbe Finger infolge starken Rauchens fallen bei
Begegnungen mit wiederholt Straffilligen ins Auge. In die-
sen Zusammenhang gehort ferner, daB die Quote ihrer suizi-
dalen Handlung in Freiheit gegeniber der ,Normal“-Bevdl-
kerung erhoht ist.

Erweitert man die Betrachtung der Gesundheitsfiirsorge
um den Aspekt der allgemeinen Lebensflihrung, so zeigen
Tageslaufanalysen oftmals eindruckvoll eine gesundheits-
schadliche Ausweitung der Freizeit auf Kosten des Schiats
und in der Folge eine zu sozialen Schwierigkeiten fiihrende
weitere Ausweitung zu lasten des Leistungsbereichs (, Blau-
machen®); nicht selten fehlt jeder Tageslaufrhythmus zwi-
schen Arbeit und Erholung. Die ungesunde Lebensflhrung
vieler Straffalliger duBert sich ferner in mangelhafter Zahn-
und Kérperpflege, in verschmutzter und unregelmaBig ge-
wechselter Leibwasche, in einem unzureichenden bis feh-
lenden Frihstlick, das bisweilen durch ein erstes alkoholi-
sches Getrank ergénzt oder gar ersetzt wird und in einseiti-
ger Ermnahrung in Schnellgaststatten und an ImbiBstanden
(.fast food*) bei fehlender EBkultur und stindigem Reizhun-
ger nach (Gliicks-)Spiel und larmender Atmosphare. Tablet-
ten- und MedikamentenmiBbrauch, Spielsucht und — neuer-

dings auch bei wiederholt Straffilligen mit , klassischer“ De-
linquenz — gelegentlicher Rauschgiftkonsum gehéren eben-
so zu ihrer Lebenswirklichkeit wie Abhangigkeit vom Nikotin.
Der Zusammenhang zwischen Gesundheit und unmittelba-
rer Umwelt wird ebenso vernachlassigt wie die Gesundheit
der Familienangehdérigen. Im Kontaktbereich pragen wahllo-
se (Sexual-)Partnerschaften ohne emotionale Bindung den
Lebenszuschnitt; aus diesen Kontakten ergeben sich nicht
selten ungewolite Schwangerschaften oder Geschlechts-
krankheiten bis hin zum erhéhten Aids-Risiko als aktuelles
Beispiel. — Diese kriminologischen Feststellungen dirfen
nicht als ,Schwarz-WeiB-Malerei* oder gar als Abwertung
von Straffélligen miBverstanden werden. Es handelt sich
vielmehr um eine ungeschminkte Beschreibung ihrer Le-
bensfilhrung in ,idealtypischen” Verdichtungen, die jeder
Praktiker in der Strafrechtspflege aus eigener Anschauung
bestétigen wird (insbesondere im Kurzstrafenvolizug).

Im Volizugsalltag setzen die Straffalligen ihren ungesun-
den, unverninftigen Lebensstil mit vollzugstypischen Be-
sonderheiten fort. Sie unterliegen einer fremdbestimmten
Tageseinteilung in Arbeitszeit, Freizeit und Ruhezeit, die
nicht als sinnvoller Rhythmus, sondern als Reglementierung
empfunden wird, weil fir viele das Licht zu einer Zeit ge-
l6scht wird, zu der sonst ihr Nachtleben beginnt. Hinzu
kommt — flr viele ungewohnt — regeimagige Arbeit, so da
sich manche wahrend der Arbeitszeit unter irgendweichem
Vorwand u.a. zum Anstaltsarzt melden — nach Arbeitsende
gehen dann Freizeitinteressen wieder vor. — Die Verpfle-
gung ist im Vollzug durchorganisiert, doch verstarken die
meist im Haftraum einzunehmenden Mahizeiten die fehlen-
den Tischmanieren und die Unfahigkeit zur Selbstversor-
gung. Die trotz geschmacklicher Mangel immerhin nach Er-
kenntnissen der Ernahrungslehre und nach arztlicher Uber-
wachung gebotene Anstaltskost wird vielfach unterfaufen:
im Wege zusétzlichen Einkaufs erwerben die Gefangenen
groBe Nahrungsmittelmengen, die in abendlicher Langewei-
le vertilgt werden. AusschlieBlich wegen entsprechender
Verbote und Kontrollen gibt es im geschiossenen Vollzug
entgegen anderslautenden Behauptungen keinen nennens-
werten Alkohol- und DrogenmiBbrauch, so daB dieser Voll-
zug zwar entgiftet, aber nicht entwéhnt; bei Vollzugslocke-
rungen brechen die alten Abhangigkeiten auch nach jahre-
langer Abstinenz in unverminderter Stérke wieder durch. In
Haft- und Gemeinschaftsraumen hangt ein kalter volizugsty-
pischer Nikotin- und Kérpergeruch; nichtrauchende Gefan-
gene sind eine seltene und unzureichend geschiitzte Aus-
nahme. Kaffee wird bis zum ExzeB getrunken. Beide GenuB-
mittel sind erstrangige Objekte bei verbotenen Tauschge-
schiaften und Ursache wirtschaftlicher bzw. sexueller Ab-
héngigkeiten unter Gefangenen. Demgegeniiber sorgen
hauptamtliche Anstaltsérzte und Vertragsérzte durch hei-
lende Medizin fir die Gesundheit der Gefangenen mit Lei-
stungen, die den gesetzlichen Krankenkassen entsprechen.
Gerade solche Getangene, die in Freiheit jahrelang ihren
Kérper vernachlassigt oder unverniinftigen Risiken ausge-
setzt haben, entwickeln im Vollzug eine hohe Anspriichlich-
keit an arztliche Versorgung, die bei Forderungen nach an-
gemessener Kostenbeteiligung und gesundheitsbewuBtem
Verhalten allerdings rasch schwindet. Wegen des Entzugs
von Alkohol und Drogen fiihren die Anstaltsérzte, insbeson-
dere die im geschlossenen Langzeitvollzug Téatigen, einen
standigen Kampf gegen Suchtverlagerungen auf Medika-



mente. Als vollzugstypische Formen der Schadigung des ei-
genen Koérpers milssen — zum Teil als abnorme Haftreaktio-
nen — Tatowierungen, Hungerstreiks, Selbstbeschadigun-
gen und suizidale Handlungen gelten. Wegen fehlender Ge-
schlechtspartner lassen sich auch heterosexuelle Gefange-
ne mitunter auf homophile Handlungen ein.

Gesundheitsschadliches Verhalten spielt auch in den
Wohnheimen, -gemeinschaften und -gruppen der freien
Straffalligen- und Entlassenenhilfe eine Rolle. Viele lastige
Diskussionen, Streitigkeiten und Zerwirfnisse unter Bewoh-
nern bzw. zwischen Probanden und Heimleitern werden
durch Stérungen infolge eines unverniinftigen Lebensstils
ausgelost; stichwortartig sei nur auf Kérper-, Bekleidungs-
und Wohnhygiene sowie auf Abhangigkeiten hingewiesen.
Manches ist dabei gegentiber der ,totalen Institution Straf-
volizug abgemildert; anderes tritt wegen des gréBeren Frei-
heitsspielraumes starker als dort hervor.

Il. Gesundheitstraining als praktische
Aufgabe

Diese Bilanz der Wirklichkeit wird durch die enttaduschen-
de Feststellung erganzt, daB — soweit ersichtlich — Wissen-
schaftler und Praktiker fiir den Strafvollzug und die Straffalli-
genhilfe bislang noch keine systematischen Hilfen auf dem
Gebiet ,Gesundheit und Lebensfiihrung” gefordert, ange-
boten oder gegeben haben (Sind die einen zu weit vom Voll-
zugsgeschehen entfernt und die anderen darin gefangen?).
Jedenfalls wird das Problem in den einschiagigen Standard-
werken und Fachzeitschriften ausgeklammert.

Lediglich ein ,Ratgeber fir Gefangene“ enthélt sinnvolle
Ratschidige zur Gesunderhaltung im Vollzug ?; der Bezug ist
Gefangenen aber wegen seiner insgesamt vollzugsfeindli-
chen Tendenz verboten. So gibt esin der Vollzugspraxis bis-
lang nur vereinzelte Initiativen von Anstaltsarzten und -leh-
rern, die zu begriiBen sind, methodisch-didaktisch aber nicht
befriedigen kdnnen. So besteht die Gefahr, daB personal-
und kostentrachtige MaBnahmen weitgehend wirkungslos
verpuffen, wenn die Straffalligen nicht auf Dauer fur eine ge-
sunde Lebensfiihrung gewonnen werden.

Zur Bewaltigung typischer Alltagsschwierigkeiten von
Straffalligen hat sich nun seit einigen Jahren das Soziale
Training als (Re-)Sozialisierungskonzept in den Vorder-
grund geschoben und sich sowohl mit handlungs- und erleb-
nispddagogischem Ansatz als auch mit themen- und pro-
blemzentrienter Ausrichtung bewahrt®. In der Jugendstraf-
rechtspflege sind soziale Trainingskurse aus der ambulan-
ten sozialen Arbeit mit dissozialen Jugendlichen nicht mehr
wegzudenken®. Im Vollzug geht es insbesondere um ein
Entlassungstraining auf den Lernebenen Wissen, Verhalten
und Einstellungen in den Trainingsbereichen , Arbeits- und
Berufswelt“, ,Recht im Alltag“, ,,Umgang mit Geld“, ,Frei-
zeit* und ,Soziale Beziehungen“ ). Der offene und flexible
Rahmen des Sozialen Trainings ermdglicht jedoch auch die
Aufarbeitung von Alltagsschwierigkeiten in anderen Le-
bensbereichen, etwa der sozialschadlichen und verhangnis-
vollen Koppelung von Trinken und Fahren bei alkoholauffal-
ligen Verkehrstitern® oder — wie hier — bei Schwierigkeiten
mit einer gesunden und verniinftigen Lebensfilhrung.
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Aufbauend auf dem in anderen Bereichen erprobten So-
zialen Training und auf vielversprechenden Ansatzen einer
Gesundheitsbildung fir die Durchschnittsbevidlkerung (da-
zu s.u. lll.) sollen hier die Grundziige eines speziellen Ge-
sundheitstrainings skizziert werden. Damit soll auf eine be-
stehende Liicke in der Kriminalpadagogik und im Behand-
lungsangebot aufmerksam gemacht werden; insoweit darf
der Entwurf nicht an hohen Anspriichen gemessen werden.
Wenn der Aufsatz zu weiterer wissenschaftlicher und prakti-
scher Arbeit auf diesem vernachlassigten Gebiet anregen
wirde, so wére ein wichtiges (Zwischen-)Ziel erreicht.

1. Kursorganisation

An einem Gesundheitstraining sollte jeder Straffallige teil-
nehmen kénnen, der daran Interesse hat— es schadet in kei-
nem Fall. In einer Wohngruppe kann sich eine Teilnahmebe-
dirftigkeit ferner aus dem gezeigten Sozialverhalten erge-
ben, im Strafvollzug auch aus der Behandlungsuntersu-
chung gemas § 6 StVollzG, insbesondere aus der anstalts-
arztlichen Eingangsuntersuchung oder aus der psychologi-
schen und sozialpddagogischen Anamnese der allgemeinen
Lebensfilhrung nach den obengenannten Kriterien (s.o. 1.).

Im Strafvollzug sollte ein themen- und problembezogenes
Gesundheitstraining dann auch als besondere Behand-
lungsmaBnahme gemaB § 7 Abs. 2 Nr. 4 StVollzG in den
Vollzugsplan des Betreffenden aufgenommen werden, vor-
ausgesetzt die Anstalt bietet derartige Veranstaltungen der
Weiterbildung an. Eine solche Steuerung erscheint erforder-
lich, weil nach den Erfahrungen in anderen Trainingsberei-
chen nicht erwartet werden darf, daB bei reiner Freiwilligkeit
gerade trainingsbediirftige Gefangene teilnehmen. Die Auf-
nahme in den Vollzugsplan soll den Gefangenen und den
Vollzugsstab daran erinnern, daB eine besondere gesund-
heitliche Problematik aufzuarbeiten ist, und hat mit Zwang
nichts zu tun. In Erflllung der gesetzlichen Motivationspflicht
sind die Gefangenen liber derartige Trainingskurse zu infor-
mieren, etwa durch Plakate, Handzettel und Merkblatter
Uber Organisation, Kursinhalt und Trainingsmethoden. Im
Trainingskurs gilt es dann, Gber interessante Trainingsfor-
men und bedirfnisgerechte Trainingsinhalte die Teilnahme-
motivation aufrechtzuerhalten und zu verbessern. Bei feh-
lender Mitwirkungsbereitschaft eines trainingsbedirftigen
Gefangenen empfehlen sich keine Konsequenzen fur die
weitere Vollzugsgestaltung, weil das Gesundheitstraining
nicht unmittelbar an kriminellen Verhaltensweisen ansetzt,
sondern ,nur“ an allgemeiner Dissozialitét. In solchen Fal-
len bleibt es jedoch die Aufgabe des Anstaltsarztes und aller
Bediensteter, nicht problembewuBte Gefangene immer wie-
der auf die Notwendigkeit eines Gesundheitstrainings hinzu-
weisen.

Nach Trainingsansatz, Trainingsmethoden und Trai-
ningszielen handelt es sich bei einem Gesundheitstraining
fur Straffallige um Veranstaltungen der Weiterbildung (vgl. §
67 StVollzG). Die Abgrenzung von einer arztlichen Behand-
lung zur sozialen Eingliederung (§ 63 StVollzG) ist aus prak-
tischen und nicht nur aus dogmatischen Griinden geboten.
Nahert man sich der Gesundheitsbildung tber die (Erwach-
senen-)Padagogik und nicht iber die Gesundheitsfiirsorge
(§§ 56 fi. StVollzG), so lassen sich die Betreffenden wohl
eher zur Teilahme motivieren als zu Veranstaltungen mit
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therapeutischer Ausrichtung. Selbstverstandlich ist die
Grenze zwischen medizinischer und sozialer Hilfe zur Wie-
dereingliederung auf diesem Gebiet flieBend; ebenso wiin-
schenswert und unverzichtbar ist die Mitwirkung von (An-
stalts-)Arzten und Sanitatsbediensteten (s.u. 4.).

Besondere Chancen erdffnen sich fiir die Organisation
von Gesundheitstraining im Wohngruppenvollzug und in
freien Wohneinrichtungen far Straffallige, denn in Gemein-
schaft mit Gleichgesinnten lernt es sich leichter, gesund-
heitsschadliches Verhalten zu Andern. So hat man zum Bei-
spiel in der Vollzugsanstalt Schwabisch Gmiind weibliche
Gefangenen in einer bestimmten Wohngruppe unterge-
bracht, wo es im Rahmen einer speziellen Trainingsgruppe
nun um eine fachlich angeleitete verninftige Gewichtsre-
duktion und um gesunde Ernédhrung geht. Andere sinnvolle
spezielle Wohngruppen sind denkbar. .

Fir die eigentliche Kursorganisation des Gesundheitstrai-
nings kann es kein einheitliches ,Rezept“ geben. In Betracht
kommen in sich geschlossene Kursreihen mit einem festen
Teilnehmerkreis oder flexible Kursangebote mit einem je-
derzeit mbglichen Einstieg. Zielgruppe und voraussichtliche
Verweildauer der Trainingsteilnehmer, die zeitlichen Még-
lichkeiten des Trainers und die ausgewéhiten Trainingsein-
heiten bestimmen den organisatorischen Rahmen solcher
Trainingskurse. Hier wird man sich behutsam vortasten
muissen.

2. Trainingsziele (Ein- und Ausgrenzungen)

Zu den Zielen einer Gesundheitsbildung im Vollzug und in
der Straffalligenhilfe kann in vollem Umfang darauf Bezug
genommen werden, was an anderer Stellie treffend zur Ge-
sundheitsbildung allgemein ausgefiihrt wurde ”:

.Dauerhaftes im Menschen verankertes Gesundheits-
bewuBtsein auf der Grundlage gesundheitlicher Miindig-
keit. Daraus resultierend als ,Grundgesetze der Ge-
sundheit“ dauerndes verniinftiges gesundheitliches
Verhalten bei der Gesundheitsvorsorge wie bei der Wie-
dergesundung, in der Erkenntnis, da3 Gesundheit zum
Fundament der eigenen Lebensqualitat gehért.

Der Mensch soll immer daran denken, daB er weilge-
hend selbst fiir seine Gesundheit verantwortlich ist, dafl
Mundigkeit nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten be-
deutet, daB also Grad, Bewahrung und Wiederherstel-
lung seiner Gesundheit in hohem MaBe von seiner Be-
reitschaft abhangen, seiner Gesundheit zu dienen, an-
statt sie zu ruinieren. Der Mensch soll bereit sein, sich
laufend um das fiir seine gesundheitliche Miindigkeit no-
tige Wissen zu kimmern.*

Dementsprechend liegen die Ziele eines speziellen Ge-
sundheitstrainings fiir Straffillige in ihrer eigenen sozialen
Kompetenz, gesund zu leben, und in ihrer sozialen Verant-
wortung vor den Angehdrigen und der Gesellschaft, sich ge-
sund zu erhalten bzw. zu gesunden. Mit den Gesichtspunk-
ten ,Kompetenz“ und ,Verantwortung” verfolgt das Ge-
sundheitstraining zwei Ziele, denen in der Kriminalpadago-
gik erstrangige Bedeutung fiir die Wiedereingliederung zu-
kommen solite. Daher haben Strafvolizug und Straffalligen-
hilfe nicht nur ein ,Mandat”, sich mit der Gesundheit von
Straffalligen zu befassen, sondern geradezu eine — bisher

Ubersehene — Verpflichtung. Es geht damit nichtum ,gesun-
de Gefangene und Probanden in der Straffalligenhilfe”; es
geht vielmehr darum, mit der Gesundheit und mit dem eige-
nen Korper neue Lernfelder fiir soziales Verhalten zu er-
schlieBen (und an geeigneten Lernfeldern fehlt es insbeson-
dere im Vollzug). Fir ein Gesundheitstraining im Vollzug
spricht ferner, daB es — sei es nur als Mosaikstein — zu einer
humanen Vollzugsgestaltung und zu einem menschenwiir-
digen Vollzugsalltag beitragen kann, vor allem wenn es dar-
Uber gelingen sollte, bestimmte gesundheitsschadliche Zu-
sténde in den Anstalten zu verbessern (dazu s.u. 7.). Und
wenn im Zeichen steil ansteigender Kosten im Gesundheits-
wesen Uber das Gesundheitsiraining eine — konkret wohl
nicht meB3bare — Kostendampfung und eine Unterstitzung
der heilenden Medizin eintreten wiirde, so waren dies legiti-
me Nebenwirkungen.

Ein Gesundheitstraining soll und kann — dies zeigt schon
der gewdhlte Begriff — therapeutische Bemihungen um
Suchtkranke und Suchtgefahrdete nicht ersetzen oder ver-
drangen. Alkoholiker, Drogengefahrdete, Medikamenten-
sichtige, Nikotinabhangige, EBsiichtige und krankhafte
Spieler gehéren in eine fachlich qualifizierte Therapie. Ziel
eines Gesundheitstrainings kann es aber sein, derartige
Suchtverhalten nicht entstehen zu lassen oder einem Ge-
féhrdeten beizeiten einen Weg zu weisen, wie er zu gesun-
der Lebensfiihrung zuriickfinden kann. Maglicherweise er-
kennt ein unerkannt Suchtkranker im Verlauf des Gesund-
heitstrainings seine Sucht und findet er den Weg in eine not-
wendige Therapie. Auch dies kann ein Ziel des Gesund-
heitstrainings sein.

Von Therapien unterscheidet sich ein Gesundheitstrai-
ning schon im Ansatzpunkt. Es wird namilich nicht an Auffal-
ligkeit, Abnormitét oder Krankheit angekntipft, sondern an
Normalitat, verntinftigem Verhalten und Gesundheit. Damit
leistet das Gesundheitstraining einen — gerade im Volizug
wichtigen — Beitrag zum positiven Denken, das Resignation
und Behandlungseifer gleichermaBen (berwinden vermag.

Andererseits weist das Gesundheitstraining zu den Ubri-
gen Bereichen des Sozialen Trainings vielfaltige Beriih-
rungspunkte auf: z.B. iber die Sexualhygiene zum Bereich
»Soziale Beziehungen®, Gber die Fragen der Krankenversi-
cherung zu ,Umgang mit Geld“, (ber das Arzt-Patient-Ver-
héltnis zu ,Recht im Alltag®, tiber die Unfallschutzvorschrif-
ten zu , Arbeits- und Berufswelt”, (ber das Risikoverhalten in
der Freizeit, die Suchtgefahren und die Tageslaufplanung
zu ,Freizeitgestaltung“, Uber die Wohnraumhygiene zum
Bereich ,,Rund ums Wohnen“. Wo im Gesundheitstraining
durch Entspannungsiibungen, gymnastische Ubungen und
Breitensport psychische Ausgeglichenheit und kérperliche
Fitness erreicht werden sollen, ist die Grenze zum Gefange-
nensport flieBend®.

3. Trainingsansatz und Trainingsmethoden

Zur Methodik in der Gesundheitsbildung fir Erwachsene
heiBt es ®:

»Die Bildungsaufgabe ,Gesundheit’ wird namlich nicht
einfach mit der Weitergabe von erklarendem Detail-Wis-
sen (ber alle méglichen medizinischen Gebiete an den
Laien erfillt, wie dies schon boomartig geschieht, sie



muB vielmehr auch aufkldrende Basis- und Hinder-
grundsinformation als Antwort auf die Gbergeordneten
Fragen des Biirgers liefern. Erst damit kann beim Bdirger
jene Klarheit, Sicherheit und Urteilsfahigkeit geschaffen
werden, die ihm ein echtes miindiges Handeln auch im
Bereich der Gesundheit ermdglichen, vor allem in sei-
nem eigenen, bisher wahrscheinlich mehr oder weniger
falschen gesundheitlichen Verhalten. Und erst damit be-
steht schiieBlich die Voraussetzung dafiir, nun auch pa-
dagogisch auf die Praktizierung dieser Mindigkeitim All-
tag des einzelnen hinzuarbeiten (Gesundheitsvorsorge,
Unterstiitzung der Wiedergesundung) . . .

Der Mdéglichkeiten gibt es Ubergenug: mit anschauli-
chen, Uberzeugenden und haftenden Beispielen arbei-
ten, Betroffenheit und Nachdenklichkeit ausidsen, nitzli-
che konkrete Verhaltenstips geben, Verzicht und Opfer
einsichtig machen, die Teilnehmer aktivieren und her-
ausfordern, auch persénliche Gesprache filhren, eine
Atmosphare des Vertrauens schaffen, auf geeignete Li-
teratur hinweisen, Hausaufgaben erteilen, eindrucksvol-
le Arbeitsmittel aller Art einsetzen, das wichtigste Wis-
sen und die unverzichtbaren Verhaltensregeln schriftlich
verteilen, sogar eine gewisse Penetranz bei der Wieder-
holung wichtiger Hinweise ist in diesem Fall erlaubt (aber
nicht Angstmacherei 0.4.1).“

Dies alles gilt in besonderem MaBe fiir ein Gesundheitstrai-
ning mit lernungewohnten Straffalligen.

Ungeachtet eines pragmatischen Ansatzes liegt dem Ge-
sundheitstraining ein lerntheoretisches Konzept zugrunde,
weil ungesunde und unverniinftige Lebensflihrung weitge-
hend erlerntes Verhalten aufgrund eines unglnstig verlau-
fenden Lernprozesses ist mit der Folge von Wissens-, Ver-
haltens- und Einstellungsméngeln. Das Trainingsprogramm
soll einen umgekehrten LernprozeB einleiten und die ge-
wiinschten Verhaltensweisen durch positive Verstarkung
festigen. Der unverniinttig lebende Straffallige darf seine ge-
sundheitsschéadliche Lebensfiihrung nicht als zufallsbedingt
oder schicksalhaft ansehen. Darauf aufbauend miissen be-
stimmte Verhaltenstechniken erworben werden, mit denen
der Betreffende kinftig ungesunden, unverniinftigen Le-
benssituationen ausweichen kann oder sie bewéltigt.

Bei diesem LernprozeB empfiehlt es sich, Selbstkontroll-
techniken und das Prinzip der kleinen Schritte einzufihren,
d.h. eine rationale Analyse der Lebensfiihrung und der Kon-
sequenzen dieses Lebensstils fiir die Gesundheit durch Re-
flexion, Gespréch und Diskussion, bevor das Verhalten zu-
néchst im Rollenspiel ohne negative Konsequenzen bei Ver-
sagen gelibt wird. Das Gruppentraining bietet zugleich die
Méglichkeit, Gewinn aus dem Verhalten anderer zu ziehen,
und zwingt mehr als eine Einzelbetreuung dazu, sich den
Problemen einer ungesunden, unverniinftigen Lebensfih-
rung zu stellen. Damit die Trainingsteilnehmer das Gelernte
in die Lebenswirklichkeit ibertragen kénnen, miissen sie auf
gesundheitsrelevante Einstellungen und Normen hingewie-
sen werden und tber Verhaltensanderung nachdenken. Ein
gutes (Wohn-)Gruppenklima bzw. annehmbare vollzugliche
Bedingungen diirften dazu entscheidend beitragen.

Methodisch muB sich ein Gesundheitstraining von einer
rein gesundheitlichen Aufklarung unterscheiden. Informatio-
nen iber gesunde Lebensfiihrung sind wichtig und miissen
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in Trainingskursen auch vermittelt werden. Trainiert werden
muB aber gleichermaBen auf den Lernebenen Verhalten
und Einstellungen. Dabei sind die Lernregeln Lernen am
Modell, Lernen durch Wiederholen und Lernen am Erfolg zu
beachten. Hieraus folgt eine Methodenvielfalt der sozialen
Gruppenarbeit in diesem Trainingsbereich: Diskussion, Ge-
sprach, Kleingruppenarbeit, Rollenspiel (!), Schreibauf-
zeichnungen und Arbeitsmappen, Vortridge und Referate.
Hinzu treten sollten audio-visuelle Medien, um das Trai-
ningsprogramm  trotz seines persénlichkeitsfordernden
Charakters anregend zu gestalten; allerdings sollte der Mo-
derator nicht in blinden Aktionismus verfallen — Gesund-
heitstraining ist keine Multi-Media-Show. In angemessenem

" Umfang sind aber einzusetzen: Broschiiren, Merk- und Ar-

beitsblatter, Tests und Fragebégen, Filme, Dia-Reihen und
Video-Kamera (soweit vorhanden). Bezugsquellen fiir viel-
faltige Trainingsmaterialien sind unter anderem die Bundes-
zentrale fiir gesundheitliche Aufkiarung in KéIn'®, die Bun-
desvereinigung fir Gesundheitserziehung in Bonn-Bad Go-
desberg', die Deutsche Geselischaft fir Ernahrung in
Frankfurt'®, Landesarbeitsgemeinschaften fir Gesund-
heitserziehung'®, Landes- und Kreisbildstellen ', Kranken-
kassen und Schulbuchverlage. Weil Gesundheitstraining
keine ,elitare“ Veranstaltung ist, sondern Alitagsfertigkeiten
vermitteln will, sind neben popularwissenschaftlichen Rat-
gebern aus der Taschenbuchliteratur'® auch die Gesund-
heitsseiten in den verschiedensten Zeitschriften und Zeitun-
gen hilfreich, soweit sie inhaltlich zutreffende Informationen
enthalten.

Weil gerade Straffallige oftmals Lernschwierigkeiten auf-
weisen, empfiehlt es sich, die eingesetzten Methoden in ge-
wissen Abstanden zu wechseln. Vor allem sollte ein ausge-
wogenes Verhéltnis von themen- bzw. problembezogenen
Kursteilen und solchen mit einem handlungspadagogischen
Ansatz geschaffen werden. Atem- und Entspannungsibun-
gen, Gymnastik und sportliches Spiel, gemeinsames Ko-
chen und Essen sowie Besichtigung von Einrichtungen im
Gesundheitswesen kdnnen informative Kursteile auflockern
und als ,,Bonbons* die Teilnahmemotivation férdern.

4. Trainer und Trainerverhalten

Als Trainer kommt jedermann in Betracht, der Grund-
kenntnisse in der Gesundheitslehre mitbringt, die Besonder-
heiten in der Lebensfihrung von Straffalligen kennt, mit den
Methoden der sozialen Gruppenarbeit umgehen kann und —
nicht zuletzt — selbst gesundheitsbewuBt lebt.

Danach erscheinen berufliche Herkunft, haupt-, neben-
und ehrenamtliches Engagement — wie bei anderen Trai-
ningsbereichen — eher zweitrangig. Die Motivation der Trai-
ningsteilnehmer und der Trainingserfolg steht und fallt mit
der Persénlichkeit des Trainers, mit seiner Ausstrahlungund
mit seinem EinfUhlungsvermégen. Wichtig ist ferner, daB der
Kursleiter die Straffdlligen zu verniinftiger Lebensfiihrung
anleiten will. Nichts ware verfehlter, als im Gesundheitstrai-
ning eine lberzogene oder gar sektiererische Lebensweise
zu propagieren und die Straffélligen — in welche Richtung
auch immer — zu indoktrinieren. Andererseits sollte der Trai-
ner nicht nur gekonnt Gber gesunde Lebensfiihrung spre-
chen, sondern sie auch aus Uberzeugung aktiv vorleben.
Wer friher selbst einmal ungesund gelebt hat, wer suchtge-



136

fahrdet war und zu einem gesundheitsbewuBten Lebensstil
gefunden hat, kann die Trainingsinhalte allerdings beson-
ders glaubwiirdig vermitteln. Im Regelfall dirfte sich freilich
eine zuriickhaltende Moderation empfehlen, bei der die Be-
troffenheit durch die Erfahrungen der Trainingsteilnehmer
erzielt wird; die fachlichen Ausfiihrungen kdnnen speziali-
sierten Ko-Trainern (ibertragen werden.

Padagogen, Psychologen, Sozialarbeiter und Sozialpa-
dagogen sind durch ihre Ausbildung in sozialer Gruppenar-
beit her besonders beféhigt, sich des Gesundheitstrainings
anzunehmen. Anstaltsarzte und Sanitatsbeamte haben ei-
nen Wissensvorsprung in den einschlagigen medizinischen
und hygienischen Fachfragen. Ihre Beteiligung erétfnet eine
Méglichkeit, sich tber die Krankenfiirsorge hinaus unmittel-
bar an der Wiedereingliederung zu beteiligen, und dirfte
sich positiv auf ihre herkdmmliche Tatigkeit in den Kranken-
reviersn auswirken. Im Vollzug muB freilich nicht ein An-
staltsbediensteter Kursleiter sein. Externe Trainer und eh-
renamtlich Tétige haben den wesentlichen Vorteil, erfah-
rungsgemas eher von den Straffilligen angenommen zu
werden. In jedem Fall kommt es darauf an, dem als Gesund-
heitstrainer in Betracht kommenden und daran interessier-
ten Personenkreis die notwendigen methodisch-didakti-
schen Grundkenntnisse in der Gesundheitslehre zu vermit-

tein und die Betreffenden in geeigneten Institutionen ais
Multiplikatoren aus- und fortzubilden. '

Die anschlieBende Umsetzung des Gesundheitstrainings
im Strafvollzug und in der Straffalligenhilfe wird von den her-
angebildeten Gesundheitstrainern viel Engagement und ei-
ne hohe Frustrationstoleranz abverlangen. Immer wieder
wird betont, wie mihevoll es ist, die Durchschnittsbevéike-
rung zu einer gesundheitsgemaBen Lebensweise zu moti-
vieren. Bei Straffalligen diirfte die Verhaltensbeeinflussung
noch wesentlich schwerer sein, obwohl gerade in der Aus-
nahmesituation des Vollzuges auch wieder eine groBere Be-
reitschaft vorhanden sein kénnte. Man sollte — niichtern und
mit |dealismus zugleich — modellhaft beginnen.

5. Trainingseinheiten

Ein geschlossenes Kursprogramm wiirde den Rahmen
der vorliegenden Arbeit ibersteigen und wére auch verfehlt,
denn es geht nicht darum, fiir ein bestimmtes Trainingspro-
gramm eine Trainingsgruppe zu finden, sondern umgekehrt
einer Zielgruppe oder einer bestehenden Trainingsgruppe
ein fur sie zugeschnittenes Programm anzubieten. Im fol-
genden sollen daher lediglich Trainingseinheiten skizziert
werden, die — auch — fiir Straffallige relevant sind und fir in-
teressierte Trainer einen Einstieg bedeuten:

BEWEGUNG PSYCHISCHE- | GESELLSCHAFT | GESUNDHEITS- ERKRANKUNGEN
GESUNDE ENTSPANNUNG | UNDKORPER- ABHANGIG- STABILITAT UND POLITIKUND | GESUNDHEITS- UND
ERNAHRUNG ERFAHRUNG | KEITENVON... | UNDSOZIALE UMWELT GESUNDHEITS- PFLEGE HEILMETHODEN
' KOMPETENZ WESEN
Grundkurs Verschiedene | Gesundheits-
Gesunde Entspannungs- [ bezogenes Drogen Selbsterfahrung Klimaund Gesundheits- | Korperpflege | Erkrankungen
Ernéhrung verfahren Bewegungs- Wetter politik Naturkosmetik
- training
Grundkurs Zielgruppen- Gesundheits- Arztiiche
Kochen Autogenes Gymnastik Nikotin Verhalten Kleidung versorgungs- Geburts- Untersuchungs-
Backen Training (Altere, Wohnen system vorbereitung methoden
Schwangere)
Soziales Chemieim Arztund S4uglings- Arztliche
Vollwertkost Yoga Kdrpererfahrung Alkohol Lemen Alitag Patient pfiege Behandlungs-
methoden
Schadstoffe StreB- Lebens- Umwelt- Gesundheits- | Unfallverhiitung
in bewdltigung Medikamenten situationen belastungen berufe Erste Hilfe Homoopathie
Lebensmittein
Alternative Arbeit Hausliche Naturheil-
Eméhrungs- | Atemschulung Essen und Krankenpflege kunde
weisen Gesundheit
Bio-und Hausmitte!
Diatformen Massagen Gentechnik Hausapotheke
Gewichts- Heilkrauter
reduzierung
Eméhrung flr Medizinische
Zielgruppen Einzelthemen

Ubersicht mit freundlicher Genehmigung aus Degenhardt, B.: Rahmenplan Gesundheitsbildung an Volkshochschulen. Hand-
reichungen fiir Programmplanung und Kursgestaltung; Volkshochschulverband Baden-Wirttemberg e.V. (Hrsg.) 1986, S. 4.



Auswahl der Trainingseinheiten, Reihenfolge und Dauer
des Trainings sind variabel und hdngen weitgehend vom
Zeitbudget des Trainers bzw. von der Zielgruppe ab (s.u. 6).
Bei der didaktischen Aufbereitung 1Bt sich auf einem Rah-
menplan zur Gesundheitsbildung aufbauen, der im Jahr
1985 von einem Arbeitskreis an der PAdagogischen Arbeits-
stelle des Deutschen Volkshochschul-Verbandes e.V.
{HolzhausenstraBe 21, 6000 Frankfurt/M.) herausgegeben
wurde. Zur zeitsparenden methodischen Vorbereitung kén-
nen die Trainer auf kostenlose Trainingsmaterialien aus
dem Gesundheitswesen (s.0. 3) und auf kostengiinstige
(Taschen-)Bicher zuriickgreifen, die in ihrer Fiille hier nicht
einmal aufgelistet werden konnen; dabei wird jeweils die
Qual der Wahl bestehen.

6. Zielgruppen und Schwerpunkte

Als Minderheit stehen weibliche Straffillige nicht selten im
Schatten von Programmen. In einem Gesundheitstraining
sollte dies anders sein, weisen viele straffallige Frauen doch
eine Suchtgefahrdung auf; andere sind hilflos, sich und ihre
Familie gesund zu erndhren und verniinftig zu versorgen.
Vor dem Hintergrund fehigelaufener Lebensentwicklungen
und psycho-sozialer Belastungen fallt manche straffallig ge-
wordene Frau nach einer Inhaftierung in einen passiven Le-
bens- und Verhaltensstil oder fliichtet in eine Sucht, etwa ei-
ne EBsucht. All dem soll ein Gesundheitstraining flir Frauen
gegensteuern und den Betreffenden neues Selbstvertrauen
vermitteln. Entspannungstraining, sportlich-gymnastische
Betatigung, Erndhrungs- und Suchtberatung sollten dabei
ebenso zu den Schwerpunkten zahlen wie die Pflege des
auBeren Erscheinungsbildes; freilich darf man ein solches
Gesundheitstraining nicht auf AuBerlichkeiten wie Kosmetik
oder Kleidung verkiirzen. Eine ganzheitliche Betrachtung
von Kérper, Geist, Seele und sozialen Beziigen — hierzu
zahlen vor allem die Familienangehérigen der Frauen — ist
notwendig. So kénnte gerade bei dieser Zielgruppe {iber Ge-
sundheitsbewuBtsein eigene Kompetenz und Verantwor-
tung flir andere entstehen.

Bei jugendlichen und heranwachsenden Straffilligen muf
sich eine Gesundheitserziehung weniger mit sozialer Hilflo-
sigkeit als vielmehr mit Sorglosigkeit auseinandersetzen;
besonders schwierig wird die Gesundheitsbildung bei jun-
gen Menschen mit einer sich auch auf das Gesundheitsbe-
wuBtsein auswirkenden sog. ,Null-Bock-Mentalitit“. Durch
Reizhunger im Freizeitverhalten setzen sich viele unverant-
wortlichen gesundheitlichen Risiken aus, die im Gesund-
heitstraining angesprochen, iiberdacht und Uberwunden
werden missen. Die Motivation junger Straffalliger, gesund-
heitsbewuf3t zu leben, ist nicht einfach, weil vielen dieser
Lernbereich im Gefihl, ,das Leben noch vor sich zu haben®,
fernliegt. Ein sich in dieser Altersstufe einschieifendes unge-
sundes Verhalten pragt meist das weitere Leben; umgekehrt
sind die Angehdrigen dieser Altersgruppe padagogisch
nicht erreichbar und beeinfluBbar. Sozialpddagogisch gese-
hen sollte sich die Gesundheitserziehung bei dieser Ziel-
gruppe nicht so sehr mit dem gesundheitlichen Wert ver-
niinftiger Lebensfiihrung befassen, sondern mehr die positi-
ven psycho-sozialen Folgen auBerer Art (Attraktivitat, Aner-
kennung) herausstelien. Wie bei weiblichen Straffalligen
kann dies allerdings nur einen Einstieg in die Thematik be-
deuten.
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Vor dem Hintergrund einsetzender koérperlicher Be-
schwerden diirfte bei alternden Gefangenen fiir ein Gesund-
heitstraining eher Aufgeschiossenheit und Betroffenheit zu
erwarten sein als bei jungen Straffalligen. Die Vorbereitung
auf ein einigermaBen gesundes Alter in Freiheit oderim Voll-
zug ist fiir die Vollzugsgestaltung bei sozial integrierten Erst-
tatern oder bei sozial auffalligen Wiederholungstatern in die-
ser Altersgruppe ein denkbares und eines der wenigen sinn-
vollen Tatigkeitsfelder. Altersspezifisch sollten die Trai-
ningsziele formuliert und die Trainingsinhaite ausgewahit
werden.

Eine weitere wichtige Zielgruppe fiir die Gesundheitsbil-
dung im Vollzug sind die zahlenmaBig ansteigenden Lang-
Zeitgefangenen; allein in Baden-Wurttemberg verbiiBen
iber 1000 Gefangene eine lebenslange Freiheitsstrafe, eine
zeitige Jugend- oder Freiheitsstrafe von mindestens finf
Jahren oder befinden sich in Sicherungsverwahrung. Lang-
zeitvollzug kann — muB aber nicht — zu Stérungen im Denken
und im Gefiihisleben filhren, zu Kontaktstérungen und zu
Veréanderungen im Lebensstil mit regressivem Verhalten, zu
einer Entdifferenzierung auf Vitalbedurfnisse oder zu Versu-
chen einer ertraglichen Zeitstrukturierung durch eine unper-
sonlich-formalistische Lebensgestaltung. Damit die These
von der gesundheits- und persénlichkeitszerstérenden Wir-
kung langen Freiheitsentzuges (iberzeugend durch gegen-
steuernde Bemiihungen widerlegt werden kann, sollte ein
Gesundheitstraining zum Langzeitvollzug gehéren und in ei-
ner mdglichst friihen Vollzugsphase beginnen, damit die
Gefangenen beizeiten in der Lage sind, auch unter den Be-
dingungen des geschlossenen Vollzuges etwas fur ihre kér-
perliche und seelische Gesundheit zu tun. Im Verbund mit
anderen sozialpddagogischen und psychologischen Hilfen
kann dies suizidalen Handlungen vorbeugen und zu einer
positiv-aktiven Auseinandersetzung mit der eigenen Le-
benslage fithren.

Die Uberschrift des vorliegenden Aufsatzes wurde be-
wuBt so gewahit, daB der darin liegende Appell auch fiir die
im Vollzug tatigen Bediensteten zutrifft. Zivilisationserschei-
nungen, denen jeder Biirger ausgesetzt ist, und berufliche
Belastungen eigener Art legen den Gedanken einer Ge-
sundheitsbildung fiir sie nahe, denn Wechselschicht, Mehr-
arbeit und Wochenenddienst belasten den natirlichen Ta-
gesrhythmus. Stref3situationen und Konflikte mit schwieri-
gen Gefangenen fiihren zu Belastungen, die denen von Poli-
zeibeamten vergleichbar sind. Dort hat man bereits die rich-
tigen Konsequenzen gezogen und ein spezielles Anti-StreB3-
Programm entwickelt'®; es Uberrascht festzustellen, daB
Anstaltspsychologen diese Aufgabe offensichtlich noch
nicht wahrgenommen haben. Bewegungsmangel, Ernah-
rungsprobleme, Ubergewicht und Gefahrdungen durch Ni-
kotin und Alkohol sind Zeiterscheinungen, die an manchen
Angehdrigen des dffentlichen Dienstes nicht voriibergehen,
im Gegensatz zur freien Wirtschaft'” zum Schaden des 61-
fentlichen Dienstes und der Betroffenen aber noch immer ta-
buisiert werden. Disziplinarrechtliche und dienstrechtliche
MaBnahmen helfen nicht und kénnen die mit einer unver-
niinftigen Lebensweise verbundenen volkswirtschaftlichen
Kosten nicht dampfen. Fir Anstaltsleiter und Personalver-
tretungen ware es daher eine dankbare Aufgabe, nach Még-
lichkeiten und Wegen fur Gesundheitsbildung bei Be-
diensteten zu suchen. Wenn bei solchen Kursen die Ange-
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horigen der Fachdienste als Moderatoren eingesetzt wir-
den, so entspriache dies einer zu unterstiitzenden Forde-
rung, neben der wissensmaBigen Aus- und Fortbildung die
psycho-soziale Betreuung der Bediensteten zu verstérken.
Und warum sollte es in ferner Zukunft nicht méglich sein, daB
Gefangene und Bedienstete bei vergleichbaren Problemen
mit der Gesundheit gemeinsam in einer Selbsthilfegruppe
lernen?

7. Vorbereitende und begleitende MaBnahmen

Gesundheitstraining fiir Bedienstete empfiehit sich schon
deshalb, damit ein solches Training flir Gefangene nicht mit
dem Argument ,,An uns denkt wieder einmal keiner“ auf Wi-
derstand stdB8t. Notwendig ist auch eine Vorstellung von Zie-
len und Inhalten des Gefangenentrainings auf Anstaltskon-
ferenzen, um Akzeptanz zu erreichen. Abgesehen von
ernstzunehmenden Einwénden gegen die Erfolgsaussich-
ten fand der Gedanke sines Gesundheitstrainings bei Vor-
tradgen des Verfassers auf Fortbildungstagungen fiir die An-
gehdrigen der verschiedenen Fachdienste und bei Gespra-
chen mit Personalratsmitgliedern eine erfreulich breite Zu-
stimmung (einzelne abwertende AuBerungen iber das
~Musli-Programm* sind einer beliebten Argumentations-
technik bei Angst vor Neuerungen zuzuschreiben).

Flankierend hinzutreten kénnten Arbeitsgruppen ,Ge-
sundheit“ mit dem Ziel, die Verhéltnisse in der jeweiligen
Vollzugsanstalt bzw. in der freien Einrichtung auf Gesund-
heitsschadlichkeit zu Gberprifen und Verbesserungsvor-
schlage zu erarbeiten. In derartigen Ausschiissen sollten
mitwirken: Anstaltsleitung, Anstaltsbeirat, Personalvertre-
tung, Gefangenenvertretung und Angehdrige der Fachdien-
ste, insbesondere der Anstaltsarzt. Hierdurch 1aBt sich ein
Beitrag zur Strukturverbesserung leisten.

Ill. Zur Einordnung des Trainingsbereichs

Gesundheitsbildung ergéanzt zunachst das Resozialisie-
rungskonzept des Sozialen Trainings um einen aktuellen
Trainingsbereich. Damit wird deutlich, wie flexibel der Trai-
ningsansatz ist und daB {ber ihn auf drangende Alltagspro-
bleme sinnvolle Hilfen angeboten werden kénnen. Der Ein-
wand, nun wiirden aus Gefangnissen und Wohneinrichtun-
gen fiir Strafféllige Sanatorien, geht fehl, denn Gesundheits-
training fordert ungleich mehr als passives Erdulden heilen-
der Medizin. Uberdios leistet Gesundheitsbildung einen
wichtigen Beitrag zur notwendigen Wertbildung von Straffal-
ligen. Gesundheitstraining gehért auch zur sozialen Arbeit
mit Straffalligen, weil ihre ungesunde und unverniinftige Le-
bensfiihrung Teil ihrer Dissozialitat ist. Und wenn dber die
Gesundheitsférderung der Gedanke einer gesunden Le-
bensweise in die Vollzugsanstalten getragen wird, dann be-
steht in kleinen Schritten und auf lange Sicht die Chance,
daB dort gesundheitsférderliche Verhéltnisse entstehen.

Gesundheitstraining und Gesundheitsbildung sind im (b-
rigen Oberparteiliche gesundheitspolitische Gegenwartsfor-
derungen'®, die dem Zeitgeist entsprechen (deshalb sollte
man auch alsbald mit der Gesundheitsbildung im Vollzug
und in der Straffalligenhilfe beginnen). Konnte man in den
siebziger Jahren noch eine Problematisierung des Lebens-
alitags und eine Uberzogene Hinwendung zu therapeuti-
schen Verfahren feststellen, so steigt angesichts sich nega-

tiv wandelnder Skologischer, wirtschaftlicher und sozialer
Rahmenbedingungen — eigenartigerweise (?) — der Stellen-
wert der Erwachsenenbildung, der Lebensbewdltigung, des
UmweltbewuBtseins, des sportlichen Trainings und einer
gesunden Lebensfiihrung — in breiten Bevélkerungsschich-
ten entwickelt sich GesundheitsbewuBtsein. Unter diesen
Vorzeichen werden Selbsthilfe und Eigenvorsorge zu Alter-
nativen bzw. Ergénzungen sozialer Sicherungssysteme'9.
Manch einer muB jetzt schon vor einer unangebrachten
Selbsthilfeeuphorie gewarnt werden, wahrend andere ent-
gegen dem Sozialstaatsprinzip nahezu alles der Eigenvor-
sorge Uberlassen wollen.

Die Forderungen nach mehr Gesundheitsprophylaxe sind
freilich nicht neu. Die Vermeidung gesundheitlicher Risiken
hat in Familie, Kindergarten und Schule schon immer eine
gewisse Rolle gespielt; heute diskutiert man, ob die Gesund-
heitserziehung ein facheriibergreifender Lernbereich blei-
ben oder ein eigenes Schulfach werden soll®®. In der Er-
wachsenenbildung der Volkshochschulen nehmen gesund-
heitsbezogene Veranstaltungen einen immer gréBeren
Raum ein2Y; in diesen Gesundheitstrainings erfolgen — je-
weils fir spezielle Zielgruppen — praktische Anleitungen fiir
gesunde Ernahrung, Entspannung, Bewegung und Kérper-
erfahrung, Vermeidung von Abhangigkeiten, Gesundheits-
pflege, Verhiitung von Krankheiten sowie Erlangung psychi-
scher Stabilitat und sozialer Kompetenz. Dies sind die pada-
gogischen Wurzeln der Gesundheitsférderung. In den Be-
reich FreizeitpaAdagogik fallen die Bemithungen vieler Bun-
desbirger um kérperliche Tiichtigkeit in Freizeitunterneh-
mungen (Sportvereine, Fitness-Center, asiatische Kampf-
schulen), weil dort meist auch eine andere Lebenshaltung
vermittelt wird.

Weitere Impulse fiir die Gesundheitsprophylaxe gehen
von Institutionen im Gesundheitswesen aus. Auf bundes-
und landesweit tatige Organisationen mit einem reichhalti-
gen Informations- und Fortbildungsprogramm wurde bereits
hingewiesen (s.0. 11.3.). Im Bemiihen, die Kostenexplosion
im Gesundheitswesen in den Griff zu bekommen, haben die
gesetzlichen und privaten Krankenkassen zahlreiche emp-
fehlenswerte Aufklirungsbroschiren zu einzelnen Aspek-
ten einer (un-)gesunden Lebensfiihrung herausgegeben®?.
Auch die Arzte- und Zahnirztekammern?® treten immer
wieder mit eigenen Vorbeugungsprogrammen an die Offent-
lichkeit. Als Teil der Daseinsvorsorge und der Gemesinwe-
senarbeit haben die Kommunen sich der Gesundheitsférde-
rung angenommen 24, In den meisten Gesundheitsamtsbe-
zirken des Landes Baden-Wiirttemberg wurden dariiber hin-
aus Arbeitsgemeinschaften fiir Gesundheitserziehung und
Gesundheitsbildung gegrindet, die sich wiederum zu einer
Land?sarbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen ha-
ben5).

Gesundheitsférderung ist jedoch nicht auf Pédagogik und
Gesundheitsdienste beschrankt, wenngleich auch Aufgabe
der Pflege- und Sozialberufe dort®®. Sie gehért auch zu ei-
ner ganzheitlichen Sozialarbeit, die zur Besserung von Le-
benslagen der Blrger beitragen will; so heif3t es zutreffend:
+Soziale Arbeit, die mehr leisten soll als nachtragliche Kom-
pensation von Defiziten — von Not, Leid und Behinderung —
hat sich auf das Leben-kénnen von Menschen, ihre aktive
Bewailtigung von Situationen, auf die (8kologische) Konsti-



tution eines guten Lebens zu konzentrieren. . . . Sozialarbeit
bendtigt dazu ein Uberindividuelles Konzept des gesund-
heitlichen Befindens, denn sie nimmt den Individuen nicht
die eigene aktive Filhrung eines gesunden Lebens ab, be-
ansprucht sie vielmehr als Teil der zu besorgenden gesun-
den Lebensfilhrung in Familien, in Gemeinden und im gan-
zen natiirlich-gesellschaftlichen Kontext* 2"

Die hiermit skizzierten Strdmungen bilden gleichsam den
Hintergrund fir das propagierte Gesundheitstraining im
Vollzug und in der Straffalligenhilfe. Auf den in anderen Be-
reichen mit der Gesundheitsbildung gewonnenen Erfahrun-
gen kénnen und miissen die speziellen Bemiihungen eines
Gesundheitstrainings fir Strafféllige aufbauen, um dann ein
eigenes Konzept zu entwickeln. In (Gesundheits-)Politik,
Wissenschaft und Praxis des Gesundheitswesens sollte
man umgekehrt die Straffélligen, insbesondere die Gefan-
genen, als eine weitere Zielgruppe fiir Gesundheitsbildung
wahrnehmen?®. Selbst wenn die Erfoigsaussichten noch
geringer sein sollten als in der Durchschnittsbevélkerung, so
gilt doch auch fiir sie:

., Gesundheit ist nicht alles,
aber ohne Gesundheit ist alles andere
nichts. “
— Arthur Schopenhauer —
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Chancen und Méglichkeiten des
Einsatzes von Spiel, Sport und
Bewegung im Strafvollzug

Jirgen Schréder

1. Einleitung

+Allmahlich haben sich auch in Deutschland die in Be-
tracht kommenden héheren Stellen von der Notwendigkeit
der verbindlichen Einfiihrung und des weiteren Ausbaues
des Turnsports in den Strafanstalten (iberzeugt, und heute
darf man sagen, daB diese Bestrebungen mit Erfolg sich
durchzusetzen wuBten. Allenthalben konnte man die Be-
trachtung machen, daB die Leibeslibung zur Gesundung
und Kraftigung des Kérpers und Geistes herangezogen wur-
den, daf} alle beteiligten Kreise immer wieder auf die Not-
wendigkeit derartiger Ubungen hinweisen und ihren Wert of-
fen zeigen konnten. Warum sollte der Strafvollzug sich die-
ses Bildungsmittels im weitesten Sinn nicht auch bedienen?
(Hellstern 1928, S. 347/348).

Betrachtet man die Situation heute, also etwa 60 Jahre
spater, dann kann man sagen, daB es lange gedauert hat,
bis der Sport im Strafvollzug zu einer festen Einrichtung ge-
worden ist. DaB er aber immer noch nicht (iber ein solides
Fundament verfligt, zeigt z.B. der ErlaB eines Justizmini-
sters vom 16.10.1986, der fiir die grdBeren Anstalten seines
Landes festgestellt hat, daB die Anzahl der durchschnittlich
beschaftigten Gefangenen um rund 1/5 zuriickgegangen ist
und deshalb anordnet, daB , alle Freizeitaktivitidten wéahrend
der Arbeitszeit (z.B. gemeinschaftlicher Fernsehempfang,
Sport einschlieBlich Schwimmen, evtl. Bastelerlaubnis u.4.)
mit sofortiger Wirkung eingestellt werden*.

Solche AuBerungen stehen im krassen Widerspruch zu
einer Pressemitteilung desselben Justizministers:

.Gern weise ich erneut darauf hin, daB der FuBball als ef-
zieherischer Mannschaftssport mit seiner positiven phy-
sischen, sozialen und psychischen Bedeutung im Rah-
men der Betreuung und Behandlung im Strafvollzug zu
Recht immer starker genutzt wird“ (Hannover,
26.9.1984).

In diesem Zusammenhang drangt sich die Frage nach
Sinn und Bedeutung des Sports im Strafvollzug auf: Kann
Sportim Strafvolizug Uberhaupt etwas bewirken —fir Gefan-
gene, fir Bedienstete? Und wenn Sport tatsachlich im Rah-
men des Volizugs der Freiheitsstrafe bestimmte Aufgaben
erfillen kann, dann mBten diese auch naher beschrieben
werden. Dies soll im folgenden geschehen.

Dabei erscheint es sinnvoll, eine zweifache Differenzie-
rung der Aufgaben des Sports vorzunehmen: Sport als Frei-
zeitaktivitat im Strafvollzug einerseits und Spiel, Sport und
Bewegung mit individual- und sozialpddagogischen Zielset-
zungen anderseits.

2. Sport als Freizeitaktivitadt im Strafvollzug

Wenn diese Funktion des Sports genannt wird, dann wird
im gleichen Atemzug zu Recht auf die gesundheitliche Be-

deutung des Sports hingewiesen. Objektive, medizinische
Nachweise Uber die Verbesserung des Herz-Kreislauf-Sy-
stems durch regelméBiges Sporttreiben gibt es inzwischen
in groBer Fiille, und diese liegen auch fiir den Strafvollzug
vor (vgl. Schneider 1985, S. 213).

Sportireiben als Beitrag zur Verbesserung der kérperli-
chen Gesundheit hat fiir Gefangene aufgrund der Haftsitua-
tion und der damit zwangslaufig verbundenen Bewegungs-
einschrankungen einen noch héheren Stellenwert als fir die
Bevélkerungskreise, die ihrem Bewegungsdrang (wenn sie
ihn denn tatsachlich haben sollten) freien Lauf lassen kén-
nen.

~-3esund sein” heiBt jedoch mehr als ,Frei sein“ von
Krankheiten, so die Weitgesundheitsbehdrde, und bedeutet
Wohigefiihl, Zufriedenheit, Ubereinstimmung mit der Um-
welt, und meint umfassender subjektives Wohlbefinden.
Diese Definition geht von der komplexen nicht aufteilbaren
Gesamtpersdnlichkeit des Individuums aus und erkennt au-
Berdem die Wechselwirkungen zwischen kérperlichem und
psychischem Befinden an.

Sporttreiben kann zur Stabilisierung oder Verbesserung
des Gesundheitszustandes in diesem umfassenden Sinn
flhren: Ein sportliches Ziel erreicht zu haben, der Erschép-
fungszustand nach dem Sporttreiben, ein gemeinsames
sportliches Erfolgserlebnis haben oder ein MiBerfolgserleb-
nis verkraften, das Zusammensein nach dem Sport, die Un-
terbrechung eines einténigen Tagesablaufs — das sind eini-
ge wenige Beispiele, die das individuelle Wohlbefinden be-
wahren oder steigern kdnnen.

Sport als Freizeitaktivitat im Strafvollzug kann in diesem
Sinn zur Humanisierung des Strafvollzugs beitragen, den
Vollzug der Freiheitsstrafe zumindast stundenweise ertragli-
cher gestalten und helfen, den ,schidlichen Folgen des
Freiheitsentzuges . . . entgegenzuwirken® (§ 3, Abs. 2 St-
VollzG).

Diese Aufgaben kann der Sport vor aliem dann erflllen,
wenn durch die verschiedensten Sportangebote und Sinn-
richtungen des Sports moglichst viele Gefangene angespro-
chen und zum Sporttreiben angeregt werden.

Die Grindung von Sportvereinen in Justizvollzugsanstal-
ten, die Teilnahme von Mannschaften am regularen Punkt-
spielbetrieb der Fachverbande, der Besuch von externen
Sportlern in den Anstalten, die Durchfiihrung von Sportkur-
sen auBerhalb der Anstalt mit unterschiedlichen sportlichen
Schwerpunkten, die Eingliederung einzelner Gefangener in
Sportvereine kénnen dazu beitragen, ,,das Leben im Vollzug
den allgemeinen Lebensverhdltnissen“ (§ 3, Abs. 1
StVollzG) anzugleichen und den Gefangenen helfen, ,sich
in das Leben in Freiheit einzuglieder* (§ 3, Abs. 3
StVollzG). Dariiberhinaus kann Sport im Strafvollzug den
Gefangenen eine — wie ich meine — sinnvolle Méglichkeit
aufzeigen und sie diese auch praktisch erleben lassen, ihre
frei veflgbare Zeit selbstandig auszufillen.

In diesem Sinn kann der Sport helfen, den Vollzug der
Freiheitsstrafe zu gestalten und eventuellen Haftschaden
entgegenzuwirken oder vorzubeugen. Die Existenz und die



Notwendigkeit von Sportangeboten fir Gefangene mliBte
infolgedessen im Interesse der Gefangenen und auch des
Vollzugspersonals sein. Die Bediensteten miBten am Sport
interessierte Gefangene auf der Grundlage der oben ausge-
fihrten Argumente in ihren Bemilhungen unterstiitzen,
Sport zu treiben.

In vielen Justizvollzugsanstalten betreuen in der Tat Be-
dienstete des allgemeinen Vollzugsdienstes, aber auch
Padagogen, Sozialarbeiter, Psychologen, Geistliche, Sozio-
logen und manchmal sogar Anstaltsleiter Gefangene im
Sport.

Waibhrend bisher die Funktion des Sports als Freizeitaktivi-
tat aus der Sicht der Gefangenen besprochen wurde, soll im
folgenden kurz die Perspektive der Bediensteten des alige-
meinen Vollzugsdienstes zum Gefangenensport beschrie-
ben werden.

Im Rahmen eines im Jahr 1975/76 in der Justizvolizugs-
anstalt Wolfenblittel vom Institut fiir Leibesiibungen der
Technischen Universitét Braunschweig durchgefiihrten For-
schungsvorhabens wurden u.a. auch 61 Bedienstete zur
Bedeutung des Sports und nach ihrer Einstellung zum Sport
befragt. Die Bediensteten beflrworten den Gefangenen-
sport einhellig und billigen ihm im Rahmen aller Freizeitakti-
vitdten einen hohen Stellenwert zu. Sie stimmen vor allem
dem positiven EinfluB des Sports auf die kérperliche und ge-
sundheitliche Verfassung der Gefangenen zu. Das Spori-
treiben wirkt sich nach Auffassung der befragten Bedienste-
ten positiv auf das Anstaltsklima aus und macht ihren
Dienstablauf konfliktfreier. Die Teilnahme von Gefangenen
am Anstaltssport bedeute fir sie zwar eine Mehrbelastung,
aber der Dienst werde fiir sie dadurch leichter, daB die Ge-
fangenen, die am Sport teilnehmen, ausgeglichener, ver-
standnisvoller, umganglicher und weniger aggressiv seien.
Zusammenfassend 4Bt sich sagen, daB Sport als Freizei-
taktivitat im Strafvollzug far die sporttreibenden Gefangenen
hilfreich ist, aber auch von den in der oben angegebenen
Untersuchung befragten Bediensteten als wichtige Freizei-
taktivitat eingeschatzt wird, die sogar ihre Arbeit erleichtern
kann.

3. Angebliche Wirkungen des Sports im
Strafvollzug

Auf der Grundlage bildungstheoretischer Annahmen (ber
die padagogischen Auswirkungen des Sporttreibens wer-
den bis heute dem Sport und auch dem Sport im Strafvollzug
gesellschaftlich wiinschenswerte sozialerzieherische und
personlichkeitsbildende Eigenschaften unterstellt. Diese
sollen angeblich als direkte und automatische Folge der
sportlichen Betatigung zustande kommen. Jegliches Sport-
treiben wird dabei als behandlerische MaBnahme verstan-
den und der Sport als ganz wesentlicher Faktor der Resozia-
lisierung aufgefaBt. Die einleitenden Zitate sind bereits Bei-
spiele fir diese Feststellung (vgl. S. 2, 3). Interessant ist in
diesem Zusammenhang, daB vor allem immer wieder soge-
nannte ,Insider” zu einer uneingeschrankt positiven Ein-
schatzung des Sporttreibens filr die Sozialerziehung und die
Personlichkeitsbildung kommen: ,,Denn der Sport kann Ver-
haltensweisen und WertmaBstabe vermitteln. . . . Er lehrt
Selbstbescheidung, fordert Verstandnis flir den Mitmen-
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schen und Toleranz“ (Ruderisch 1972, S. 219) und Nickolai/
Sperle nach einer Hochgebirgswanderung mit Gefangenen:
«Wir sind fest davon (iberzeugt, daB solch einschneidende
Erfahrungen, die der Jugendliche einmal gemacht hat, von
diesem in sein Verhaltensrepertoire aufgenommen werden®
(1980, S. 35). Anstaltspfarrer, Anstaltsarzte, Anstaltsleiter,
Sozialarbeiter im Justizvollzugsdienst legen aufgrund ihrer
personlichen Erfahrungen Zeugnis ab von den ,wundersa-
men* und automatischen Wirkungen des Sporttreibens fir
die gesellschaftlich wiinschenswerte individuelle und sozia-
le Erziehung von Gefangenen. Auf die Absicherung solcher
Feststellungen mit Hilfe — auch noch so einfacher — empiri-
scher Untersuchungen wird dabei verzichtet.

Haas kritisiert zu Recht die Autoren, die Sport im Strafvoll-
zug auf dieser Argumentationsebene begriinden und be-
werten: ,indem sie die Wirkungen des Sports durch die im
Sport selbst angeblich beruhenden Eigenschaften erklaren,
unterstellen sie dem Sport naturwiichsige Qualitaten, die
sich dem rationalen Zugriff, damit letztlich der Veranderung
in gesellschaftspolitischer Hinsicht entziehen® (1974, S.
275).

Empirische Untersuchungen aus dem Hochleistungs-
sport, in dem die Probanden einem zeitlich intensiven Treat-
ment ausgesetzt sind, kommen in der Regel zu der SchiuB-
folgerung, daB der EinfluB des Hochleistungssports auf die
Veranderungen von Personlichkeitsmerkmalen duBerst ge-
ring ist (vgl. dazu zusammenfassend Schroder 1983, S. 125-
132).

Diese kritischen AuBerungen iiber Sinn und Ziele des
Sports im Strafvollzug dirfen nicht miverstanden werden:
die Bedeutung des Sports fUr Inhaftierte soll keineswegs in
Frage gestellt werden. Von zweifelhaftem Wert sind lediglich
die zum Teil vollig Gberhdhten, empirisch nicht bewiesenen,
ideologisch gefarbten, von naiver Glaubigkeit getragenen
und angeblich automatischen Auswirkungen des Sporttrei-
bens.

Bedeutung, Berechtigung und Notwendigkeit fiir Sportan-
gebote im Strafvollzug 1aBt sich vor allem auf dem Hinter-
grund der eingangs beschriebenen Argumente ableiten:
Verbesserung des Wohlbefindens, Beitrag zur Humanisie-
rung, Gestaltung der Freizeit, Ausweitung von Kontakten
sind Ziele, die auch tatsachlich verwirklicht werden kénnen.

Sport im Strafvolizug kann dartiberhinaus jedoch auch als
Hilfsmittel bei der Behandlung und Erziehung von Gefange-
nen verwendet werden, wenn er mit entsprechenden Ziel-
setzungen und Verfahrensweisen konzipiert wird. In diesem
Fall kann Sport nicht mehr als Freizeitaktivitat eingeordnet
werden, sondern erlangt spezielle Funktionen im Rahmen
behandlerischer MaBnahmen.

Bevor auf diese Verwendung von Spiel, Sport und Bewe-
gung naher eingegangen wird, mdchte ich mit Hilfe von 10
Thesen an dieser Nahtstelle, die nach meiner Einschatzung
gunstigen Voraussetzungen des Sports flir den Behand-
lungsvollzug beschreiben:

1. Wahrend der sportlichen Betatigung ist es méglich, zu-
satzliche Informationen zu den in anderen Situationen
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der Inhaftierung gewonnenen Erkenntnissen (iber die
Gefangenen zu erhalten.

2. Das Verhalten des Gefangenen wahrend des Sporttrei-
bens ist spontaner, da es nicht iberwiegend durch ratio-
nale Steuerungsprozesse, sondern vor allem durch
emotionale Faktoren beeinfluBt wird.

3. Sportliche Situationen zeichnen sich vor allem dadurch
aus, daB sie ein konkretes Handlungs- und Erlebnisfeld
fur die Beteiligten darstelien.

4. Das Verhalten in Test- und Gespréchssituationen bein-
haltet die Gefahr der sozialen Anpassung und férdert
unter Umstinden Aussagen, die sozial erwiinscht sind.

5. Die wahrend der sportlichen Bet4tigung gezeigten Ver-
haltensweisen sind Ausdruck der Gesamtpersénlich-
keit und treten nicht einmalig, sondern in gleicher oder
ahnlicher Weise in unterschiedlichen Lebenssituatio-
nen auf,

6. Individuelles Bewegungsverhalten ist immer auch indi-
vidueller Ausdruck von Persénlichkeitsmerkmalen.

7. Eine der Voraussetzungen fiir ,erfolgreiche* Behand-
lung ist die méglichst vollstandige Kenntnis (iber die
Entwicklungen, Einstellungen und Verhaltensweisen
der zu Behandelnden. Dazu kann auch das Verhalten
im Sport beitragen.

8. Alle an der Behandlung beteiligten Personen miissen
Interesse haben, Gefangene auch beim Sporttreiben zu
beobachten, weil sie dabei mehr (iber sie erfahren und
ihre BehandlungsmaBnahmen daran ausrichten kén-
nen.

9. Sporttreiben als konkretes Erfahrungsfeld sowie Ge-
sprache Uber das Verhalten im Sport kdnnen wichtige
behandlerische Ausgangspunkte darstellen.

10. BehandlungsmaBnahmen mit dem Hilfsmittel Sport
miissen von den Beeintrachtigungen der zu behandeln-
den Personen ausgehen, die auch im Sport auftreten.
Dazu gehoéren u.a.:

egoistisches Verhalten

~ geringes Selbstvertrauen

Leistungsprobleme

gestérter Bezug zur Realitat

Beziehungsprobleme (vgl. Baulitz u.a. 1980, S. 102
ff.)

4. Spiel, Sport und Bewegung als individual-
und sozialpddagogische Hilfsmittel

Da Gefangene vor allem ,Beeintrachtigungen der psychi-
schen und sozialen Entwicklung“ (Driebold/Specht 1980, S.
34) aufweisen, stelit sich die Frage, ob und ggf. welche Be-
reiche von Spiel, Sport und Bewegung als Hilfsmittel der Be-
handlung Verwendung finden kénnen.

Fiir den Aufbau sozialer Kompetenz bieten sich vor allem
spielerische sportliche Betatigungen in der Gruppe oder in
Mannschaften an. Wird Sport als Hilfsmittel des sozialen
Trainings eingesetzt, kdnnen die wahrend des Sporttreibens
auftretenden — im positiven oder negativen Sinn — ,auffalli-
gen* Verhaltensweisen aufgegriffen und mit Hilfe von Ge-

sprachen bewuBt gemacht werden. Spezielle soziale Beein-
tréachtigungen, wie z.B. Beziehungsschwierigkeiten mit an-
deren Personen kdnnen durch die Auswahl von Spielen, de-
ren Spielidee Korperberiihrung oder andere Formen der
Kontaktaufnahme darsteilen, ,behandelt“ und besprochen
werden.

Dariiberhinaus ist es méglich, mit Hitfe von kérper- und
bewegungstherapeutischen Verfahren und in Zusammen-
hang mit der Verbalisierung individueller Befindlichkeiten
subjektive Einstellungen und Verhaltensweisen zu beein-
flussen und damit die Selbstkompetenz zu erweitern. Im Un-
terschied zu gesprachspsychotherapeutischen Verfahren,
die ausschlieBlich auf sprachlicher Basis beruhen und damit
einen Teil der Informationsgewinnung und Informationsver-
wertung im BehandlungsprozeB unberiicksichtigt lassen,
werden hier sportliche Betdtigungen im weitesten Sinn mit
BewuBtmachung durch Sprache verbunden. Grundlage und
Charakteristikum dieser Verfahren ist damit das Individuum
in seiner Gesamtheit und als Einheit und eben nicht nur der
geistige bzw. rationale Teil der Betroffenen.

Die Existenz von Zusammenhdngen zwischen motori-
schen und geistigen Merkmalen wird unter anderem von
Entwicklungspsychologen betont. Aber auch in der Psycho-
motorik und in der Psychosomatik geht man von der Ganz-
heit des Individuums aus und erkennt die Wechselwirkun-
gen zwischen kérperlicher und psychischer Verfassung an.

Die méglichen Auswirkungen von Einzel- oder Gruppen-
gespréachen auf Einstellungen und Verhaltensweisen sollen
hier nicht in Zweifel gezogen werden, da sie ebenfalls Be-
standteil der beiden oben genannten Anséatze sind. Im Gbri-
gen liefern die Ausfuhrungen von Tausch/Tausch zahlreiche
Belege fiir den Erfolg der Gesprachspsychotherapie (vgl.
1981).

Dennoch muB die Frage erlaubt sein, ob nicht Sport, Spiel
und Bewegung eine sinnvolle Erganzung gesprachspsycho-
therapeutischer Verfahren sein kdnnen. Es erscheint nicht
ganz unproblematisch, Menschen, die haufig nur Gber einen
restringierten Sprachcode verfligen, ausschlieBlich mit Hilfe
der Sprache behandeln zu wollen. Ich kdnnte auch provozie-
render fragen, ob nicht diejenigen, denen mit dem Medium
Sprache gehoifen werden soll, Gberhaupt die dazu notwen-
digen intellektuellen Voraussetzungen haben.

Sport in seiner traditionellen Auspragung entspricht dem
Interesse einer groBen Zahl von Gefangenen. Durch die
Teilnahme am Schulsport, Vereinssport, nicht-organisierten
Spont, aber auch aufgrund von Erfahrungen mit Sport im
Strafvollzug nimmt der Sport einen hohen Stellenwert im In-
teresse der Gefangenen ein. Es ware tatséchlich unver-
standlich, wenn nicht diese giinstige Voraussetzung fiir be-
handlerische Ma3nahmen genutzt wirde.

Bisher sind die Chancen, Spiel, Sport und Bewegung ge-
zielt in Verbindung mit Gesprachen und Bewufitmachung
als therapeutische Hilfsmittel einzusetzen und zu erproben
bei uns —ganz im Unterschied zu Anstalten in Holland etwa—
s0 gut wie nicht genutzt worden. Eine Begriindung ist wohl
darin zu sehen, daB Sporttreiben im Strafvollzug ja angeb-
lich ohnehin schon als erfolgreiches und automatisches



Therapeutikum betrachtet wurde. Wenn also jegliche sportli-
che Betatigung von Gefangenen bereits als Therapie ange-
sehen wird, dann sind natiirlich auch keine speziellen be-
handlerischen Anstrengungen mehr erforderlich.

Bei der Auswahl des Sports als soziales Training miissen
— wie bereits aufgezeigt — die Beeintrachtigungen der zu be-
handelnden Personen im Mittelpunkt stehen. Im folgenden
werden beispielhaft Spiele und Ubungen beschrieben, die
dazu beitragen sollen, ,Kontaktschwierigkeiten“ abzubau-
en.

Es kénnte begonnen werden mit Spielen, die Kontakte mit
den Handen des Partners erforderlich machen, so z.B. bei
dem Spiel , Drittabschlagen* mit kurzen Beriihrungen und
+Kettenfangen“ mit 1angeren Beriihrungen der Handes des
Partners, Korperkontakte bei der ,Sitzschlange®, bei dem
Spiel ,Standbild formen*, Ganzkérperkontakte bei dem
Spiel , Transportband”, ja sogar Massage mit einem groBen
bzw. einem kleinen Ball oder mit den Handen sollen einen
Eindruck der Abstufungsméglichkeiten dieser Spiele und
Ubungen widergeben. Vertrauensspiele wie z.B. ,Blinden-
fUhrer” mit Handhalten, ,,Blindenflhrer* mit Sprechen, ,Blin-
denfiihrer* in einem Gerateparcours, ,Baumstammpen-
deln“ mit geschlossenen Augen, ,Gordischer Knoten“ mit
geschlossenen Augen, ,Denkmal tragen* usw. sind weitere
Beispiele fir den Einsatz von Spielen zum Abbau von Kon-
taktschwierigkeiten.

Zusétzlich zu der spielerischen Betatigung miiBte in Ein-
zel- oder Gruppengesprachen das Verhalten der Gruppen-
mitglieder bewuBt gemacht und méglicherweise auch pro-
biematisiert werden.

Der weitere Aufbau von Beziehungen miBte natiirlich
Uber die sportliche Betatigung und die Gesprache nach dem
Sport hinausgehen und auf Lebenssituationen in der Anstalt
und schlieBlich auch iiber die Anstalt hinaus ausgeweitet
werden. Spatestens hier ist die Mitarbeit der Fachdienste er-
forderlich und sinnvoll.

Der Sport kénnte fir das hier beschriebene Beispiel Aus-
gangspunkt und auch immer wieder Bezugspunkt fiir die Be-
handlung sein, an der sich unter allen Umstinden auch Mit-
arbeiter der anderen Fachdienste einschlieBlich der Be-
diensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes beteiligen
muiBten. Sportlehrer, Sozialarbeiter, Psychologen, Arzt,
Werkbeamte und Bedienstete des allgemeinen Vollzugs-
dienstes kénnten hier gut zusammenarbeiten, sich gegen-
seitig erganzen und eine Behandlung sicherstellen, die den
zu Behandelnden als Gesamtpersénlichkeit und Einheit an-
erkannt und ihn nicht aufteilt als sportliches und soziales
oder kérperliches oder psychisch krankes oder werktatiges
Wesen. Jedes Mitglied dieser Behandlungsgruppe kénnte
mit seinen jeweiligen Kompetenzen auf der Grundlage eines
gemeinsamen Konzeptes jeweils spezifische Beitrage zur
Behandlung leisten.

Die Verwendung von kérper- und bewegungstherapeuti-
schen Verfahren geht davon aus, daB psychische Probleme
korperliche Auswirkungen haben und umgekehrt, und daB
mit Hilfe dieser Verfahren Verbesserungen im psychischen
und kérperlichen Befinden erreicht werden kénnen. Ver-
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spannungen in der Muskulatur von Hals und Nacken z.B.
konnen ihre Ursachen in einer hohen psychischen Bean-
spruchung im Alltagsleben haben und zu einer dauerhaften
und schmerzhaften Erhohung des Muskeltonus fiihren:
»1iefenpsychologisch betrachtet ist der Nackenbereich die-
jenige Korperregion, in der sich der Dauerstre8 und seeli-
sche Konflikte als Muskelverspannungen niederschiagen”
(Kiphard 1981, S. 267).

In einem Projekt des Instituts flir Sportwissenschaften der
Universitat Géttingen, unterstitzt vom Arbeitskreis Sport
und Justizvollzug in Hessen, sollen in der Sozialtherapeuti-
schen Anstalt Kassel Il Erfahrungen mit der Anwendung von
Kérper- und Bewegungstherapien gesammelt werden.
Ubergeordnetes Ziel ist, durch praktische Erfahrungen und
Erprobungen das therapeutische Angebot in der Anstalt um
Verfahren der Kérper- und Bewegungstherapie zu erweitern.

Die Durchfihrung der einzelnen praktischen Veranstal-
tungen steht dabei unter folgender Zielsetzung:

— Im FitneBbereich sollen Kondition, Beweglichkeit, Kraft,
Schnelligkeit und Ausdauer verbessert werden. Mit Hilfe
von Konditions- und FiBneBibungen soll aliméahlich die
kérperliche Leistungsfahigkeit gesteigert werden.

- Im Entspannungsbereich sollen die Teilnehmer lernen,
muskuldre Spannungen und Verspannungen abzubauen
sowie StreBsituatibnen zu bewaltigen. Gezielte Entspan-
nungstechniken sollen erlernt werden.

— Im Bewegungsbereich sollen neue Korper- und Bewe-
gungserfahrungen, Wahrnehmungs- und Raumerfahrun-
gen gesammelt werden. Dazu dienen vor allem Ubungen
und spielerische Betatigungen zur Verbesserung der
Wahrnehmungsfahigkeit von Raum, Umgebung, des ei-
genen Kérpers und der Gruppe.

AuBerdem sollen Bewegungen nach Musik und vorgege-
benen Rhythmen ausgefiihrt werden.

Als integrativer Bestandteil der Ubungsstunden werden
im AnschluB an die FitneB3-, Entspannungs- und Wahrneh-
mungsiibungen Gesprache U(ber subjektive Eindriicke,
Wahrnehmungen und Empfindungen in der Gruppe gefiihrt.

Erste und selbstverstandlich lediglich vorlaufige Erfahrun-
gen aus diesem Projekt sind:

— Die beteiligten Gefangenen sind ohne weiteres bereit,
sich auf das Behandlungsmedium , Bewegung“ einzulas-
sen, obwohl sie im allgemeinen eine davon unterschiedIi-
che, namlich traditionelle sportliche Sozialisation erlebt
haben;

— die Gruppenmitglieder haben im Rahmen der Veranstal-
tung keine Schwierigkeiten, sich zu entspannen;

— sie empfinden die Entspannungsiibungen als wichtigen
Beitrag zur momentanen Verbesserung ihres Wohlbefin-
dens;

— sie sind wahrend der Gesprache ohne Einschrankungen
bereit, ihre personlichen Eindriicke und Wahrnehmungen
innerhalb der Gruppe zu beschreiben;

— sie haben Schwierigkeiten, den Sinn der sensomotori-
schen Ubungen zu erkennen, nehmen dennoch bereitwil-
lig auch daran teil.
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5. Mbglichkeiten der praktischen Umsetzung

AbschlieBend stellt sich nun die Frage, ob und gegebe-
nenfalls wie diese Uberlegungen zu Spiel, Sport und Bewe-
gung als Mittel im Behandlungsvollzug tatsachlich verwirk-
licht werden kénnen. Diese Fragestellung darf selbstver-
standlich nicht ausschlieBen, daB auch der Sport als Freizei-
taktivitdt der weiteren Forderung bedarf: Das Einstellen
hauptamtlicher Fachkrafte (Sportiibungsleiter und Sportleh-
rer) sowie die Einrichtung geeigneter Sportstatten fiir den
Ganzjahresbetrieb sind dabei die wichtigsten Forderungen.

Im Mittelpunkt der Uberlegungen, wie einzelne Anstalten
dem Medium Bewegung mehr praktische Bedeutung im
Vollzug der Freiheitsstrafe beimessen kénnen, sind vor ai-
lem personelle Probleme zu l6sen.

Sowohl Sportiehrer als auch Ubungsleiter im Justizvoll-
zug sind bisher in der Regel ausschlieBlich auf den Teilbe-
reich Sport als Freizeitaktivitat im Strafvollzug hin ausgebil-
det worden und darauf fixiert. Gezielte FortbildungsmaBnah-
men mit dem Schwerpunkt ,,soziales Training“ und ,,Korper-
und Bewegungstherapien“ sollen zuséatzliche Kenntnisse,
Fahigkeiten und Erfahrungen vermittein. Im Mittelpunkt
missen solche Veranstaltungen und damit auch die Vermitt-
lung solcher kérper- und bewegungstherapeutischer MaB-
nahmen stehen, die in kurzer Zeit erlernbar und damit auch
vermittelbar sind. Muskelentspannungstraining, psychomo-
torische Ubungen und Spiele in Verbindung mit dem dazu
zwingend notwendigen theoretischen Hintergrund erfillen
diese Anforderungen. Tanztherapeutische und bioenergeti-
sche Verfahrensweisen setzen eine umfassende, zeitlich
aufwendige und insgesamt professionelle Ausbildung vor-
aus und kommen daher nicht in Frage.

Fur die Verwendung des Sports als Hilfsmittel des sozia-
len Trainings miBten ebenfalls gezielte Fortbildungsveran-
staltungen angeboten werden. Die universitire Ausbildung
solite den hauptamtlichen Sportlehrern im Justizvollzugs-
dienst ein ausreichendes Fundament fiir diesen Einsatz des
Sports geboten haben, da soziales Lernen einer der
Schwerpunkte in der sportwissenschaftlichen Forschung
der vergangenen 15 Jahre war. So ware es mdglich, daB ein
Sportlehrer selbst als Lehrkraft fir die Fortbildung einge-
setzt wiirde.

Durch die Beschéftigung von ehrenamtlichen Mitarheitern
mit den erforderlichen speziellen Qualifikationen fiir Veran-
staltungen mit dem Schwerpunkt ,Kérper- und Bewegungs-
therapien” koénnten unmittelbar die oben ausgefiihrien
Uberlegungen verwirklicht werden. Kursieiter bei der Volks-
hochschule, Mitarbeiter von Instituten fir Gesundheit und
Korpererfahrung und nicht zuletzt Studierende hoherer Se-
mester mit entsprechender spezieller Ausbildung kommen
als Ehrenamtliche in Frage.

Bei der Einstellung von Fachkréaften in den Justizvollzugs-
dienst miBte in Zukunft darauf geachtet werden, daB3 ent-
sprechende Qualifikationen wahrend der Ausbildung erwor-
ben worden sind.

Die zur Zeit noch bestehenden personellen Engpasse
konnten durch FortbildungsmaBnahmen und die Einstellung

ehren- und hauptamtlichen Personals mit speziellen Qualifi-
kationen auch kurzfristig iberwunden werden.

Die notwendige Zusammenarbeit zwischen den Perso-
nen, die Spiel, Sport und Bewegung als Mittel der Behand-
lung verwenden wolien, stelit ein weiteres personelles Pro-
blem dar. Wenn Sportiibungsleiter und Sportlehrer ihre Kol-
leginnen und Kollegen in der Anstalt iber die vielféltigen Ein-
satzméglichkeiten des Sports im Strafvollzug informieren,
ware ein erster Schritt getan. Ein weiterer Schritt ist die ge-
meinsame Ausarbeitung eines Konzeptes, um z.B. Sport als
Hilfsmittel des sozialen Trainings oder Verfahren der Kor-
per- und Bewegungstherapie einzuseizen. Daran miBten
sich im Idealfall alle Gruppen innerhalb der Anstalt beteili-
gen. Sicherlich ware es aber zundchst einfacher und auch
realistischer, erst einmal Einzelpersonen anzusprechen, mit
deren Mitarbeit gerechnet werden kann. Die Initiative zu ei-
nem solchen Gesprach kann sowohl von den fiir den Sport
verantwortlichen Personen als auch von jedem anderen Be-
diensteten ausgehen.

Bei der Ausarbeitung des Konzepts fiir ein solches Projekt
muB dann auch sichergestellt werden, daB die notwendigen
personellen Voraussetzungen erfillt werden kdnnen.

Es ist selbstverstandlich, daB sich derartige Uberlegun-
gen nicht in jeder Vollzugsanstalt umsetzen lassen und au-
Berdem der Erfoig solcher Neuerungen keineswegs sicher
ist. Veranderungen, wie sie hier beschrieben worden sind,
kdénnen auch zu Verunsicherungen fiihren, da bisher Be-
wahrtes und Vertrautes in Frage gestellt wird.

Es muB auch damit gerechnet werden, daB sich in der
praktischen Durchfiihrung immer wieder Schwierigkeiten
und Konflikte ergeben werden.

Dennoch: Spiel, Sport und Bewegung sind eine Chance
fir den Strafvollzug. Es wére schade, wenn sie ungenutzt
bliebe.
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Besuchsverkehr im Strafvollzug —
ein reglementierter Kontakt zur
AuBenwelt?

Christian Knoche

I. Einleitung

+ - - Wer kennt schon diesen Bauwagen, der fast zwei
Jahre lang vor ihrem Geféngnis als provisorischer Warte-
raum abgestellt war. In diesem Wagen warteten die Besu-
cher der Gefangenen an manchen Sonntagen bis zu zwei
Stunden, um ihren Vater, Bruder, Sohn, Geliebten oder
Freund fir ein einziges Mal im Monat zu besuchen. Am letz-
ten Sonntag im Monat ist Hochkonjunktur, man findet keinen
Sitzplatz mehr und ich habe oft gegriibelt, was sich hinter
den Gesichtern der Besucher, hinter Gesichtern von ergrau-
ten Mattern, Kleinkindern und auch hinter denen mir selbst
zuwider erscheinenden Zuhaltertypen verbirgt.

Die stickige Luft an einem Sommersonntag im Bauwagen
ist nicht nur Gift fur die Lungen der Kinder, die ihre gefange-
nen Vater besuchen. Warum gibt es keine Spielraume, in
denen die Gefangnisvater mit ihren Kindern wahrend der
Besuchszeit spielen kénnen, warum wird der Rasen ihres
Gefangnisses nicht an Besuchstagen fiur Gefangene und
Besucher freigegeben, warum hat ein Gefangener nicht das
Recht, an einem Sommersonntag mit Freunden oder Ver-
wandten auf einem Rasen Platz zu nehmen?

Statt dessen gibt es in Butzbach drei stickige Raume, die
ausreichen missen fur die Monatsbesuche von insgesamt
700 Gefangenen. Der einstiindige Besuch im Gefangnis ist
auch fir die Besucher mit Demdtigungen begleitet. Nicht nur
die alltagliche Unfreundlichkeit des einen oder anderen
Wachtmeisters schlagt auf das korperliche Wohlbefinden,
auch die Ahnung, die man davon erhalt, wie es auf die Kin-
der einwirken muB, bis auch sie das Ritual der Durchsu-
chung hinter sich gebracht haben, um endlich zum Besuch-
ten vorgelassen zu werden. Aber bitte, kommen Sie mir jetzt
nicht mit dem Argument, dann lassen Sie doch ihre Kinder
zu Hause, wenn Sie ins Gefangnis gehen . . . '

Diese erniichternde und eindrucksvolle Schilderung eines
Besuchers scheint die Besuchsatmosphare — nicht nur in
der JVA Butzbach — treffend zu kennzeichnen: Besuch im
Strafvollzug — ein kurzer, reglementierter Kontakt in un-
freundlichen und Uberflliten Besuchsraumen, abstoBend,
aber zugleich einzige Méglichkeit fur viele Gefangene, so-
ziale Bezlige zur AuBenwelt aufrechtzuerhalten?

RegelmaBige Besuche kénnten der Zerstérung mehr oder
weniger intakter Beziehungen zu anstaltsfremden Personen
oder Institutionen entgegenwirken, kénnten dem Gefange-
nen gesellschaftliche Realitat wenigstens ansatzweise ver-
mitteln. Eine groBzigige Besuchspraxis kénnte die zuneh-
mende Isolierung und Prisonisierung verhindern und fiir den
Gefangenen schlieBlich eine willkommene Unterbrechung
des tristen und monotonen Vollzugsalltags darstellen. Statt
dessen fristet der Besuchsverkehr gemessen an seiner ho-
hen Bedeutung offenbar ein Schattendasein, scheinen sich
Entwicklungen und Veranderungen in diesem Bereich nur



146

langsam einzustellen. Bereits eine flichtige Betrachtung
des Gesamtkomplexes ,AuBBenkontakte” im StVollzG 4Bt
erkennen, daB die Besuchsrechte des Gefangenen durch
zahlreiche Vorschriften eingeschrankt und — wie Joester
meint — durch eine ,gebetsmihlenhafte Wiederholung der
Begriffe Sicherheit und Ordnung z.T. verstimmelt wer-

den“ 2

Im Rahmen einer Untersuchung, die von der Juristischen
Fakultat der Universitat Goéttingen inzwischen als Disserta-
tion angenommen worden ist, wurde daher der Frage nach-
gegangen, wie dieser offenkundige Konflikt zwischen dem
Erfordernis eines geordneten Strafvollzugs und den Be-
suchsrechten des Gefangenen in der Literatur, Rechtspre-
chung und Vollzugspraxis gelést wird, und ob dabei Sicher-
heits- und Ordnungsinteressen der Strafanstalten oder die
Anspriiche der Gefangenen Vorrang erhalten.

Von besonderen Interesse war dabei ein Teilbereich der
Vollzugspraxis, und zwar die gem. § 161 StVollzG erlasse-
nen Hausordnungen von 30 ausgewahliten Strafanstalten
der gesamten Bundesrepublik. Insgesamt 40 verschiedene
Regelungen wurden daraufhin tiberprift, ob sie die aner-
kannten Besuchsrechte der Gefangenen (iber die §§ 23 ff.
StVollzG verkiirzen oder aber in erster Linie neue Ansprii-
che fiir die Gefangenen festschreiben. Der folgende zusam-
menfassende Uberblick (ber die Besuchsrechte und Ein-
schréankungsméglichkeiten des StVollzG (I1.-IV.) sowie liber
die Auswertung der herangezogenen Hausordnungen (V.)
wird die wesentlichen Ergebnisse verdeutlichen.

Il. Die allgemeinen Besuchsrechte

Die §§ 23 ff. StVollzG® begriinden fiir die Gefangenen
und entsprechend fir die auBenstehenden Besucher zahl-
reiche Besuchsrechte.¥

Erstes und wichtigstes Recht auf regelméBigen Besuch
durch grundsatzlich jedermann (§ 24 Abs. 1 Satz 1).% Dar-
aus folgt, daB8 grundsatzlich jeder Besucher zuzulassen ist,
dessen Besuch der Gefangene wiinscht.® Eine zahlenma-
Bige Begrenzung der Besucher, etwa durch die Hausord-
nung, ist allenfalls im Einzelfall zulassig, wenn ein auBeror-
dentlich umfangreicher Gruppenbesuch zu erwarten ist, der
auf Grund begrenzter Besuchskapazititen oder fehlender
Beamten nicht abgewickelt werden kénnte.”

Ein ebenso bedeutsames, wenn auch véllig unzureichen-
des Besuchsrecht folgt aus § 24 Abs. 1 Satz 2.% Danach hat
der Gefangene einen Mindestanspruch auf eine monatliche
Besuchszeit von (nur) einer Stunde. Diese Regelung er-
scheint kaum geeignet, die personlichen Bediirfnisse des
Gefangenen nach ernsthaften sozialen Kontakten zu befrie-

digen und ist daher in der Vollzugspraxis groBziigig zu hand- -

haben. Es ist unzuldssig, wenn der Anstaltsleiter gem. § 161
Abs. 2 Ziffer 1 gegen den Willen des Gefangenen die ohne-
hin knappe Besuchszeit von einer Stunde auf mehrere Be-
suche verteilt, weil derartige Kurzbesuche sinnvolle Gespra-
che faktisch unméglich machen.? Im Interesse auswartiger
Besucher und Berufstétiger sollten die jeweiligen Hausord-
nungen allerdings Besuchsmdglichkeiten an den Wochen-
enden gewidbhrleisten.?

§ 24 Abs. 2 verpflichtet die Vollzugsanstalt sodann zur Ge-
wahrung weiterer Besuche, sogenannter Sonderbesuche.
Zweck dieser Bestimmung ist u.a., die Minimalgewahrlei-
stung des Abs. 1 auszugleichen.” § 24 Abs. 2 unterschei-
det zwei Faligruppen der Sonderbesuche, Besuche zur For-
derung der Behandlung oder Eingliederung und Besuche
zur Erledigung persénlicher, rechtlicher oder geschéftlicher
Angelegenheiten.

Den Rechten des Gefangenen auf Regel- und Sonderbe-
such entspricht das Abwehrrecht, Besuche auch abzuleh-
nen (VV Nr. 1 zu § 24). Das gilt regelmaBig auch dann, wenn
Behdrdenvertreter den Gefangenen sprechen wollen.*? Ei-
ne Pflicht, einen Besuch zu empfangen, kann nur in den Fal-
len gelten, bei denen auch freie Biirger zu einem Kontakt zu
Institutionen gezwungen werden kdnnen, etwa bei richterli-
chen oder staatsanwaltlichen Vernehmungen. Im Vollzugs-
alltag wichtig ist schlieBlich das Recht auf erlaubnispflichtige
Entgegennahme von Gegenstanden (§ 27 Abs. 4 Satz 1).
Bei diesen Gegenstinden wird es sich in erster Linie um
Nahrungs- und GenuBmittel handeln, die vielfach zum un-
mittelbaren Verbrauch bestimmt sind.

Eine Ubergabegenehmigung kann global und sollte groB-
2iigig erteilt werden, wihrend ein Ubergabeverbot allenfalls
aus Sicherheitsgriinden in Anstalten mit hohem Sicherheits-
grad gerechtfertigt ist.’® Wenn ausnahmsweise eine Uber-
gabe mitgebrachter Nahrungs- und GenuBmittel unzulassig
ist, ist seitens der Anstalt darauf zu achten, daB im Besuch-
strakt Automaten aufgestellt und mit einem besonderen Wa-
rensortiment gefullt werden. Der Automateneinkauf kann
sich dann im Gibrigen auf alle Besuche erstrecken. '

Ill. Einschrdnkungen der allgemeinen
Besuchsrechte

Nach der VV Nr.2 Abs. 1 zu § 24 mu#f sich jeder Besucher
Uber seine Person ausweisen und ggf. gem. Abs. 2 der VV
Nr. 2 fiir die Dauer seines Besuchs seinen Ausweis bei der
Anstalt hinterlegen. AuBerdem kann ein Besuch davon ab-
hangig gemacht werden, daB Besucher gem. § 24 Abs. 3
und Gefangene unter den Voraussetzungen des § 84 Abs. 1
und 2 durchsucht werden. Nach der Rechtsprechung kann
die Anstaltsleitung auch generell anordnen, daB die Gefan-
genen vor und nach den Besuchen stichprobenartig kérper-
lich durchsucht und notfalls dafiir auch entkleidet werden. )
Es ist allerdings bedenklich, derartige generelle Durchsu-
chungen auf § 84 Abs. 2 zu stiitzen, weil nach dieser Vor-
schrift eine mit einer Entkleidung verbundene kérperliche
Durchsuchung nur bei Gefahr im Verzuge oder im Einzelfall
zuldssig ist.

Eine weitere Besuchskontrolimoglichkeit ist mit § 27 Abs.
1 gesetzlich konstituiert. Danach kann der Besuch bei Ge-
fahrdung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt oder aus
Behandlungsgriinden optisch oder akustisch (ausschlieB-
lich durch Vollzugsbeamte'® iiberwacht werden. Auch hier
ist fraglich und umstritten, ob der Anstaltsleiter eine generel-
le Anordnung treffen darf, d.h. ob Besuche generell Gber-
wacht werden dirfen. Der systematische Zusammenhang
spricht eher flir eine am Einzelfall orientierte Betrachtungs-
weise, weil § 27 im Kontext jener Regelungen steht, die die
Eingriffe in die Rechtsstellung des Gefangenen an eindeuti-



ge, eng umrissene und sachlich begriindete Voraussetzun-
gen binden.™

Die optische Uberwachung darf danach angeordnet wer-
den, wenn im Einzelfall konkrete Gefahren fiir Personen
oder Sachen in der Anstalt abgewendet werden sollen und
das Gewahrsam des Gefangenen gesichert werden muB
(Sicherheitsgriinde), auBerdem wenn das Leben in der An-
stalt in einer die Behandlung férdernden und geordneten
Weise dies erfordert (Ordnungsgriinde).'®

Auf die Sichtkontrolle aus Behandlungsgriinden sollte we-
gen der Unbestimmtheit der Formulierung weitgehend ver-
Zichtet werden. Der Zweck der Uberwachung aus Behand-
lungsgrinden ist herkémmlich, Informationen Uber die Per-
sbnlichkeit des Gefangenen und seine Verhiltnisse zu er-
langen. Damit sollen u.a. bei verstimmenden Nachrichten
rechtzeitig notwendige MaBnahmen getroffen werden kdn-
nen. Es ist allerdings kaum denkbar, daB eine (nur) optische
Uberwachung fiir diesen Zweck geeignet ist, weil der Be-
suchsbeamte vom Gesprachsinhalt gerade keine Kenntnis
erlangt. Zudem wird die optische Ubsrwachung u.U. zu einer
psychischen Hemmung des Gefangenen fiihren, wenn er
mit jeder Regung dem Blickkontakt des Uberwachungsper-
sonals ausgesetzt ist. Moglicherweise wird so eine dem Voll-
zugsziel (und damit der Behandlung) gerade entgegenge-
setzte Wirkung erreicht.

Auch die akustische Uberwachung aus Behandlungs-
grinden wird nur in seltenen Fallen notwendig sein. Die
nicht ndher belegte allgemeine Hoffnung seitens der An-
staltsleitung auf Gewinnung behandlungsrelevanter Infor-
mationen reicht nicht aus. Vieimehr muB eine auf Tatsachen
gestitzte konkrete Erwartung einer sinnvolien EinfluBnah-
me auf den Gefangenen bestehen. Es erscheint zweckma-
Biger, daB der Besuchsbeamte bei Besuchsbeginn zugegen
ist, sich mit den Besuchern bekannt macht, eventuell mit ih-
nen und dem Gefangenen einige wesentliche Fragen erér-
tert, spater aber fiir den langeren Teil des Besuchs die Be-
suchspersonen allein 1a8t.

Im (ibrigen kann die akustische Uberwachung aus den
gleichen Griinden wie die optische Uberwachung erfolgen,
alerdings eingeschrankt durch das Erordernis der ,,Gebo-
tenheit“. In der Regel wird die akustische Uberwachung ge-
boten sein, wenn der dringende Verdacht besteht, daB beim
Gesprach Straftaten oder Ausbruchsplane erértert werden
sollen.®

Mit dem Besuchsabbruch gem. § 27 Abs. 2 und dem Be-
suchsverbot gem. § 25 beinhaltet das StVollzG zudem sehr
weitgehende besuchsausschlieBende Regelungen, auf die
jedoch angesichis des hohen Stellenwerts der AuBenkon-
takte nur bedingt zuriickgegriffen werden darf. § 25 Ziffer 1
ermachtigt die Anstaltsleitung, den Besuch bei einer Gefahr-
dung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt zu versagen.
Hierbei genigen nicht irgendwelche Sicherheits- oder Ord-
nungsaspekte; vielmehr muB eine konkrete und unmittelba-
re Gefahr vorliegen.2? Ordnungsinteressen sind z.B. bei be-
trunkenen, drogenverdachtigen oder randalierenden Besu-
chern beeintrachigt, Sicherheitsinteressen bei konkreten
Gefahren von Straftaten oder Ausbruchsvorbereitungen.
Nach § 25 Ziffer 2 kann der Besuch bei der Befurchtung ei-
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nes schadiichen Einflusses (Einwirkung des Besuchers auf
den Gefangenen, mit der die Gefahr weiterer Straftaten ver-
bunden ist?" oder bei einer Behinderung der Eingliederung
verboten werden. Der zweite Begriff gilt als Auffangtatbe-
stand und wird von der Literatur als ,,inhaltlich schwer faB-
bar“, ,fast uferlos weit” oder ,nahezu untauglich“ bezeich-
net, mit dem der Volizugsverwaltung ein scheinbar von
rechtlichen Erwagungen freigestellter Verantwortungsbe-
reich erdffnet ist.22 Die Vorschrift ist daher einschriankend
anzuwenden und auszulegen und befreit die Verwaltung
nicht davon, die konkreten Bedingungen negativer Auswir-
kungen im Einzelfall zu prifen. Aus diesem Grund ist
schiieBlich auch ein genereller Besuchsausschluf3 gegen-
iiber auBenstehenden Personen unzulissig.?®

Eine besondere Form des Besuchsverbots ist schlieBlich
die Beschrankung der AuBenkontakte als Disziplinarstrafe
(§ 103 Abs. 1 Ziffer 8 i.V.m. Abs. 4). Weil diese Beschran-
kung jedoch angesichts der ohnehin knappen Besuchszeit
kaum vertretbar ist, und weil die Vorschrift keinen Weg zur
besseren Bewaltigung von Schwierigkeiten aufzeigt, son-
dern gewissermaBen eine Lernsperre verfugt, sollte auf die-
se DisziplinarmaBnahme weitgehend verzichtet werden.??

Weitere besuchsbeschrankende oder -ausschlieBende
MaBnahmen gestattet das StVollzG nicht. Die genannte Auf-
zahlung ist abschlieBend. Alle MaBnahmen kénnen im Gbri-
gen —bis auf die Besuchsiiberwachung bei Venteidigerbesu-
chen (§ 27 Abs. 3) und das Besuchsverbot gem. § 25 Ziffer 2
gegenlber Angehdrigen — bei allen Besuchen erfolgen.

IV. Privilegierte Besuche

Das StVollzG enthalt neben den allgemeinen Besuchs-
vorschriften bemerkenswerte Regelungen, die zwei Besu-
che besonders herausstellen, und zwar die Angehdérigenbe-
suche sowie die Besuche der Verteidiger, Rechtsanwailte
und Notare. )

So begriindet § 25 Ziffer 2 eine ausdriickliche Angehéri-
genprivilegierung, nach der trotz der Befiirchtung eines
schiadlichen Einflusses oder der Behinderung der Eingliede-
rung des Gefangenen gegeniiber Angehérigen (im Sinne
des § 11 Abs. 1 Ziffer 1 StGB) ein Besuchsverbot nicht ver-
hangt werden darf. Unter Berdicksichtigung des Art. 6 GG,
wegen der besonderen Bedeutung intakter Angehérigenbe-
suche fir die Resozialisierung und weil der Gefangene
spatestens nach seiner Entlassung mit familidren Verhélt-
nissen konfrontiert wird, ist diese Ausnahme vom Gesetzge-
ber bewuBt in Kauf genommen worden.?®

Offen gelassen wurde dagegen die im Rahmen der Ange-
horigenbesuche seit Jahren kontrovers diskutierte Frage
der sogenannten Intimbesuche, d.h. Besuche, bei denen
der Gefangene und der Besucher ungestért und unbeob-
achtet flr eine langere Zeit zusammensein kénnen, dem-
nach auch die Méglichkeit intimer Kontakte haben. Wahrend
die Rechtsprechung die Gewahrung solcher Besuche aus-
nahmslos abgelehnt hat?”, werden in der Literatur unter-
schiedliche Ansichten dazu vertreten: Nach einem Teil des
Schrifttums?® sind solche Besuche unter den derzeitigen
baulichen Verhéltnissen dér Strafanstaiten nicht realisierbar
und fiir die Besucher und Gefangenen gleichermaBen unzu-
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mutbar und entwiirdigend. Zudem bestehe ein hohes Si-
cherheitsrisiko, die Gefahr neuer Unterhaltsverpflichtungen
nach Schwangerschaften und eine ablehnende &ffentliche
Meinung. Es wird vorgeschlagen, das Problem durch eine
verniinftige Handhabung der Urlaubs- und Ausgangsrege-
lungen zu lésen, wobei gleichsam erkannt wird, daB fir In-
sassen mit Langzeitstrafen diese Volizugslockerungen aus-
geschlossen sind.

Von einem anderen Teil des Schrifttums ) wird daher die
Gestattung der Intimbesuche u.a. unter Hinweis auf die Fol-
gen der sexuelien Deprivation des Gefangenen zu Recht fiir
notwendig erachtet. Die Unterdrickung der sexuellen Be-
dirfnisse fihre zu einer Reizbarkeit und Agressivitat der In-
sassen und rufe eine nachhaltige Emotionslosigkeit und
psychische Labilitat hervor. Intimbesuche sollten daher als
Hilfsmittel zur Aufrechterhaltung der sozialen Bezlige des
Gefangenen zugelassen werden, wobei die Frage des Si-
cherheitsrisikos im Einzelfall und nicht generell zu entschei-
den sei.

Diese Auffassung steht auch nicht im Widerspruch zum
StVollzG. Ein Anspruch auf Zulassung der Intimbesuche ist
zwar innerhalb der Besuchsvorschriften nicht ausdriicklich
vorgesehen, das Gesetz schlieBt diese Besuchsform jedoch
keineswegs aus. Nach § 27 Abs. 1 hat die Anstaltsleitung
nach pflichtgemaBem Ermessen unter Wahrung des Ver-
haltnismaBigkeitsprinzips zu entscheiden, ob ein Besuch
Uberwacht wird. Dabei ist zu beachten, daB dem Gefange-
nen und seinem Besucher grundsatzlich das Recht auf ein
unbeobachtetes Zusammensein zusteht. Auf diese Ermes-
sensentscheidung muB insbesondere das Grundrecht aus
Art 6 Abs. 1 GG EinfluB nehmen, weil der in dieser Bestim-
mung enthaltenen Grundsatznorm auch im Haftvollzug be-
sondere Bedeutung zukommt. 3%

Ebenso wie die Angehdrigenbesuche werden auch die
Besuche der Verteidiger, Rechtsanwdlte und Notare vom
StVollzG besonders hervorgehoben. So garantiert § 26 Satz
1 dem Strafgefangenen das Recht, sich zur Regelung seiner
rechtlichen Angelegenheiten einen Beistand zu nehmen.
Diese Besuche der Verteidiger, Rechtsanwélte und Notare
dirfen zwar hinsichtlich der Zeit und Haufigkeit nicht einge-
schrankt werden®", allerdings gem. § 26 Satz 2i.V.m. § 24
Abs. 3 durch eine Durchsuchungsanordnung der Anstalts-
leitung. Nach einem Teil der Rechtsprechung soll der An-
staltsleiter sogar allgemein dazu erméchtigt sein, in einer
Dienstanweisung die generelle Durchsuchung aller die An-
stalt besuchenden Verteidiger anzuordnen.®? Damit werden
jedoch die Rechtsanwalte, die als Organe der Rechtspflege
(§ 1 BRAO) in der Regel sehr zuverlassig sind, pauschal dis-
kriminiert und zudem ohne die Méglichkeit einer Verdachts-
entkraftung einer Freiheitsbeeintrachtigung unterworfen. Ei-
ne Durchsuchungsanordnung ist daher allenfalls im Einzel-
fall gerechtfertigt, etwa wenn seitens des Gefangenen
Flucht- oder Verdunklungsgefahr besteht, die gewaltsame
Befreiung propagiert worden war oder aufgrund von ande-
ren begriindeten, konkreten und tatsachlichen Umstanden
ein erhohtes Sicherheitsrisiko anzunehmen ist.>¥

§ 26 Satz 3 schlieBt dabei (mit Ausnahme von Besuchen
von Gefangenen, die nach § 129 a StGB inhaftiert sind — §§
26 Satz4i.V.m. 29 Abs. 1 Satz 2i.V.m. §§ 148, 148a StPO)

eine inhaltliche Uberpriifung der vom Verteidiger mitgefiihr-
ten Schriftstiicke und sonstigen Unterlagen aus. Dies gilt un-
verstandlicherweise wegen der Uniliberschaubarkeit des in
Frage kommenden Personenkreises nicht fir den Besuch
von Rechtsanwitten und Notaren (Verteidigerprivileg).3
Diese Verteidigerprivilegierung hat der Gesetzgeber auBer-
dem mit dem generellen und unabdingbaren (gleichwohl fri-
her auBerordentlich umstrittenen) Verbot der Uberwachung
der Verteidigerbesuche festgeschrieben (§ 27 Abs. 3).39 Zur
Sicherung dieser Uberwachungsfreiheit muB der von der
Anstalt zur Verfligung gestellte Raum derart beschaffen
sein, daB in gewdhnlicher Lautstarke gefiihrte Gesprache
nicht auBerhalb des Raumes mitgehdrt werden kdnnen.®®

Als Konseqenz aus den §§ 26 Satz 3 und 27 Abs. 3 durfen
dem Gefangenen vom Verteidiger und grundsétzlich auch
vom Rechtsanwalt und Notar Schriftstlicke und sonstige Un-
terlagen ohne Eraubnis (ibergeben werden (§ 27 Abs. 4
Satz 2). Gem. §§ 27 Abs. 4 Satz 3, 29 Abs. 1 Satz2und 3
i.V.m. § 148 Abs. 2 Satz 3 StPO ist jedoch die unmittelbare
Ubergabe aller Schriftstiicke untersagt, wenn gegen den
Gefangenen, der von seinem Verteidiger besucht werden
soll, eine Freiheitsstrafe wegen § 129a StGB vollstreckt wird
oder eine AnschluBstrafe zu vollstrecken ist.3” Der miindli-
che Verteidigerverkehr wird dann im sog. Parloir-System,
d.h. mittels der vieldiskutierten kritisierten Trennscheibe ab-
gewickelt.

In diesem Zusammenhang ist eine Entscheidung des
BGH bedeutsam geworden, nach der die Vorschriften § 148
Abs. 2 StPO und 29 Abs. 1 abschlieBende Regelungen dar-
stellen, die nicht auf anhnliche Fallgestaltungen entspre-
chend angewandt werden kénnen.®® Gleichwohl hat das
Kammergericht Berlin 1983 entschieden, daB die Trenn-
scheibenanordnung auch fir Privatbesucher (bei wegen
Drogenhandels verdachtigen Strafgefangenen) gem. § 27
Abs. 1 Satz 1 zutassig sein soll.*® Diese aus Vollzugssicht
sicher praktische Ldsung zur Verhitung miBbrauchlicher
Besuche entspricht jedoch kaum der einschréankenden
BGH-Rechtsprechung und dem abschlieBenden Charakter
der in den §§ 24 bis 27 vorgesehenen Kontakteinschrankun-
gen und KontrollmaBnahmen. Bei einer konkreten Gefahr
(z.B. des Drogenhandels) hat sich die Vollzugsbehérde da-
her auf die herkdmmlichen KontrollmaBnahmen zu be-
schrénken, etwa auf die an und fir sich stets effektive Durch-
suchung gem. § 24 Abs. 3.%9 Die Trennscheibe wiirde den
Privatbesuch zu einem unpersénlichen Geschehen gestal-
ten, menschlich wichtige emotionale Atmosphére ausblen-
den und im Widerspruch zu den Gestaltungsgrundséatzen
des § 3 stehen.*" Es scheint daher angebracht, den selbst
bei den Verteidigerbesuchen wenig geeigneten Gebrauch
der Trennscheibe zu beschranken,, statt ihn entgegen der
gesetzlichen Regelung zu erweiteren. Gleiches gilt selbst-
verstandlich auch fur andere beschseinschrankende oder -
ausschlieBende KontrollmaBnahmen.

V. Die Besuchsregelungen der Haus-
ordnungen 30 ausgewdhilter Strafanstalten
— eine Zusammenfassung

Die Frage, ob die gem. § 161 erlassenen Hausordnungen
bzw. vergleichbaren Regelungen die anerkannten Besuchs-
rechte der Gefangenen Uber das StVollzG hinaus verkur-



zen, l&Bt sich nach der Auswertung von 40 Hausordnungen
bzw. vergleichbaren Regelungen von 30 Anstalten des Er-
wachsenenstrafvollzugs eindeutig bejahen. Die Hausord-
nungen und vergleichbaren Regelungen wurden von den
Anstaltsleitungen nach einem schriftichen Antrag und oft
monatelangen Genehmigungsverfahren zur Verfiigung ge-
stellt. 4

Um eventuelle Abweichungen zwischen den Hausord-
nungen und der alltdglichen Besuchspraxis bzw. den tat-
sachlichen Verhaltnissen beriicksichtigen zu kdnnen, wur-
den die Anstaltsieiter jeweils auch um eine kurze Beschrei-
bung der tatsachlichen Verhaltnisse des Besuchsverkehrs
gebeten. Nicht einmal ein Drittel war dazu bereit; im (ibrigen
wurde auf den hohen Verwaltungsaufwand oder darauf ver-
wiesen, daB es sich bei den tatsdchlichen Besuchsverhalt-
nissen um Anstaltinterna handele. In den nachfolgend dar-
gestellten Auswertungsergebnissen spiegeln sich damit
zwangslaufig Diskrepanzen zwischen dem Besuchsver-
kehr, wie er sich nach den Hausordnungen darstellt, und der
tatsdchlichen Situation wider. Allerdings war es auch nicht
Sinn und Zweck der Untersuchung, die tatsachlichen Be-
suchsverhaltnisse detailliert wiederzugeben. Vielmehr sollte
anhand einer Uberpriifung der rechtlichen Vorgaben der
Vollzugsverwaltung (Hausordnungen) lediglich eine Ten-
denz innerhalb der Besuchspraxis aufgezeigt werden, die
Rickschlisse und Interpretationen zulaBt.

30 Anstaiten sind von den 167 der Bundesrepublik knapp
18%. Um trotz dieser relativ kleinen Auswahl einen mog-
lichst breiten Querschnitt zu erhalten, wurden aus jedem
Bundesland knapp 18 % der Strafanstalten der Gesamtzahl
des jeweiligen Landes (mindestens aber eine) berlicksich-
tigt. Die Auswahl der Anstalten innerhalb der Lander erfolgte
zunachst wegen der Bedeutung gréBerer Anstalten nach der
Zahl der Insassen am 31.12,1984.*3 Mindestens eine An-
stalt pro Bundesland muBte mit weiblichen Gefangenen be-
legt sein, wobei auch hier wieder die Anstalt mit den meisten
(weiblichen) Gefangenen entscheidend war. Weil schlieB-
lich dem Besuchsverkehr vorwiegend im geschlossenen
Volizug die herausragende Bedeutung zukommt, wurden
nur Anstalten ausgewanhlt, in denen sich am 31.12.1984
nicht mehr als 5% der Gefangenen im offenen Vollzug be-
fanden.*¥

Regelungen aus Untersuchungshaftanstalten wurden in
der Regel nicht berlicksichtigt. In einigen Féallen wurden al-
lerdings Ausnahmen notwendig (z.B. JVA Stutigart), sofern
die entsprechenden Hausordnungen auch fiir die in diesen
Anstalten inhaftierten Strafgefangenen gelten.

Die Auswertung erbrachte folgende Ergebnisse: Neue
Besuchsrechte werden durch die Hausordnungen allenfalls
im Einzelfall begriindet. Die Kélner und Stuttgarter Hausver-
fugungen lassen Abendbesuche zu, die Anstaltsverfiigung
Nr. 20/83 der JVA Hannover regelt die Vorbereitung und
Durchfiihrung besonderer Angehdrigentreffen, und in den
Hausordnhungen der Frauenanstalten Berlin, Frankfurt und
der Frauenabteilung in Vechta sind zusétzliche Besuchs-
rechte fiir Minderjéhrige begriindet. Z.T. finden sich Rege-
lungen iiber Besuche von ehrenamtlichen Mitarbeitern, die
anerkannte oder in Landesvorschriften festgeschriebene
Rechte wiedergeben. Als einzige Anstalt regelt schlieBlich
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die JVA Frankfurt |l die Besuchszusammenfiihrung Inhaf-
tierter, die sich nach der Rechtsprechung nach § 24 beur-
teilt.*>

Ingesamt konnten aber diese wenigen den Besuchsver-
kehr férdernden Regelungen der Hausordnungen bzw.
Hausverfiigungen die deutlich erkennbare einschrankende
Gesamttendenz kaum korrigieren: Knapp die Halfte der
Hausordnungen, vor allem die bayerischen, untersagen oh-
ne Ausnahmeregelung den gleichzeitigen Besuch von mehr
als drei Personen. Damit besteht die Maglichkeit, daB entge-
gen § 24 Abs. 1 (Recht auf Besuch durch jedermann) einzel-
ne Besucher ohne sachlichen Grund zuriickgewiesen wer-
den. Die Méglichkeit zu einem Besuch an jedem Wochentag
bleibt Ausnahme. Ein Besuch an den Wochenenden ist kei-
neswegs selbstverstandlich. In vier Anstalten ist Gberhaupt
jeder Wochenendbesuch untersagt (Stuttgart, Friedberg,
Ko6In und Mainz), nicht einmal 50 % der Anstaltsordnungen
lassen Besuche am Samstag und Sonntag zu, der Feier-
tagsbesuch entfillt weitgehend. Damit wird das allgemeine
Recht auf Besuch entscheidend verkirzt, weil gerade Wo-
chenendbesuche fiir auswartige und berufstétige Besucher
sehr wichtig sind. Mehr als die Halfte der Hausordnungen
haben die Mindestgewéhrleistung des § 24 Abs. 1 Satz 2
(monatliche Besuchszeit von mindestens einer Stunde) als
Regelfall festgeschrieben, obwohl der Gesetzgeber die Ein-
stundenregelung unter den Vorbehalt weiterer Besuche ge-
stellt hat. Den meisten Gefangenen sind damit nicht mehr
als zwélf Stunden Besuch im Jahr (!) garantiert.

Mitunter wird im Vollzugsalltag entgegen den Regelungen
der Hausordnungen mehr Besuch gewahrt. Allerdings ha-
ben nur zwélf Anstalten die Einstundenregelung des § 24
Abs. 1 Satz 2 auch rechtlich (in den Hausordnungen) festge-
schrieben. Diese Erweiterungen sind dann verhaltnismaBig
geringfiigig, zeigen aber zugleich, daB bei gutem Willen der
Anstaltsleitung ,GroBzugigkeit* durchaus méglich ist.

Angehdrigenbesuche und Besuche der Rechtsanwilte
sind in den Hausordnungen fast Gberhaupt nicht geregelt
bzw. entsprechend dem StVollzG privilegiert. Im Gegenteil:
Z.B. werden in finf Hausordnungen die Besuche der
Rechtsanwailte durch einseitige, d.h. von den Anstaltieitern
festgelegte Besuchszeiten begrenzt. Die bayerischen Haus-
ordnungen und die der Anstalten Mannheim, Stuttgart und
Bremen untersagen sogar entgegen Art 6 Abs. 2 den Be-
such Minderjahriger ohne Erwachsenenbegleitung. Aufler-
dem werden in den meisten Hausordnungen die unbe-
stimmten Voraussetzungen fiir die Zulassung von Sonder-
besuchen (§ 24 Abs. 2) durch weitaus unbestimmtere er-
setzt: Sonderbesuche werden z.B. in der JVA Freiburg ,,in
begriindeten, dringenden Fallen“, in der JVA Diez ,bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes” oder in der JVA Hamburg/
Fuhlsbittel ,,aus zwingenden Griinden* gewahrt.

Auch das Recht auf Ubergabe von Gegenstanden beim
Besuch (§ 27 Abs. 4 Satz 1) wird eingeschrankt und in sechs
Hausordnungen allgemein aufgehoben. Wahrend des Be-
suchs wollen die Besuchsparteien das Ubergaberecht hiu-
fig durch Ubergabe von Nahrungs- und GenuBmitteln wahr-
nehmen, sehen sich aber vielfach durch die Hausordnungen
daran gehindert. Mehr als die Halfte der Hausordnungen ge-
statten die Ubergabe von Lebensmitteln nur, sofern sie
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durch Vermittlung der Anstalt (etwa aus anstaltseigenen Au-
tomaten) erworben werden. Fast drei Viertel der ausgewshl-
ten Hausordnungen enthalten Wertgrenzen fiir die Uberga-
be von Nahrungs- und Genuimitteln.

Von den im StVolizG vorgesehenen Einschrankungser-
méchtigungen wird in den Hausordnungen nur die Besuchs-
Uberwachung (§ 27 Abs. 1) geregelt. Es konnte festgestelit
werden, daB ein Viertel der Hauordnungen das in § 27 Abs. 1
konzipierte ,Ausnahme-Regel-Verhélinis* (grundsétzlich
keine Uberwachung) auf den Kopf stellen, indem sie entwe-
der undifferenziert vorschreiben, daB Besuche stets iiber-
wacht werden oder die akustische und/oder optische Uber-
wachung zum Regelfall erklaren. SchlieBlich enthalten mehr
als die Halfte der Hausordnungen weitere Regelungen, die
dem StVollzG z2.T. fremd sind: Ohne Erméachtigungsgrundla-
ge im StVollzG sind z.B. die Regelungen der norddeutschen
Hausordnungen (Bremen Oslebshausen, Hamburg/Fuhls-
battel und Hamburg/Suhrenkamp), die eine Besucherkartei
vorschreiben.

Rechtswidrig und entwirdigend sind schlieBlich die
Trennscheibenregelungen der Hausordnungen der Justiz-
vollzugsanstalten Straubing und Freiburg. In beiden Anstal-
ten kann die Trennscheibe ohne Riicksicht auf die fehlende
Ermachtigungsgrundlage im StVollzG als Disziplinarstrafe
eingesetzt werden, in Straubing auch im Arrestvollzug und
bei Gefangenen, die noch nicht im offenen Volizug sind oder
bei denen die Gefahr der Beeintrachtigung der Anstaltssi-
cherheit besteht.

VI. Ausblick

Nur langsam scheint sich in der Literatur die Auffassung
durchzusetzen, daB Besuchsverkehr mehr bedeutet, als der
Uberwachte und kontrollierte Kontakt einmal im Monat, und
auch mehr bedeutet, als ein maximal 60 miniltiges Ge-
sprach zur Klarung wichtiger Angelegenheiten in einer an-
gespannten und ernlchternden Besuchsatmosphéare. DaB
aber in der Regel fast gleichzeitig die Grenzen der Besuchs-
rechte betont und die Notwendigkeit von Restriktionen her-
ausgestellt werden*®, verdeutlicht das Dilemma in diesem
Bereich eindrucksvoll. Einerseits wird idealisierend auf die
herausragende Bedeutung des Besuchsverkehrs verwie-
sen, andererseits halt man Beschrankungen — meist im In-
teresse der Sicherheit und Ordnung in der Anstalt — fir un-
umganglich. Rolinski meint zu Recht, daB in den Besuchsre-
gelungen naturgemasB die gegensatzlichen Interessen be-
sonders scharf aufeinanderprallen.*”.

Auch die Gerichte interpretieren die Besuchsregelungen
mehrheitlich nicht zugunsten der Gefangenen, sondern ge-
ben Vollzugsgesichtspunkien, d.h. in der Regei auch Sicher-
heits- und Ordnungsaspekten den Vorrang. Insgesamt las-
sen gerade die ausgewerteten Hausordnungen erkennen,
daB zahlreiche Vorschriften die Grenze des Zulassigen er-
reichen oder diese bereits Uberschreiten.

Aber dennoch: die damit verbundene Gefahr der zuneh-
menden Reglementierung und Einschrankung der Besuche
bietet der Vollzugsverwaltung gleichzeitig die Chance zu
notwendigen Anderungen und deutlichen Reformbestre-
bungen. Gerade die in der Vollzugspraxis bedeutsamen

Hausordnungen sind geeignet, den Besuchsverkehr un-
kompliziert und zligig zu verandern. Bereits mit bestehen-
den Mitteln und vorhandenem Personalaufwand lassen sich
eine Reihe von besuchsférdernden MaBnahmen erreichen
und in den Hausordnungen entsprechend festschreiben.
Nicht umsonst heiBt es in § 23 Satz 2: , Der Verkehr mit Per-
sonen auBerhalb der Anstalt ist zu férdern”.

Ausgangspunkte kdnnen etwa die Erweiterung der Min-
destbesuchszeit von einer Stunde sein, die einheitliche Ge-
wahrung von Wochenendbesuchen, die grundsatzliche
Uberwachungsfreiheit der Besuche verbunden mit der Zu-
lassung von Intimkontakten oder der weitgehende Verzicht
auf die Besuchssperre als Disziplinarstrafe (§ 103 Abs. 1 Zif-
fer 8). Auch auf die Trennscheibe kann weitgehend verzich-
tet werden, vor allem bei Privatbesuchen bzw. Besuchen,
die nicht den Regelungsbereich des § 148 Abs. 2 Satz 3
StPO betreffen.

Ohne derartige Anderungen werden die Besuchsrechte
des StVollzG —im Lichte ihrer Restriktionen betrachtet — zu-
nehmend zu Minimalgewéahrleistungen zusammensch-
rumpfen.
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Stellungnahme zu dem Aufsatz:
Besuchsverkehr im Strafvollzug —
ein reglementierter Kontakt zur
AuBenwelt?

Harald Preusker

Der Autor unternimmt — und dafdr istihm zu danken—den
Versuch, die Besuchssituation in den Strafvollzugsanstalten
der Bundesrepublik Deutschland zu beschreiben. Er betont
zu Recht die Bedeutung des Besuchs fir die Herstellung,
Aufrechterhaltung und Festigung sozialer Kontakte. Etwas
zu kurz kommt allerdings der Bedeutungsriickgang des Be-
suchs fir alle jene Gefangene, die ihre sozialen Kontakte
durch Vollzugslockerungen (Ausfiihrungen, Ausgang, Ur-
laub und Freigang) wesentlich intensiver pflegen kénnen als
durch Besuche in der Anstalt. Die Anzahl der gewahrten
Lockerungen und die Anzahl der Gefangenen, denen Lok-
kerungen bewilligt werden, ist seit Inkrafttreten des Strafvoll-
zugsgesetzes enorm angestiegen. Auch der offene Vollzug
wurde kontinuierlich ausgeweitet. Zur Verdeutlichung: in der
Vollzugsanstalt Bruchsal, in der vorwiegend lange Freiheits-
strafen vollstreckt werden, haben gegenwartig von 390 In-
sassen 100 Gefangene regelmaBig Lockerungen (ein-
schlieBlich offener Volizug).

Insgesamt wird die Praxis des Besuchsverkehrs in den
Strafvollzugsanstalten recht oberflachlich beschrieben. Dar-
Uber hinaus kommt der Autor leider auch zu falschen Ergeb-
nissen. So wird z.B. behauptet, die gesetzlichen Besuchs-
rechte des Gefangenen wiirden durch die Vollzugsanstalten
verkirzt. Die Ausfiihrungen vermitteln zudem den unrichti-
gen Eindruck, Gefangene wirden in aller Regel nur eine
Stunde Besuch im Monat erhalten.

Méglicherweise liegt eine Fehlerquote darin, daB zahlrei-
che organisatorische, raumliche und personelle Verbesse-
rungen der jlingsten Zeit, die auch durch den Rickgang der
Gefangenenzahlen begiinstigt wurden, keine Berticksichti-
gung mehr finden konnten. Eine weitere Fehlerquelle drfte
auch in der Untersuchungsmethode — Beschreibung der
Praxis durch Auswertung von Hausordnungen — zu finden
sein.

Hausordnungen haben nicht nur in Gefangnissen, son-
dern (iberall, wo man sie flir nétig halt, die Tendenz zur Mini-
malgewahrung, Restriktion und Pendanterie. Haufig stim-
men sie mit den tatsachlichen Verhaltnissen nicht lberein.
So werden z.B. in der Justizvollzugsanstalt Bruchsal, in der
lange Freiheitsstrafen vollstreckt werden, durchschnittlich
3,5 Stunden Besuch gewahrt. Zusétzlich haben Eltern und
Familienangehorige monatlich einmal die Mdglichkeit eines
halb- oder ganztagigen uniberwachten Besuches. In den
anderen Vollzugsanstalten Baden-Wirttembergs, in denen
lange Freiheitsstrafen vollstreckt werden, wird die Mindest-
besuchszeit von einer Stunde (§ 24 Abs. 1 StVollzG) minde-
stens verdoppelt. So gewahren z.B. die Justizvollzugsan-
stalten Mannheim und Heilbronn durchschnittlich jeweils 2,5
Stunden, Freiburg 2 Stunden und die vorwiegend fir junge
Erwachsene zusténdige Vollzugsanstalt Ravensburg 4 Stun-
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den, und auch die Vollzugsanstalt Rottenburg, in der Frei-
heitsstrafen bis zu 3 Jahren vollstreckt werden, gewahrt
durchschnittlich 4 Stunden Besuchszeitim Monat. Selbst die
hessische Justizvollzugsanstalt Butzbach, die dem Autor als
Negativbeispiel dient und die zugegebenermaBen unter
rdumlich sehr eingeengten Besuchsmdglichkeiten leidet,
gewahrt mindestens 2 Stunden Besuchszeit, die gesetzlich
vorgesehene Mindestbesuchszeit wurde also auch hier ver-
doppelt.

Den Hausordnungen der genannten Anstalten ist diese
Praxis nicht ohne weiteres zu entnehmen. Der Autor wire
der Realitdt naher gekommen, wenn er z.B. die konkrete
Handhabung der Sonderbesuchsregelungen in den Voll-
Zugsanstalten abgefragt héatte, statt die entsprechenden
Formulierungen in den Hausordnungen zu kritisieren. Was
fir die genannten baden-wirttembergischen Anstalten gilt,
trifft — mehr oder weniger — auch fir viele andere Strafvoll-
zugsanstalten in den tbrigen Bundeslandern zu. Damit soll
nicht behauptet werden, daB die Besuchssituation in allen
Vollzugsanstalten der Bundesrepublik zufriedenstellend
wiare; die generelle Feststellung des Autors, im Strafvollzug
wirden die gesetzlichen Besuchsrechte der Gefangenen
verkurzt, ist jedoch unzutreffend.

Zur Methodik ist weiterhin noch anzumerken, daB der Au-
tor seine Ausfilhrung stets auf den Strafvollzug bezieht und
klarstellt, daB er seine Untersuchungen in Anstalten des , Er-
wachsenenstrafvollzugs“ vorgenommen hat. Gleichwohl
wurden offenbar auch Regelungen aus reinen Untersu-
chungshaftanstalten, z.B. Stuttgart-Stammheim, verwertet.
Gerade in dieser Anstalt gab es jedenfalls zum Untersu-
chungszeitpunkt keine Zusténdigkeit fir Strafgefangene,
mit Ausnahme der wenigen Gefangenen, die sich kurzfristig
zum Zwecke der Einweisung in die zustandige Strafvoll-
zugsanstalt dort aufhalten. Die Einbeziehung dieser oder
ahnlicher Hausordnungen mag ebenfalls zu den unrichtigen
Ergebnissen beigetragen haben.

Abgesehen von diesen methodischen Problemen enthalt
der Beitrag einige Feststellungen und Forderungen, denen
widersprochen werden mufl. So behauptet der Autor, eine
~groBzigige” Besuchspraxis kdnnte die ,zunehmende Iso-
lierung und Prisonierung“ verhindern und fiir den Gefange-
nen schlieBlich eine willkkommene Unterbrechung des |, tri-
sten und monotonen Vollzugsalltags” darstellen. Es bleibt
véllig offen, was der Autor unter einer ,groBzligigen“ Be-
suchspraxis versteht. Eine individualisierende, an der Be-
dirfnislage des einzelnen und somit am Behandiungsauf-
trag orientierte Betrachtungsweise unterbleibt zugunsten ei-
ner pauschalen Forderung nach ,mehr*. Wieviel ,mehr Be-
suche im Monat und von welcher Dauer der Autor als ange-
messen ansieht, ob er sich vielleicht den taglichen Besuch
als Optimalldsung vorstellt, bleibt unbeantwortet. Die Auf-
fassung, daB jede Vermehrung von Dauer oder Haufigkeit
der Besuche resozialisierungsférdernd sei, kann von der
Praxis nicht bestatigt werden. Nicht jede Beziehung und da-
mit auch nicht jeder Besuch ist resozialisierungsférdernd.
Viele Besuche dienen ausschlieBlich schadlichen Zwecken,
z.B. dem Schmuggel von Rauschgift und anderen verbote-
nen Gegenstanden, oder der Verabredung unerlaubter Ge-
schafte und krimineller Aktivitaten. Es fallen auch immer
wieder Besuche auf, bei denen der Besucher den Gefange-

nen in seinen kriminogenen Einstellungen und Verhaltens-
weisen negativ verstarkt. Nicht selten versuchen darliber
hinaus Gefangene (iber Kontaktanzeigen nicht nur eine,
sondern mehrere Frauen zu finden, denen wéhrend der Be-
suche Liebe und Zuneigung erheuchelt wird und die spater
fur allerlei Machenschaften miBbraucht werden. Solche Be-
suche sind vom Gesetz nicht gewollt und auch nicht ge-
schtzt (vgl. § 25 StVollzG).

Wahrend es dem Autor offenbar lediglich um mehr Quan-
titdf geht, muB3 die Praxis, wenn sie den Behandlungsauftrag
ernst nimmt, auf mehr Qualitat, d.h. Behandlungsrelevanz
achten. Dazu gehort, daB wir Uber Bedeutung und Tragfa-
higkeit der sozialen Beziehungen Bescheid wissen, um bei-
spielsweise in Krisensituationen intervenieren und Zu-
kunftsvorstellungen der Gefangenen bewerten zu kénnen.
Dieses Wissen kann haufig nur durch direkten Kontakt mit
den Bezugspersonen, z.B. durch die ,Uberwachung* der
Besuche, erlangt werden. In der Praxis ist das schlichte Zu-
héren oder auch das Gesprach des liberwachenden Voll-
zugsbediensteten mit Besuchern und Gefangenen eine sehr
wichtige Erkenntnisquelle im Rahmen der Behandiungsun-
tersuchung und Vollzugsplangestaltung. Die Uberwachung
vetliert insoweit ihren sonst repressiven Charakter und kann
zu einer sinnvollen BehandlungsmaBnahme werden. Unver-
stindlich ist es deshalb, wenn der Autor fordert, auf die
Uberwachung der Besuche aus Behandlungsgriinden (§ 27
Abs. 1 StVollzG) ,wegen der Unbestimmtheit der Formulie-
rung”“ weitgehend zu verzichten. Esist auch bezeichnend in-
konsequent, daB der Autor die Unbestimmtheit der Formu-
lierung ,aus Griinden der Behandlung“ dort beanstandet,
wo es um die Uberwachung der Besuche (§ 27 Abs. 1
StVollzG) geht, daB ihm die sinngleiche Formulierung ,zur
Férderung der Behandlung“ (§ 24 Abs. 2 StVollzG) aber
ausreicht, um daraus eine Verpflichtung der Vollzugsanstalt
abzuleiten, Sonderbesuche groBziigig zu gewahren.

Wie der Autor zu der Behauptung kommt, in den Vollzugs-
anstalten nahme ,lIsolierung und Prisionierung zu“, bleibt
sein Geheimnis. Richtig ist genau das Gegenteil. Die sicht-
barste Wirkung des Strafvollzugsgesetzes ist gerade die
Offnung des Vollzuges sowohl innerhalb der Anstalten als
auch nach auBen. Die Kontaktméglichkeiten der Gefange-
nen untereinander und mit Bezugspersonen auBerhalb der
Anstalten wurden stark ausgeweitet. So werden im Bundes-
gebiet jahrlich mehrere hunderttausend Lockerungen (Aus-
fihrung, Ausgang, AuBenbeschaftigung, Freigang und Ur-
laub) gewdahrt. Die anstaltsinternen Kommunikations- und
Behandlungsangebote sind stansig quantitativ und qualita-
tiv verbessert worden. Damit soll keinesfalls behauptet wer-
den, daB im Strafvollzug bereits alle Probleme gelést seien,
und es soll auch nicht behauptet werden, daB diese Entwick-
lung nicht auch kritisch betrachtet werden kénnte, die Zu-
standsbeschreibung ,,zunehmende Isolierung und Prisonie-
rung“ muB jedoch aus der Sicht der Praxis zuriickgewiesen
werden, zumal sich der Autor nicht einmal ansatzweise um
eine Begrindung dieser Behauptung bemuht hat.

Wenngleich der generellen Zustandsbeschreibung der
Besuchsabwicklung nicht gefolgt werden kann, kritisiert der
Autor zu Recht einzelne Hausregelungen, die der Bedeu-
tung des Besuches nicht gerecht werden und auch rechtlich
bedenklich sind; beispielsweise die Regelung, wonach die



Mindestbesuchszeit von einer Stunde in zwei Besuche von
je einer halben Stunde aufgeteilt werden muB. Das gleiche
gilt, wenn eine Hausordnung an Wochenenden auch fiir
auswartige und berufstatige Besucher keine Besuchsmog-
lichkeiten einraumt. Leider wird nicht mitgeteilt, ob diese Re-
gelungsmangel haufig, selten oder — was zu vermuten ist —
nur ganz ausnahmsweise festzustellen waren. Auch allzu
pauschalierende Hausregelungen zur Uberwachung von
Besuchen werden zu Recht beanstandet. Insoweit wird der
Beitrag hoffentlich fiir viele Anstaltsleiter AnlaB sein, ihre
Hausordnung nicht nur auf Aktualitat, sondern auch im Hin-
blick auf Verbesserungsméglichkeiten zu dberpriifen. Aller-
dings sollte Verbesserung dabei nicht nur eine quantitative
(,mehr*) sondern eine individualisierendere, behand-
lungsorientierte Bedeutung haben.
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Soziale Arbeit mit Straffalligen*
Ulrich Stétzel

In dem aus AnlaB des zehnjahrigen Bestehens des Fach-
bereichs Sozialwesen an der Berufsakademie Stuttgart von
Marieluise Salman herausgegebenen Sammelband duBern
sich 16 Autoren {iber das breite Spektrum sozialer Arbeit mit
Straffélligen. Dabei ist es die Intention der Herausgeberin,
einen Beitrag zum Verhéltnis von Theorie und Praxis in die-
sem Arbeitsbereich zu leisten mit dem Ziel gegenseitiger Er-
ganzung und Herstellung von Wechselbeziehungen zwi-
schen beiden.

In einem ersten theoretischen Teil werden bedeutsame
Grundlagen sozialer Arbeit mit Straffilligen behandelt. So
wird der Frage nachgegangen, ob Kriminalitatstheorien eine
Hilfe fiir die Praxis sind und was sie fiir die Sozialarbeit in der
Strafrechtspflege bedeuten (Jorg-Martin Jehle). Ein ande-
rer Beitrag beschéftigt sich mit den Zusammenhangen von
Schuldbegriff und Strafzweck (Harald Preusker), wobei die
Schuld einmal als Beziehung des Taters zu seiner Tat und in
einer zweiten Dimension als Verhaltnis des Taters zu sei-
nem Opfer beschrieben wird. In dem Bezugsrahmen von
Schuld, Strafzweck und Behandiungsvollzug erscheint es
dem Verfasser padagogisch verfehlt, den strafrechtlichen
Schuldvorwurf in den Strafvollzug oder die Bewahrungshilfe
zu verlagern; er darf nur noch Ankn(ipfungspunkt fiir positive
Neubesinnung sein. Der Aufsatz ,,Opferperspektive und so-
ziale Arbeit (Ridiger Wulf) will als ein Versuch verstanden
werden, Tater- und Opferperspektive ohne eine taterfeindli-
che Wende in der Kriminalpolitik auf eine gemeinsame
Grundlage zuriickzufiihren. Der erste Teil des Buches
schlieBt mit mehr skizzenhaften Ausfiihrungen zum Hilfebe-
griff (Peter Schondelmaier), etwa Anmerkungen zur Hilfe
als Verfassungsauftrag und Hilfe im Kontext sozialarbeiteri-
scher Methoden.

Der praxisorientierte Hauptteil des Sammelbandes infor-
miert in zum Teil systematischen und detaillierten Beitragen
Uber die unterschiedlichsten Arbeitsfelder wie Gerichtshilfe
fir Erwachsene (Rainer-Dieter Hering), Jugendgerichtshilfe
(Felicitas Beha/Regina Quapp-Stadier), Soziale Arbeit im
Vollzug (Max Busch), Bewahrungshilfe (Hans-AlfredBlu-
menstein u. Adolf Ries) und Strafentlassenenhilfe (Wolf-
gang Klotz). Neben der Beschreibung traditioneller Arbeits-
weisen und -bereiche mit ihren gesetzlichen und methodi-
schen Grundlagen, die auch in anderen Publikationen nach-
zulesen sind, werden vor allem neue Arbeitsansitze und
konstruktive Handlungsvorschldge auf der Basis von Pra-
xiserfahrungen dargestellt.

Dies wird z.B. bei der Behandlung des Arbeitsfeldes Be-
wahrungshilfe deutlich, (iber die in zwei Beitrdgen, und zwar
aus der Sicht eines Richters und eines Bewahrungshelfers,
berichtet wird. Ausgehend von den beiden, aus gesetzlichen
Bestimmungen resultierenden Spannungs- und Konfliki-
feldern, dem Dreiecksverhéltnis Proband — Bewahrungshel-

* Besprechung des Werkes:
Soziale Arbeit mit Straffélligen. Beitrage aus Theorie und Praxis.
Herausgegeben von Marieluise Salman. Verlag Moritz Diesterweg, Frank-
furt a.M./Berlin/Minchen 1986, 144 Seiten, brosch. DM 28,—
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fer — Richter mit seinen Kooperationsproblemen und dem
doppelten Mandat des Bewahrungshelfers, zur Leistung
umfassender sozialer Hilfe einerseits und zur Erflillung von
Aufsichts- und Berichtspflichten andererseits, stimmen
beide Autoren (Blumenstein und Ries) darin berein, daf
die Bewahrungshelfer angesichts steigender Probanden-
zahlen zunehmend weniger in der Lage sind, diesen doppel-
ten Auftrag zu erfiillen, wobei die Dominanz der hoheits-
rechtlichen Aufgaben krisenhafte Auswirkungen auf die
innere Struktur der Bewdahrungshilfe habe. Lésungsmég-
lichkeiten werden indes nicht nur in einer Vermehrung der
Bewahrungshelferstellen gesehen, was einer der Autoren
im Hinblick auf die derzeitige Lage der 6ffentlichen Kassen
als utopisch betrachtet. Vielmehr werden kurz- oder mittel-
fristig zu realisierende gesetzgeberische und inhaltliche
MaBnahmen vorgeschlagen, u.a. eine Art arbeitsteiliger Be-
wahrungshilfe in Kooperation mit Projekten freier Trager,
wobei dem Bewahrungshelfer die Funktion einer Schaltstel-
le fiir alle Hilfebemiihungen zukomme, von denen er nur ei-
nen Teil — etwa in Form von Krisenintervention — selbst zu
erbringen hétte.

Zur Behandlung des Themas ,Soziale Arbeit im Vollzug”
ist nach Meinung des Verfassers (Busch) die Konzeption
des Strafvollzugsgesetzes lediglich als realistische Aus-
gangsbasis, nicht jedoch als geeignete Grundlage anzuse-
hen, da es von einem Hilfebegriff ausgehe, der dem klassi-
schen Fiirsorgebegriff entspreche. So seien z.B. die Ent-
wicklungen nach 1945 von der Fiirsorge zu einer umfassen-
den, wissenschaftlich fundierten Sozialarbeit mit ihrer Me-
thodenvielfalt nicht berlicksichtigt worden. Methodisch
werde lediglich festgestellt, daB die Hilfe darauf gerichtet
sein soll, ,den Gefangenen in die Lage zu versetzen, seine
Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu regeln” (§ 71
StVollzG). Bei dem Versuch, soziale Arbeit im Vollzug nach
den gesetzlichen Bestimmungen zu definieren und zu be-
schreiben, ergebe sich ein keineswegs differenzierter, im
Gegenteil ein recht enger und wenig konstruktiver Rahmen
fiir sozialpadagogisches Handeln, weshalb es sich empfeh-
le, die Interpretation auf einer anderen, geeigneteren Basis,
namlich dem Doppelziel aller Sozialpaddagogik, vorzuneh-
men, das einerseits den Erwerb sozialer Kompetenz und
andererseits Identitdtsbildung anstrebe. Sozialpaddagogik
wird als umfassendes Lern- und Erziehungssystem — auch
fir Erwachsene — verstanden, weil der schnelle soziale und
kulturelle Wandel ein ,lebenslanges Lernen” erfordere. Die
Frage, ob Sozialpddagogik im Vollzug stattfinden miisse,
hange nicht von der jeweiligen Interpretation seiner Ziele
und Zwecke ab, sondern leite sich aus der heute als alige-
mein giltig und situationsangemessen zu bezeichnenden
Lebenskonzeption des Menschen ab.

Von diesem Grundverstandnis her beschreibt der Verfas-
ser (Busch) die Position und Funktion der sozialen Hilfe im
Strafvollzug, setzt sich dabei mit neuen Behandlungs- und
Resozialisierungsprogrammen kritisch auseinander und
bemerkt dazu u.a., daB soziale Arbeit im Vollzug auch aus
therapeutisch orientierten Hilfen bestehe, ohne daf der So-
zialarbeiter zum Therapeuten hochstilisiert werden solle.
Derartige Hilfen seien einerseits nur in Kooperation mit ver-
schiedenen Fachkraften zu entwickeln, andererseits nicht
ohne Sozialpadagogik zu verwirklichen. Weiterhin sieht der
Verfasser die Funktionen der sozialen Hilfe in der Vermitt-

lung von Informations- und Beratungsangeboten durch die
in unserer differenzierten Konsumgesellschaft vorhande-
nen sozialen Dienstleistungsinstanzen. Im Hinblick auf die
Unterbringung in ,totalen Institutionen” werden die Berei-
che Freizeit und Subkultur, wo ein weitgehendes Vakuum
ohne Zielperspektiven herrsche, als Handlungsfelder sozia-
ler Hilfe genannt. Trotz beachtlicher Anstrengungen in den
letzten Jahrzehnten wird die personelle Ausstattung der So-
zialdienste in den Justizvollzugsanstalten bei Messung der
Qualifizierung des Vollzuges an den anfallenden Aufgaben
weiterhin als unzureichend bezeichnet. Den Kritikern, die —
meist aufgrund der Riickfallziffern — behaupten, die resozia-
lisierenden Bemiihungen des Vollzuges seien gescheitert,
wird entgegengehalten, daf ein qualifizierter sozialpadago-
gisch orientierter Strafvollzug (iberhaupt nur in Anséatzen
stattgefunden habe und soziale Arbeit im Strafvollzug nach
wie vor in einer Anfangsphase ihrer Entwicklung stehe.
SchlieBlich geht der Verfasser ausfiihrlich auf Fragen von
Professionalitat, freier Mitarbeit und personeller Konse-
quenzen ein und greift Probleme der aktuellen Fachdiskus-
sion auf, etwa die Forderungen nach einer durchgehenden
Betreuung durch einen ganzheitlichen Sozialdienst der Ju-
stiz oder nach einer Aufteilung der Hilfeleistung ,von auBen”
durch ambulante Einrichtungen und eine solche z.B. auf Kri-
senintervention oder Wohngruppenvollzug (Maelicke) re-
duzierte Hilfe durch einen vollzugsinternen Sozialdienst.
Nach Meinung des Autors ist die Ubernahme der sozialen
Hilfe durch AuBenstehende nicht moglich. Dies wiirde zu ei-
ner unter das heutige Niveau absinkenden Angebotsskala
flhren mit der Konsequenz, daB es bei einem integrierten
und ganzheitlichen Sozialdienst im Strafvolizug bleiben
muB.

Wenn der Verfasser abschlieBend u.a. betont, daB ,,Sozi-
ale Dienste und sozialpadagogische Arbeit im Freiheitsent-
zug nhicht zum Alibi verkommen oder zum Etikettenschwin-
del fihren” diirfen und damit auch — wie sich aus der Ge-
samtkonzeption seines komplexen, grundlegenden und die
Probleme differenziert beschreibenden Beitrages ergibt —
die Notwendigkeit professionellen Handelns auf der Grund-
lage sozialpadagogischer Fachkompetenz in einer Justiz-
vollzugsanstalt als einer ,Intensivstation der Gesellschaft”
herausstellt und dabei deutlich erkennbare fachliche Ab-
grenzungen vornimmt, um einer Nivellierung sozialer Hilfe
entgegenzuwirken, werden in seinen Ausfiihrungen biswei-
len die Konturen zwischen den sicherlich nicht identischen
Begriffen ,soziale Arbeit” einerseits und ,,Sozialarbeit/So-
zZialpadagogik” andererseits auch inhaltlich unscharf, denn
Beamte des allgemeinen Vollzugsdienstes oder ehrenamtli-
che Mitarbeiter werden ihre betreuerischen Aufgaben gewif3
auch als ,soziale Arbeit” verstehen, ohne damit zu ,,Mini-
Sozialarbeitern” werden zu wollen.

In dem Beitrag (iber Strafentlassenenhilfe geht der Ver-
fasser (Klotz) nach einem Uberblick liber die gesetzlichen
Regelungen zur Entlassung im StVollzG und BSHG aus-
flhrlich auf das Ergebnis einer empirischen Untersuchung
zur Entlassungsproblematik ein, die in den Jahren 1981 und
1982 in zwolf Justizvollzugsanstalten des Landes Baden-
Wirttemberg durchgefiihrt wurde und der Daten von 567
Strafgefangenen zugrunde liegen. Ziel der Datenerhebung
war es, VollzugsmaBnahmen, AuBenkontakte, Koordination
und Zeitabldufe sowie Probleme von Strafgefangenen in



den letzten zwei bis vier Monaten vor der Entlassung zu er-
fassen und beschreibend darzustellen. Nach einer detail-
lierten Wiedergabe des Untersuchungsergebnisses kommt
der Verfasser beim Versuch eines pragmatischen Ausblicks
zu Feststellungen und Forderungen, die nicht Giberraschen
und dem Praktiker keine neuen Erkenntnisse vermitteln,
sondern allenfalls Erfahrungen bestatigen. So wird z.B. dar-
auf hingewiesen, daf3 der Umfang der zu leistenden Entlas-
sungsmaBnahmen immer dann zuriickgeht, wenn maoglichst
viele Gefangene im offenen Vollzug untergebracht sind oder
Vollzugslockerungen erhalten, weshalb der Verfasser fiir ei-
ne weitgehende Offnung des Vollzuges am Ende der Straf-
zeit pladiert (!). Auch wird erneut — sicherlich nicht unbe-
grundet — im Interesse einer sachgerechten Entlassungs-
vorbereitung gefordert, den Entlassungszeitpunkt friihzeitig

(etwa drei Monate vorher) den Justizvollzugsanstalten und -

den staatlichen und freien Nachsorgeeinrichtungen mitzu-
teilen.

Der letzte Teil des Buches enthalt Beitrage, in denen
{ibergreifende Aufgaben beschrieben werden, die als un-
verzichtbare Elemente sozialer Arbeit mit Straffalligen anzu-
sehen sind. In dem Aufsatz ,Kooperation der sozialen Ar-
beit” (Detlev Zinn) werden Mdglichkeiten und Grenzen in
der Zusammenarbeit im System der Straffalligenhilfe ange-
sprochen. Auf dem Hintergrund der Zersplitterung der sozi-
alen Dienste in der Strafrechtspflege, der Vielfalt ihrer Inhal-
te, Ziele und Rahmenbedingungen, ihres Verhiltnisses zu-
einander und zu anderen Institutionen sowie der Widerspri-
che ihrer Arbeit stellt der Verfasser Entwicklungen und
Trends in der Geschichte der Straffalligenhilfe, die Formen
und Eigenheiten sozialer Dienste und freier Initiativen her-
aus und weist auf die gesetzlichen Grundiagen hin, die zur
Zusammenarbeit verpflichten. Was jedoch von ihm zu den
»Folgen und Wirkungen gegenwartiger Kriminalpolitik” vor-
getragen wird, etwa zum Strafvollzug, wo z.B. ,an die Stelle
der traditionellen Erwartungshaltung unbedingten Gehor-
sams und Unterordnung an die Gefangenen sozialpadago-
gische Belohnungs- und Disziplinierungssysteme ... ge-
ruckt” sind, wo ,besonders verhdngnisvolle Folgewirkun-
gen fiir diejenigen Straffalligen zu erwarten” sind, ,die den
immer differenzierteren Auslesesystemen der Justiz und ih-
rer Sozialdienste zum Opfer fallen” usw., mag der Beurtei-
lung des fachkompetenten Lesers liberlassen bleiben. Was
in diesem Zusammenhang mit sachfremdem Vokabular und
ohne lberzeugende Konkretisierung als Bild des heutigen
Strafvolizuges entworfen wird, hat nur weit entfernt einen
Bezug zur Realitat, abgesehen davon, daB einige Ausfiih-
rungen nicht immer préazise Definitionen und korrekte Infor-
mationen enthalten. Offenbar |48t der Verfasser — und dies
muB der Tendenz seiner Kritik entnommen werden — Straf-
falligenhilfe ausschlieBlich als Arbeit von freien Initiativ- und
Selbsthilfegruppen gelten, deren Bedeutung in einer ar-
beitsteiligen Straffalligenhilfe nicht hoch genug eingeschatzt
werden kann, in der aber Fachkréfte in den Sozialdiensten
der Justiz, freie Wohlfahrtsverbande und freie Mitarbeiter ih-
re jeweils spezifischen Aufgaben haben (vergl. M. Busch S.
71). Eine Folge dieses quasi Absolutheitsanspruchs ist die
Abwertung der etablierten Verbande der Straffélligenhilfe,
die nach Meinung des Verfassers ,viel zu sehr verkrustet
und von staatlicher EinfluBnahme verwassert sind” und mit
denen ,eine ehrliche und grundlegende kriminalpolitische
Bestandsaufnahme und ein daraus abgeleiteter Forde-
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rungskatalog nur moglich sind, solange sie unabhangig von
Behorden und etablierten Tragerinteressen erarbeitet wer-
den.” Ob mit solchen und dhnlichen Behauptungen — auch
bei grundsétzlicher Bejahung der Notwendigkeit einer kriti-
schen Begleitung staatlicher Institutionen und freier Trager
durch sozial engagierte Birger und freie gesellschaftliche
Krafte — ein Klima fir eine vertrauensvolle Zusammenarbeit
geschaffen wird, muB allerdings bezweifelt werden.

Der Beitrag ,,Die Beteiligung ehrenamtlich Tatiger in der
Arbeit mit Straffalligen” (Joachim Kiinkel) informiert sach-
bezogen, konstruktiv und in pragnanter Form iber alle we-
sentlichen Fragen, die sich bei ehrenamtlicher Mitarbeit, vor
allem im Strafvollzug, stellen. Thematisiert werden mégliche
Zielvorstellungen ehrenamtlicher Mitarbeiter, die Geschich-
te und personelle Struktur der privaten Straffilligenhilfe
sowie die unter ihnen umstrittene Frage einer Ausbildung
bzw. Schulung. SchlieBlich d&uBert sich der Autor zur rechtli-
chen Stellung des freien Helfers und zu seinem Leistungs-
vermdgen in Bezug auf die Méglichkeiten und Grenzen des
Sozialstaates.

In dem Beitrag ,, Offentlichkeitsarbeit in der Straffalligen-
hilfe” (Hans-Joachim Deiters) entwickelt der Verfasser eine
Vielzahl neuer Ansétze und Perspektiven fir eine verbes-
serte Offentlichkeitsarbeit, die nicht auf eine Zusammenar-
beit mit den Massenmedien beschrankt werden darf, son-
dem sich auch an andere Adressaten richten muf3. Er weist
der Gefangenenpresse eine Mittlerfunktion zwischen Straf-
vollzug und Offentlichkeit zu und erlautert u.a. die Aufgaben,
die Fachzeitschriften fiir die Straffélligenhilfe tibernommen
haben. Der Aufsatz enthalt ferner detaillierte Angaben tber
die zu diesem Fragenkomplex vom Niederséchsischen Ju-
stizministerium herausgegebenen Broschiiren und Faltblét-
ter, die auch in anderen Bundeslandern mit dhnlichen Inhal-
ten zur Verfiigung stehen. Recht informativ, beispielhaft und
fir eigene Aktivitaten anregend sind die zahlreichen Berich-
te iber Veranstaltungen in Einrichtungen von Justiz und
Straffalligenhilfe fiir unterschiedliche Zielgruppen im Rah-
men einer gemeinwesenorientierten Offentlichkeitsarbeit.

Die systematischen Ausfilhrungen Uber ,Datenschutz
und soziale Arbeit” (Eberhard Stilz) fiillen angesichts der
Unkenntnis und Unsicherheit auf diesem Gebiet, das durch
Begriffe wie ,,Recht auf informationelle Selbstbestimmung,
Sozialgeheimnis, Normadressaten, Offenbarungsbefugnis”
u.a. gekennzeichnet ist, eine Liicke aus und bieten denjeni-
gen Mitarbeitern wertvolle Orientierungshilfen an, die die
Auswirkungen der Datenschutzgesetze als Hemmnis fir
ihre Arbeit empfinden.

In einem abschlieBenden Beitrag werden theologische
und seelsorgerische Aspekte im Hinblick auf den straffalli-
gen Menschen behandelt, wie sie aus katholischer Sicht
(Bischof Dr. Georg Moser) beurteilt und gewiB auch von
Christen anderer Kirchen weitgehend anerkannt werden
kénnen.

Bei der begrenzten Themenstellung des Sammelbandes
waren inhaltliche Uberschneidungen und Wiederholungen
von Informationen in verschiedenen Beitragen sicherlich
nichtimmer zu vermeiden. Diese ergeben sich zwangslaufig
aus der Verflechtung der Berufsfelder, ihrer Arbeitsformen



156

und der gesetzten Ziele und kénnen dazu beitragen, unter-
schiedliche Aspekte der gleichen Problematik zu verdeutli-
chen. So wird der fiir die aktuelle Diskussion wichtige Auf-
satz ,Opferperspektive und soziale Arbeit” durch ein-
drucksvolle Fallbeispiele aus der Darstellung lber ,,Ge-
richtshilfe flir Erwachsene, insbesondere Haftentschei-
dungs- und Haftvermeidungshilfe” wirkungsvoll erganzt und
konkretisiert. Gleichwohl ware in der Gesamtkonzeption des
Buches bisweilen eine differenziertere Abstimmung der
Inhalte und innerhalb einzeiner Beitrdge eine Konzentration
auf Themenschwerpunkte wiinschenswert.

Der Sammelband versteht sich offenbar als Arbeitsgrund-
lage, in dem der interessierte Leser reiches Material aus fast
allen Bereichen der Straffalligenhilfe vorfindet. Es fehlen al-
lerdings eigenstandige Beitrage liber soziale Arbeit mit Dro-
genabhangigen, Auslandern und die Problematik des MaB-
regelvolizuges sowie (iber die Filhrungsaufsicht, die jedoch
im Zusammenhang mit der Bewahrungshilfe kurz angespro-
chen wird. Insgesamt ist es der Herausgeberin in vorziigli-
cher Weise gelungen, durch die groBtenteils von hohem
fachlichen Anspruch gekennzeichneten Beitrdge der sich
aus Wissenschaftlern und Praktikern reprasentierenden
Autorengruppe eine Fiille von Informationen, Fragestellun-
gen und Erfahrungen zu vermitteln, die zur Vertiefung und
Weiterarbeit anregen. Dazu dient auch ein Literaturver-
zeichnis, das jedem Beitrag beigefiigt ist.

Die rechtliche Zuldssigkeit der
Bekanntgabe von HTLV IlI-Infek-
tionen oder AIDS-Erkrankungen
der Gefangenen durch die
Vollzugsbehérde

Helmut Dargel

I. Einleitung

In der Diskussion um erfordertiche MaBnahmen beim Um-
gang mit HTLV lll-infizierten Gefangenen hat die Frage Be-
deutung erlangt, inwieweit die Vollzugsbehorde berechtigt
ist, Uber die Infektion oder Erkrankung eines Gefangenen
andere Personen zu unterrichten. Dabei stellt sich in der
Praxis zunehmend die Frage, ob die Unterrichtung von Be-
diensteten in der Anstalt (iber den jeweiligen Befund einer
Untersuchung zulassig ist und in welchem Umfang ein sol-
ches Untersuchungsergebnis auch anderen Personen
auBerhalb der Anstalt zuganglich gemacht werden kann.

Il. Die &rztliche Schweigepflicht

Die Untersuchung dieser Rechtsfragen hat von der in der
Praxis wohl Ublichen Fallgestaltung auszugehen, daB zu-
nachst der Anstaltsarzt von der Infektion eines Gefangenen
mit HTLV [ll-Erregern oder dessen AIDS-Erkrankung er-
fahrt. Der Arzt hat somit zunachst die Entscheidung zu tref-
fen, ob er seine Kenntnis anderen offenbaren kann und
wenn ja, wem; schlieBlich, ob er sogar zu einer Offenbarung
verpflichtet ist. Um diese Fragen beantworten zu kénnen,
sind zunéchst die Berufspflichten des Arztes und seine
Rechte und Pflichten als Beamter oder Angestellter zu be-
leuchten.

1. Das Schweigerecht des Arztes

Ausgangspunkt dieser Untersuchung ist zunéchst das
arztliche Berufsgeheimnis, welches seine Grundlage im
arztlichen Standesrecht hat (vgl. § 2 der Berufsordnung fir
deutsche Arzte, abgedruckt im Deutschen Arzteblatt 1976
S. 1543). Dieses arztliche Berufsgeheimnis ist in unserer
Rechtsordnung mehrfach Gegenstand gesetzlicher Vor-
schriften. So ist der Arzt beispielsweise im Strafprozen fir
alle Tatsachen, die ihm als Arzt anvertraut oder sonst be-
kannt geworden sind, gemaBn § 53 StPO zur Verweigerung
des Zeugnisses berechtigt (Schweigerecht des Arztes).
§ 53 StPO hat jedoch nur Bedeutung fiir einen StrafprozeB
und spielt fir die hier zu beunteilenden Fragen nur eine un-
tergeordnete Rolle.

2. Die Schweigepflicht des Arztes

Wichtiger als das Schweigerecht erscheint hierfur die
Schweigepflicht. Nach allgemeiner Auffassung unterliegen
auch beamtete und angestellte Arzte, demnach auch die im
Justizvollzug tatigen Anstaltsérzte, der in § 203 Abs. 1 StGB
normierten Schweigepflicht. Hiernach macht sich ein Arzt
strafbar, der unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich
ein zum personlichen Lebensbereich gehérendes Geheim-
nis offenbart, das ihm anvertraut oder sonst bekannt gewor-



den ist. Gleiches wird in § 203 Abs. 2 StGB u.a. fiir Amtstra-
ger und fiir den &ffentlichen Dienst besonders verpflichteten
Personen bestimmt. Es diirften keine Schwierigkeiten be-
stehen, die Tatsache einer Infektion oder AIDS-Erkran-
kung eines Betroffenen, der diese Tatsache nicht offenba-
ren will, unter den Begriff des Geheimnisses im Sinne dieser
Vorschrift zu subsumieren. Die Schweigepflicht erstreckt
sich auf alles, was dem Arzt bei der Untersuchung oder Heil-
behandlung anvertraut oder auf andere Weise bekannt wird.

3. Die Amisverschwiegenheit

Bei beamteten und angestellten Arzten kommt zu der all-
gemeinen érztlichen Schweigepflicht gemaB § 203 StGB
noch die sogenannte Amtsverschwiegenheit. Nach § 70
Abs. 1 Satz 1 LGB RP hat der Beamte, auch nach Beendi-
gung des Beamtenverhiltnisses, iiber die ihm bei seiner
amtlichen Tétigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten
Verschwiegenheit zu bewahren (eine entsprechende Vor-
schrift enthalt § 39 Abs. 1 Satz 1 BRRG). Der angestellte
Arzt unterliegt der Schweigepflicht gemaBs § 9 Abs. 1 und
Abs. 4 BAT. Die Amtsverschwiegenheit ist indes fiir das
vorliegende Problem von untergeordneter Bedeutung, da
diese nicht filr Mitteilungen im innerdienstlichen Verkehr gilt
(§ 70 Abs. 1 Satz 2LBG RP; § 39 Abs. 1 Satz 2 BRRG) und
der Vorgesetzte des Beamten oder Angestellten bestimmen
kann, was von Angelegenheiten, die der Amtsverschwie-
genheit unterliegen, offenbart werden kann (vgl. § 70 Abs. 2
LBG RP; § 39 Abs. 2BRRG; § 9 Abs. 1 BAT).

4. Geltung der Schweigepflicht innerhalb der Behérde

Besondere Bedeutung gewinnt in diesem Zusammen-
hang die Frage, ob und in welchem Umfang die arztliche
Schweigepflicht gem. § 203 StGB innerhalb einer Behorde
gilt. In der praktischen Auswirkung ist damit gemeint, ob der
Arzt berechtigt und sogar verpflichtet ist, die der drztlichen
Schweigepflicht unterliegenden Tatsachen dem Behérden-
leiter zu offenbaren. Die arziliche Schweigepflicht beriihrt
andere Dimensionen als die Amtsverschwiegenheit. Wah-
rend letztere vor allem die Funktion der Behorde und deren
ungestorte Entscheidungsfindung schiitzen will, ist das
durch § 203 StGB zu schiitzende Rechtsgut der vom Ge-
heimhaltungswillen des Betroffenen getragene persénliche
Lebens- und Geheimbereich, der gerade von Tragemn sol-
cher sozial bedeutsamen Berufe nicht verletzt werden soli,
denen der einzelne sich weitgehend anvertrauen muB und
denen die Allgemeinheit besonderes Vertrauen entgegen-
bringt (vgl. Schénke/Schrider, Kommentar zum StGB, 21.
Auflage, § 203 Rdnr. 3; Dreher-Tréndle, Kommentar zum
StGB, 41. Auflage, Rdnr. 1). Dieses Vertrauen bringt in der
Regel auch ein Gefangener einem Anstaltsarzt entgegen.
Zumindest geht hiervon der Gesetzgeber aus, der den in-
haftierten Biirger darauf verweist, seine Gesundheit aus-
schlieflich dem Anstaltsarzt anzuvertrauen. Dem Gefan-
genen, der keine oder nur in Ausnahmefillen Ausweich-
méglichkeiten zu anderen Arzten hat, muB daher zugebilligt
werden, gegenlber dem Anstaltsarzt ein Vertrauensver-
haltnis autbauen zu kdénnen, das ihm das Gefiihi vermittelt,
der Anstaltsarzt werde nicht alles, was er ihm offenbart, an
die Volizugsbehorde weitergeben (vgl. Schénke/Schréder,
a.a.0., Rdnr. 45).

Soweit demnach der Gefangene dem Anstaltsarzt im
Rahmen eines Arzt-/Patientenverhaltnisses gegeniiber-

157

tritt, ist der Anstaltsarzt geman § 203 Abs. 1 StGB verpflich-
tet, die ihm anvertrauten oder bekannt gewordenen Ge-
heimnisse nicht weiterzugeben; wenn er diese z.B. dem An-
staltsleiter offenbart, erfillt er den Tatbestand des § 203
Abs. 1 StGB. Eine Strafbarkeit geméf § 203 Abs. 2 StGB
scheidet allerdings aus, wenn das betreffende Geheimnis
im Bereich derselben Behérde auf dem dafiir vorgesehenen
Weg zur Kenntnis anderer Behérdenangehoriger gelangt.
Diese Abweichung von Abs. 1 des § 203 StGB ergibt sich
daraus, daB im Verkehr mit Behérden Angaben, die Ge-
heimnisse enthalten, meist der Behérde und nicht einem be-
stimmten Amtstrager gegeniiber gemacht werden. Das Ver-
trauen wird hier regelmaBig nicht dem Amtstrager in seiner
Person, sondern als Amtstriger der Behdrde entgegenge-
bracht (vgl. Fischer, DOD 1985, S. 165 ff.). Im Verhéltnis zu
dem Gefangenen ist der Anstaltsarzt neben seiner Eigen-
schaft als Amtstrager aber immer auch zugleich Inhaber ei-
ner besonderen Vertrauensstellung im Sinne von § 203
Abs. 1 StGB, durch die er in einer der dort genannten, auf die
Behérde nicht libertragbaren Eigenschaften mit fremden
Geheimnissen in Berilhrung kommt, deren Weitergabe
auch innerhalb derselben Behdrde unzuldssig und daher
strafbar ist.

5. Befugte Weitergabe des Geheimnisses

Wenn der Anstaltsarzt iiber die Kenntnis der AIDS-Infek-
tion oder -Krankheit eines Gefangenen Stillschweigen be-
wahren muB, bedarf es der Untersuchung, unter welchen
Voraussetzungen er dieses Geheimnis der JVA offenbaren
kann. Wie dargestellt, beruht seine Schweigepflicht auch
gegeniiber den in der Justizvollzugsanstalt Bediensteten
ausschlieBlich auf der Strafnorm des § 203 Abs. 1 StGB,
wenn man seine Standespflichten auBer acht 1aBt. Die Zu-
lassigkeit der Offenbarung des Geheimnisses reduziert sich
somit auf ein rein strafrechtliches Problem, das mit straf-
rechtlichen Erwéagungen zu ldsen ist. Die Untersuchungen
haben sich somit auf die Frage zu konzentrieren, ob und un-
ter welchen Voraussetzungen die Offenbarung dieses Ge-
heimnisses in der Justizvollzugsanstalt gerechffertigt sein
kann.

a) Einwilligung

Wenn der Betroffene mit der Offenbarung seines Ge-
heimnisses einverstanden ist, macht sich der Anstaltsarzt
durch dessen Bekanntgabe nicht strafbar. Die rein dogma-
tisch interessante Frage, ob dadurch bereits die Tatbe-
standsmaBigkeit der Straftat (kann man noch von einem Ge-
heimnis sprechen, das man anderen preisgeben will?) oder
die Rechtswidrigkeit entfallt, kann hier auf sich beruhen.

b) Rechtsvorschriften

Es bestehen keine Rechtsvorschriften, die die Anstalts-
arzte verpflichten, ihre Erkenntnisse tiber die HTLV-Ill-infi-
zierten oder AIDS-erkrankten Gefangenen gegendber Drit-
ten zu offenbaren.

Das Gesetz zur Bekampfung der Geschlechtskrankheiten
ist fiir die Krankheit AIDS nicht einschlagig. Die von diesem
Gesetz erfaBten Krankheiten sind im Katalog geméas § 1
dieses Gesetzes abschlieBend aufgezahlt, hierzu gehért
AIDS nicht.
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AIDS gehdrt auch nicht zu den meldepflichtigen Erkran-
kungen geméB § 3 Bundesseuchengesetz (BSeuchG). Da-
her besteht weder fiir den behandelnden Arzt noch fiir eine
andere in § 4 BSeuchG genannte Person eine Meldepflicht.
Von der Méglichkeit, gemaB § 7 Abs. 1 BSeuchG AIDS in die
Liste der meldepflichtigen Krankheiten aufzunehmen, hat
der zustandige Bundesminister aus politischen Griinden
keinen Gebrauch gemacht. Da dies im Einvernehmen mit
den zustandigen Landerressorts geschah, ist nicht damit zu
rechnen, daf3 eine Landesregierung von inrem Recht gemaB
§ 7 Abs. 3 BSeuchG Gebrauch machen wird.

¢) Rechtfertigender Notstand

Es stellt sich daher die Frage, ob der Arzt nach den
Grundsatzen des rechtfertigenden Notstandes gem. § 34
StGB eine Infektion oder Erkrankung eines Gefangenen of-
fenbaren kann. Dieser im allgemeinen Teil des StGB gere-
gelte Rechtfertigungsgrund gilt auch bei der Anwendung
des § 203 StGB. Im Hinblick darauf, daB bei Ubertragung der
Krankheit eine Lebens- und Gesundheitsgefahr fiir andere
Gefangene und Bedienstete besteht, wird man davon aus-
gehen kdnnen, daB eine Offenbarung als zulassig angese-
hen werden kann, soweit sie zur Verhinderung einer Uber-
tragung der Erkrankung erforderlich ist. Den Arzt treffen
zwei sich ausschlieBende Pflichten: Schweigen und Offen-
baren. Gerechtfertigt ist eine Pflichtverletzung, wenn die ob-
jektiv héherwertige Pflicht zum Nachteil der geringerwerti-
gen Pflicht erflllt wird. Das geschiitzte Interesse muB dabei
das beeintrachtigte wesentlich Gberwiegen.

Diese Abwagung muB auf dem Hindergrund des derzeiti-
gen Erkenntnisstandes Uber die Krankheit AIDS stattfinden.
Dabei ist zunéchst die Erkenntnis wichtig, daB die Krankheit
in ihrer letzten Phase unweigerlich zum Tode fuhrt. AuBer-
dem ist von Bedeutung, daB jede Infektion mit einer Wahr-
scheinlichkeit von mehr als 50 % zur Krankheit fiihrt. Man
weiB auch, daB die Krankheit nur durch bestimmte, intime
Korperkontakte oder durch inokulation von Kérperfliissig-
keit in die Blutbahn Ubertragen werden kann, also daB es
hygienisch kaum Schwierigkeiten bereitet, sich oder andere
vor einer Infektion zu schiitzen, wenn man die Personen
kennt, von denen die Gefahren ausgehen und vor denen
man sich schiitzen muB. Das bedeutet fiir die Pflichtenab-
wagung des Anstaltsarztes im Rahmen des § 203 StGB, daB
auf der einen Seite der Schutz des Geheimnisses eines ein-
zelnen auf der anderen Seite mit der Lebens- oder schwer-
wiegenden Gesundheitsgefahr eines anderen oder gar
mehrerer widerstreitet. Es diirfte somit keine Schwierigkei-
ten bereiten, dem Anstaltsarzt dahingehend zu raten, daB
die Offenbarung der Tatsache einer Infektion oder Krankheit
eines Gefangenen an Dritte zum Schutz anderer Personen
geman § 34 StGB gerechtfertigt ist.

6. Verpflichtung zur Offenbarung

Damit ist jedoch noch nicht die Frage beantwortet, ob das
unter den vorgeschilderten Voraussetzungen bestehende
Offenbarungsrecht des Anstaltsarztes auch fir ihn eine
Pflicht begriindet, d.h. in der Praxis, ob der Anstaltsleiter von
ihm die Offenbarung des Geheimnisses verlangen kann.

Ob und inwieweit eine arztliche Schweigepflicht durch-
brochen werden kann, hat der Anstaltsarzt eigenverantwort-
lich zu prifen und nach eigenem Ermessen zu entscheiden,

denn er allein macht sich auch persénlich strafbar, wenn sei-
ne Handlung nicht gerechtfertigt ist, und nicht die Behérde.
Die Pflichtenabwagung im Sinne des § 34 StGB ist demnach
allein Sache des Arztes. Er kénnte sich in einem Strafver-
fahren nicht darauf berufen, daB man von ihm die Offenba-
rung verlangt hat. Auch seine Dienstpflichten kénnen ihn
nicht entlasten, da er sowohl als Beamter (§ 66 Abs. 1
LBGRP; § 38 Abs. 1 BRRG) sowie als Angestellter (§ 8 Abs.
2 Satz 2 BAT) die volle persénliche Verantwortung flir die
RechtmaBigkeit seiner dienstlichen Handlung tragt.

Auch die Beratungs- und Gehorsamspflichten (§ 65 LBG;
§ 37 BRRG; vgl. § 8 Abs. 2 BAT) konnen den Anstaltsarzt
nicht von der Prifungspflicht befreien, ob die Offenbarung
dem Recht entspricht. Wiirde der Vorgesetzte gegen den
Willen des Anstaltsarztes die Offenbarung eines Geheim-
nisses im Sinne von § 203 Abs. 1 StGB von ihm verlangen,
wdre der Arzt verpflichtet, seine Bedenken gegen die Recht-
maBigkeit vorzutragen und notfalls den nachsthéheren Vor-
gesetzten einzuschalten. Selbst die Weisung des letzteren
wiirde ihn nicht von der Strafbarkeit befreien, wenn diese fiir
ihn erkennbar wire (vgl. § 66 Abs. 2LBGRP und § 38 Abs. 2
BRRG).

Soweit demnach der Anstaltsarzt von der Rechtswidrig-
keit seiner Handlung (iberzeugt ist, darf er die Tatsache
einer Infektion oder Erkrankung nicht offenbaren. Anders
dirfte die Frage aber zu beurteilen sein, wenn er Uberzeugt
ist, daB eine Offenbarung dieser Tatsachen gerechtfertigt
ist. Dann greifen die Gehorsamspflichten des Bediensteten
aus dem Beamtenrecht und dem BAT chne Einschréankun-
gen durch. Der bedienstete Arzt ist dann nicht mehr seiner
Gewissensentscheidung allein unterworfen — er hat sich ja
bereits entschieden, daB eine Offenbarung gerechtfertigt
ist—, sondern muB die von seinen Vorgesetzten erlassenen
Anordnungen ausfithren und die allgemeinen Richtlinien
befolgen (§ 65 Satz 2 LBGRP; § 37 Satz 2BRRG; § 8 Abs. 2
BAT). Demnach diirften Anordnungen des Vorgesetzten ei-
nes Anstaltsarztes oder entsprechende allgemeine Richtli-
nien, nach denen der Anstaltsarzt verpflichtet wéare, die
Krankheit oder Infektion eines Gefangenen mit AIDS dem
Anstaltsleiter zu offenbaren, nach dem Beamtenrecht und
dem BAT zuldssig sein, sofern der Arzt die Meinung vertritt,
daB die Bekanntgabe nach Abwagung widerstreitender In-
teressen im Sinne von § 34 StGB rechtmaBig ware. Unter
diesen Voraussetzungen kénnte der Anstaltsarzt im &ffent-
lichen Dienst zur Bekanntgabe verpflichtet werden.

Unabhangig von der RechtméBigkeit solcher Anordnun-
gen oder Richtlinien wiirde die Frage ihrer ZweckmaBigkeit
wesentlich schwieriger zu beantworten sein. Denn in der
Praxis wiirden die Schwierigkeiten nicht beseitigt, sondern
nur auf eine andere Ebene verlagert werden. Der nicht ko-
operative Anstaltsarzt oder derjenige, der seinen Standes-
pflichten gegeniiber dem éffentlichen Dienstverhéltnis eine
Vorrangstellung einraumt, kénnte sich immer darauf zurlick-
ziehen, dafB er von der Rechtswidrigkeit einer Offenbarung
im Einzelfall iiberzeugt ware. Eine entsprechende Uberzeu-
gung miBte er allerdings zumindest glaubhaft machen.
Denn nur wenn er von der Rechtswidrigkeit einer Amtshand-
lung {iberzeugt ist, kann er sie verweigem; Zweifel an der
Rechtswidrigkeit miiBte er namlich dem Vorgesetzten oder
dem nachsthdheren Vorgesetzten vortragen, die es unter-



nehmen kénnen, den Arzt von seinem Rechtsirrtum zu Gber-
zeugen.

7. Offenbarung nur gegeniiber dem Anstaltsleiter

Dieses Offenbarungsrecht und insbesondere eine mégli-
che Pflicht hierzu in dem vorstehend behandelten Umfang
kann aber nicht allgemein fir die Behérde, sondern nur im
Verhaltnis des Anstaltsarztes zu seinem Vorgesetzten an-
genommen werden. Dies ergibt sich aus folgenden Erwé-
gungen. Wirde der Arzt das Geheimnis des Gefangenen
allgemein in der Anstalt bekannt machen, wiirde hierdurch
nicht nur eine Straftat nach § 203 StGB verwirklicht, sondern
auch das Grundrecht des Betroffenen auf informationelie
Selbstbestimmung beriihrt. Hier wéren also von dem Arzt
noch datenschutzrechtliche Erwagungen zu beachten, die
ihnin seiner Entscheidung auf Preisgabe des Geheimnisses
noch weiter einschranken und verunsichern wiirden. Man
sollte daher den Arzt nicht iberfordern und ihm ein Offenba-
rungsrecht oder sogar eine Pflicht hierzu nur gegeniber
dem Anstaltsleiter zuerkennen. Dieser muB3 dann seiner-
seits unter Beachtung weiterer rechtlicher Gesichtspunkte
befinden, an wen er diese Information weitergibt. Dies ent-
spricht auch dem Rechtsgedanken des § 34 StGB, da
gemaf § 34 Satz 2 StGB im Rahmen der Abwagung wider-
streitender Interessen nur der Eingriff in ein Rechtsgut ge-
rechtfertigt ist, der am wenigsten die Rechte des Betroffe-
nen verletzt. Dieser Pflicht kann der Arzt damit geniigen, in-
dem er sein Geheimnis nur der Behdrdenspitze anvertraut.

lll. Weitergabe der Kenntnisse durch den
Anstaltsleiter

Der Anstaltsleiter, dem der Anstaltsarzt das Geheimnis
offenbart, muB dann selbst unter Beachtung der einschiagi-
gen Rechtsvorschriften entscheiden, ob und wen er weiter
informiert. Es ist daher zu priifen, welche Rechtsvorschriften
den Anstaltsleiter hieran hindern kénnten.

1. Amtsverschwiegenheit

Zunachst ist dabei an die Amtsverschwiegenheit des An-
staltsleiters zu denken, der er als Landesbeamter verpflich-
tet ist (§ 70 LBGRP; § 39 BRRG). Diese gilt nicht — wie be-
reits dargelegt — fir Mitteilungen im innerdienstlichen Ver-
kehr der Behorde (§ 70 Abs. 1 Satz 2 LBGRP; § 39 Abs. 1
Satz 2 BRRG). Der Anstaltsleiter ware hiernach befugt, von
seiner Kenntnis der Infektion oder Erkrankung eines Gefan-
genen innerhalb der Behdérde Gebrauch zu machen, sofern
und soweit er dies zum Schutz der Bediensteten und ande-
rer Gefangener fiir erforderlich halt (§ 156 Abs. 2 StVollzG).

2. Schweigepflicht geméaB § 203 Abs. 2 StGB

Als Amtstrager kann sich der Anstaltsleiter auch geman
§ 203 Abs. 2 StGB strafbar machen, wenn er die Tatsache
einer Infektion oder Erkrankung eines Gefangenen, die ihm
befugterweise vom Anstaltsarzt bekanntgegeben worden
ist, anderen gegeniiber offenbart. Zu Il 4 ist jedoch ausge-
fihrt, daB3 die Weitergabe von Geheimnissen innerhalb der-
selben Behdrde nicht unter das Tatbestandsmerkmal ,,Of-
fenbaren” eines Geheimnisses gemaB § 203 Abs. 2 (nicht
Abs. 1) fallt, da hier das Geheimnis nicht dem Amtstrager als
Person, sondern als Angehdrigem einer Behdrde mitgeteilt
wurde. Nach dieser Vorschrift ware somit der Anstaltsleiter
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nicht gehindert, von seiner Kenntnis nach Gutdiinken inner-
halb der Behérde Gebrauch zu machen.

3. Datenschutzrechtliche Grundsétze

Durch das Volkszahlungsurteil (VZU) des Bundesverfas-
sungsgerichts (BVerfGE, Band 65, 1 ff.) hat in der Praxis
nunmehr die Frage, wer von einem positiven Ergebnis der
Blutuntersuchung Kenntnis erhalten soll, Bedeutung wegen
datenschutzrechtlicher Grundsétze erlangt. Im Hinblick auf
das Grundrecht des infizierten Gefangenen auf informatio-
nelle Selbstbestimmung bestehen datenschutzrechtliche
Bedenken bereits bei der Bekanntgabe der Untersuchungs-
ergebnisse an Bedienstete der Anstall, sonstige Betreu-
ungspersonen und andere Gefangene. Es bedarf daher der
Untersuchung, unter welchen Voraussetzungen der An-
staltsleiter in das Grundrecht auf informationelle Selbstbe-
stimmung des Gefangenen eingreifen kann.

Dabei muB zunéchst von dem Grundsatz ausgegangen
werden, daB der einzelne Einschriankungen auch dieses
Rechts im (iberwiegenden Allgemeininteresse hinnehmen
muB. Denn das Recht des einzelnen kann niemals abstrakt
betrachtet werden, sondern es steht in Wechselbezie-
hungen zu den Rechten anderer. Die Verhiitung und Be-
kampfung (ibertragbarer Krankheiten ist ein solches Allge-
meininteresse, welches den Grundrechtseingriff rechtfertigt
(Gallwas, Zeitschrift fiir AIDS-Forschung, 1986, S. 33).
Nach dem VZU wiére dieser aber nur zulassig, wenn das
Uberwiegende Allgemeininteresse in einem Gesetz konkre-
tisiert ware, das zu einem Eingriff in das Grundrecht der in-
formationellen Selbstbestimmung ermachtigt. Es ist daher
zu priifen, ob es gesetzliche Eingriffserméchtigungen gibt,
die dem verfassungsrechtlichen Gebot der Normenklarheit
entsprechen.

Dabei ist jeweils zu unterstellen, daB der Betroffene mit
der Weitergabe seiner Daten nicht einverstanden ist; denn
der Grundsatz: ,,volentia non fit iniuria” gilt auch im Rahmen
des Grundrechtes der informationellen Selbstbestimmung.

a) Fiirsorge- und Schutzpflichten des Anstaltsleiters
gegeniiber den Gefangenen

Als gesetzliche Grundlage fir die Bekanntgabe des Un-
tersuchungsergebnisses an Bedienstete der Anstalt, son-
stige Betreuungspersonen und andere Gefangene kommt
zunéchst § 56 Abs. 1 StVollzG in Betracht. Diese Vorschrift
regelt die allgemeine Verpflichtung der Vollzugsbehdrde, fiir
die kérperliche und geistige Gesundheit des Gefangenen zu
sorgen. Hierdurch werden die allgemeinen Fursorge- und
Schutzpflichten des Anstaltsleiters gegeniiber den Insassen
konkretisiert. Aufgrund dessen muB der Anstaltsleiter bei
entsprechendem Verdacht darauf hinwirken, daB andere
Gefangene sich nicht infizieren. Hierzu ist es erforderlich,
daB die Infektion oder Erkrankung eines Gefangenen
bekannt gemacht wird; denn nur dann, wenn die Anstek-
kungsgefahr des Betroffenen bekannt ist, kénnen die Ge-
sunden ihr Verhalten darauf einrichten, mit dem Infiziertenin
einer Weise umzugehen, daB sie sich nicht anstecken. Da
es zur Zeit noch keine Heilung von der Krankheit gibt, kann
man sich nur durch Prophylaxe schiitzen. Eine solche ist
aber nur dann wirksam, wenn man weiB, wer Virusausschei-
derist.
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b) Fiirsorgepflicht gegeniiber den Bediensteten

Der Anstaltsleiter hat nicht nur gegeniber den Getfange-
nen nach dem Strafvollzugsgesetz, sondern auch gegen-
(ber den Bediensteten der Anstalt und deren Familien eine
aus dem Beamtenrecht herzuleitende Fiirsorgepflicht (§ 87
LBGRP; § 48 BRRG), die auch die Gesundheitsfiirsorge
einschlieBt. Alles was vorhin iber den Schutz der Gesund-
heit der Insassen einer Justizvollzugsanstalt gesagt wurde,
gilt auch firr die Pflicht des Anstaltsleiters, fiir die Gesundheit
der Bediensteten zu sorgen.

¢) Die Eignung der die Fiirsorge regeinden Bestimmungen
als gesetzliche Grundlage fiir den Eingriffin das Grund-
recht der informationellen Selbstbestimmung

Den vorstehenden Ausfilhrungen kénnte der Einwand
entgegengehalten werden, weder aus § 56 StVollzG noch
§ 87 LBG RP (oder § 48 BRRG) lasse sich das Recht ent-
nehmen, daB zu den in diesen Gesetzen genannten Zwek-
ken auch personenbezogene Daten Dritter an Bedienstete,
sonstige Betreuungspersonen oder an Gefangene weiter-
gegeben werden diirfen. Insoweit diirften diese Bestimmun-
gen nicht dem verfassungsrechtlichen Gebot der Normen-
klarheit entsprechen. Das VZU verlangt eine ausdriickliche
Regelung, nach der diese Bestimmungen einen Eingriff in
das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung
eines infizierten Gefangenen zulassen.

Dieser Einwand wird sicherlich bei der mit Riicksicht auf
das VZU in Angriff genommenen Anderung des Strafvoll-
zugsgesetzes Beriicksichtigung finden. Fiir die Ubergangs-
zeit bis zur Schaffung einer hinreichenden normenklaren
gesetzlichen Grundlage wird man allerdings nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine auf
§ 56 Abs. 1 Satz 1 StVollzG und § 87 LBG RP (§ 48 BRRG)
gestuizte Bekanntgabe in dem jeweils erforderlichen Um-
fang hinzunehmen haben, um eine Funktionsunfahigkeit
staatlicher Stellen zu vermeiden.

d) Abwdégung widerstreitender Interessen

Diese Meinung findet ihre Stiitze auch in der Erwagung,
daB die Rechtsgrundsétze der Abwagung widerstreitender
Interessen, wie sie in § 34 StGB normiert sind, auch im Rah-
men datenschutzrechtlicher Rechtsverhéltnisse gelten, da
diese flir das gesamte Recht (iberhaupt Giltigkeit haben.
Hiervon ausgehend gewinnt folgender rechtlicher Aspekt
Bedeutung:

Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG schiitzt das Leben und die kor-
perliche Unversehrtheit. Dieses Grundrecht begriindet nicht
nur ein Abwehrrecht gegen staatliche MaBnahmen, die die-
se Schutzgiiter beeintrachtigen oder gefahrden, sondern
zugleich Schutzpflichten des Staates gegen Beeintrachti-
gungen oder Gefahrdungen durch Dritte. Bund und Lander
haben deshalb im Rahmen ihrer Zustandigkeiten flir
SchutzmaBnahmen zu sorgen, wo eine nicht unerhebliche
Geféhrdung von Leben und Gesundheit droht; sie miissen
auf die spezielle Grundrechtsgefahrdung bezogene Rechts-
vorsorge betreiben (BVerfGE, Band 56, 54 — 78 —). Die das
Verhalten des Staates steuernde Kraft der Schutzpflicht ver-
dichtet sich je nach Umstanden. Die gesundheitspolitischen
Erwagungen, die mit dem AIDS-Virus Infizierten tunlichst
vor Diskriminierung zu bewahren, stot hier auf eine verfas-

sungsrechtliche Sperre. Das Gegenanliegen, namlich der
Schutz Nichtinfizierter, hat ebensoviel verfassungsrechtli-
ches Gewicht wie das legitime Bemiihen, den Intimbereich
der Infizierten soweit wie irgend maglich nicht zu offenbaren
(Gallwas, a.a.0., S. 32). Bedenkt man, daB die Krankheit
heute in der Regel einen todlichen Verlauf nimmt, wird es
nicht schwerfallen, den Schutz des Gesunden vor einer t0d-
lichen Gefahr héher einzuschétzen als das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung eines Infizierten. Eine Ent-
scheidung, es grundsatzlich den einzelnen Krankheitsver-
dachtigen oder Kranken zu Uberlassen, ob und wie sie die-
jenigen, mit denen sie Kontakt haben, tiber ihren Zustandin-
formieren, ist nach dem derzeitigen Stand der Dinge mit der
verfassungsrechtlichen Schutzpflicht des Staates gegen-
Uber dem Gesunden kaum zu vereinbaren (Gallwas a.a.0.),
insbesondere nicht, wenn dem Staat besondere Schutz-
pflichten auferlegt sind, wie sie in § 56 StVollzG und § 87
LBG RP normiert sind.

Wenn der Anstaltsleiter auch aus datenschutzrechtlichen
Gesichtspunkten berechtigt sein kann, (ber die Infektion
und die Erkrankung eines Gefangenen Mitteilungen zu ma-
chen, stellt sich die weitere Frage, ob dieses Recht auf einen
bestimmten Adressatenkreis eingeschrankt ist.

4. Adressatenkreis fiir das Informationsrecht des
Anstaltsleiters

a) Unterrichtung der Bediensteten der Anstalt

Soweit die Bekanntgabe der AIDS-Verdachtigen auf den
Personenkreis innerhalb der Anstalt beschrankt wird, ist zu
bedenken, daB diese personenbezogenen Daten nicht zwi-
schen verschiedenen Behoérden, sondern innerhalb einer
einzigen Behdrde bekanntgegeben werden. Von daher
scheint es schon vom Ansatz her fraglich, ob zwischen ein-
zelnen Bediensteten einer Behérde dieses grundrechtliche
Hindernis des informationellen Selbstbestimmungsrechtes
des Gefangenen aufgebaut werden kann. SchlieBlich ist zu
bedenken, daB die Datenschutzgesetze davon ausgehen,
daB alle Datenfliisse, die erforderlich sind, um den Adressa-
ten instand zu setzen, ihm obliegende Aufgaben zu erfiillen,
im Prinzip zuldssig sind. Wenn zu diesen Uberlegungen
noch der Gesichtspunkt mitbericksichtigt wird, daB der An-
staltsleiter eine Verpflichtung hat, die Gesundheit der Be-
diensteten und Gefangenen zu schiitzen, wird man kaum
mehr Zweifel anmelden kdonnen, wenn man dem Anstalts-
leiter das Recht zuerkennt, alle die Bediensteten zu infor-
mieren, die Kontakt mit Virenausscheidern haben kénnen.
Der Umfang der zu Benachrichtigenden hangt von der Or-
ganisation der Anstalt ab. Bedingt durch Wechselschicht,
Wochenenddienst und Nachtdienst ist dieser Kreis relativ
groB. Innerhalb der Anstalt erscheint somit zum Schutz der
Bediensteten und Gefangenen eine Bekanntgabe perso-
nenbezogener Daten von inhaftierten Virus-Ausscheidern
nicht problematisch, wobei die Form — miindlich oder schrift-
lich — keine wesentliche Rolle spielt.

b) Unterrichtung der Gefangenen

Der nahezu unbeschrankte Datenflu innerhalb der An-
stalt gilt jedoch nur gegeniiber den Bediensteten und nicht
gegeniber den Gefangenen. Einmal gehoren die Gefange-
nen nicht zu der Behorde Justizvollzugsanstalt, und zum an-
deren ist nicht ohne weiteres erkennbar, wie die Gesundheit



der Bediensteten und Gefangenen geschutzt werden kann,
wenn Gefangene informiert werden, die innerhalb der Ju-
stizvollzugsanstalt keine Funktionen ausiiben, um andere
zu schutzen. Nur derjenige Gefangene, der selbst unmittel-
bar gefahrdet ist, kann aus dem Gesichtspunkt des § 56
StVolizG informiert werden, zum Beispiel wenn er densel-
ben Haftraum mit dem Infizierten teilt, wenn er mit ihm die-
selbe verletzungsgefahrdete Arbeit verrichtet usw. Hier muB
im einzelnen abgewogen werden, welche Information
notwendig ist, um einer konkreten Gefahr zu begegnen.

5. Weitergabe der Informationen an Personen
auBerhalb der JVA

Die Datenubermittiung an Personen auBerhalb der JVA
wird man nur dann uneingeschrankt bejahen kénnen, wenn
die Vollzugsbehdérde gegeniiber diesen Personen eine be-
sondere Firsorgepflicht hat, die Uber die allgemein giiltige
Pflicht staatlicher Stellen hinausgeht, fir die Gesundheit der
Biirger zu sorgen. Denn der Justizvollzugsanstalt kénnen
nicht mehr Pflichten gegentiber den anderen Burgern aufer-
legt werden, als den allgemeinen Gesundheitsbehérden.
Solange fir diese nicht geklart ist, was sie zum Schutze der
Birger vor AlIDS-Infektionen tun dirfen oder lassen mis-
sen, insbesondere wie weit sie hierzu in die Rechte der Er-
krankten oder Infizierten eingreifen dirfen, kann man der
Volizugsbehdrde hierzu nicht besondere Pflichten auferle-
gen.

a) Unterrichtung anderer Behérden

Soweit die Mitteilungen an andere Behérden gemacht
werden sollen, kann auch insoweit von einer Fiirsorgepflicht
gesprochen werden, die sich aus der beamtenrechtlichen
Fursorgepflicht des Dienstherrn gegeniiber den Bedienste-
ten herleiten |4Bt. Die Fursorgepflicht des Dienstherrn ge-
maB § 87 LBGRP; § 48 BRRG beschrankt sich nicht nur ge-
geniber den unmittelbaren Vorgesetzten. Dienstherr ist der
Einstellungstrager (vgl. § 2 LBGRP), der Behordenleiter ist
insoweit der Vertreter des Dienstherrn, der damit auch ver-
pflichtet ist, die Bediensteten einer anderen Behdrde zu
schitzen. Im Hinblick auf Artikel 35 Abs. 1 GG diirften auch
keine Bedenken bestehen, diese Pflichten auf Behorden an-
derer Lander und Bundesbehdrden auszudehnen. So be-
antwortet sich die fir die Vollzugspraxis wichtige Frage, daB
bei der Verlegung oder Uberstellung eines virusausschei-
denden Gefangenen in eine andere Justizvollzugsanstalt —
auch auBerhalb des Landes — miindlich oder schriftlich Mit-
teilungen liber die von ihm ausgehenden Gefahren gemacht
werden dirfen. Die Kennzeichnung des Transportscheines
dirfte damit ebenso zulassig sein wie die Benachrichtigung
von Gerichts- und Polizeibehorden.

b) Unterrichtung Privater

Diese besonderen Fiirsorgepflichten der Vollzugsbehér-
de sind gegeniber privaten Personen allerdings nicht er-
kennbar. Dies gilt sowohl fiir Angehdrige oder Sexualpart-
ner des infizierten Gefangenen als auch gegeniiber dessen
Arbeitgeber und Arbeitskollegen. Hier bleibt der Vollzugsbe-
horde keine andere Méglichkeit, als auf den Gefangenen
einzuwirken, zum Schutz dieser Personen seine Krankheit
freiwillig zu offenbaren. Da die Vollzugsbehorde keine
Schutzpflichten gegeniiber privaten AuBenstehenden hat,
halte ich auch die Praxis fur bedenklich, den Arbeiteinsatz
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eines Infizierten auBerhalb der Anstalt davon abhangig zu
machen, daB er seine Krankheit aus eigenem Willen offen-
bart. Denn die Frage, ob ein Gefangener Vollzugslockerun-
gen erhalt oder wo er arbeiten soll, bestimmt sich allein aus
dem StVollzG. Diese VollzugsmaBnahmen, auf die der Ge-
fangene unter Umstanden sogar Anspruch hat, von Bedin-
gungen abhangig zu machen, die sich nicht aus dem Straf-
vollzugsgesetz herleiten lassen, erscheint rechtlich bedenk-
lich.

IV. Zusammenfassung

1. Der Anstaltsarzt ist aus dem Gesichtspunkt des rechifer-
tigenden Notstandes gem. § 34 StGB berechtigt, die Tatsa-
che der Infektion oder Erkrankung eines Gefangenen ande-
ren mitzuteilen, soweit dies erforderlich ist, um Gesunde vor
einer Ansteckung zu schiitzen. Er macht sich dann nicht
nach § 203 StGB strafbar. Um den Eingriff in das Persénlich-
keitsrecht des Betroffenen so gering wie méglich zu halten,
sollte der Anstaltsarzt dessen Geheimnis nur gegentber
dem Anstaltsleiter offenbaren. Ob die Weitergabe des Ge-
heimnisses gerechtfertigt ist, kann allein von dem Anstalts-
arzt entschieden werden. Er kann durch den Anstaltsleiter
zur Bekanntgabe des Geheimnisses an ihn nur fiir den Fall
verpflichtet werden, daB der Arzt an der RechtméBigkeit der
Weitergabe keine Zweifel hat.

2. Der Anstaltsleiter konnte aus datenschutzrechtlichen Er-
wagungen gehindert sein, die ihm vom Anstaltsarzt mitge-
teilte Information anderen Bediensteten weiterzugeben. Im
Hinblick auf § 56 StVolizG sowie § 87 LBG RP und § 48
BRRG und den allgemeinen Verfassungsgrundsatz, wo-
nach der Staat verpflichtet ist, das Grundrecht des einzelnen
auf korperliche Unversehrtheit zu schiitzen, ist der Anstalts-
leiter berechtigt, die ihm zuteil gewordene Information an
andere Bedienstete weiterzugeben. Dieses Recht be-
steht auch gegeniber Bediensteten anderer Behdrden,
nicht jedoch gegeniiber privaten Dritten. Gegenuliber Gefan-
genen besteht das Recht zur Information, wenn sie im Ein-
zelfall konkret durch den Infizierten an ihrer Gesundheit ge-
fahrdet sind.
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Altuelle Jmco rmationen

Zur Reform des Jugendstrafrechts

Bundesijustizminister Hans A. Engelhard ging in seiner Rede an-
1a8lich der Erdffnung des 20. Deutschen Jugendgerichtstages in
Ko6in am 6. Oktober 1986 nicht zuletzt auf die Reform des Jugendge-
richtsgesetzes ein. Er verwies in diesem Zusammenhang auf den
Ende 1983 von seinem Haus vorgelegten Referentenentwurf eines
Ersten Anderungsgesetzes zum Jugendgerichtsgesetz. Hierzu
fihrte er im einzelnen aus:

.Wir haben zu diesem Entwurf inzwischen die fachlichen Stel-
lungnahmen der Lander und der Verbénde eingeholt. Erfreu-
licherweise gibt es kaum gravierende fachliche Einwande,
wenn auch dem einen unsere Vorschlage schon zu weit gehen
und sie dem anderen zu diirftig erscheinen. Natdrlich kosten un-
sere Vorschlage zur Verbesserung der Reaktionsméglichkeiten
und zur starkeren Verwirklichung des Erziehungsgedankens im
Jugendgerichisgesetz Geld. Daraus sind die Schwierigkeiten
erwachsen, die eine Einbringung des Gesetzentwurfs im Bun-
destag bislang verhindert haben.

Ich werde aber in meinen Bemuhungen nicht nachlassen, den
beschrittenen Weg ziigig weiter zu gehen, méglicherweise mit
gewissen Konzessionen im Hinblick auf allzu kostentrachtige
Vorschlage. Im Klartext heift dies, wir sind bemiiht, einen Re-
gierungsentwurf sobald wie méglich durch das Kabinett verab-
schieden zu lassen.”

Der Minister nahm ferner zur demografischen Entwicklung und ih-
re Auswirkungen auf den Jugendstrafvollzug Stellung:

.Wie werden wir auf die sinkenden Zahlen der in das Strafmin-
digkeitsalter hineinwachsenden Jugendiichen reagieren? Wer-
den wir Gefangnisse abbauen, Arrestanstalten umwidmen, Ka-
pazitaten bei Gerichten und Staatsanwaltschaften verringern
und Polizeistationen schlieBen? Oder werden wir diejenigen in
die plétzlich freigewordenen Haftraume bringen, die wir bislang
wegen Uberfiillung der Gefangnisse mit ambulanten MaBnah-
men bedacht haben? Laufen wir nicht Gefahr, eine gleichblei-
bende Zahl von jugendlichen und heranwachsenden Straffalli-
gen trotz sinkender Zahlen Jugendlicher und Heranwachsen-
der zu erhalten, also eine Zunahme der Kriminalitatsbelastung
zu bekommen, wenn wir unsere Kapazitaten und unsere Hand-
lungsweisen nicht den demografischen Veranderungen anpas-
sen? Mir scheint groBe Aufmerksamkeit geboten.

Andererseits erbffnet diese Situation gro3e Chancen, die wahr-
zunehmen wir nicht versaumen diirfen. Es kdnnte die Zeit kom-
men, in der unsere Richter und Staatsanwilte, unsere Gerichts-
helfer und Bewahrungshelfer, aber auch unsere Polizeibeam-
ten nicht mehr iberschwemmt werden von einer Flut von Fal-
len, von Angeklagten, von Mandanten und Verurteilten.

Sie konnten sich dann mit viel mehr Zeit, mit mehr Geduld und
Beharrlichkeit, vielleicht auch mit mehr Fachlichkeit den jungen
Menschen und ihren Problemen widmen. Aber auch dort gilt es
aufmerksam zu sein! Denn eng damit verbunden ist die Gefahr
der Uberbetreuung, die es zu vermeiden gilt.“

Der volistandige Wortlaut der Rede ist in

recht. Informationen des Bundesministers der Justiz (Nr. 6. No-
vember/Dezember) 1986 S. 91-93

abgedruckt.

Beitrage zum Strafvollzug in der Festschrift
fr Gunter Blau

Die Festschrift fir Glinter Blau zum 70. Geburtstag am 18. De-
zember 1985, herausgegeben von Hans-Dieter Schwind in Verbin-
dung mit Ulrich Berz, Gerd Geilen, Rolf Dietrich Herzberg, Ginter
Warda, Verlag Walter de Gruyter, Berlin/New York 1985, enthélt fol-
gende Beitrage zum Straf- und MaBregelvollzug:

— Uberlegungen zur Rechtsstellung der im Jugendstrafvollzug be-
findlichen Gefangenen, S. 183-205 (Alexander Béhm)

- Die Prognose im MaBregelvollzug als kalkuliertes Risiko, S. 309-
325 (Wilfried Rasch)

— Die Zusammenarbeit zwischen Justizvollzugsanstalt und Straf-
vollstreckungskammer, S. 327-329 (Karl Peter Rotthaus)

— Was 3Bt der Strafvollzug flr Gefilhle tbrig? S. 359-374 (Horst
Schiiler-Springorum)

— Staatliches Strafen. Markierungen, Degradierungen und Rituale
auf einer Reise ohne Wiederkehr, S. 405-422 (Kurt Weis)

— Gefangnisiberfiillung — eine kriminalpolitische Herausforderung,
S. 459-486 (Arthur Kreuzer)

— Probleme der Strafvollzugsvergleichung, S. 515-535 (Heinz
Miuiller-Dietz)

— Die , Verhandlungen der ersten internationalen Versammilung fr
Gefangnisreform, zusammengetreten September 1846 in Frank-
furt am Main, S. 629-650 (Albert Krebs)

Beitrage zum Strafvollzug in der Gedachtnis-
schrift fir Hilde Kaufmann

Am 11. Januar 1981 ist die bekannte Kélner Kriminologin Hilde
Kaufmann verstorben. Ihr wissenschaftliches Werk umfaBt nicht zu-
letzt Verétfentlichungen zum Strafvollzug, so z.B. den Band: Krimi-
nologie lil. Strafvollzug und Sozialtherapie, Stuttgartu.a. 1977. Zum
Gedenken an Hilde Kaufmann ist 1986 im Verlag Walter de Gruyter,
Berlin/New York eine Gedachtnisschrift (herausgegeben von Hans
Joachim Hirsch, Giinther Kaiser, Helmuth Marquardt) erschienen,
die — neben kriminalpolitischen, kriminologischen und strafrechtli-
chen Arbeiten — eine ganze Reihe von Beitrdgen zum Strafvollzug
enthalt:

~ Die sozialtherapeutischen Anstalten — ein kriminalpolitisches
Lehrstiick? S. 167-187 (Horst Schiiler-Springorum)

— Frauenkriminalitat und Frauenstrafvollzug, S. 267-290 (Hans Jo-
achim Schneider)

— Zur Verortung der Spezialpravention/Sozialtherapie: MaBregel
oder Strafvollzug? S. 433-449 (Reinhard von Hippel)

— Franz Lieber — ein Theoretiker der ,Straf*- und ,Geféngniskun-
de”, S. 451-473 (Heinz Miller-Dietz)

— Denkweisen von ,Poenologen* iber die ,Einzelhaft* um die Mit-
te des XIX. Jahrhunderts, S. 475-492 (Albert Krebs)

— Strafzumessung und ihre Auswirkung auf den Volizug, S. 513-
524 (Jurgen Baumann)

— La libertad religiosa como derecho fundamental de los internos
en institutiones penitenciarias (Religionsfreiheit als Grundrecht
der Strafgefangenen), S. 511-598 (Antonio Beristain)

— Strafvollzug im internationalen Vergleich, S. 599-621 (Gunther
Kaiser)

— Aufgaben und Arbeitsweise der Justizvollzugsdmter im Lande
Nordrhein-Westfalen, S. 623-635 (Karl Peter Rotthaus)

10 Jahre Strafvollzugsgesetz

Aus AnlaB des zehnjihrigen Bestehens des Strafvollzugsgeset-
zes hat eine ganze Reihe von Veranstaltungen bereits stattgefun-
den (vgl. 2.B. ZfStrVo 1986, S. 244 f.) oder findet noch statt. Ebenso
sind verschiedene Beitrage oder Stellungnahmen teils in Fachzeit-
schriften, teils in Tageszeitungen erschienen. Die Z{StrVo hat be-
kanntlich ein entsprechendes Schwerpunktheft herausgebracht
(Heft 1/1987). Ferner wurden namentlich folgende Beitrage verof-
fentlicht:

In: Blatter fir Strafvolizugskunde. Beilage zum Vollzugsdienst
Jg. 33 (1986)
Heinz Eyrich: 10 Jahre Strafvollzugsgesetz. In: Heft 4/55. 1-5
Heinz Miiller-Dietz: Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz. In: Heft
6,S.1-7

In: Bewahrungshilfe, Jg. 33 (1986), Heft 4
Heinz Milier-Dietz: Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz — Bilanz
und Perspektiven —. S. 331-360
Rupert Scholz: 10 Jahre Strafvollzugsgesetz, S. 361-366

In: Neue Zeitschrift fiir Strafrecht, Jg. 7 (1987) Heft 1, §.1-5
Karl Peter Rotthaus: Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz



Im Rundbrief Soziale Arbeit und Strafrecht (hrsg. vom Vorstand
der Deutschen Bewahrungshilfe e.V.), 3. Jg. (1986), Nr. 6, S. 3, wird
auf weitere 6ffentliche Stellungnahmen zur Weiterentwickiung des
Strafvollzugs(-gesetzes) hingewiesen.

Praxis des sozialen Trainings

Der Niedersachsische Minister der Justiz hat im September 1986
ein Handbuch zum sozialen Training im Strafvollzug herausge-
bracht, das aus dem Projekt , Vorbereitung und Begleitung des Frei-
gangs" (VBF) der Jugendanstalt Hameln hervorgegangen ist. Als
Mitarbeiter des VBF (Trainingsgruppenbetreuer) firmieren: Jurgen
Anlers, Harald Kilian, Jiirgen Klus, Werner Schaar, Peter Schmidt,
Horst Strunk. Vertasser des Handbuchs ist Psychologierat Manfred
Ctte, Jugendanstalt Hameln. Die bibliografischen Angaben lauten:

Praxis des sozialen Trainings. Curriculum fir die Anwendung
im Strafvollzug von Manfred Otto

herausgegeben vom Niedersachsischen Minister der Justiz
Hannover 1986.

In der von Dipl.-Psychologin Dr. Monica Steinhilper stammenden
Vorbemerkung des VIII. und 348 Seitem umfassenden Bandes
heiBt es: , Dieses Handbuch zum sozialen Training im Strafvollzug
soll Strafvolizugsbediensteten praxisorientierte Hilfestellungen zur
Vorbereitung von Gefangenen auf das Leben auBerhalb der Mau-
ern geben. Ihm liegen Erfahrungen aus dem Pojekt , Vorbereitung
und Begleitung des Freigangs" (VBF) zugrunde, das in der Jugend-
anstalt Hameln erprobt und dort mittlerweile zur Dauereinrichtung
geworden ist.”

,Das Curriculum ist aus der Praxis entstanden und fir die Praxis
entwickelt. Es bezieht sich mithin auf die aktuelle Problemiage der
betreuten Gefangenen und beriicksichtigt, was von den Bedienste-
ten umsetzbar ist.”

Eingangs werden Aufgaben, Grundkonzepte, Adressaten und
Rahmenbedingungen sowie eine Dokumentation nebst Auswer-
tung geliefert. Einen ersten Schwerpunkt des Handbuchs bildet die
Beschreibung des Curriculums selbst (mit Aufnahmeverfahren,
Vorgehensweisen, Lernzielen, Methoden, Trainingsbereichen,
Planungen und Gliederung des Trainingsprogramms). Einen GroB-
teil des Bandes machen die Materialien aus, die vor allem die einzel-
nen Trainingsbereiche, Gruppenprozesse, Lernziele und Modell-
planungen betreffen und mit einem Bewerbungsbogen sowie einem
Protokollbogen fiir Gruppensitzungen schlieBen.

Fachtagung 1987 der Deutschen
Kriminologischen Gesellschaft

Die diesjéhrige Fachtagung der Deutschen Kriminologischen Ge-
sellschaft soll unter das Motto ,, Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz“ ge-
stellt werden. Gedacht ist an eine kriminalpolitische Bewertung des
Gesetzes, anknipfend an Bestrebungen, die Zielsetzungen im
Strafvollzugsgesetz zu andern. Angesichts des Spannungsverhalt-
nisses zwischen gesetzlichem Anspruch und Wirklichkeit gilt es in
einem solchen Jahr, Vor- und Nachteile der gesetzlichen Regelung
zu bilanzieren und den Handlungsbedarf fiir die Praxis kiar zu um-
reiBen. Diesem Zweck dient die vorgesehene Veranstaltung, bei der
profilierte Wissenschaftler, politisch Verantwortliche und auch Prak-
tiker zu Wort kommen sollen. Voraussichtlicher Termin istder 5. No-
vember 1987. Interessenten kénnen sich an den Generalsekretar
der Deutschen Kriminologischen Gesellschaft, Dr. Gernot Steinhil-
per, Braukamp 9, 3015 Bredenbeck, Tel. 05109/6069, wenden.

Gesellschaft und Kriminalitét

Unter diesem Titel hat der Deutsche Paritatische Wohlfahrtsver-
band — Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. — eine Broschire
herausgebracht, die Vorstellungen seines Arbeitskreises ,, Straffalli-
genhilfe* zum Themenbersich Strafrecht, Strafvollzug und Straffal-
ligenhilfe enthalt. Die Broschiire ist kostenlos und kann mit einem
mit DM 0,80 frankierten DIN A 5-Umschlag vom DPWV-Landesver-
band, Loher Str. 7, 5600 Wuppertal 2, bezogen werden.
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Kein Seniorengefangnis in Niedersachsen

DieLandtagsabgeordnete Alm-Merk (SPD) richtete am 31.10.
1986 folgende Kleine Anfrage an die Landesregierung (Drucksache
11/316 des Niedersachsischen Landtages):

In der Stadt Singen am Bodensee gibt es seit einigen Jahren ein
sogenanntes Seniorengeféngnis, in welchem (berwiegend
ber 60 Jahre alte Haftlinge untergebracht sind. Die Erfahrun-
gen, die dort bisher gemacht wurden, sollen gut sein.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele ber 60jéhrige mannliche und weibliche Gefangene
gibt es derzeit in niedersachischen Justizvollzugsanstalten?

2. Welche Erkenntnisse und Erfahrungen hat die Landesregierung
beziiglich der Problematik der (iber 60jahrigen Strafgefangenen
in Haftanstalten gesammelt?

3. Ist die Landesregierung bereit, einen dhnlichen Versuch wie den
in Singen durchzufihren? Wenn ja, wann kénnte sie eine solche
Einrichtung installieren? Wenn nein, welche Hindernisse stehen
dem entgegen?

Alm-Merk

Der Niedersachsische Minister der Justiz beantwortete die Kleine
Anfrage am 7. Januar 1987 wie folgt:

Die Einrichtung einer Abteilung fir Giber 60 bzw. 65 Jahre alte Ge-
fangene in Niedersachsen ist mehrfach in Erwégung gezogen wor-
den, letztmals vor rund 1 Jahr. Seinerzeit habe ich die Landesjustiz-
verwaltungen befragt, ob dort entsprechende Einrichtungen vor-
handen sind oder eingerichtet werden sollen und welche Erfahrun-
gen gegebentfalls vorliegen. Ferner wurden —im Friihjahr 1986 — die
dber 65 Jahre alten Gefangenen in niedersachsischen Justizvoli-
zugsanstalten befragt, ob sie bereit waren, sich in eine solche Abtei-
lung verlegen zu lassen.

Mit Ausnahme von Baden Wiirttemberg haben die Landesjustiz-
verwaltungen mitgeteilt, daB Abteilungen fiir dltere Gefangene nicht
bestehen und daB kein Bedarf gesehen wird; insbesondere wurde
darauf hingewiesen, daB die Zusammenfassung alterer Gefange-
ner modernen Vorstellungen von der Altenbetreuung widerspre-
chen kénnte.

Baden-Wirttemberg teilte mit, daB sich die Einrichtung in Singen
bewahrt habe.

Von den seinerzeit in Niedersachsen befragten Gefangenen wi-
ren nur zwei mit der Unterbringung in einer besonderen Abteilung
einverstanden gewesen.

Aus AnlaB der Kleinen Anfrage sind die Leiter der gréBeren An-
stalten nochmals gehort worden. Sie haben sich Ubereinstimmend
gegen ein ,Seniorengefangnis” ausgesprochen, zumindest keinen
Bedarf gesehen.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage namens
der Landesregierung wie folgt:

Zu.:

Zum Zeitpunkt der letzten Stichtagserhebung (31.3.1986) befan-
den sich 42 méannliche und 2 weibliche Strafgefangene im Alter von
uber 60 Jahren in niedersichsischen Justizvollzugsanstalten.

Zu2.:

Nach den Berichten der Anstaltsleiter sind diese Gefangenen,
von ganz vereinzelten Fallen abgesehen, normal in den Vollzug in-
tegriert; sie werden als ruhender Pol bezeichnet, der méBigend auf
jungere Gefangene wirken kann, von deren Dynamik sie anderer-
seits profitieren. Auf die aligemeine Problematik des ,, Abschiebens*
von Senioren und auf die sonst beklagte Ausgrenzung und Isolie-
rung alterer Menschen wird ebenso hingewiesen wie auf das Erfor-
dernis méglichst heimatnahen Vollzugs, der in einer gesonderten
Einrichtung schiechter oder gar nicht méglich ist.

Zu 3.:

Nach allem mdchte ich auch weiterhin von der Einrichtung eines
Seniorengefangnisses absehen. Insbesondere besteht auch aus
der Sicht der arztlichen Versorgung der alteren Gefangenen kein
besonderes Bediirnis.
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Landesweiter Ausbau des Sozialen Trainings
in niedersachsischen Haftanstalten

Viele Gefangene verhalten sich nach ihrer Entlassung bei Alltag-
sproblemen in Familie, Beruf und Freiheit, im Umgang mit Geld und
Alkohol hilflos und sozial unangepaBt. Oftmals folgen aus der man-
gelnden Alltagsbewiltigung neue Straftaten. Ein spezielles Pro-
gramm im Strafvollzug (Soziales Training) greift diese Problembe-
reiche auf und bereitet die Getangenen nach bestimmten Prinzipien
auf das Leben auBerhalb der Mauern vor. Dabei geht es nicht nur
um Wissensvermittlung, sondern um praktisches Einiiben neuer
Verhaltensweisen. So sollen Strafgefangene nicht nur erfahren,
welche Gefahrdungen von Alkohol und Drogen ausgehen, sondern
auch lernen (z.B. in Rollenspielen), wie sie sich der Aufforderung
von Freunden entziehen kénnen, mehr zu trinken, als sie sich selbst
vorgenommen hatten.

Soziales Training im Strafvollzug setzt keine therapeutische Qua-
lifikation voraus, sondern kann von Bediensteten der Justizvoll-
zugsanstalten durchgefilhrt werden. Hilfestellung gibt ein vom Nie-
dersachsischen Justizministerium herausgegebenes Handbuch,
dem Erfahrungen aus der Jugendanstalt Hameln zugrunde liegen.
Dort werden junge Gefangene seit Jahren erfolgreich nach den
Prinzipien des Sozialen Trainings auf ihre Entlassung vorbereitet.
Das Handbuch besteht im wesentlichen aus Arbeitsmaterialien, die
unmittelbar in der Praxis eingesetzt werden kénnen.

Um Soziales Training landesweit in den Justizvollzugsanstalten
einzurichten bzw. weiter auszubauen, hat das Nieders&chsische
Justizministerium Bedienstete (Psychologen, P4adagogen und An-
gehdrige des Sozialen Dienstes) beauftragt, vor Ort in den jeweili-
gen Justizvollzugsanstalten soziale TrainingsmaBnahmen zu orga-
nisieren und 2u leiten.

Zu einem ersten Arbeitstreffen hat das Ministerium am 14.1.1987
nach Hannover eingeladen.

Justizminister Walter Remmers:

Wir wissen, daB Strafgefangene unmittelbar nach ihrer Entlas-
sung besonders riickfallgefédhrdet sind. Soziales Training soll
dazu beitragen, daB sie diese schwierige Zeit besser meistern.”

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministers der Justiz —
Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit — vom 14. Januar 1987)

Kriminologische Schriftenreihe

Die ,Kriminologische Schriftenreihe” der Deutschen Kriminologi-
schen Gesellschaft soll auf eine breitere Basis gestellt werden. Der
Vorstand der Gesellschaft hat daher beschlossen, allen einschlagi-
gen Lehrsthlen in der Bundesrepublik Deutschiand mitzuteilen,
daB in den letzten drei Jahren erstellte vorzigliche Dissertationen
zu vollzugskundlichen oder vollzugsrechtlichen Fragen mit der Bec-
caria-Medaille in Silber ausgezeichnet und in die ,Kriminologische
Schriftenreihe” aufgenommen werden sollen.

Solche Schriften sind bis Ende Juni 1987 dem Prasidenten der
Gesellschaft, Prof. Dr. Hans-Dieter Schwind, Ruhr-Universitat Bo-
chum, GC 5/145, Universitatsstr. 150, 4630 Bochum 1, einzusen-
den. Die Arbeiten werden sodann von einem unabhangigem Gre-
mium begutachtet werden.

Suhne, Versbhnung und Strafvollzug
Zu diesem Themenkomplex enthélt der Sammelband
Sihne und Versdhnung. Herausgegeben von Josef Blank und
Jirgen Werbick (Theologie zur Zeit Bd. 1). Patmos Verlag, Dis-
seldorf 1986
verschiedene Beitrdge. Unmittelbar auf den Strafvollzug beziehen
sich folgende Arbeiten:
— Fideles Gefangnis, S. 118-123
(Petrus Ceelen)

— Si(hne im Strafrecht und im Strafvolizug, S. 143-156
(Georg Wagner)

Neue Konzeption zur Modernisierung des
Hamburger Strafvollzuges

Der Senat hat in seiner Sitzung am 6.2.1987 die neue Konzeption
zur Modernisierung des Hamburger Strafvollzuges der Justizbehér-
de beschiossen.

Wesentliches Ziel des Strafvollzuges ist die Resozialisierung der
Gefangenen bei gleichzeitiger Gewahrleistung der Sicherheit nach
innen und auBen. Resozialisierung bedeutet, daB der Gefangene im
Volizug der Freiheitsstrafe fahig werden soll, kiinftig in sozialer Ver-
antwortung ein Leben ohne Straftaten zu fiihren (§ 2 Strafvollzugs-
gesetz). Damit hat die Resozialisierung das Ziel, daB der Strafge-
fangene nach seiner Entlassung nicht wieder riickfallig wird. Da-
durch wird auf Dauer der Sicherheit der Birger am besten gedient.
Eine starkere Differenzierung des Volizuges nach innen dient so-
wohl der Resozialisierung als auch der Sicherheit innerhalb der
Strafanstalt.

Im Hinblick auf diese drei genannten Ziele — Resozialisierung, Si-
cherheit nach innen und Sicherheit nach auBen —ist der Strafvolizug
allgemein und sind die einzelnen Anstalten immer wieder entspre-
chend den neuesten Erkenntnissen zu modernisieren. Dies soll
durch folgende Ma3nahmen geschehen:

I.  Schaffung kleinerer Volizugseinheiten und Wohngruppenvoll-
zug

Il.  Herrichtung ausreichender Einzelhaftplatze im geschlossenen
Vollzug

lll. Schaffung geniigender Arbeitsmdglichkeiten

IV. Sanierung der Untersuchungshaftanstait und Neubau des Voli-
zugskrankenhauses

V. Weitere MaBnahmen zur Modernisierung des Strafvolizuges
VI. MaBnahmen zur Verbesserung der Sicherheit

Zur Umsetzung dieser MaB3nahmen hat der Senat Mittel in Hohe
von 4 Mio DM fiir den Haushalt 1987 und weitere 4,5 Mio DM mit ei-
ner Verpflichtungsermachtigung bereitgestelit.

Die Schaffung kleinerer Vollzugseinheiten und die Einrichtung
von Wohngruppenvollug erméglicht die gezielte EinfluBnahme aut
den einzelnen Gefangenen.

Dazu sind im einzelnen folgende MaBnahmen vorgesehen:

1. Schrittweise Einbau von tragenden Zwischendecken in den
nach dem panoptischen System gebauten Anstalten

— JVA Fuhlsbittel (Anstalt I1)

— JVA Suhrenkamp (Anstalt VIII)

— Jugenduntersuchungshaftanstalt
Vierlande (Anstalt IX).

Zugleich werden auf den Stationen Haftraume umgewidmet fir
besondere Funktionen, vor allem Gruppenaktivitdten, sowie fir
Belichtung und Bellftung. Durch diese MaBnahmen werden ge-
geneinander baulich abgetrennte, Uberschaubare Wohngrup-
pen mit etwa 20 Haftplatzen geschaffen. Dies ist eine glinstige
Bedingung fiir die Behandlung und mindert die Sicherheitspro-
blematik in den Anstalten. Aus denselben Grinden sind auch die
Gemeinschaftsunterkiinfte mit 7 und 3 Platzen in Anstalt VIl zu
beseitigen.

2. Bau eines weiteren Hauses mit 50 Einzelhaftplatzen in der JVA
Vierlande (Anstalt XII).

Die Struktur der Unterkinite in dieser Anstalt mit 377 Platzen in
6- und 7-Bett-Salen und nur 50 Einzelhaftplatzen erweist sich
unter Behandlungs- und Sicherheitsaspekten als immer proble-
matischer: Die zu Freiheitsstrafen ohne Bewahrung verurteilten
Gefangenen haben zunehmend vor allem psycho-soziale Defizi-
te.

Die Herrichtung ausreichender Einzelhaftpldtze im geschlosse-
nen Vollzug wird durch den Abbau von Gemeinschaftsunterktinfien
und die geschilderten UmbaumaBnahmen notwendig. Aus dem
Aspekt der Vollzugsgemeinschaft Hamburgs mit Schleswig-Hol-
stein und Bremen und dem in der Vergangenheit entstandensn
Hafttagedefizit ergibt sich ein zusatzlicher Bedarf an Einzelhaftplat-
zen im geschlossenen Vollzug. Auifgrund der nicht ausreichenden
Kapazitat an Platzen im geschlossenen Vollzug sind in den vergan-



genen Jahren verschiedentlich im Rahmen des gesetzlich einge-
raumten Beurteilungsspielraumes Gefangene in den offenen Voll-
zug verlegt worden, bei denen dieses vermutlich dann nicht gesche-
hen waére, wenn geniigend Platze im geschlossenen Vollzug vor-
handen waren. Dieser Zustand dauert an. Die Zahl dieser Gefange-
nen wird auf ca. 30-50 geschétzt.

Der notwendige Bedarf an Einzelhaftplatzen im geschlossenen
Vollzug betragt danach insgesamt ca. 300 Platze. Daher sind beab-
sichtigt, die

— Herrichtung der Anstalt V am Suhrenkamp fiir den geschiosse-
nen Erwachsenenvolizug,

— Herrichtung der Anstalt IX fiir den geschlossenen Erwachsenen-
vollzug; das setzt voraus die

— Verlegung des Jugenduntersuchungshaftvollzuges aus der An-
stalt IX nach Hahnofersand.

Die Schaffung geniigender Arbeitsmdglichkeiten ist deshalb
notwendig, weil Ausbildung und Arbeit im Vollzug eine wesentli-
che Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Wiedereingliederung
des Gefangenen darstellen. Nach § 37 Strafvollzugsgesetz sol-
len sie dem Gefangenen zur Verfiigung gestellt werden. Dazu
sind im einzelnen folgende MaBnahmen vorgesehen:

1. Werkhof und andere MaBnahmen im Arbeitsbereich der
Fuhlsbiittler Anstaiten.

Das im Bau befindliche Projekt wird 1988 (Werkhof) bzw. 1989
(MaBnahmen im Bereich vorhandener Bausubstanz) abge-
schlossen sein. Der Bedarf an Ausbildungs- und Arbeitsplatzen
fur die Anstalten in Fuhisbiittel wird damit langerfristig gedeckt.

2. Werkhaus in der Anstalt I1X.

Far die Belegung mit erwachsenen Strafgefangenen ist eine
Werkhalle mit ca. 40 Arbeitsplatzen erforderlich.

3. Werkhaus in der Jugendanstalt Hahnéfersand.

Im geschlossenen Bereich der Jugendanstalt Hahnéfersand be-
steht bereits heute ein Arbeitsplatzmangel von 15 Platzen. Mit
der Verlegung des Jugenduntersuchungshaftvollzuges nach
Hahné&fersand missen fir ca. weitere 75 Jugendliche und Her-
anwachsende schulische oder berufliche Ausbildungsméglich-
keiten geschaffen werden, davon ca. 10 im Bereich der Hausar-
beit. Wiewsit eine Losung innerhalb der vorhandenen Bausub-
stanz gefunden werden kann, hangt von der baulichen Konzep-
tion fir die Jugenduntersuchungshaft auf Hahnéfersand ab.

4. Werkhalle fiir die JVA Glasmoor (Anstalt IIl).

Hier fehlen qualifizierte Arbeitsplatze. Daneben sind die vorhan-
denen Arbeitsbedingungen beengt und unter Arbeitsschutza-
spekten problematisch.

Der Senat beabsichtigt die Sanierung der Untersuchungshaftan-
stalt und den Neubau des Vollzugskrankenhauses. Er entspricht
damit einer Forderung der Birgerschaft. Diese MaBnahmen sind
mit 42 Mio DM in der Mittelfristigen Finanzplanung enthalten. Erste
Raten sind in den Haushalten 1986 und 1987 vorgesehen.

Folgende weitere MaBnahmen zur Modernisierung des Strafvoll-
zuges erganzen die vorstehenden Projekte:

1. Verbesserung der Besuchsmdglichkeiten in der Anstalt Il. Vor-
gesehen sind:

— Fir Besucher wird ein besonderer Treppenaufgang zum Kir-
chenraum geschaffen. Zusammen mit einigen anderen Bau-
maBnahmen wird dies eine verbesserte Besuchskontrolle er-
mdéglichen. Hierfir hat der Birgerausschul am 14. Januar
1987 DM 98.000,— bewilligt.

— Schaffung weiterer Einzelbesuchsraume im Verwaltungsflur
oder dem Bersich der Kirche.

— Einrichtung eines Besuchszentrums, in dem Angehérige auch
solche Gefangenen besuchen, die von Vollzugslockerungen
ausgeschlossen sind und daher weder durch Urlaub noch
durch Ausgang die Mdglichkeit zu einer persénlichen Begeg-
nung (ber einen begrenzten Zeitraum haben; hierdurch soll -
bei Beriicksichtigung der Sicherheitsaspekte — die Resoziali-
sierung geférdert werden.
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2. Schaffung eines weiteren Ubergangshauses.

Eine dem Moritz-Liepmann-Haus entsprechende Einrichtung
soll weitere Méglichkeiten einer effektiven Uberleitung in die
Freiheit schaffen, insbesondere fiir Freigéanger.

Zu den MaBnahmen zur Verbesserung der Sicherheit gehéren
insbesondere

— Verbesserungen im Bereich der Mauer und der AuBenzone der
Fuhlsbiittler Anstalten;

— Verbesserung der Fahrzeug- und Personenkontrollen durch eine
neue Schleuse in der Anstalt Il in FuhlsbUttel sowie durch bauli-
che MaBnahmen in der Anstalt IXin Vierlande und in der Jugend-
anstalt Hahnofersand;

— die Erneuerung der Alarmanlage in den Vollzugsanstaltan Fuhls-
biittel; hierfiir ist iiber 1 Mio DM im Haushalt 1987 enthalten.

Justizsenator Wolfgang Curilla: ,Mit diesem Konzept legt die Ju-
stizbehérde eine grundlegende Planung zur weiteren Modernisie-
rung des Strafvollzuges in Hamburg vor. Es beriicksichtigt die we-
sentlichen Ergebnisse des Berichts der vom Senat eingesetzten un-
abhangigen Kommission zur Feststellung von Verbesserungsmaog-
lichkeiten im Hamburger Strafvollzug sowie die Feststellungen des
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses Strafvollzug in
baulicher Hinsicht. Die wichtigste MaBnahme betrifft die Verkleine-
rung und Umstrukturierung der Anstalt 1l in Fuhlisbittel. Diese vor-
dringliche Aufgabe setzt voraus, daB gleichzeitig neue Einzelhaft-
platze geschaffen werden. Dies kann am schnellsten durch die Wie-
derinbetriebnahme der Anstalt V in Fuhisbittel geschehen. Mit den
nun vom Senat bereitgesteliten 8,5 Mio DM kann neben diesen bei-
den Projekten der Bau des Werkhofes in der Anstalt IX mit ca. 40 Ar-
beitsplatzen in Angriff genommen werden. Daneben werden die
laufenden MaBnahmen Sanierung der Untersuchungshaftanstalt,
Neubau des Vollzugskrankenhauses und Neubau des Werkhofes in
Fuhlsbiittel zu einer Verbesserung des Strafvollzuges in Hamburg
fithren.“

(Pressemitteilung der Staatlichen Pressestelle der Freien und
Hansestadt Hamburg vom 9. Februar 1987)

Strafvollzugslockerungen in Hamburg

Seit Jahren ist die Zahl der Nichtriickkehrer aus Vollzugslocke-
rungen riicklaufig. Diese Entwicklung hat sich 1986 in Hamburg
deutlich forigesetzt. Die Lockerungspraxis konnte weiter verbessert
werden, die kontinuierliche Fortentwicklung der Entscheidungsab-
l4ufe im Zusammenhang mit der Gewzhrung von Vollzugslockerun-
gen (Urlaub, Ausgang und Freigang) hat Erfolg gehabt:

So ist die Versagerquote bei Urlaubsgewahrungen (d.h. Nich-
triickkehr oder erheblich verspatete Riickkehr) in Hamburg 1986
um weitere 0,2 % gegeniiber 1985 gesunken und liegt jetzt — bezo-
gen auf die Anzahl aller Urlaubsgewahrungen — bei 0,8 %, obwohl
die Zahl der Urlaubsgewahrungen weiter erheblich gestiegen ist.

Beim Ausgang (der Insasse darf eine begrenzte Anzahl von Stun-
den an einem Tag die Anstalt unbewacht verlassen) sank dié Quote
in Hamburg von 0,7 % in 1985 auf 0,6 % in 1986, dies ebenfalls bei
steigender Anzahl von Ausgangsgenehmigungen.

Ein sehr groBer Erfolg liegt in den Zahlen fir den Freigang:

Hier wurde der Anteil der Nicht- oder verspateten Rickkehrer von
5,1 % in 1985 auf 2,0 % in 1986 gesenkt, also um 0,1 % — Punkte un-
ter den Bundesdurchschnitt von 1985, obwohl die Zahli der Freigén-
ger von 352 in 1985 auf 407 in 1986 gestiegen ist. Von diesen 407
Insassen kehrten nur 8 nicht oder verspatet nach der Arbeit in die
Anstalt zuriick. Davon haben sich 2 Insassen freiwillig gestellt, 5
wurden inzwischen festgenommen. Diese Nichtriickkehrerzahlen
sind gerade deshalb erfreulich, weil es sich beim Freigang (die In-
sassen gehen drauBen einer taglichen Beschattigung nach) um ei-
ne unverzichtbare wichtige MaBnahme zur (Wieder-)Eingliederung
der Gefangenen handelt. Sie verlangt wegen der allabendlichen
Riickkehr in die Vollzugsanstalt besonders viel Disziplin von den
Hattlingen. Es zeigt sich, daB die von der Justizbehdrde bei der Ge-
wihrung von Freigang ergriffenen MaBnahmen besonders erfolg-
reich waren: Die in der Anstalt X1l — der Anstalt mit den meisten Frei-
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gangern — urspriinglich gehandhabte Praxis, daB diese Insassen
taglich erst um 22.00 Uhr in der Anstalt sein muBten, wurde gean-
dert: Jetzt finden z.B. einmal wéchentlich abends Gespréche zwi-
schen dem drauBen arbeitenden Insassen und seinem zustandigen
Abteilungsleiter statt, in denen lber Probleme des Freigangs ge-
sprochen wird. Die Kontrolle der Freiganger wurde auch insofern in-
tensivient, als die Lohnabrechnungen laufend vom Abteilungsleiter
auf etwaige UnregelmaBigkeiten gepriift werden. Die Zusammenar-
beit mit den Arbeitgebern von Freigangern, die Kontrolle des Ar-
beitsverhaltens von Gefangenen, aber auch deren Betreuung im
Krisenfall wurde verstarkt. AusschlieBlich fiir diese Aufgaben ist seit
Herbst 1986 ein Beamter eingesetzt.

Die Justizbehérde Hamburg verdffentlicht erstmalig auch die von
der Opposition haufig geforderte ,Kopfzahlstatistik” (die Nichtriick-
kehrerquote bezogen auf die Anzahl der Teilnehmer an Lockerun-
gen). Der neuen Statistik ist dariiberhinaus zu entnehmen, welche
Entwicklungen sich fOr die einzelnen Justizvollzugsanstalten in
Hamburg ergeben. So zeigt sich z.B., daf die restriktivere Handha-
bung der Urlaubsregelung in der Anstalt Il in Fuhlsbiittel zum Erfolg
gefiihrt hat. Bei 935 Urlaubsgewahrungen — verteilt auf 115 an der
Urlaubsregelung teilnehmende Insassen — sind 1986 nur 7 Gefan-
gene der Anstalt Il nicht oder nicht rechtzeitig zuriickgekehrt. 2 die-
ser 7 Nichtriickkehrer stellten sich 4 Tage danach freiwillig, die Ubri-
gen 5 wurden kurze Zeit spater polizeilich festgenommen. Wahrend
3 von diesen 7 Gefangenen nach Ende der Strafhaft bereits 1986
entlassen wurden — sie hatten Urlaub zur Entlassungsvorbereitung
nach § 15 Strafvollzugsgesetz, d.h. zur Anmietung einer Wohnung,
Beschaffung eines Arbeitsplatzes etc. erhalten —, verbiiBen die an-
deren 4 ihre Strafe weiter in der Anstalt Il. Es befindet sich also kei-
ner der 7 ,Urlaubsversager” mehr unrechtmagig in Freiheit.

Die Statistik zeigt 2.B. ferner, daB es in der Anstalt Il in Fuhlsbiittel
1986 1005 Ausgangsgewahrungen gegeben hat, die sich auf 104
Teilnehmer an der Regelung verteilten. Nur 8 kehrten nicht oder
nicht rechtzeitig zuriick. Mit der Versagerquote von 7,7 % liegt diese
Anstalt damit erheblich unter dem Durchschnitt von insgesamt
11,5 % Ausgangsversagern in Hamburg.

in der Anstalt X, der offenen Anstalt Vierlande dagegen, ist die
Nichtrickkehrerquote bei Ausgangern auffallig hoch. Bei diesen 66
Gefangenen handelt es sich (iberwiegend um solche, die — auBer-
halb der normalen und dann vorbereiteten Lockerungsplanung —
wegen akuter Anlasse Ausgang zu facharztlichen Untersuchungen
erhalten haben. Deshalb werden nunmehr bei wirklicher — oder be-
haupteter — Notwendigkeit einer sofortigen facharztlichen Untersu-
chung Gefangene mehr als bisher nicht Ausgang erhaiten, sondern
in das Zentralkrankenhaus verlegt oder zu einem Facharzt durch
Beamte ausgefuhrt.

(Aus einer Pressemitteilung der Staatlichen Pressestelle der
Freien und Hansestadt Hamburg vom 6. Februar 1987)

,Neue Wege der Kriminalpolitik im Umgang
mit straffalligen Frauen*

Vom 27. bis 29. Mai 1987 findet in Rolandseck bei Bonn unter die-
sem Titel eine Fachkonferenz der Arbeiterwohlfahrt Bundesver-
band e.V. statt. Gegenstand und Inhalt der Fachkonferenz sind:

— Kritik des jetzigen Systems des Strafverfahrens, von Sanktionen
und von Hilfen beim Umgang mit straffalligen Frauen,

— Theorie und Praxis des Frauen-Strafvollzugs,

— Vorschldge zur besseren Beriicksichtigung frauenspezifischer
Lebenslagen im gerichtlichen Strafverfahren, im Vollzug und bei
resozialisierenden Hilfen,

— Reformvarschldge insbesondere zum Strafrecht, zum Strafver-
fahren, fir Alternativen zum Vollzug und zur Qualifizierung sozia-
ler Hilfen fir straffallige Frauen unter Berucksichtigung ihres so-
zialen Umfeldes.

Die Fachkonferenz ist vor allem gedacht fiir professionelle Fach-
kréfte in der gesamten Straffalligenhilfe fiir Frauen (Vertreter/innen
sozialer Organisationen, Richter/innen, Staatsanwalte/innen, Land-
tagsabgeordnete, Vertreter/innen der Landesjustizverwaltungen.
Das Leitungsthema setzt sich wie folgt zusammen:

— Prof. Dr. Marlis Diirkop, Rektorin der Fachhochschule fiir Sozial-
arbeit und Sozialpadagogik in Berlin,

— Barbara Salewski, Leiterin der JVA Duisburg-Hamborn,
— Renate Simmedinger, wissentschaftl. Mitarbeiterin am Institut
fiir Sozialarbeit und Sozialpadagogik, Frankfunt.

Referenten sind:

— Prof. Dr. Marlis Dirkop: Theorieansatze fir die Erklarung von
Frauenkriminalitat und Konsequenzen fur die Praxis der Krimi-
nalpolitik,

— Dr. Bernd Maelicke, Direktor des Instituts fiir Sozialpoiitik und So-
zialpadagogik, Frankfurt: Benachteiligung von Frauen in der Kri-
minalpolitik und Ansatze zu Verbesserungen.

Im Rahmen von drei Arbeitsgruppen werden folgende Themen
behandelt:

— Frauen vor Gericht,
— Frauen im Strafvolizug,
— Ambulante Straffalligenhilfe fir Frauen.

Die Veranstaltung schlieBt mit einer Podiumsdiskussion. Veran-
staltungsort ist die Zentrale Bildungsstitte der Arbeiterwohlfahrt
,Haus Humboldistein“, 5840 Remagen-Rolandseck, Tel. 02228/
8017. Die Konferenzgebiihr betragt DM 50,—. Fahrtkosten werden
nicht erstattet. Unterkunft und Verpflegung in der AW-Fortbildungs-
statte sind frei. Anmeldungen werden erbeten an: Arbeiterwohlfahrt
Bundesverband e.V., Zentrale Fortbildung, Marie-Juchacz-Haus,
Oppelner Str. 130, 5300 Bonn 1, Tel. 0228/6685-150 oder 148.

Veranstaltungsplan 1987/88 des
Bundesdeutschen Kollegs fiir Therapeutik

Der neue Veranstaltungsplan 1987/88 des Bundesdeutschen
Kollegs fiir Therapeutik in Verbindung mit der Universitat zu Kéln
und dem Institut fiir Erziehungstherapie — erew —richtet sich an alle
haupt- und nebenamtlichen Fachkréafte in padagogischen, sozialen
und therapeutischen Arbeitsfeldern. Es werden personlichkeitsbe-
zogene und methodische Aufbau-Ausbildungen in den Bereichen
Gespréchstherapie, Sprachtherapie im Kindes- und Jugendalter,
Erziehungstherapie, Leiten und Flhren einer Institution, Instituti-
ons- und Kommunikationsberater, Spieltherapie und Férderdiagno-
stik angeboten.

Zudem sind Zusatzausbildungen zum Erziehungstherapeuten,
Leiten und Fuhren von Gruppen u.a.m. im Programm enthalten.
Informationen und Anforderungen des Veranstaltungskalenders:
Bundesdeutsches Kolleg fir Therapeutik, Postfach 10 02 49,
D-4060 Viersen 1, Telefon (0 21 62) 2 46 06.

Bekanntmachung der
Gustav-Radbruch-Stiftung

Die Gustav-Radbruch-Stiftung dient gemaB ihrem satzungsma-
Bigen Zweck der Forderung von Forschungsarbeiten in bezug auf
den Stratvollzug, der Ausbildung von Mitarbeitern im Bereich des
Strafvollzugs sowie der Belohnung besonderer Verdienste im Rah-
men des Strafvolizugs. Nach dem Stiftungszweck kénnen insbe-
sondere auch Praktiker fiir Verdienste im Strafvolizug mit einem
Preis bedacht werden.

Zur Verteilung gelangen die jahrlichen Ertrdgnisse aus dem Stif-
tungsvermdogen in Hohe von etwa 10.000,—~ DM. ein Rechtsan-
spruch auf Gewahrung von Stiftungsmitteln besteht nicht.

Vorschlage und Bewerbungen sind mit den iiblichen Unterlagen
(je nach Lage des Falles: Arbeits- bzw. Forschungsplan, zwei Refe-
renzen oder Gutachten von im Fachgebiet ausgewiesenen Person-
lichkeiten, sonstige Befahigungsnachweise u.dgl.) bis spatestens
30. September 1987 an den Vorsitzenden der Stiftung, Prof. Dr. Ar-
thur Kaufmann (Longinusstrae 3, 8000 Miinchen 60), zu richten.

gez.: Arthur Kaufmann



Todesstrafe in den USA

Unter diesem Titel hat amnesty international (Sektion der Bun-
desrepublik Deutschland e.V., Bonn) im Februar 1987 einen Kurz-
bericht im Umfang von 64 Seiten (ber die Praxis der Verhadngung
und Vollstreckung der Todesstrafe in den USA herausgebracht. Die
Broschiire, von der es auch eine englische Ausgabe gibt, setzt sich
in kritischer Weise mit den wesentlichen Fragen auseinander, die
sich im Hinblick auf gesetzliche Androhungen der Todesstrafe,
Todesstrafenprozesse, Hinrichtungsmethoden und Abschrek-
kungswirkung in den USA stellen. Sie wirft dariber hinaus auch ei-
nen Blick auf Todesurteile amerikanischer Militargerichte in der
Bundesrepublik. Nicht zuletzt dokumentiert die mit Bildmaterial ver-
sehene Broschiire eine ganze Reihe von Einzelfillen der Verurtei-
lung zur Todesstrafe und der Hinrichtung.

Einleitend gibt die Broschiire den Inhalt einschlagiger Entschei-
dungen des Obersten Gerichtshofs der USA sowie gesetzlicher Be-
stimmungen wieder. Im Mittelpunkt stehen Ausfiihrungen zum The-
ma ,Warum das System versagt”, sowie zur Grausamkeit der To-
desstrafe. Verwiesen wird auf die Rolle der Geschworenen sowie
die , entscheidende Rolle” der Staatsanwaltschaft in Todesstrafen-
prozessen. Registrient werden nicht nur regionale Unterschiede bei

der Verhangung von Todesurteilen, sondern vor allem auch eine .

willkirtiche Anwendung der Todesstrafe. Besonders kritisiert wer-
den: Rassendiskriminierung in bezug auf die Verhangung und Voll-
streckung der Todesstrafe (Farbige, namentlich Schwarze, werden
ungleich haufiger zum Tode verurteilt als WeiBe), Todesurteile ge-
gen Jugendliche und Hinrichtungen geistig Behinderter. Was die
Grausamkeit der Todesstrafe anbelangt, so verweist der Bericht
nicht nur auf die Todesangst der manchmal Monate oder Jahre auf
die Hinrichtung wartenden Todeskandidaten, sondern auch auf Fal-
le, in denen die Verurteilten wahrend der Hinrichtung qualvoli gelit-
ten haben. Beschrieben wird auch die Rolle der Arzte im Rahmen
der Vollstreckung. Der Bericht kommt zum Ergebnis, daB die To-
desstrafe keine besondere Abschreckungswirkung habe. Auf-
schluBreich erscheint nicht zuletzt eine Ubersicht Giber die Zahl der
Todesurteile und Hinrichtungen in den 37 Bundesstaaten der USA,
in denen die Todesstrafe gesetzlich angedroht ist (Stand: 1. Okto-
ber 1986), sowie ein Uberblick tiber die jeweils vorgesehenen Hin-
richtungsmethoden. Die Broschiire schiieBt mit einem Aufruf zur
weltweiten Abschaffung der Folter und der Todesstrafe.

Erzieherische MaBnahmen im
deutschen Jugendstrafrecht

Unter diesem Titel gab das Bundesministerium der Justiz im De-
zember 1986 den Abschlufibericht iber ein Forschungsvorhaben
heraus, das von Prof. Dr. Wolfgang Heinz, Universitat Konstanz,
und Staatsanwaltin Christine Hiigel, Konstanz, durchgefiihrt wurde;
beide zeichnen auch als Verfasser des AbschluBberichts verant-
wortlich. Das Forschungsvorhaben galt folgenden Fragestellungen:

— Informelle und formelle Erledigungsmaéglichkeiten in empirischer
Sicht: Bestandsaufnahme und Determinanten der Sanktionspra-
xis, Verfahrensékonomie und Praktikabilitat, Legalbewahrung
und Wirkungsanalyse.

Die 96 Seiten umfassende Verdffentlichung enthalt im einzelnen
neben einem Geleitwort vom Bundesminister der Justiz Hans A. En-
gelhard einen dreiteiligen AbschluBbericht zum Forschungsvorha-
ben. Gegenstand des Berichts im einzelnen sind die Themen:

— Das jugendstrafrechtliche Subsidiaritatsprinzip auf dem Prif-
stand (Heinz)

— Ergebnisse der empirischen Untersuchung (Higel)

— Ertrag und Folgerungen der Untersuchung iiber Bestandsaufnah-
me und Determinanten der Sanktionspraxis, Verfahrensokono-
mie und Praktikabilitat, Legalbewzhrung und Wirkungsanalyse
(Hiigel, Heinz).

Die Praxis diirfte vor allem die Ergebnisse der Untersuchung und
die von den Verfassern gezogenen Konsequenzen interessieren,
die auf Seite 96 wie folgt zusammengefaBt werden:

,1.Die Legalbewahrung ist beim Einsatz der informellen Erledi-
gungsmdéglichkeiten nach §§ 45, 47 JGG besser als nach einer
Verurteilung. Dies gilt nicht nur fiir die Ersttéter. Auch vorbela-
stete Jugendliche werden nach einer informellen Entscheidung

167

nach §§ 45, 47 JGG weniger riickfaling als nach einer Verurtei-
lung. Die Riickfallquote kann durch informelie Erledigung starker
gesenkt werden als durch formelle Erledigung.

2. Die informellen Erledigungen sind — auch dann, wenn Auflagen
und Weisungen zu (iberwachen sind — dem formellen Verfahren
in verfahrensékonomischer Hinsicht (Praktikabilitat und Schnel-
ligkeit) Uberlegen. Damit ist die informelle Erledigung auch die
schnellere und praktikablere Reaktion auf die Tat.

3.Der Anteil der informellen Erledigungen hat im Bundesdurch-
schnitt bereits im Jahr 1980 einen beachtlichen Stand erreicht,
der quantitativ noch erweitert werden kann. Im Vergleich zwi-
schen den einzelnen Bundeslandern wird jedoch noch unter-
schiedlich von dem informellen Verfahren Gebrauch gemacht.
Die Gleichheit vor dem Gesetz ist damit nicht gewahrt. Die er-
heblichen Unterschiede, die in der Anwendungshéufigkeit des
informellen Verfahrens zwischen den Bundeslandern bestehen,
beweisen jedenfalls, daB die Moglichkeiten der §§ 45, 47 JGG
noch langst nicht ausgereizt sind.

4.Bislang wird noch nicht iiberall in dem durch das Subsidiaritéts-
prinzip des JGG gebotenen MaB das formelle Verfahren durch
das informelle ersetzt, cbwohl spezialpraventive Griinde fiir eine
vermehrte Anwendung von Einstellungen nach §§ 45, 47 JGG
sprechen. Eine signifikant unterschiedliche Riickfallquote wurde
im Vergleich von ,einstellungsfreudigen’ und einstellungs-
schwachen’ Landern nicht festgestellt.

5.Die Gegeniiberstellung der Regionen mit unterschiedlichem
Grad der Ausschépfung der informellen Erledigungsmaglichkei-
ten belegt, daB deren weitergehende Nutzung praktikabel und
unter dem Gesichtspunkt der Gefahr weiterer Straftatenbege-
hung auch verantwortbar ist.

6.Das Subsidiaritatsprinzip des deutschen Jugendstrafrechts ist
keine ,Verlegenheitsldsung’, sondern stellt eine richtige und
wichtige kriminalpolitische Perspektive dar. Die Jugendgerichts-
barkeit ist auf dem richtigen Weg, wenn sie entsprechend dem
Subsidiarititsprinzip vorgeht.”

AIDS: MaBnahmen im hessischen
Strafvollzug

Nach Ausfihrungen des hessischen Justizministers Dr. Herbert
Giinther verfolgen die einschlagigen MaBnahmen im hessischen
Strafvollzug drei Ziele:

— Verhinderung der Ansteckung,

— Aufklarung durch offene Behandlung der Probleme und damit
Entgegenwirken von Hysterie bei Gefangenen und Bediensteten,

_ verstirkte soziale und medizinische Betreuung der Betroffenen.

Seit Herbst 1984 beschaftigt sich in Hessen eine vollzugsinterne
Arbeitsgruppe mit den Problemen der Krankhsit. Anfang 1985 be-
gann man, die Gefangenen auf Antikérper gegen HIV zu untersu-
chen. Seit Herbst 1985 werden regelmaBige Erkenntnisse (iber die
Untersuchungen gewonnen. In dem genannten Zeitraum stieg der
Prozentsatz der Gefangenen, bei denen ein positiver Befund fest-
gestellt wurde, von 2,3 % auf 2,8 bis 2,9 % an; Ende Januar 1987
war bei 122 von 4.366 Gefangenen (= 2,8 %) ein positiver Befund
zu verzeichnen. Diese Quote ist fast zehnmal héher als die ge-
schitzte Quote der Allgemeinbevdlkerung.

Solche Erkenntnisse sind notwendig, um weitere Ansteckungen
zu verhindern. Zwar nehmen die Gefangenen mit einem positiven
Testergebnis grundsatzlich am normalen Vollzugsgeschehen teil,
sie werden jedoch regelméBig, wie auch die wenigen Gefangenen,
die sich dem Untersuchungstest verweigern, wahrend der Nachtzeit
in einem Einzelhaftraum untergebracht. Sie diirfen auch nicht — vor
allem aus psychologischen Grlinden — in den Anstaltskiichen be-
schaftigt werden. Die Bediensteten werden darauf hingewiesen,
daB SchutzmaBnahmen bei Blut- und Sekretkontakten bei allen Ge-
fangenen angezeigt sind.

Seit November 1984 wurden ferner in den hessischen Justizvoll-
zugsanstalten unter fachkundiger Leitung (z.B. Frau Professor Dr.
Helm, AIDS-Hilfe, Stadt- und Kreisgesundheitsdmter, Anstaltsérz-
te, Drogenhilfe) eine Vielzahl von Informationsveranstaltungen fiir
Gefangene und Bedienstete durchgefiihrt. Seit August 1985 erhilt
jeder Gefangene und Bedienstete ein Informationsblatt, das iber
die Krankheit, die Ansteckungsrisiken und geeignete SchutzmaB-
nahmen unterrichtet.
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Auch die Firsorge filir HIV-Infizierte erfordert standig weitere
MaBnahmen. In medizinischer Hinsicht wurden die Moglichkeiten
einer erweiterten Diagnostik in Zusammenarbeit mit den Fachklini-
ken ausgebaut. Die Arbeit von Selbsthilfegruppen, wie sie in einigen
Anstalten bestehen, und fachkundiger psychosozialer Betreuung
von. auflerhalb der Anstalten (AIDS-Hilfe, Drogenberatung) wird
vom hessischen Justizministerium begriit und unterstiitzt. Uber
Trégervereine und ABM konnten bisher eine Psychologin und zwei
Sozialpadagoginnen angestellt werden, die in den Anstalten HIV-
Infizierte betreuen.

Tatlicher Angriff eines Gefangenen auf einen
Beamtenim niedersachsischen Justizvollzug

Seit dem 13. August 1986 befindet sich in der Justizvollzugsan-
stalt Celle Il (Salinenmoor) ein 31 Jahre alter Gefangener, der eine
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und finf Monaten wegen Kérper-
verletzung bis zum Juni 1988 zu verb{iBen hat. Bei diesem Gefan-
genen ist ein HIV-Antikérpertest (AIDS-Test) positiv verlaufen.

Am Montag, dem 19. Januar 1987 gegen 11.45 Uhr, kehrte der
Gefangene aus einem Arbeitsbetrieb in die Unterkunft zuriick. Beim
Betreten des Hauses sprach er einen Vollzugsbeamten an und be-
schwerte sich lautstark Uber einen nicht vorgenommenen Bettwé-
schetausch. Als der Beamte einen hdéflichen Umgangston verlang-
te, packte ihn der Gefangene an der Jacke und stie8 seinen Kopf mit
der Stirn auf die Nase des Beamten. Dieser ging zu Boden. Der Be-
amte erlitt einen Nasenbeinbruch und — bedingt durch das Brillen-
gestell — eine Verletzung an der Nasenwurzel. Der Gefangene hat
sich eine Platzwunde an der Stirn am Haaransatz zugezogen. Be-
diensteter und Gefangener wurden sofort einem Krankenhaus zur
Versorgung zugefiihrt. Der Bedienstete hat wahrend des Kranken-
transportes Herzbeschwerden bekommen, die ein weiteres Verblei-
ben im Krankenhaus erforderlich machten.

Als der Gefangene am Nachmittag des 19.1.1987 vom Kranken-
haus in die Justizvollzugsanstalt Celle | gebracht werden sollte, ver-
suchte er, zu fliichten. Er konnte nach kurzer Verfolgung wieder er-
griffen werden.

Der Niedersachsische Justizminister Walter Remmers hat dar-
aufhin eine Untersuchung durch einen Arzt und einen Sicherheits-
beauftragten eingelsitet. Nach deren Ermittlungen hat ein direkter
Blutkontakt zwischen dem Gefangenen und dem Beamten nicht
stattgefunden. Somit ist nach arztlichen Erkenntnissen eine Infek-
tion des Beamten ausgeschlossen.

Walter Remmers erklarte hierzu: ,Mit groBer Erleichterung habe
ich von dem Ergebnis der Untersuchung Kenntnis genommen. Un-
abhangig vom Einzelfall miissen und werden wir die Problematik im
Justizvollzug weiterhin mit groBter Sorgfalt beobachten, die durch
AIDS-infizierte Gefangene fiir die Bediensteten und andere Ge-
fangene in den Justizvollzugsanstalten entstehen kann. Im Vor-
dergrund steht fiir uns auch weiterhin die Sicherheit fiir die Bedien-
steten und die Gefangenen. Wir werden jede sich als notwendig er-
weisende Mafnahme zur Abwendung von Gefahren ergreifen.”

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministeriums der Ju-
stiz vom 22. Januar 1987)

Arbeitskreis Sozialtherapeutische
Anstalten im Justizvollzug

Der Arbeitskreis Sozialtherapeutische Anstalten im Justizvoll-
zug ist aus Arbeitsgemeinschaften hervorgegangen, die von 1976
bis 1981 im Zentrum fiir interdisziplindre Forschung der Universitat
Bielefeld zusammengetroffen sind. Eine durch die Arbeitsgemein-
schaften angeregte Forschungsgruppe ,Sozialtherapeutische An-
stalten im Justizvollzug” hat dort von 1980 bis 1982 die Bedingun-
gen der Sozialtherapie im Justizvollzug untersucht und ein Modell
fiir eine Sozialtherapeutische Anstalt entwickelt. Die erweiterte For-
schungsgruppe kam bei ihrer letzten Klausur im Mai 1983 dberein,
einen standigen Arbeitskreis zu bilden.

Der Arbeitskreis will
— die Entwicklung der Sozialtherapeutischen Anstalten begleiten,
— einen fortlaufenden Uberblick (iber Erfahrungen und Auswertun-
gen herstellen,

— Ermprobungen, Erhebungen und Untersuchungen anregen,

~ die Anwendung von Forschungsergebnissen in der Praxis der
Sozialtherapeutischen Anstalten unterstitzen,

— vor allem aber flir die Durchsetzung und Erweiterung der Sozial-
therapeutischen Anstalten eintreten.

Dazu wird der Arbeitskreis Arbeitsgemeinschaften, Tagungen
und Fortbildungsveranstaltungen durchfihren. Er wird Informatio-
nen und Stellungnahmen vorbereiten und verbreiten.

Die Zugehdrigkeit zum Arbeitskreis steht allen offen, die mit sei-
nen Zielsetzungen ubereinstimmen, namentlich den Mitarbeitern
aus Einrichtungen des Justizvollzuges, Angehdrigen der Justizver-
waltungen, sowie Wissenschaftlern der fiir die Sozialtherapeuti-
schen Anstalten bedeutsamen Fachrichtungen.

Dieser Arbeitskreis hat zusammen mit dem Nds. Minister der Ju-
stizvom 17. bis 20.09.1986 in Bad Gandersheim eine iberregionale
Fortbildungstagung fiir Vollzugsbedienstete zum Thema ,Sozial-
therapie im Strafvollzug™ durchgefiihrt. Die Tagung hatte zwei The-
menschwerpunkte, namlich ,Mindestanforderungen an sozialthe-
rapeutische Einrichtungen” und ,,Behandlung von Sexualdelin-
quenten in sozialtherapeutischen Einrichtungen”. Ein Tagungsbe-
richt wird demnachst vom Nds. Minister der Justiz herausgegeben
werden.

Fiir 1988 ist eine weitere (iberregionale Fortbildungstagung fiir
Vollzugsbedienstete ,Sozialtherapie im Strafvollzug” geplant in der
Zeit vom 24.-27. Februar. Diese Tagung wird die Justizbehdrde der
Freien und Hansestadt Hamburg ebenfalls im Zusammenwirken
mit dem Arbeitskreis Sozialtherapeutische Anstalten im Justizvoli-
zug durchfiihren.

Peter Fistéra

Aktuelle Probleme des
Straf- und MaBnahmevolizugs

Unter diesem Rahmenthema fand am 10. und 11. Marz 1987 im
Congress-Center-Casino in Interlaken/Schweiz die Jahrestagung
der Schweizerischen Arbeitsgruppe filr Kriminologie (unter Mitwir-
kung der Medizinischen und der Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultédt der Universitét Bern) statt. Die Veranstaltung,
die ein {iberaus reges Interesse fand — an ihr nahmen tber 180 Mit-
arbeiter des Straf- und MaBnahmevollzugs, Juristen, Mediziner,
Theologen, Psychologen, Padagogen und Soziologen teil —, stand
unter der sachkundigen Leitung von Dr. Dr. Jérg Schuh, Universitat
Fribourg; fir die gelungene organisatorische Abwicklung sorgte
Dr. W.P. Weller. Das dichtgedrangte Tagungsprogramm umfafte
zwar nicht alle Einzelfragen des Strafvollzuges und des Vollzuges
freiheitsentziehender MaBregeln (was auch schwerlich méglich ge-
wesen ware); es deckte aber wesentliche Problembereiche frei-
heitsentziehender Sanktionen ab, wobei auch Fragen erértert wur-
den, die nicht selten zu kurz kommen (z.B. die Sonderprobleme des
Frauenstrafvollzuges, die soziale Eingliederung von Riickfalltitern,
die nach restloser Strafverb(iBung entlassen wurden). Ausgespart
blieben lediglich Probleme des Jugendstrafrechts und Jugendstraf-
vollzuges; sie sollen Gegenstand der nachsten Tagung sein. Die
Mitwirkung in- und ausléndischer Referenten und Teilnehmer eroff-
nete immer wieder rechtsvergleichende Perspektiven; so entstand
nicht nur ein Bild vom schweizerischen Straf- und MaBnahmevoll-
zug, sondern auch vom deutschen und osterreichischen Strafvoll-
zug. Besonders bemerkenswert erschien der haufige Wechsel von
Praxisbericht, konkreter anschaulicher Darstellung und abstrakter
theoretischer Analyse. Dabei versteht sich fast von selbst, daB
Praktiker und Theoretiker zu Wort kamen. Breiten Raum nahmen
verstandlicherweise Fragen des schweizerischen Straf- und MaB-
nahmevollzuges ein; ihnen wurde allein ein Nachmittag der Veran-
staltung gewidmet.

Deutlich wurde wieder einmal mehr die Einbettung des jeweiligen
Strafvollzuges in die gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Landes (so wenn man z.B. die praktischen Auswir-
kungen des foderativen Staatsaufbaus der Schweiz fiir die rechtli-
che Regelung und Organisation des Strafvollzuges sowie des
hohen Auslanderanteils unter den Inhaftierten dieses Landes be-
denkt). Uberhaupt wurde — gerade in Grundsatzreferaten — die Fra-
ge laut, wieviel Bereitschaft in der Bevdlkerung vorhanden ist, Ver-



anderungen und Reformen des Strafvollzuges mitzutragen; disku-
tiert wurde etwa, was die jeweilige Einstellung der Aligemeinheit fiir
die konkrete Planung und Praxis des Strafvollzuges denn bedeutet.
Wenigstens zwei inhaltliche Schwerpunkte wurden bereits durch
die heutige Insassenstruktur vieler Straf- und MaBregelvollzugs-
anstalten gesetzt: Erdrtert wurden zum einen die Maglichkeiten
und Grenzen der Resozialisierung von (kriminell und sozial vorbe-
lasteten) Riickfalltitern unter den Bedingungen des Strafvollzuges
und nach der Entlassung aus der Strafhaft. Gefragt wurde zum an-
deren nach den bisherigen Erfahrungen mit der Behandlung geistig
oder seelisch gestérter Tater sowie suchtabhangiger Tater (Dro-
gen- und Alkoholtéter) innerhalb klinischer Einrichtungen und im
Rahmen ambulanter Betreuung; der Eindruck drangte sich auf, daB
es nach wie vor an einem empirisch gesicherten, iberzeugenden
Therapiekonzept fiir den MaBregelvollzug im ganzen fehit.

Die relativ groBe Anzahl von Referaten und Themen war daf(ir
letztlich verantwortlich, daB nur wenig Zeit flir Diskussion blieb; da-
flir fand ein um so lebhafterer Erfahrungs- und Meinungsaustausch
auBerhalb des offiziellen Tagungsgeschehens statt. Fiir den gesel-
ligen Rahmen sorgte ein gemeinsames Abendessen.

Referenten und Themen waren im einzelnen:

— Prof. Dr. K.-L. Kunz, Universitat Bern:
Der kurzfristige Freiheitsentzug in der Schweiz: Intention und
Wirkung

— Prof. Dr. H. Schéch, Universitat Géttingen:
Die Rechtswirklichkeit der Untersuchungshaft in der Bundesrepu-
blik Deutschland

- Prof. Dr. M. Killias, Institut de police scientifique et de criminologie
der Universitat Lausanne:
Zur aktuellen Bedeutung der Insassenquoten

— Gefangnisinspektor F. Moggi, Polizeidirektion des Kantons Bern:
Anstaltsplanung aus der Sicht der Konkordate

— Direktor H.J. Biihimann, Interkantonale Strafanstalt Bostadel:
Der Strafvollzug zwischen Anspruch, Realitat und Utopie

— Direktor B. Bigler, Anstalten St. Johannsen:
Probleme des heutigen Mainahmevollzugs

— Direktor P. Eggen, Anstalten in Hindelbank:
Probleme des Strafvolizugs an Frauen

— Dr. Dr. H. Geissbuhler, Direktor des Ausbildungszentrums fir das
Strafvollzugspersonal:
Neue Wege der Ausbildung der Angestellten im Straf- und MaB-
nahmevollzug

— Dr. M. Pfrunder, Direktor der Kantonalen Strafanstalt Lenzburg:
Die Autoritdt des Angestellten gegeniiber den Insassen

— Direktor R. Kénig, Anstalten in Witzwil:
Das Gefangnis: Strafvollzug und industrie

— Oberrat R. Gandolf (friiher Leiter der Strafvollzugsanstalt Wien-
Simmering, jetzt Verein fiir Bewahrungshilfe und Soziale Arbeit
Wien):
Gelockerter Strafvollzug in Osterreich — Die Strafvolizugsanstalt
Wien-Simmering

— Dr. H. Fankhauser, Oberarzt an der Forensischen Abteilung der
Psychiatrischen Universitéatsklinik Bern:
Zur Bedeutung von Reue und Angst bei der Resozialisierung
Straffalliger

— Prof. Dr. H. Muller-Dietz, Universitat Saarbriicken:
Schuld und Strafvollzug

— Prof. Dr. P. Schick, Institut fur Strafrecht, StrafprozeBrecht und
Kriminologie der Universitat Graz:
Resozialisierung nach dem Vollzug

— Lic. phil. A. Mérgeli, Adjunkt des Sozialdienstes der Justizdirek-
tion des Kantons Ziirich:
Die Kontrolle der angeordneten ambulanten MaBnahmen bei Auf-
schub der Strafe

— Prof. Dr. H.-J. Kerner, Direktor des Instituts fir Kriminologie der
Universitat Tlibingen:
Stand und Ertrag der jlingeren Reformen des MaBregelvollzugs

— Prof. Dr. F. Riklin, Direktor des Instituts flir Straf- und StrafprozeB-
recht an der Universitat Fribourg:
Das Schweizerische Strafvollzugsrecht: Aktuelle Situation, Pro-
bleme, Reformmaglichkeiten

— Dr. A. Baechtold, Sektionschef der Justizabteilung des Eidgends-
sischen Justiz- und Polizeidepartements Bern:
Das System der freiheitsentziehenden Sanktionen und ihre An-
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wendung im Brennpunkt der Gesamtrevision des aligemeinen
Teils des Schweizerischen Strafgesetzbuches — eine Problem-
{ibersicht

— Prof. Dr. H. Schultz, em. Ordinarius fiir Strafrecht an der Universi-
tat Bern:
Regelung der freiheitsentziehenden Sanktionen im Vorentwurf
der Gesamtrevision des allgemeinen Teils des Schweizerischen
Strafgesetzbuches

— Prof. Dr. G. Kaiser, Direktor des Max-Planck-Instituts flir auslan-
disches und internationales Strafrecht Freiburg i.Br.:
Der Strafvollzug aus internationaler Sicht

Die Referate werden — wie bisher — im Rahmen eines Sammel-
bandes im Verlag E. Rilegger, CH-7214 Griisch/GR, veréffentlicht.

Heinz-Mller Dietz

65. Sitzung des Strafvollzugsausschusses
der Lander

Auf der 65. Sitzung des Strafvollzugsausschusses der Lander,
die vom 5. bis 8. Mai 1987 in Berlin stattfand, wurden die Beratun-
gen aus der Wiirzburger Sondersitzung (im Februar 1987) (ber
eventuell erforderliche oder wiinschenswerte Anderungen und Er-
ganzungen des Strafvollzugsgesetzes fortgesetzt. |hr Ergebnis ist
der Konferenz der Justizminister und -senatoren unterbreitet wor-
den, die in der ersten Juniwoche in Schleswig-Holstein zusammen-
getreten ist.

Zur Erinnerung: Den Beratungen des Strafvollzugsausschusses
der Lander lag folgender BeschluB3 der Justizminister und -senato-
ren der Lander vom 18. September 1986 in Mainz zugrunde:

,,Die Justizminister und -senatoren haben die mit dem Strafvoll-
zugsgesetz in nahezu 10jahriger Praxis gemachten Erfahrungen
erértert.

Sie sind der Auffassung, daf sich dieses Gesetz bewéhrt hat. Es
stellt einen bedeutsamen gesellschaftspolitischen Schritt fiir die
Wiedereingliederung Straffalliger dar und gewahrleistet gleichzeitig
den notwendigen Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten.
Gleichwohl halten sie es fiir geboten, Méglichkeiten einer Weiterent-
wicklung und die Notwendigkeit der Anderung einzelner Vorschrif-
ten unter Berlicksichtigung der bisherigen praktischen Erfahrungen
zu priifen.

Sie beauftragten den StrafvollzugsausschuB der Lander, der
nachsten Konferenz der Justizminister und -senatoren Vorschlage
zu unterbreiten.”

Uber das Ergebnis der Beratungen der diesjahrigen Justizmini-
sterkonferenz zu diesem Punkt wird in der nachsten Ausgabe be-
richtet.

Breiten Raurn nahm auf der Sitzung des Strafvollzugsausschus-
ses in Berlin auch ein Erfahrungsaustausch tber die AIDS-Situation
im Justizvollzug ein. Dabei wurde iibereinstimmend die Unzulassig-
keit der Abgabe von Spritzen festgestellt. AuBerdem wurden insbe-
sondere die folgenden Fragen erértert:

— Umfang und Organisation der Untersuchung auf Antikdrper gegen
das HIV-Virus.
— Zulassigkeit und ZweckmaBigkeit von ZwangsmaBnahmen.

— Information von Bediensteten und Dritten (iber Gefangene mit po-
sitivem Testergebnis.

— MaBnahmen zur Verhiitung von Infektionen.

— Besondere Vorkommnisse und Schutz der Bediensteten gegen
Angriffe infizierter Gefangener.

— Zusammenarbeit mit externen Organisationen.

Im Rahmen des routinemaBigen Tagesordungspunktes ,Erfah-
rungsaustausch iber Vorkommnisse von besonderer Bedeutung”
haben auf der Berliner Sitzung vor allem die Erfahrungen einzelner
Landesjustizverwaltungen mit Brandungliicken, Geiselnahmen und
der Herstellung von Bomben aus Streichholzkdpfen im Vordergrund
gestanden.
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Weitere Tagesordnungspunkte befaBten sich mit folgenden The-
men:

— Gemeinsame schulische und berufliche Bildung von ménnlichen
und weiblichen Gefangenen.

— Einsatz von mannlichen und weiblichen Bediensteten nach Nr. 14
DSVollz.

— Probleme im Zusammenhang mit VerstdBen gegen die Pflicht zur
Zuriickhaltung gemésB Nr. 2 Abs. 2 DSVollz.

— Erfahrungsaustausch zwischen den Mitarbeitern des ,,Kriminolo-
gischen Dienstes”: Hierzu hat der StrafvollzugsausschuB die Auf-
tassung vertreten, daB ein solcher Erfahrungsaustausch der Mit-
arbeiter des , Kriminologischen Dienstes” der Lander wilnschens-
wertist und auf Einladung durch die Kriminologische Zentralstelle
stattfinden sollte.

— Fortbildungstagung fiir Mitarbeiter sozialtherapeutischer Anstal-
ten: Es bestand Ubereinstimmung, daB sich die Fortbildungsta-
gungen fiir Mitarbeiter sozialtherapeutischer Anstalten bewahrt
haben und in zweijdhrigem Abstand fortgefiihrt werden sollten.
Die nachsten Tagungen werden von Hamburg (1988), Berlin
(1990) und Hessen (1992) durchgefiihrt werden.

— Stand des Entwurfs datenschutzrechtlicher Ergénzungen zum
Strafvollzugsgesetz: Den inzwischen vorliegenden Arbeitsentwurf
des Bundesministers der Justiz wird auf dessen Einladung dem-
nachstdie bereits eingerichtete Arbeitsgruppe auf einer mehrtagi-
gen Sitzung erdrtern.

Fachtagung: ,,10 Jahre Strafvollzugsgesetz”

Die ,Deutsche Kriminologische Gesellschaft” wird am Donners-
tag, den 05.11.1987, in Frankfurt am Main (Alte Oper, Hindemith-
saal) um 13.00 Uhr eine Fachtagung zum Thema:

, 10 Jahre Strafvollzugsgesetz”

durchfiihren. Neben einer kritischen Bestandsaufnahme sind Bei-
trage mit Reformiiberlegungen vorgesehen.

Die Veranstaltung ist éffentlich. Teilnehmen kénnen nicht nur
Wissenschaftler, sondern auch Praktiker und Politiker.

Anfragen richten Sie bitte an:

— Dr. Gernot Steinhilper (Generalsekretar)
Braukamp 9
3015 Wennigsen 5
Tel.: 051 09/60 69

— Prof. Dr. Hans-Dieter Schwind (Prasident)
Ruhr-Universitat Bochum, GC 5/145
Lehrstuhl fir Kriminologie und Strafvolizug
UniversitatsstraBe 150
4630 Bochum-Querenburg
Tel.:0234/7 005245

Zur Situation des Frauenstrafvolizugs
in Niedersachsen

Am 24.10.1986 richtete die Abg. Frau Dr. Schole (Griine) folgen-
de Kleine Anfrage an die Landesregierung (Niedersachs. Landtag—
Drucksache 11/259):

1. Wie viele Haftplatze fir Frauen gibt es insgesamt zur Zeitin Nie-
dersachsen, und wie viele sind davon zur Zeit belegt?

2. Wie viele Haftplatze fiir Frauen in Niedersachsen gab es im
Jahre 1985, und wie viele werden es 1987 sein?

3. Istes zutreffend, daB in der JVA Hannover in einer alten, von in-
haftierten Mannern gerdumten Abteilung Frauenhaftplétze ein-
gerichtet werden?

a) Wenn ja, wann und wie viele?

b) Ist es richtig, daB es sich hierbei um zusatzliche Haftplatze
fir Frauen handelt, oder werden hierdurch nachweisbar in
anderen Justizvollzugsanstalten Frauenhaftplatze abge-
baut?

4. Ist es zutreffend, daB durch die UmbaumaBnahmen in der JVA
Vechta die Zahl der Haftplatze in der Frauenanstalt von zur Zeit
134 auf 170 Haftplatze ansteigt?

Ist vorgesehen, in der alten Mutter-Kind-Station der JVA Vechta
neue Haftplatze einzurichten?

5. Wie viele Frauen in welchen Altersstufen und in welchem Fami-
lienstand (ledig, verheiratet, geschieden) befinden sich derzeit
in a) U-Haft b) geschl. Vollzug?

Um welche Deliktgruppen handelt es sich und mit welchem
StrafmafB?

6. Wie viele Piatze gibt es zur Zeit fiir Frauen im offenen Volizug in
Niedersachen, und wie viele sind davon zur Zeit belegt?

a) Wie viele Platze davon sind fiir jugendliche Frauen, wie viele
sind in den nachsten zwei Jahren vorgesehen, und wie viele
von den bestehenden Platzen im offenen Volizug fir jugend-
liche Frauen sind zur Zeit belegt?

b) Bei wie vielen verurteilten Frauen in Niedersachsen besteht
bzw. bestand die Moglichkeit in den letzten zwei Jahren, ihre
Gesamtstrafe im offenen Vollzug zu verbringen?

¢) Um welche Delikte und mit welchem StrafmaB handelt es
sich bei diesen Frauen?

7. Wie viele inhaftierte Frauen in Niedersachsen haben eine abge-
schlossene Schulbildung bzw. Berufsausbildung?

8. Welche Maglichkeiten der Schul- und Berufsausbildung beste-
hen fiir die Frauen in den nieders. Justizvollzugsanstalten, und
wie viele Platze stehen den Frauen zur Verfligung?

a) Wie viele inhaftierte Frauen beteiligen sich jeweils an den
gebotenen Moglichkeiten?

b) Wie viele Ausbildungsplétze fir Frauen gibt es in dem neuen
Ausbildungszentrum der JVA Hannover?

9. Welche Arbeitsmdoglichkeiten gibt es innerhalb und auBerhalb
der Justizvollzugsanstalten fiir die inhaftierten Frauen?

a) Wie viele Arbeitsplatze stehen jeweils zur Verfligung?

b) Wie hoch ist die Anzahl der erwerbstatigen inhaftierten
Frauen in Niedersachsen?

¢) Wie hoch ist der jeweilige Stundenlohn bei den unterschied-
lichen Arbeiten?

d) Wie hochistdie Arbeitslosigkeit bei den inhaftierten Frauen?

10. Ist es richtig, daB in der JVA Hildesheim wie auch in der JVA
Vechta die Wasche der inhaftierten Manner von den inhaftierten
Frauen gewaschen wird?

11. Wie viele von den inhaftierten Frauen in Niedersachsen haben
minderjahrige Kinder, und in weichem Alter befinden sie sich?

a) Wie viele dieser Kinder kénnen fir die Dauer der Inhaftie-
rung der Mutter in der Restfamilie bleiben?

b) Wie viele Kinder muBten aufgrund der Inhaftierung der Mut-
ter in Pflegestellen untergebracht werden?

12. Weiche zusétzlichen Mdéglichkeiten haben diese Frauen, um
den Kontakt zu ihren Kindern aufrechterhalten zu kénnen?

Wie oftund wie lange kénnen die Kinder im Monat Kontakt zu ih-
rer inhaftierten Mutter aufnehmen?

13. Wie viele Haftplatze gibt es derzeit fiir Frauen mit Kindern, z.B.
Mutter-Kind-Station in Niedersachsen, und wie viele Platze
sind davon zur Zeit belegt?

a) Wie viele Kinder, in welchem Alter, und wie lange befinden
sie sich durchschnittlich in den Justizvollzugsanstalten?

b) Um welche Delikte handelt es sich bei diesen Frauen, und
wie lange werden sie durchschnittlich inhaftiert?

Die Kleine Anfrage beantwortete der Niedersachsische Minister
der Justiz am 29.12.1986 fiir die Landesregierung wie folgt (Nieder-
sichs. Landtag — Drucksache 11/491):

Zu t1:
Am 31.10.1986 waren von 205 vorhandenen Haftplatzen fir weibli-
che Gefangene 149 belegt.

Zu2:
1985 gab es 170 Haftplatze, 1987 werden es voraussichtlich 235
sein.



Zu 3:
Ja.

Zu 3a:
1987 voraussichtlich 30 Haftplatze.

Zu 3b:
Es handelt sich um zusétzliche Haftplatze.

Zu 4

Die Zahl der Haftplatze ist von 134 auf 169 angestiegen, darin sind
auch die durch den Umzug freigewordenen Platze der alten Mutter-
Kind-Station enthalten.

Zus:

Im November 1986 (21. bis 26.11.) befanden sich insgesamt 27
weibliche Gefangene in Untersuchungshaft, davon waren 14 ledig,
7 verheiratet, 4 geschieden und 2 verwitwet und je 8 zwischen 19
und 24 Jahre, 25 und 30 Jahre bzw. 31 und 40 Jahre und 3 zwischen
41 und 50 Jahre alt.

In Strafhaft befanden sich insgesamt 123 weibliche Gefangene, da-
von waren 34 ledig, 55 verheiratet, 27 geschieden und 7 verwitwet
und eine Gefangene 17 Jahre, 15 zwischen 18 und 24 Jahre, 32
zwischen 25 und 30 Jahre, 38 zwischen 31 und 40 Jahre, 28 zwi-
schen 41 und 50 Jahre, 8 zwischen 50 und 60 Jahre und eine Ge-
fangene iiber 60 Jahre (63) alt.

Uberwiegend waren die weiblichen Gefangenen inhaftiert wegen
Vermdgensdelikten (ca. 50 % wegen Unterschlagung, Diebstahls,
Betruges, Urkundenfalschung, Untreue). Ca. 30 % der Gefangenen
verbuBten Freiheitsstrafen wegen Straftaten gegen das Leben
(Mord, Totschlag), wegen Kérperverletzung und wegen gemeinge-
fahrlicher Straftaten (Brandstiftung), ca. 15 % wegen VerstoBes ge-
gen das Betéubungsmittelgesetz, die iibrigen wegen sonstiger De-
likte (z.B. Fahrens ohne Fahrerlaubnis, Erschieichen von Leistun-
gen). 35 Gefangene verbiiBten Strafen bis unter 1 Jahr, 35 bis unter
2 Jahren, 18 bis unter 3 Jahren, 14 bis unter 4 Jahren, 17 bis unter
10 Jahren, 2 Gefangene Strafen von 10 Jahren und mehrund 2 Ge-
fangene eine lebenslange Freiheitsstrafe.

2u 6;

In der Justizvollzugsanstalt Vechta ist eine Station des offenen Voll-
zuges mit 20 Platzen eingerichtet, in der Gefangene untergebracht
sind, die im Wege des Freigangs gemaB §§ 11, 39 StVolizG einer
Beschéftigung oder Ausbildung auBerhalb der Anstalt nachgehen.
Die Station ist z.Z. mit 18 Frauen belegt. Fiir Jugendliche kénnen 4
bis 6 Platze zur Verfigung gestellt werden. Z.Z. befinden sich keine
der insgesamt 7 jugendlichen Strafgefangenen im Freigang.

Die Unterbringung auf der Freigangerstation richtet sich nach § 10
StVollzG und bedarf in jedemn Einzelfall einer besonderen Priifung.
Allgemeine weitere Zulassungs- bzw. AusschluBkriterien sind nicht
aufgestellt worden.

Von den 2.Z. im Freigang eingesetzten Gefangenen sind 13 wegen
Vermégensdelikten mit einem StrafmaB zwischen 1 Jahr 3 Monaten
und 4 Jahren 11 Monaten, 2 wegen Brandstiftung mit einem Straf-
maB von je 6 Jahren, 2 wegen Totschlags bzw. Beihilfe zum Tot-
schlag mit einem StrafmaB zwischen 7 Jahren 6 Monaten und 8
Jahren 6 Monaten und eine Gefangene wegen VerstoBes gegen
das Betaubungsmittelgesetz mit einem StrafmaB von 10 Jahren
verurteilt worden.

2u7:

Ca. zwei Drittel der inhaftierten weiblichen Gefangenen habe eine
abgeschlossene Schulausbildung, ca. ein Drittel eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung.

Zu8:

In der Justizvolizugsanstalt Vechta werden im Rahmen der Schul-
und Berufsausbildung den weiblichen Gefangenen angeboten: An-
alphabetenkurse, Kurse zur Vorbereitung auf den Hauptschulab-
schiuB, Haupt- und Handelskurse, Umschulung zur SchweiBerin
und Kochlehrgange.

Uberwiegend finden Kurse zusammen mit mannlichen Gefangenen
der Justizvollzugsanstalt Vechta statt. Fir weibliche Gefangene
stehen ausreichend Platze zur Verfigung. Z.Z. nehmen 18 weibli-
che Gefangene an Kursen teil. In der Ausbildungsstitte der Justiz-
vollzugsanstalt Hannover sind Ausbildungsplétze fiir weibliche Ge-
fangene nicht vorgesehen.
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Zu9:

Fiir 110 weibliche Gefangene stehen in den Anstalten Arbeitsplatze
fir N&h-, Schneider-, Papier-, Verpackungs-, Garten-, Wasch-
und Kiichenarbeiten, ferner fiir sog. Hausarbeiten zur Verfiigung.
AuBerhalb der Anstalten kénnen 20 Gefangene als Freigangerin-
nen eingesetzt werden.

Alle arbeitswilligen weiblichen Untersuchungsgefangenen und die
zur Arbeit verpflichteten arbeitsfahigen weiblichen Strafgefange-
nen, sofern sie nicht einer Ausbildung nachgehen, haben einen Ar-
beitsplatz.

Die Hohe des Arbeitsentgelts richtet sich nach Art und Umfang der
geleisteten Arbeit und wird nach der bundeseinheitlich geltenden
Strafvollzugsvergiitungsordnung berechnet. 1985 betrug das
Entgelt in den sog. Unternehmerbetrieben im Durchschnitt 9,65 DM
pro Arbeitstag, in den Eigenbetrieben 8,66 DM.

Zu 10:

In der Justizvollzugsanstalt Hildesheim, nicht jedoch in der Justiz-
vollzugsanstalt Vechta, wird die Wasche der mannlichen Gefange-
nen von weiblichen Gefangenen gewaschen.

Zu 11:
76 weibliche Gefangene haben minderjahrige Kinder im Alter zwi-
schen 6 Monaten und 18 Jahren.

Davon waren 48 Kinder bis 5 Jahre, 29 bis 10 Jahre, 22 bis 14 Jahre
und 21 bis 18 Jahre alt.

Die Fragen nach der Unterbringung der Kinder in der Restfamilie
bzw. nach der Unterbringung in Pflegestellen aufgrund der Inhaftie-
rung konnen nur nach eingehender Untersuchung und teilweiser
Beteiligung von Verwaltungsstellen auBerhalb des Vollzuges be-
antwortet werden. Dies ist zum Ende des Jahres im Hinblick auf die,
auch zur Betreuung der Gefangenen anfallenden Verwaltungsar-
beiten nicht leistbar.

Zu12:

Neben den (iblichen gesetzlichen Besuchszeiten konnen in der Ju-
stizvollzugsanstalt Vechta die weiblichen Gefangenen jeweils am
letzten Freitag im Monat Besuch von ihren Kindern in der Zeit von
13.00 bis 17.00 Uhr erhalten. AuBerdem werden im Interesse der
Kinder haufig groBzligig Sonderbesuche, Telefongesprache, Aus-
gang und Urlaub gewahrt. Ebenso wird in den anderen Anstalten
verfahren.

Zu 13:

Das Mutter-Kind-Heim der Justizvolizugsanstalt Vechta verfligt
iber Raume flir 10 Mtter mit 15 Kindern. Z.Z. sind 7 Mutter mit 8
Kindern anwesend.

Das Alter der Kinder betragt z.Z. 3 Monate, 4 Monate, 10 Monate,
1 Jahr, 1 Jahr 5 Monate, 1 Jahr 11 Monate, 2 Jahre und 2 Jahre 6
Monate.

Im Durchschnitt befinden sich die Kinder etwa 10 Monate im Mutter-
Kind-Heim.

Die Miitter sind inhaftiert wegen Diebstahls mit einem Strafma von
1 Jahr 7 Monaten, wegen Raubmordes mit einem StrafmaB von 9
Jahren, wegen schwerer Brandstiftung mit einem StrafmaB von 2
Jahren und 6 Monaten, wegen Betruges mit einem Strafmaf von
10 Monaten, wegen Diebstahls mit einem StrafmaB von 10 Mona-
ten, wegen sexueller Nétigung mit einem StrafmaB von 3 Jahren
und 9 Monaten und wegen Diebstahls mit einem Strafmaf von 1
Jahr und 7 Monaten.

Bei der Errechnung der voraussichtlichen Entlassung der Mitter
wird haufig nicht vom Halbstrafen- oder Zwei-Drittel-Zeitpunkt aus-
gegangen, sondern werden auch evtl. Gnadenerweise beriicksich-
tigt. Im Frauenvollzug allgemein und besonders im Mutter-Kind-
Heim werden Gefangene in geeigneten Fallen auf dem Gnadenwe-
ge vorzeitig entlassen.

Remmers

Richtfest in der Frankfurter Frauenhaftanstalt

.Mit dem Richtfest fiir das Unterkunftshaus A ist ein sehr wesent-
licher und gewichtiger Punkt bei der Gesamt-Sanierung und Umge-
staltung der JVA Frankfurt am Main |lf erreicht. Fir den Frauenvoll-
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zug in Hessen steht die JVA in Frankfurt am Main-Preungesheim
als einzige, zentrale Frauenanstalt zur Verfiigung. Dies bedeutet,
daB samtliche Vollzugsformen, von den sehr seltenen Arten wie Ab-
schiebe- oder Zivilhaft, {iber Untersuchungs- und Strafhaft fiir Ju-
gendliche bis zur Untersuchungs- und Strafhaft fiir Erwachsene un-
ter einem Dach untergebracht sind. Die in den Jahren 1884 bis 1890
errichtete Vollzugsanstalt befand sich in baulich véllig veraltetem
Zustand, in den Zellenfliigeln waren Haftraume nur in einem Fliigel
mit den erforderlichen Sanitareinrichtungen ausgestattet. Ein be-
handlungsorientierter, differenzierter und — nicht zuletzt — auch hu-
maner Vollzug war in diesem Uberalterten Gebdude nicht mehr
mdéglich. Abhilfe durch umfassende Gesamtsanierung und bauliche
Umgestaltung waren daher unabweisbar.”

Mit diesen Worten begriindete der hessische Justizminister
Dr. Herbert Giinther den Umbau der Frankfurter Frauenhaftanstalt
anlaslich des Richtfestes.

In seiner Rede ging der Minister auf die weitere Gestaitung des
Frauenvollzuges in Hessen ein.

Zur erforderlichen und angestrebten ,,Entflechtung” im Frauen-
Vollzug sei die Einrichtung einer Abteilung fiir weibliche Untersu-
chungsgefangene in der bereits in Bau befindlichen neuen Justiz-
vollzugsanstalt in Weiterstadt vorgesehen. Griinde hierfiir seien:

— Die gesetzlich vorgeschriebene Trennung von erwachsenen Un-
tersuchungsgefangenen von den {ibrigen Gefangenen,

—der gesetzliche Anspruch der Untersuchungsgefangenen auf Ein-
zelunterbringung.

Man habe diese L&sung mit Weiterstadt gewahlt, um das geplan-
te liberalisierte Vollzugskonzept flir Preungesheim nicht zu gefahr-
den.

Denn nach der Herausnahme der Untersuchungsgefangenen
kénne der Sicherheitsstandard in der Frankfurter Anstalt wesentlich
gesenkt werden. Ein dem Strafvollzugsgesetz entsprechender Be-
handlungsvollzug fir Frauen, der weitestgehend sozialtherapeu-
tisch ausgerichtet sein solle, werde damit ohne Einschrénkungen
mdglich sein.

Fiir Preungesheim, dessen Gesamtsanierung sich auf ca. 88,9
Mio. DM belaufe, bedeute dies zunéchst, daB das jetzt im Rohbau
erstellte Haus A als offene Abteilung gefilhrt werden kénne. Mit
sechs Stationen zu je zehn Haftplatzen und jeder Station zugeord-
neten Freizeitrdumen, Duschen und Kochbereichen, sei man in der
Lage, die alte Freigangerabteilung in Bad Homburg, die zahlreiche
Nachteile aufweise, aufzugeben.

Mit weiteren 12 Haftplatzen im offenen Vollzug fiir weibliche Ge-
fangene, die ab August 1987 in der offenen Abteilung der JVA Kas-
sel | in Baunatal zur Verfilgung stiinden, seien somit demnichst ins-
gesamt 72 Haftplatze fiir den offenen Frauenvollzug in Hessen vor-
handen. Damit sei der offene Frauenvollzug sowohl regional als
auch von der Anzahl der Haftplatze her ausreichend abgedeckt.

Die Frankfurter BaumaBnahme wird folgenden Fortgang haben:

— Fertigstellung des Unterkunftshauses E (Jugendhaus),

— Errichtung des Verwaltungsgebaudes,

— Abbruch des alten A- und B-Fliigels,

— Errichtung der UnterkunftsgebZude B und C und des Mehrzweck-
gebaudes.

Mit dem AbschluB der Gesamtsanierung ist aus heutiger Sicht
Ende 1993 zu rechnen.

Aber auch das bisherige Mutter-Kind-Heim wird in die Umgestal-
tung mit einbezogen, indem es gleichfalls zu einer Einrichtung des
offenen Vollzuges umgebaut wird. Die bisherige alte Pforte wird
dann zu einer kleinen geschlossenen Abteilung des Mutter-Kind-
Heimes eingerichtet.

AbschlieBend wies Minister Dr. Giinther darauf hin, daB Hessen
mit diesem Bau einen weiteren groBen Schritt in die Richtung getan
habe, die das Strafvollzugsgesetz fiir den Strafvollzug vorgebe. Al-
len am Bau Beteiligten, insbesondere dem Staatsbauamt und den
bauausfiihrenden Firmen, dankte der Minister fiir das bisher Gelei-
stete. Er gab seiner Hoffnung Ausdruck, daB der Bau im Interesse
des Strafvollzuges ziigig voranschreite.

(Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom 21. Ja-
nuar 1987)

Medizinische Versorgung im Strafvollzug

Die Fraktion DIE GRUNEN hat einen Gesetzentwurf zur  Verbes-
serung der medizinischen Versorgung im Strafvollzug” vorgelegt,
der am 21.11.1986 im Deutschen Bundestag veréffentlicht wurde
(BT-Dr. 10/6395). Danach soll schwerpunktmasig in drei Bereichen
die Stellung des Gefangenen und auch des medizinischen Perso-
nals verandert werden. Der/die Gefangene soll einen im Umkreis
der Justizvollzugsanstalt frei praktizierenden Arzt zur Untersuchung
und Behandlung aufsuchen dtirfen. Strafgefangene sollen im Zu-
sammenhang damit in die gesetzliche Krankenversicherung einbe-
zogen werden. Die Aufsicht iiber den medizinischen Dienst in den
Vollzugsanstalten soll nicht langer bei den Landesjustizverwaltun-
gen liegen, sondern den Landesgesundheitsbehérden (ibertragen
werden. Wie es in dem Gesetzentwurf heiflt, seien Gefangene bei
Krankheit weitgehend auf den Anstaltsarzt als Teil der Justizbehor-
de angewiesen. Diesem gelénge es jedoch nur selten, ein vertrau-
ensvolles Arzt-Patienten-Verhaltnis aufzubauen. Er sei nicht nur
Teil der Behérde, sondern auch an der Durchsetzung von besonde-
ren StrafmaBnahmen beteiligt.

Weiterbildungschancen fir strafgefangene
Frauen

Das Seminar fir Politik ist als Abteilung der Volkshochschule
Frankfurt a.M. mit der Entwicklung und Durchfilhrung von Modell-
versuchen in der Jugend- und Erwachsenenbildung beauftragt. Im
Rahmen dieser Aufgabenstellung wurde von 1974 bis 1978 ein
Modellversuch zur ,sozialen Rehabilitation und Berufsausbildung
weiblicher Strafgefangener, Integration von Allgemeinbildung, sozi-
altherapeutischen BegleitmaBnahmen und Berufsausbildung”
entwickelt und in der Frauenhaftanstalt Frankfurt-Preungesheim er-
probt. Hiertiber hat Renate Traxler in dieser Zeitschrift 1980 berich-
tet (Erfahrungsbericht eines Modellversuchs zur sozialen Rehabili-
tation und Berufsausbildung weiblicher Strafgefangener, in: ZfStrVo
29/1980, S. 199-203; vgl. auch ZfStrVo 1979, S. 174). Seit 1979
wird der Modellversuch vom Hessischen Minister der Justiz als Re-
gelmaBnahme in der Frauenhaftanstalt weitergefuhrt. Trager der
MaBnahme ist weiterhin die Abteilung fiir Politik. Nunmehr liegt Gber
die zwischenzeitlich gewonnenen Erfahrungen ein weiterer, 206
Seiten umfassender Bericht vor, flr den gleichfalls Renate Traxler
verantwortlich zeichnet:

Weiterbildungschancen fir strafgefangene Frauen. Erfah-
rungsbericht eines Projekts ,Zur sozialen Rehabilitation und
Berufsausbildung weiblicher Strafgefangener”. Berichtszeit-
raum 1979-1985. Stadt Frankfurt am Main Magistrat. Amt fiir
Volksbildung/Volkshochschule. Abt. Seminar fiir Politik.

Der Bericht stellt zunachst die Ausgangslage 1978 dar und teilt
dann einige Daten zur Organisationsstrukiur der RegelmaBnahme
mit. Einen ersten Schwerpunkt bildet die Beschreibung des Verlaufs
der MaBnahme im Zeitraum von 1979 bis 1985. Daran schlieBt sich
ein Uberblick Uber die Teilnehmerinnen und das Arbeitsteam an.
Der Bericht verschweigt in diesem Zusammenhang nicht ,Rei-
bungsflachen und Konfliktfelder zwischen Team und Teilnehmerin-
nen”. Recht breiten Raum nimmt auch die Darstellung der jeweils
durchgefiihrten MaBnahmen ein, zu denen namentlich berufsbil-
dende MaBnahmen (mit integrierten Teilen, allgemeinbildendem
Unterricht, sozialtherapeutischen MaBnahmen, Motivations- und
Berufsfindungsphasen) gehérten. Besonderheiten in einzelnen
Bereichen werden eigens hervorgehoben. Ein nicht unwesentliches
Kapite! bildet die Darstellung nicht realisierter Planungsvorhaben,
wozu z.B. die Kooperation mit der Arbeitsgruppe fir empirische Bil-
dungsforschung in Heidelberg, Drogen- und andere Kooperations-
projekte, Ausbildungsverbund, Datenerhebung zur beruflichen Si-
tuation straffalliger Frauen zahlten. In weiteren Kapiteln wird Uber
die Zusammenarbeit mit der JVA und die ,,Einbindung des Projekts
in die Amtsstruktur der Stadt Frankfurt” berichtet. Eine SchluBBbe-
merkung faBt die Erfahrungen nochmals zusammen. Danach ist
eine Grundvoraussetzung in der , Stabilitdt und Sicherheit der insti-
tutionellen Rahmenbedingungen” zu sehen, die der MaBBnahme-
trager den Mitarbeitern des Projekts zu garantieren hat. Eine zweite
Grundvoraussetzung besteht in einer durchgreifenden Verbesse-
rung der Datenlage: ,Nach wie vor liegen keine wissenschaftlich
fundierten Aussagen iber den schulisch-beruflichen Werdegang,



Uber Berufstatigkeit und -notwendigkeit, liber berufliche Motivatio-
nen straffallig gewordener Frauen in der Bundesrepublik vor. Da-
durch bewegen sich alle Annahmen, ,ob es sich lohne oder nicht’, in
der Grauzone von Spekulationen oder gar Vorurteilen.” Die Verfas-
serin tritt dafiir ein, ,,ein Ausbildungszentrum fiir geeignete strafge-
fangene Frauen verschiedener Justizvollzugsanstalten und Bun-
desldnder zu schaffen”. Wesentlich erscheint ihr Hinweis zum
SchiuB: ,Es ist erforderlich, daB die Justizbehérden ihr Problem-
bewubBtsein hinsichtlich der Notwendigkeit addquater Weiterbil-
dungsméglichkeiten fir den Frauenvolizug der Bundesrepublik in-
tensivieren, um grundlegende Anderungen der bisherigen Praxis
einleiten zu kénnen.”

Zum Verhaltnis von Vollzugsaufgaben
und Strafzwecken

Die bayerische Staatsministerin der Justiz, Frau Dr. Berghofer-
Weichner, hat im Organ des Landesverbandes der Bayerischen
Justizvollzugs-Bediensteten ,Der Strafvollzugsbeamte” (Behand-
lungsmaBnahmen diirfen nicht zu Lasten der Sicherheit der Gesell-
schaft gehen, in: 33. Jg. Nr. 1 vom 1. Januar 1987, S. 1) zum Ver-
haltnis von Resozialisierungsziel zur Sicherungsaufgabe des Straf-
vollzugs sowie zu den allgemeinen Strafzwecken u.a. wie folgt Stel-
iung genommen:

.Die Frage, ob die Behandlung der Gefangenen oder die Sicher-
heit der Aligemeinheit an vorderster Stelle einzuordnen ist, hat der
bayerische Strafvollzug bisher immer dahin entschieden, daB beide
Anliegen gleichrangig gesehen werden missen. Das Spannungs-
verhaltnis zwischen Behandlung und Sicherheit kann nur durch ein
sorgsames und verantwortungsbewutes Abwagen im Einzelfall
gelost werden. Diese Grundsatze werden auch unter einer politi-
schen Verantwortung Geltung haben. BehandlungsmaBnahmen
diirfen jedenfalls nicht zu Lasten der Sicherheit der Gesellschaft ge-
hen. Von diesem Grundsatz geht ja das Strafvollzugsgesetz selbst
aus, wenn es beispielsweise Vollzugslockerungen und Urlaub nur
zulaBnt, wenn damit keine Flucht- oder Mi8brauchsgefahr verbunden
ist.

Derzeitbewegt die bayerische Justizpolitik noch ein weiteres Pro-
blem: Soll das Gesetz dahin geéndert werden, daB in § 2 neben den
Behandlungs- und Sicherheitsaufgaben auch noch die Verpflich-
tung formuliert wird, die allgemeinen Strafzwecke wie Verteidigung
der Rechtsordnung, Ausgleich fiir Schuld sowie Abschreckung bei
Vollzugsentscheidungen zu beachten? Bayern hat dies bisher so
praktiziert und sieht sich durch eine Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts darin bestatigt. Das hochste deutsche Gericht hat
festgestellt, daB8 es mit dem Grundgesetz vereinbar ist, in den Straf-
volizug auch die Strafzwecke hineinwirken zu lassen. Auch in Zu-
kunft wird Bayern daher neben der Behandlung der Gefangenen
und der Sicherheitsgewéhrleistung fiir die Allgemeinheit bei Voll-
. zugsentscheidungen die Strafzwecke beachten.”

Keine Neuregelung der
Sicherungsverwahrung

In ihrer Antwort, die am 3. November 1986 verdffentlicht wurde,
teilte die Bundesregierung auf eine Kieine Anfrage der Fraktion DIE
GRUNEN mit, daB sie eine grundlegende Reform der Sicherungs-
verwahrung nicht fiir erforderlich halte. Sie verwies darin auf das
Strafvollzugsgesetz, das eine Trennung des Vollzugs der Siche-
rungsverwahrung vom Strafvollzug vorsehe. Die Regelungen des
Gesetzes seien geeignet, die notwendige Unterscheidung zwi-
schen der Sicherungsverwahrung und dem Vollzug von Freiheits-
strafen herauszustellen. Die Sicherungsverwahrung verstoBe nicht
gegen das Verbot der Doppelbestrafung. Uber das Vorstrafenregi-
ster und die Deliktsarten der gegenwaértig Untergebrachten — am
30. Juni 1986 waren es 230 Personen — sowie (ber den durch-
schnittlichen Zeitraum der Unterbringung liegen der Bundesregie-
rung keine Angaben vor.

Das mit dem Strafvollzug verfolgte Ziel, den Gefangenen zu befa-
higen, ,kiinftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten
zu filhren”, stehe einer Unterbringung derjenigen nicht entgegen,
bei denen das Ziel der sozialen Eingliederung nicht erreicht werden
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konnte. Es sei der Bundesregierung nicht bekannt, daf3 die Siche-
rungsverwahrung iiber die mit iangerem Freiheitsentzug verbunde-
nen Auswirkungen hinaus in besonderer Weise eine eventuelle
spatere Wiedereingliederung des Taters in die Gesellschaft
erschwere (BT-Dr. 10/6285).

Gesellschaft und Kriminalitat

Die vom Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. des Deut-
schen Parititischen Wohlfahrtsverbandes (Loher Str. 7, 5600 Wup-
pertal 2) im September 1986 herausgebrachte, vom ,Arbeitskreis
Straffilligenhilfe im DPWV" erarbeitete Broschiire

Gesellschaft und Kriminalitat.
Kriminalpolitische Positionen

entwickelt auf 23 Seiten vor allem Vorstellungen zum Strafrecht,
zum Strafvollzug, zu MaBnahmen aut dem Felde und im Zusam-
menhang mit der Jugendkriminalrechtspflege sowie zur Straffalii-
genhilfe. Die den Strafvollzug betreffenden Teile der Schrift umfas-
sen im einzelnen:

Vollzug in JVA’s

— Grundlegende Bedingungen,
— Rechte des Gefangenen,

— Unterbringungssituation,

— Angebote,

ferner Freiheitsstrafe auf Bewahrung, Geldstrafe, gemeinniitzige
Arbeit, Untersuchungshaft.

Hinsichtlich der Straffalligenhilfe nimmt die Schrift zu folgenden
Themenbereichen Stellung:

— Hilfe und Dienstleistung
—Justizeigene und freie Straffalligenhilfe
— Aufgaben freier Straffélligenhilfe

— Arbeitsprojekte

15 Jahre dsterreichisches
Strafvollzugsgesetz

Das Osterreichische Bundesministerium fiir Justiz hat 1985 eine
160 Seiten umfassende Broschiire herausgebracht, welche die
Vortrage und Berichte der Beratungsergebnisse der Arbeitskreise
der 21. Arbeitstagung der Leitenden Strafvollzugsbeamten Oster-
reichs vom 2. bis 5. Oktober 1984 in Linz wiedergibt. Die Dokumen-
tation, die als Nr. 25 der Schriftenreihe des Bundesministeriums fiir
Justiz erschienen ist, steht unter dem Titel

15 Jahre Strafvollzugsgesetz 1969.
Im einzelnen enthilt die Broschiire folgende Beitrage:

— Ministerialrat Dr. Giinther Kunst: Strafvollzugsgesetz und Straf-
vollzug aus der Sicht einer Legislativabteilung

— Ministerialrat Dr. Helmut Gonsa: Einige Vollzugsprobleme aus
europaischer Sicht

— Oberrat Mag. Johann Hadrbolec/Major Hermann Kryd!: Bericht
(ber die Arbeitsergebnisse des Arbeitskreises ,Strafvollzugsan-
stalten”

— Rat Mag. Heinz Miilleitner/Major Karl Kampel: Bericht iiber die
Beratungsergebnisse des Arbeitskreises ,Gefangenenhauser
der Gerichtshofe”

— Oberstleutnant Konrad Zissler/Rat Mag. Wolfgang Gratz: Bericht
liber die Beratungsergebnisse des Arbeitskreises ,MaBnahmen-
vollzug”

— Rat Mag. Wolfgang Grabenwdoger/Major Wolfgang Kunz: Bericht
{iber die Arbeitsergebnisse des Arbsitskreises ,Jugendvollzug”

— Rat Dr. Dieter Wenko/Hauptmann Erwin Weiler: Bericht iiber die
Beratungsergebnisse des Arbeitskreises ,Fachdienste”

— Erster Generalanwalt Dr. Herbert Kocian: 15 Jahre Strafvollzugs-
gesetz. Riickblick — Gegenwart — Zukunft
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Resozialisierungsfonds Dr. Traugott Bender
— Jahresbilanz 1986

Die Stiftung , Resozialisierungsfonds Dr. Traugott Bender” hatim
Jahr 1986 Darlehen von (ber 1,2 Millionen DM bewilligt. Insgesamt
wurden 117 (Vorjahr 100) Darlehen in Héhe von 1,42 Millionen DM
(1,22 Millionen) bewilligt.

Die Stiftung will Straffalligen aus Baden-Wrttemberg einen Neu-
anfang in wirtschaftlich geordneten Verhéltnissen ermoglichen. Sie
gewahrt daher Straffélligen, die nach ihrer Persénlichkeit und ihrem
Vorleben geeignet erscheinen, zinslose Darlehen zur Abwicklung
vorhandener —haufig aus der Straftat herrihrender — Schulden und
ermdglicht damit eine rasche, jedenfalls teilweise Schuldenregulie-
rung. Der Resozialisierungsfonds stelit nur dann Mittel bereit, wenn
die Glaubiger auf einen Teil ihrer Forderungen verzichten und damit
ebenfalls einen Beitrag zur Sanierung der finanziellen Verhaltnisse
des Straffalligen leisten.

Die Arbeit der Stiftung helfe damit auch den Opfern von Strafta-
ten, betonte der Minister fiir Justiz, Bundes- und Europaangelegen-
heiten Dr. Heinz Eyrich. In zahlreichen Sanierungsverfahren hatten
Anspruche von Personen eine Rolle gespielt, die durch die Strafta-
ten der Darlehensnehmer der Stiftung geschédigt worden seien.
Die Opfer der Straftaten erhielten somit wenigstens einen teilweisen
Ersatz fiir ihre finanziellen EinbuBen.

Insgesamt hatte die Stiftung zum 31.12.1986 607 Darlehen in
Hohe von lber 7 Millionen DM bewilligt. Mit Hilfe dieser Stiftungs-
darlehen konnten 24,4 Millionen Schulden bei 3 868 Glaubigern
abgeldst werden. Die Glaubiger erhielten somit 29 % ihrer Aus-
gangsforderungen, teilte Eyrich mit.

Die Zahlungsmoral der Darlehensnehmer des Resozialisierungs-
fonds kénne nach wie vor als zufriedenstellend bezeichnet werden,
erklarte Eyrich. 151 Darlehen seien bereits ganz zuriickgezahlt wor-
den. Einer Reihe von Schuldnern seien Zahlungserleichterungen
eingerdumt worden. Meist handle es sich dabei um Personen, de-
ren Einkommen beispielsweise infolge Krankheit oder Arbeitslosig-
keit spiirbar gesunken sei.

Die liberwiegende Mehrzahl der von der Stiftung unterstiitzten
ehemaligen Straffiligen, so Eyrich weiter, habe jedoch die ihnen
gebotene Chance zum Neuanfang in wirtschaftlich geordneten Ver-
haltnissen genutzt.

(Pressemitteilung des Ministeriums fiir Justiz, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten vom 26. Marz 1987)

Neubau der Vollzugsanstalt
Schwabisch Hall

Voraussichtlich im 1. Halbjahr 1989 wird vor den Toren der Stadt
Schwabisch Hall mit dem Bau einer neuen Vollzugsanstalt begon-
nen. Nach einer jlingst getroffenen Entscheidung der Landesregie-
rung wird diese neue Anstalt keine Jugendstrafanstalt mehr sein,
sondern erwachsene Gefangene aufnehmen. Die im November
1986 ergangene Entscheidung hatte unter den Vollzugsbedienste-
ten in Schwabisch Hall erhebliche Unruhe ausgeldst. Justizminister
Dr. Heinz Eyrich hat dies zum AnlaB genommen, am 23. Marz 1987
mit den Bediensteten der Vollzugsanstalt Schwabisch Hall und mit
Oberbiirgermeister Binder ein Gespréach zu fiihren. Eyrich erldu-
terte einleitend, daB der alte Geféngnisbau an der SalinenstraBe
nach Fertigstellung des Neubaus ca. 1992/93 aufgegeben werden
konne. Damit werde eine wichtige Voraussetzung fiir eine geord-
nete stadtebauliche Entwicklung in Schwabisch Hall geschaffen.
Zum anderen werde die bauliche Qualitat der Haftplatze im Straf-
vollzug wesentlich verbessert. Die alte Anstalt stamme aus dem
letzten Jahrhundert und entspreche teilweise nicht mehr den Anfor-
derungen eines zeitgemaBen Strafvollzuges.

Die Entscheidung, da ab 1992/93 kein Jugendstrafvollzug in
Schwibisch Hall mehr stattfinden wird, begriindete der Minister mit
dem starken Ruickgang der Jugendstrafgefangenen, der schon seit
Jahren eingesetzt habe und sich in den nachsten Jahren fortsetzen
werde. Eyrich, der sich auf das libereinstimmende Urteil sdmtlicher
hierzu befragten Sachverstandigen berief, gab fiir die 90er Jahre

die Zahl der mannlichen Jugendstrafgefangenen in Baden-Wiirt-
temberg mit ca. 450, fiir das Jahr 2000 mit ca. 400 an; heute betrage
sie ca. 570, noch 1983 habe sie bei 825 gelegen. Zur Begriindung
seiner Vorhersage verwies er auf die allgemeine Bevélkerungsent-
wicklung (,,Pillenknick”). Die Gefangenenzahl von 400 bis 450 kon-
ne von der gréBeren Jugendstrafanstalt in Adelsheim problemlos
aufgenommen werden. Dort seien auch alle Einrichtungen fiir einen
ordentlichen Jugendstrafvollzug vorhanden. Dagegen sei, so be-
tonte der Minister, die Anstalt in Schwabisch Hall fir diese Aufgabe
zu klein; der Bau einer neuen und groBen Jugendstrafanstalt in
Schwabisch Hall sei unter allen maBgebenden Gesichtspunkten
unvertretbar.

Den in einer Personalversammlung zusammengekommenen Be-
diensteten sagte der Minister zu, daB es im Zusammenhang mit
dem Neubau allenfalls zu einer geringfiigigen Stellenverminderung
in Schwabisch Hall kommen werde. Vor allem versicherte der Mini-
ster den Bediensteten, daB aller Voraussicht nach keiner von ihnen
mit einer Versetzung gegen seinen erklarten Willen und dem Verlust
der Arbeitsstelle am Wohnort rechnen miisse. Sofern einige wenige
Beamtenstellen entfallen miiBten, kénne das im Rahmen der natiir-
lichen Fluktuation bewaltigt werden.

Eyrich gab seiner Erwartung Ausdruck, daB aufgrund dieser fiir
die Beamten wesentlichen Zusicherungen wieder Ruhe in der An-
stalt einkehre. Weiter gab der Minister bekannt, daB die neue Voll-
zugsanstalt schwerpunktmaBig dem Vollzug an jungen Erwachse-
nen im Alter bis 24 Jahre dienen soll. Dabei hob der Minister hervor,
daB diese Vollzugsform dem jetzigen Haller Jugendstrafvollzug ver-
wandt sei. Insbesondere sei auch der Vollzug an jungen Erwachse-
nen ahnlich ausbildungsintensiv wie der Jugendstrafvollzug. Dane-
ben werde die neue Anstalt von der Einweisungskommission in
Stuttgart mit Gefangenen mit Freiheitsstrafen von mehr als 15 Mo-
naten beschickt werden, aber auch eine geringe Zahl von Kurzstra-
fen- und Untersuchungsgefangenen aus der Schwabisch Haller
Umgebung aufnehmen. Ihm sei dabei sehr wichtig, daB durch die
Aufnahme der Einweisungsgefangenen die seit Jahren liberbelegte
Vollzugsanstalt Heilbronn spiirbar entlastet werden kénne. Hier-
durch wie durch die starkere Regionalisierung des Vollzuges vor al-
lem bei den jungen Erwachsenen und durch die Qualitat der neuen
Haftplatze werde insgesamt die Struktur des Strafvollzuges in
Baden-Wiirttemberg verbessert.

In einem Gesprach mit Oberblirgermeister Binder kiindigte Dr.
Eyrich ergdnzend an, daB die Uberlegung bestehe, fiir das zentrale
Vollzugskrankenhaus des Landes, welches bislang seinen Sitz auf
dem Hohenasperg hat, mittelfristig in Schwabisch Hall neben der
Vollzugsanstalt einen Neubau zu errichten. Dies hatte der ortliche
Landtagsabgeordnete Keitel sowohl gegentber Ministerprasident
Spath als auch gegeniiber Justizminister Dr. Eyrich nachdriicklich
ins Gesprach gebracht, zumal mit diesem Projekt ein erheblicher
Zugang an qualifizierten Arbeitsplatzen in dem wirtschattlich férde-
rungsbedurftigen Raum um Schwébisch Hall verbunden wére. Der
Minister wies in dem Gesprach mit Oberbiirgermeister Binder aller-
dings einschrankend darauf hin, daB diese Absicht einer Verlegung
des Vollzugskrankenhauses nach Schwébisch Hall noch weiterer,
insbesondere finanzieller Abklarung bediirfe.

AbschlieBend wies Eyrich darauf hin, daB er kein Verstandnis ha-
be, wenn die anfanglichen Besorgnisse der Bediensteten jetzt von
einigen SPD-Politikern dazu genutzt wiirden, nunmehr vom Justiz-
ministerium die Beibehaltung einer Jugendstrafanstalt in Schwa-
bisch Hall zu fordern. Die geanderte Zweckbestimmung der neuen
Anstalt sei in den zustandigen Gremien des Landtages eingehend
besprochen worden, wobei sich auch die damit befaBten SPD-
Abgeordneten zu der Vollzugs-Baukonzeption der Landesregie-
rung insgesamt positiv geduBert hitten.

(Pressemitteilung des Ministeriums fiir Justiz, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten Baden-Wiirttemberg vom 25. Marz 1987)

Neubau der JVA Weiterstadt

»In diesem Jahr wird das Strafvollzugsgesetz zehn Jahre alt. Seit
1977 orientiert sich unsere Arbeit ganz intensiv an den Vorgaben
dieses Gesetzes, um den hessischen Strafvollzug im Sinne des so-
zialpadagogisch ausgerichteten Behandlungsvollzuges weiterzu-
entwickeln. Wir sehen dabei aber auch die Sicherheitsbedirfnisse



der Allgemeinheit vor gefahrlichen Straftitern. Der Neubau der Ju-
stizvollzugsanstalt Weiterstadt steht als Beispiel fiir den Wandel
und die Fortgestaltung des hessischen Strafvollzuges. Dies gilt so-
wohl in baulicher als auch in konzeptioneller Hinsicht.”

Mit diesen Worten beschrieb Justizminister Dr. Herbert Giinther
eine Zwischenbilanz des hessischen Strafvollzuges beim ersten
Spatenstich fiir die Justizvollzugsanstait Weiterstadt.

In einem Rilckblick ging der Minister auf die Schwierigkeiten des
Vollzuges in der Vergangenheit ein. Eines der Hauptprobleme sei
das starke Anwachsen der Gefangenenzahlen gewesen, wobei
man die Gefangenen in Haftanstalten habe unterbringen milssen,
die zum groBen Teil in ihrer Bausubstanz noch aus vergangenen
Jahrhunderten stammten.

Seit Ende 1982 ging die Gefangenenzahl von 6.172 auf 4.839
{Ende Dezember 1986) zurlick. Der Minister sah die Griinde hierfiir
in der allgemeinen Bevdlkerungsentwicklung und vor allem in den in
Hessen forcierten Alternativen zum Strafvollzug, da ein starker
Ruckgang gerade bei den kurzen Freiheitsstrafen zu verzeichnen
ist. Diesem Trend steht ein Ausbau des Personalbestandes von
2.185 (1983) auf 2.429 (1987) Stellen gegeniber, wodurch ab
August 1987 ein Verhéltnis zwischen Gefangenen und Bedienste-
ten von 1,85 : 1 erreicht wird.

Die schulische und berufliche Bildung der Gefangenen war ein
besonderer Schwerpunkt der Vollzugskonzeption. Allgemeinbil-
dende UnterrichtsmaBnahmen, vor allem der Sonderschulbereich,
Hauptschul- und Realschulbereich mit Erlangung der entsprechen-
den Abschliisse wurden vorrangig geférdert. Geeignete Gefangene
konnen heute in fast allen wichtigen Berufsfeldern ihre Qualifizie-
rung zum Gesellen oder Gehilfen, in Einzelfallen zum Meister mit
AbschluBpriifung vor einer Handwerks- oder Industrie- und Han-
delskammer erreichen.

Durch mehrere laufende oder geplante BaumaBnahmen wird
derzeit die Unterbringung der Gefangenen im Sinne des Strafvoll-
zugsgesetzes auf den Stand gebracht, der Voraussetzung fiir den
sozialpddagogisch ausgerichteten Behandlungsvolizug ist.

Ganz deutlich, so der Minister, werde dies an dem Bauvorhaben
der Justizvollzugsanstalt Weiterstadt.

Die bauliche Gesamtkonzeption fir den in Angriff genommenen
ersten Bauabschnitt sieht 243 Haftplatze, davon 75 fiir Frauen, in
drei Unterkunftsgebauden vor. Hinzu kommen: 1 Verwaltungsgsge-
baude, 2 Zu- und Abgangsstationen fiir Manner und Frauen, 1
Werkbereich Frauen, 1 Anstaltskiiche mit Nebenraumen, 1 Biblio-
thek mit Lesegarten, 1 Sporthalle mit Sportplatz, 1 Werkgebaude
Ménner, 1 Energiezentrale, 1 Pfortengebaude mit Besuchsabtei-
lung und Be- und Entladehalle.

Die Planung der Anstalt erfolgte unter der Auflage, bei Wahrung
aller Sicherheitsbelange den Gefangenen so viel Eigenverantwor-
tung und Bewegungsfreiheit wie mdéglich zu belassen. Jedes Unter-
kunftshaus wurde in drei Wohngruppen gegliedert. Zwischen den
Wohngruppen findet keine strenge Trennung statt, so daB alle Ge-
fangenen eines Hauses jederzeit den dem Haus jeweils zugeordne-
ten Freibereich betreten kdnnen. Die in der Untersuchungshaft not-
wendige Trennung von Mittatern ist sichergestelit.

Jede Wohngruppe enthalt: Sanitédreinrichtungen, Duschen, Spei-
seraum, Freizeitraume, eine Gemeinschaftskiiche, die dem Speise-
raum zugeordnet ist, Dienstzimmer flir Sozialarbeiter und Stations-
bedienstete. Jeder Haftraum hat einen abgetrennten NaBbereich
mit WC und Waschbecken.

Im Gegensatz zu den bisherigen Einrichtungen fiir den Vollzug

von Untersuchungshaft werden die Gefangenen (ber folgende
Méglichkeiten verfiigen:
Verlassen des Haftraumes innerhalb der Zeit des Generalauf-
schlusses, Wahl zwischen Essenseinnahme im Gemsinschafts-
oder im Haftraum, Benutzung der Sanitareinrichtungen auBerhalb
des Haftraumes in der Zeit des Generalaufschlusses, Arbeitsange-
bote, umfangreiches Sport- und Freizeitangebot, jederzeitiger Kon-
takt mit Sozialarbeitern, Besuchsméglichkeiten (auch am Wochen-
ende), besondere SicherheitsmaBnahmen nur bei den Gefange-
nen, die sich selbst gefahrden oder ihre Freiziigigkeit auf Kosten der
Gemeinschaft mifbrauchen.

AbschlieBend betonte Minister Dr. Guinther, man hoffe, daB die
Bauarbeiten fiir das Projekt, das insoweit ca. 140 Mio. DM kosten
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werde, zligig voranschritten. Denn nur mit der Justizvollzugsanstalt
Weiterstadt sei man in der Lage, die Anstalten im geschlossenen
Ménnervolizug von der dort immer noch vorhandenen Uber-
belegung deutlich zu entlasten.

(Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom 10. Marz
1987)

Durchschnittliche Strafdauer bei
slebenslanger” Freiheitsstrafe
in Baden-Wirttemberg

Der Minister fir Justiz, Bundes- und Europaangelegenheiten
Dr. Heinz Eyrich hat — fast auf den Tag fiinf Jahre nach Inkrafttreten
der Vorschrift — erstmals Zahlen vorgelegt, wie sich die Regelung
(iber die vorzeitige Entlassung von zu lebenslanger Freiheitsstrafe
verurteilten Gefangenen in der baden-wilrttembergischen Praxis
ausgewirkt hat. Der mit Wirkung vom 1. Mai 1982 in das Strafge-
setzbuch aufgenommene § 57a StGB sieht vor, daB das Gericht bei
einem ,Lebenslanglichen” nach einer MindestverbiiBungsdauer
von 15 Jahren die weitere Vollstreckung der Freiheitsstrafe auf Be-
wahrung aussetzen kann. Dies jedoch nur dann, wenn fiir den Ge-
fangenen eine glinstige Sozialprognose gestelltist und die Schwere
seiner Schuld nicht die weitere Strafvollstreckung gebietet.

Nach Eyrichs Angaben haben die Strafvollstreckungskammermn in
der Zeit seit dem Inkrafttreten des Gesetzes bis zum AbschluB der
Erhebung am 31. Dezember 1986 eine bedingte vorzeitige Entlas-
sung in 12 Féllen angeordnet. Davon sei ein Verurteilter nach einer
VerbiiBungszeit von 16 bis 18 Jahren Freiheitsstrafe, vier Verurteil-
te nach 18 bis 20 Jahren, weitere vier Verunteilte nach 20 bis 22 Jah-
ren, ein Verurteilter nach 22 bis 25 Jahren und ein Verunteilter nach
der VerbiiBung von mehr als 25 Jahren Freiheitsstrafe entlassen
worden. In 22 Féllen sei von den Gerichten eine bedingte vorzeitige
Entlassung abgelehnt worden.

Diese Zahlen zeigten, so der Minister, daB von den Gerichten ei-
ne vorzeitige bedingte Entlassung bei lebenslanger Freiheitsstrafe
sehr vorsichtig und erst einige Zeit nach Ablauf der Mindestverbii-
Bungszeit von 15 Jahren ausgesprochen werde.

§ 57a StGB ist infolge einer Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahre 1977 ins Strafgesetzbuch aufge-
nommen worden. Das Bundesverfassungsgericht hatte damals
zwar die in § 211 StGB fir Mord vorgesehene lebenslange Frei-
heitsstrafe als verfassungsgeman angesehen, gleichzeitig aber ei-
ne gesetzliche Regelung fiir die Méglichkeit einer bedingten Ent-
lassung auch der zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilten Ge-
fangenen gefordert.

In den Vollzugsanstalten Baden-Wiirttembergs befinden sich
derzeit (Stichtag 31.3.1986) 142 Manner und 5 Frauen in Haft, die
zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt wurden.

(Pressemitteilung des Ministeriums fiir Justiz, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten Baden-Wirttemberg)

Sozialarbeit mit Drogenabhéngigen im
niedersachsischen Strafvollzug

Auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Aim-Merk (SPD)
betr. Verschlechterung der Sozialarbeit mit Drogenabhangigen im
Strafvolizug erklarnte der Nieders. Justizminister Walter Remmers
namens der Landesregierung:

1. Die Beratung und Betreuung drogenabhéngiger Gefangener
durch Mitarbeiter des Jugend- und Drogenberatungszentrums
(drobs) Hannover ist eine wertvolle Hiife fiir viele Gefangene in
der JVA Hannover, sich ihrer Probleme bewuit zu werden, sich
damit auseinanderzusetzen und sich fir eine Therapie zu ent-
scheiden. Die Mitarbeiter unterstiitzen die Gefangenen auBer-
dem darin, die notwendigen Voraussetzungen fiir die Aufnahme
einer Therapie zu schaffen. Die Téatigkeit des freien Trégers im
Rahmen des Modells erganzt wesentlich die den sozialen Dien-
sten der Anstalt obliegende Betreuungsarbeit.

2. Das Jugend- und Drogenberatungszentrum Hannover hat be-
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reits vor der Einrichtung des aus Bundesmitteln geférderten Mo-
dellprogramms ,, Aufsuchende Sozialarbeit fiir betaubungsmittel-
abhéangige Straftater (ASS)” Mitarbeiter der JVA Hannover ent-
sandt. Es ist deshalb davon auszugehen, daB die Einrichtung ihre
Tatigkeit auch nach Auslaufen des Modellprogramms fortsetzt;
allerdings ist nicht auszuschlieBen, daB sie den bisherigen Um-
fang ihres Einsatzes in der JVA oder ihrer Tatigkeit in anderen
Bereichen einschrankt.

3. In engem Zusammenwirken mit dem Niedersachsischen Minister

der Justiz wird der Sozialminister die Suchtberatung in Justizvoll-
zugsanstalten durch eigene Mittel bereits ab 1987 verstarkt for-
dern. Dazu ist ein Programm entwickelt worden, welches {iber
das Bundesmodell ,Aufsuchende Sozialarbeit fiir betdubungs-
mittelabhangige Straftater” (ASS) hinausgeht. Diese spezielle
wSuchtberatung in Justizvollzugsanstalten™” wird sich 1987 zu-
nachst auf die gréBeren Einrichtungen konzentrieren, von 1988
an aber auch auf die mittleren und kleineren Anstalten ausge-
dehnt werden. Die Beratung wird sich dabei aufgrund der bisher
gewonnenen Erkenntnisse nicht auf Abhangige von illegalen
Drogen beschranken, sondern vor allem Gefahrdeten und Ab-
hangigen von anderen Suchtmitteln — vorrangig von Alkohol —Hil-
fen anbieten.
Im Rahmen dieses Programmes wird besonderer Wert auf vor-
beugende MaBnahmen sowie auf die Forderung von Selbsthilfe-
initiativen gelegt. Wegen des bei Drogenabhingigen bestehen-
den hoheren AIDS-Risikos kommt es bei den Hilfeangeboten
haufig auch zu einer Verkn(ipfung zwischen Drogen- und AIDS-
Beratung.

4. Freiheitsentzug ist zwangslaufig mit Einschrankungen verbun-
den. Es wird sich kaum feststellen lassen, ob Personen, die in ei-
ner Justizvollzugsanstalt zu Suchtmitteln greifen bzw. zu greifen
versuchen, dies auBerhalb einer Anstalt nicht getan hétten. Es
14Bt sich auch nicht feststellen, ob bzw. daB der Drogenkonsum in
den Justizvolizugsanstalten in letzter Zeit angestiegen ist.
Dessenungeachtet sind die Vollzugsbediensteten nach Kréften
bemiiht, das Leben im Vollzug so zu gestalten, daB schadlichen
Folgen des Freiheitsentzuges entgegengewirkt wird. Hierbei sind
sie allerdings auch auf die Mitwirkung der Gefangenen angewie-
sen.

5. Bersits in der Antwort auf die Dringliche Anfrage der Fraktion der
F.D.P. vom 20.10.1986 (Drucks. 11/218) in der Sitzung des Nie-
ders. Landtages vom 22.10.1986 ist ausgefiihrt worden:
«Bereits jetzt werden Beratungen angeboten und gezielte Kon-
trollen durchgefiihrt. Beratung und Betreuung erfolgen sowohl
durch Fachkréfte der Vollzugsanstalten als auch durch die Mitar-
beiter externer Einrichtungen. Fiir die Kontrollen stehen beson-
ders geschulte Bedienstete zur Verfligung. Erforderlichenfalls
werden Polizeikréfte hinzugezogen. Der Riickgang der Zahl der
Gefangenen, derin der letzten Zeit festzustellen ist, erméglichtes
uns nunmehr, dariiber hinaus die Gefangenen zukinftig noch in-
tensiver als bisher durch die Vollzugsbediensteten beraten, be-
treuen und beaufsichtigen zu lassen. Bereits durchgefiihrte und
vermehrt vorgesehene FortbildungsmaBnahmen sollen die Be-
diensteten noch mehr als bisher in die Lage versetzen, Versuche
zum Einbringen, zum Verbreiten und zum Konsum von Drogen zu
unterbinden, gefahrdete Gefangene angemessen zu betreuen
und siichtige Gefangene zu unterstiitzen, sich einer Therapie zu
unterziehen.”

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministers der Justiz —
Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit — vom 10. Marz 1987)

Zur Einweihung der Bildungsstétte bei der
Justizvollzugsanstalt Hannover

Am Mittwoch, dem 77. Mérz 1987, 10.00 Uhr, wurde die neue Bil-
dungsstétte bei der Justizvollzugsanstalt Hannover von Justizmini-
ster Walter Remmers der Offentlichkeit vorgestellt. An dem Einwei-
hungsfestakt nahmen Abgeordnete des Bundestages und des
Nieders. Landtages, die Spitzen der értlichen Behorden und Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung sowie Vertreter der Wirtschaft
und des Handwerks teil.

Durch enge und gute Zusammenarbeit zwischen der Niederséch-
sischen Justizverwaltung und dem Arbeitsamt Hannover, den o6rt-

lichen Berufsschulen und den MaBnahmetragern (Innungen, Hand-
werkskammern, Fachverbanden usw.) konnte die bereits 1976 ent-
standene Idee des ,Neubaues einer Bildungsstatte bei der JVA
Hannover” praktisch umgesetzt werden. Die Ausgliederung und
Verselbstandigung des Bildungsbereiches aus der Hauptanstalt in
eine eigene Bildungsstéatte war erforderiich, weil die im Jahre 1962
gebaute Justizvollzugsanstalt Hannover urspriinglich nicht fir
Schul- und Berufsausbildung an Erwachsenenstraftatern vorgese-
hen war.

Mit dem Bau der Bildungsstatte wurde im November 1982 begon-
nen. Die Einrichtung verfligt insgesamt (iber 180 Haftplatze in 3 Un-
terkunftshdusern mit je 4 Wohngruppen 4 15 Gefangenen sowie
einem Werkhallengeb&ude, einem Verwaltungsgebaude mit Lehr-
kiiche und Kantinenbetrieb. Die Baukosten aus Haushaltsmitteln
des Landes Niedersachsen betragen rd. 38,43 Mio. DM. Fir die
Werkstatteinrichtung hat die Bundesanstalt fiir Arbeit in Niimberg
rd. 1,5 Mio. DM zur Verfligung gestellt.

Das Angebot der Bildungsstatte erstreckt sich auf insgesamt 7
schulische und 8 berufliche BildungsmaBnahmen mit AbschluBzer-
tifikat, die sich an bildungswillige Gefangene richten, die ihren
Wohnsitz im Einzugsbereich Hannover, Celle, Braunschweig und
Hildesheim haben. Im einzelnen werden angeboten:

— Analphabeten-, Sonderschul-, Hauptschul- und Realschulkurse
sowie Deutschkurse fiir Auslander und solche fiir ein Fernstudi-
um.

— AuBerdem:

— AFG-Lehrgange zum Koch, Elektroinstallateur, Schlosser,
Gas- und Wasserinstallateur, Schuhmacher, Maler- und Lak-
kierer, Tischler und Programmierer.

Selbstversténdlich bleiben daneben Bildungsangebote fiir er-
wachsene Gefangene in anderen Justizvollzugsanstalten und fur
junge Gefangene in der JVA Hameln, Géttingen-Leineberg und
Vechta weiterhin bestehen und sollen weiter ausgebaut werden.

Mit den umfassenden Bildungsangeboten in der neuen Bildungs-
stétte wird der Forderung des Strafvollzugsgesetzes, ,,geeigneten
Gefangenen Gelegenheit zur Berufsausbildung, beruflicher Fortbil-
dung, Umschulung oder Teilnahme an anderen ausbildenden oder
weiterbildenden MaBnahmen zu geben”, voll Rechnung getragen.

Bei der Einweihung erklarte Minister Walter Remmers: ,Bei un-
glinstigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kommt es mehr
denn je darauf an, Gefangene nicht in die Arbeitslosigkeit zu entlas-
sen, sondern ihnen durch eine qualifizierte Ausbildung eine gute
Gelegenheit zu geben, ihren Lebensunterhalt nach der Entlassung
durch angemessene Arbeit selbst sicherzustellen. Nach gesicher-
ten Erkenntnissen haben aber mehr als die Halfte aller Gefangenen
in Niedersachsen und auch in anderen Bundeslandern keine abge-
schlossene Schul- bzw. Berufsausbildung. Diese Bildungsdefizite
kénnen nach der Entlassung zu Arbeitslosigkeit und auch zu emeu-
tem Riickfall fihren. Es gilt, diesen Kreislauf zu unterbrechen.
Schul- und Berufsausbildung helfen dabei; denn eine angemesse-
ne Qualifikation erleichtert die berufliche Riickgliederung und wirkt
dadurch dem Riickfall entgegen. Die Bildungsangebote der neuen
Bildungsstatte bei der JVA Hannover und die der anderen Anstalten
sind unverzichtbarer Bestandteil des Behandlungsvollzuges in Nie-
dersachsen und ein ganz wesentlicher Beitrag fir die Resozialisie-
rung. Insgesamt konnte 1986 die schulische und berufliche Aus-
und Fontbildung von Gefangenen auf dem hohen Stand der Vorjah-
re gehalten werden. Rd. 490 erwachsene und rd. 380 junge Gefan-
gene befanden sich in diesem Jahr in beruflicher Aus- und Fortbil-
dung. Diese Zahl konnte seit nunmehr 10 Jahren standig gesteigert
werden.”

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministers der Justiz —
Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit — vom 11. Mérz 1987)

Stiftung ,,Resozialisierungsfonds fur
Straffallige” in Hessen

Herr Dr. Schmalz, Prasident der Bundesrechtsanwaltskammer
und Vorstandsvorsitzender der Stiftung Resozialisierungsfonds fiir
Straffallige in Hessen, wirdigte in der Jahreshauptversammlung
am 13.02.1987 im Diakonischen Werk in Frankfurt die liberaus er-



folgreiche Arbeit der Stiftung bei ihrem Bemiihen, straffallig gewor-
denen Mitmenschen beim Abbau ihrer Schulden zu helfen und ih-
nen einen wirtschaftlichen Neuanfang zu ermdéglichen. Straffallig-
keit und Schulden, so flihrte er aus, stehen in einem Wechselver-
héltnis, und letztere sind oft die Ursache fiir neue Straftaten und ver-
hindern so die soziale Eingliederung der straffallig gewordenen Biir-
ger.

Um diesen Teufelskreis zu durchbrechen, wurde im Jahre 1979
durch den Hessischen Minister der Justiz die Stiftung blirgerlichen
Rechts ,.Resozialisierungsfonds fiir Straffallige™ errichtet. Sie ver-
gibt Birgschaften fiir Kredite, mit welchen die bestehenden Schul-
den getilgt werden. Von den Glaubigern wird erwartet, daB sie auf
einen wesentlichen Teil ihrer Forderungen im Rahmen eines auBer-
gerichtlichen Vergleichs verzichten. In der Geschaftsstelle der Stif-
tung, die sich im Justizministerium in Wiesbaden befindet, werden
die Antrdge auf Sanierungshilfe, welche im Regelfall ber die Be-
wahrungshelferinnen und Bewahrungshelfer, Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen von sozialen Beratungsstellen und der sozialen
Dienste aus dem Vollzug eingereicht werden, bearbeitet und dem
Vorstand der Stiftung, der ehrenamtlich arbeitet und sich aus Ver-
tretern der gesellschaftlich relevanten Gruppen zusammensetzt,
2ur Entscheidung zugleitet.

Bis Ende 1986 wurden in 292 Fallen durch Stiftungsbiirgschaften
abgesicherte Kredite in Héhe von DM 2.660.000,— DM vergeben.
Mit diesen Krediten konnten Verbindlichkeiten in Hohe von 5,5 Mil-
lionen DM abgeldst werden.

Nurin ca. 20 % der Félle wurde bislang die Stiftung als Biirge in
Anspruch genommen. Hierzu stellte Herr Dr. Schmalz fest, daB es
sich dabei iiberwiegend um unverschuldet eingetretene Notlagen,
wie Arbeitslosigkeit und Krankheit, handelt.

Nur in ca. 2 % der erteilten Biirgschaften erfolgte eine Inan-
spruchnahme der Stiftung wegen erneuter Inhaftierung.

Wahrend des abgelaufenen Geschéftsjahres wurde in der Stif-
tungsarbeit verstérkt die Opferentschadigung beriicksichtigt und
somit auch ein Beitrag zum Opfer-Tater-Ausgleich geleistet.
90.000,~ DM der durch Biirgschaft abgesicherten Kredite kamen
direkt den Opfern von Straftaten zugute. Damit hat 1986 die direkte
Opferentschadigung einen Anteil von 25 % an der gesamten Stif-
tungstatigkeit erreicht.

Hessisches Programm zur Vermeidung von
Untersuchungshaft bei Jugendlichen

Am 12./13. Méarz 1987 fand ein Erfahrungsaustausch zwischen
Jugendrichtern, Jugendstaatsanwélten, Leitern von hessischen
Jugendheimen und Vertretern der Jugendgerichtshilfe iiber das
Hessische Programm zur Vermeidung von Untersuchungshaft bei
Jugendlichen durch Einweisung in Erziehungsheime statt.

Wie die Minister bekanntgaben, besteht seit 1. April 1985 in Hes-
sen die Mdglichkeit, straffallig gewordene Jugendliche im Alter von
14-16 Jahren zur Vermeidung von Untersuchungshaft in Erzie-
hungsheimen unterzubringen. Die bis jetzt gesammelten Erfahrun-
gen in den finf (iber ganz Hessen verteilten Jugendheimen lassen
erkennen, daB der gewahlte Weg positiv zu bewerten ist, weil die
betreffenden Jugendlichen nicht hinter Gefangnismauern bis zu ih-
rer Hauptverhandlung eingesperrt, sondern erzieherisch sinnvoll in
den Jugendheimen mit den anderen dort untergebrachten jungen
Menschen betreut werden. Im Hinblick auf die geringe Anzahl von
Jugendlichen im Alter von 14-16 Jahren, gegen die bereits Untersu-
chungshaft verhangt werden muB, sind die inzwischen mit 21 Unter-
gebrachten gewonnenen Erfahrungen durchaus ermutigend, mein-
ten die Minister.

Nunmehr wird der flir diese MaBnahme in Betracht kommende
Personenkreis auch auf Jugendliche im Alter von 17 und 18 Jahren
ausgedehnt, nachdem die beteiligten Jugendrichter und Jugend-
staatsanwalte ein dringendes Bediirfnis dafiir und die Heimleiter ih-
re Bereitschaft zur Aufnahme erklart haben.

(Aus: Informationen des Hessischen Ministers der Justiz vom
20. Marz 1987)
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Neu auf dem Blilichermarkt

Helmut Ortner (Hrsgq.): Freiheit statt Strafe. Pladoyers fiir
die Abschaffung der Gefangnisse — Anst68e machbarer Al-
ternativen. AS-Verlag Ankenbauer und Spd&hr, Tiibingen
1986. 248 S. DM 20,—

Karl Heinrich Schiafer: Anstaltsbeirite — die institutionali-
sierte Offentlichkeit? Eine empirische Untersuchung iiber
die Tatigkeit der Anstaltsbeirate an den hessischen Voll-
zugsanstalten (Beitrage zur Strafvolizugswissenschaft Bd.
29). C.F. Miiller Juristischer Verlag, Heidelberg 1987. XVII,
189 S. Kart. DM 88,—

Helmut Kury: Die Behandlung Straffilliger. Teilbd. 1: Inhalt-
liche und methodische Probleme der Behandlungsfor-
schung (Strafrecht und Kriminologie. Untersuchungen und
Forschungsberichte aus dem Max-Planck-Institut fir aus-
landisches und internationales Strafrecht Freiburg im Breis-
gau Bd. 9). Duncker und Humbilot, Berlin 1986. 200 S. DM 72—

Ulrich O. Sievering (Hrsg.): Behandlungsvollzug — Evolu-
tiondre Zwischenstufe oder historische Sackgasse? Pro-
blem Strafhaft — Alternative Sanktionen (Arnoldshainer Tex-
te. Schriften aus der Arbeit der Evangelischen Akademie Ar-
noldshain —Bd. 47). Haag + Herchen Verlag, Frankfurt a.M.
1987. Paperback DM 45 —

Kriminologie als selbstindiges, interdisziplindres Hoch-
schulstudium. Internationales Symposium vom 8.-10. Mai
1985 Universitat Hamburg. Hrsg. von G. Ldschper (Ham-
burger Studien zur Kriminologie 1). Pfaffenweiler 1986. 294
S.DM 38,—

Strafrecht und Wiedergutmachung. Symposium aus AnlaB
des 80. Geburtstages von Friedrich Schaffstein. Hrsg. von
Heinz Schéch (Neue Kriminologische Studien 4). Verlag
Fink, Miinchen 1987. Ca. 168 S. Ca. DM 38,—
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Fiur Sie gelesen

Robert Budde: Das Recht der Untersuchungshaft in Ita-
lien (Europaische Hochschuischriften Reihe II: Rechtswis-
senschaft, Bd. 536). Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M./Bern/
New York 1986. XXVI, 248 S. SFR 60,—

Die Reformbedirftigkeit der Untersuchungshaft steht auBer Fra-
ge. Nach Meinung vieler wird sie immer noch (oder wieder?) zu hau-
fig angeordnet und vollzogen. Nach Auffassung aller bedarf sie
auch einer inhaltlichen Umgestaltung im Sinne des Sozialstaat-
sprinzips; soziale Hilfen, welche die Belastungen durch die Hafts-
ituation abmildern und zur gesellschaftlichen Eingliederung des In-
hattierten beitragen, sind gefordert. DaB8 auch andere Staaten ihre
Probleme mit jener strafprozessualen ZwangsmaBnahme haben,
zeigt die vorliegende Studie, die sich kritisch mit dem Recht der Un-
tersuchungshatt in ltalien auseinandersetzt. Sie liest sich gleichsam
wie die lange Geschichte von Reformbemihungen, die bis heute
noch nicht zum Abschiu3 gekommen ist. Und sie bestéatigt einmal
mehr den sachlich-inhaltlichen Zusammenhang zwischen der Ge-
samtreform der StrafprozeBordnung und der Ausgestaltung des Un-
tersuchungshatftrechts.

Budde geht sein Thema in zwei Teilen an. Zunéachst stelit er das
geltende italienische Untersuchungshaftrecht (nach MaBgabe des
wiederholt gednderten ,Codice di Procedura Penale“) dar. Dann
nimmt er eine kritische Wiirdigung dieser Regelungen — namentlich
vor dem Hintergrund des Verfassungsrechts —vor und ordnet seine
Ergebnisse in den Rahmen der geplanten, aber bisher nicht verwirk-
lichten Gesamtreform des StrafprozeBrechts ein.

Die Voraussetzungen fiir den Erla8 eines Haftbefehls nach der
italienischen StrafprozeBordnung weichen von denen des deut-
schen Rechts teilweise ab. Neben dem hinreichenden Tatverdacht
spielen Art und Schwere der vorgeworfenen Tat eine mafgebliche
Rolle. Bei schwerer Kriminalitét ist der ErlaB eines Haftbefehls zwin-
gend vorgeschrieben, bei Bagatelldelikten ausgeschlossen. Im Be-
reich der mittleren Kriminalitat ist es dem Ermessen des Gerichts
anheimgestelit, einen Haftbefehl zu erlassen; hier kommt es auf das
Vorliegen von Haftgriinden (Flucht-, Verdunkelungs-, Wiederho-
lungsgefahr) an. Eine Besonderheit des italienischen Rechts stellt
der Festnahmebefehl dar, der in Voraussstzungen und Wirkungen
dem Haftbefehl gleicht und an dessen Stelle tritt, solange dieser
mangels Zustandigkeit des gerade tétig werdenden Richters oder
Staatsanwalts nicht erfassen werden kann. Das italienische Recht
kennt auch die vorlaufige Festnahme bei Betreffen auf frischer Tat—
ebenso wie es (seit der Reformgesetzgebung von 1982) ein Haft-
prisfungsverfahren vorsieht. Die Untersuchungshaft endet — auBer
dem Fall des Ubergangs in Strafhaft — vor allem mit Wegfall der Vor-
aussetzungen und mit Erreichen der zuldssigen Héchstdauer; fir
letztere sind Fristen vorgesehen, die je nach Verfahrensstand (Er-
mittlungsverfahren, erstinstanzliches Verfahren, Berufungs- oder
Revisionsverfahren) gerichtlicher Zustandigkeit (und damit Tat-
schwere in einem reichlich komplizierten System jeweils zeitlich ab-
gestuft sind. Steht kein Haftaussetzungsverbot entgegen, kann
auch eine vorlaufige Haftentlassung gegen Sicherheiten und Aufla-
gen erfolgen.

Die starksten Einwande gegen das geltende italienische Untersu-
chungshaftrecht leitet Budde aus der Verfassung ab. Die Einrich-
tung der Untersuchungshaft selbst sieht er als verfassungsrechtlich
einwandfrei an, sofern sie auf die Wahrnehmung der Funktionen der
Verfahrens- und Vollstreckungssicherung beschrénkt bleibe; Straf-,
Praventions- und Ordnungsaufgaben diirften der Untersuchungs-
haft nicht zugedacht werden. Im folgenden untersucht der Verfasser
eine Reihe wichtiger Institute des italienischen Hatftrechts im Hin-
blick auf ihre VerfassungsmaBigkeit. Hiernach erweisen sich ver-
schiedene Vorschriften als problematisch. Zu lhnen gehért etwa
das Institut des obligatorischen Haftbefehls. Aber auch gegen ande-
re Regelungen lasen sich dem Verfasser zufolge Bedenken anmel-
den. Zwar wiirde das Haftrecht mehr als friiher der Verfassung ent-
sprechen; doch stiinden noch wesentliche Schritte aus.

Ein solcher Blick Uber die Grenzen ist allemal nitzlich. Er 4Bt er-
kennen, daB auch andere Staaten vor der Frage stehen, wie die Un-
tersuchungshaft und deren Voraussetzungen mit den Grundséatzen
der Verfassung und Geboten kriminalpolitischer ZweckmaBigkeit in
Einklang gebracht werden kénnen.

Heinz Muller-Dietz

Christian E. Ostermann: Offentliche Sicherheit als ob-
jektives und subjektives Problem. Die Kriminalberich-
terstattung im KdIner Stadtanzeiger, Bonner Generalan-
zeiger, Solinger Tagblatt, Wermelskirchener Generalan-
zeiger (Europdische Hochschulschriften Reihe Il: Rechts-
wissenschaft, Bd. 501). Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M./
Bern/New York 1985, 229 S. SFR 51,—

Schon der Titel 1adt dazu ein, Gber die Frage nachzudenken, was
sInnere Sicherheit”, d.h. das MaB der Bedrohung des Biirgers durch
Kriminalitét eigentlich ausmacht: Art, Haufigkeit und Zahl der tat-
sachlich begangenen Straftaten, die in ihnrem vollen Umfang schon
wegen des ausgedehnten Dunkelfeides nicht bekannt werden —
oder die gesellschaftliche Einschatzung der Kriminalitatsgefahr, al-
so das subjektive Bedrohtheitsgefiihl der Bevélkerung. DaB sich ob-
jektive Lage und subjektive Beurteilung nicht decken, ist uns inzwi-
schen aus einer Vielzahl von Untersuchungen gelaufig. Weniger
klar ist, was fiir jenen mehr oder minder groBen Unterschied prak-
tisch verantwortlich ist und was im einzelnen daraus — kriminalpoli-
tisch —folgt. Die Vermutung hat einiges fiir sich, daB die Massenme-
dien, durch die der Birger in der Regel (iber Kriminalitat und Straf-
fallige unterrichtet wird, in starkem MaBe an den einschlagigen Pro-
zessen der informationsvermittiung und Meinungsbildung betsiligt
sind. Auch daB hierauf beruhende Einstellungen zur Kriminalitat
und Kriminalitatsbekampfung sich wenigstens mittelbar, wenn auch
in recht komplizienten Prozessen, auf die Art der sozialen Kontrolle
und der Kriminalpolitik auswirken, darf wohl angenommen werden.
Diese Einstellungen stellen nicht nur eine eigene Realit4t dar, sie
schaffen auch eine neue soziale Wirklichkeit.

Um so mehr rechtfertigen sich daher empirische Untersuchun-
gen, die der Frage nachgehen, welches Bild Massenmedien von der
Kriminalitét, ihrer Entstehung, ihren Erscheinungsformen und der
strafrechtlichen Kriminalitatskontrolle entwerfen und wie die Medien
jenes Bild vermitteln. Dieses Ziel verfolgt die vorliegende Studie an-
hand der Auswertung einiger bekannter Tageszeitungen, die mit re-
gional starker Verbreitung im Rheinland erscheinen. Untersucht
wurden 2.035 Artikel, die in den Werktags- und Wochenendausga-
ben in den Monaten Juli und August 1979 in den im Untertitel ge-
nannten Zeitungen verdffentlicht worden sind. Der Verfasser hat
diesen Zeitraum ausgewahilt, weil in ihm keine spektakuléren Krimi-
nalfdlle stattgefunden haben, welche die ,Alltagsberichterstattung*
hatten verfalschen kdnnen. Freilich lieB sich ein gewisser Verzer-
rungseffekt im umgekehrten Sinne nicht ausschlieBen: Es erscheint
denkbar, daB in jenen Sommermonaten Uber Straftaten berichtet
wurde, die man sonst keiner Erwahnung fur wert befunden hatte.
Dabei hat der Verfasser ein quantitatives Vorgehen mit einem quali-
tativen Verfahren verbunden, d.h. er hat auf der einen Seite statisti-
sche Auszahlungen vorgenommen, die Uber die Haufigkeit be-
stimmter Themen Auskunft geben, auf der anderen Seite Inhalts-
analysen durchgefihrt, die es erméglichen sollten, Sinngehalte
oder ,Botschaften” der Artikel zu ermitteln.

Das quantitative Vorgehen hat — wie schon anderwarts — erge-
ben, daB in der Darstellung Gewaltdelikte liberreprasentiert sind.
Entgegen von Vorannahmen hat der Verfasser jedoch keine Diskri-
minierung bestimmter Tatergruppen (z.B. von Ausléndern) feststel-
len kénnen. Namensnennungen sind vor allem bei Tatverdéchtigen
erfolgt, die im &ffentlichen Leben stehen (z.B. Kinstler, Politiker,
Unternehmer). Sehr seiten haben Vorstrafen in der Berichterstat-
tung eine Rolle gespielt. Im Rahmen der qualitativen Analyse hat
der Verfasser herausgefunden, daB3 die ,Stabilisierung bestehen-
der Verhaltnisse” in den Zeitungsberichten die Hauptfunktion erfllit
habe. Darliber hinaus hatten die Berichte erkennbar auf ,,Legitimie-
rung der formellen Instanzen sozialer Kontrolle“ hingewirkt. In der
Tendenz sei die Berichterstattung eher nicht-stigmatisierend gewe-
sen. Bemerkenswert erscheint jedoch, daB der Gedanke einer Re-
sozialisierung oder Integration des Téaters in die Geselischaft in kei-
nem der ausgewerteten Artikel zur Sprache gekommen sei. Im
SchluBteil der Arbeit setzt sich der Verfasser mit der Verwertbarkeit
der Ergebnisse innerhalb des Definitionsansatzes und innerhalb ei-
nes praventiven Konzepts auseinander. Er verweist zu Recht dar-
auf, daB sich die fraglos vorhandenen Zusammenhange zwischen
der Medienberichterstattung und gesselischaftlichen Einstellungen
nicht auf ein einfaches Ursache-Wirkung-Schema zuriickfiihren
lassen, sondern ungleich verwickelter sind. Jedentalls zeigt die Stu-



die einmal mehr, daB es neben der kriminellen Wirklichkeit eine da-
von deutlich unterscheidbare Wirklichkeit der Kriminalitdt in den
Massenmedien gibt.

Heinz Miiller-Dietz

Gerlinda Smaus: Das Strafrecht und die Kriminalitat in
der Alitagssprache der deutschen Bevélkerung. Mit ei-
nem Vorwort von Alessandro Baraita (Studien zur Sozial-
wissenschaft Bd. 59). Westdeutscher Verlag, Opladen
1985. X, 200 S. DM 32,—

Schon seit langem sind Meinungsumfragen nicht nur ein Thema
von Befragungsinstituten, sondern auch der kriminologischen und
kriminalsoziologischen Forschung. Sie gelten nicht zuletzt der Er-
forschung gesellschaftlicher Einstellungen zur Kriminalitat, zum
Strafrecht, Strafvolizug und Straffalligen. Bekannt geworden sind
sie vor allem unter der Bezeichnung: , Knowledge and Opinion ab-
out Law" (KOL). Viele dieser Untersuchungen beschrénken sich
freilich auf eine Wiedergabe und eine mehr oder minder plausible
Deutung solcher Daten. Die Verfasserin, von Hause aus Soziologin
und wissenschatftliche Mitarbeiterin am Institut fiir Rechts- und So-
zialphilosophie der Universitét des Saarlandes, bleibt indessen bei
einer derartigen Darstellung von Befunden nicht stehen; vielmehr
bettet sie ihre Befragungsergebnisse in einen weitreichenden (ge-
sellschafts-)theoretischen Bezugsrahmen ein: Zentral dafir sind
zwei Aspekte, die vor allem das Verhaitnis der Befragten zum Staat,
Strafrecht und zu Straffélligen betreffen. Zum einen geht es darum,
die , 6ffentliche Meinung“ als Trager von Konsens im Hinblick auf ei-
ne umfassend verstandene soziale Kontrolle durch das Strafrecht
als ,Herrschaftsinstrument“ zu untersuchen. Zum anderen soll die
Funktion der ,6ffentlichen Meinung*” als Trager informelier (gesell-
schaftlicher) Kontrolle gegeniiber Gesellschaftsmitgliedern geklar
werden. Steht im ersteren Falle die Rechtfertigung (Legitimierung)
des Strafrechts zur Diskussion, so im letzteren der ProzeB der Zu-
schreibung (Definition) abweichenden Verhaltens.

Im (theoretischen) Anspruch geht die Studie also erheblich (iber
die Arbeiten hinaus, die herkdmmlicherweise (ber geselischaftliche
Einstellungen zu Strafrecht und Kriminalitat berichten. Die Frage,
ob dieser Anspruch auch tatséchlich durch die Uberlegungen der
Verfasserin, namentlich durch ihre Untersuchungsbefunde und de-
ren Deutung eingeldst wird, wird sehr wahrscheinlich unterschied-
lich beantwortet werden; der Gedanke liegt nahe, daB der zugrun-
degelegte Erkldrungsansatz eine zwar durchaus mégliche, aber
keineswegs zwingende Interpretation der Ergebnisse bereithalt.
Aber selbst wer den weitreichenden gesellschaftstheoretischen
Deutungsversuch der Verfasserin nicht zu teilen vermag, wird ein-
rdumen miissen, daB er eine Reihe durchdenkenswerter Gesichts-
punkte hinsichtlich des ,Dreiecksverhaltnisses Burger-Staat-
Straffalliger in sich schlief3t.

Hinzu kommen natrlich die von der Verfasserin erhobenen Da-
ten, die eine Fiille gewichtiger informationen (iber gesellschaftliche
Einstellungen auf jenem Feld vermitteln. Beruht doch die Untersu-
chung in empirischer Hinsicht auf einer reprasentativen Befragung
von 1.806 Birgern aus der Bundesrepublik und West-Berlin. Man-
che Ergebnisse erscheinen nicht weiter Uiberraschend; andere sind
doch recht bemerkenswert. DaB die meisten Befragten keine Erfah-
rungen mit Organen sozialer Kontrolle im weitesten Sinne hatten (S.
42), entspricht auch anderwarts erhobenen Befunden. Hervorhe-
benswert ist dagegen die Feststellung, daB die Rechtstreue in der
Bevélkerung ungeachtet der Rechtsbriiche einer Minderheit stark
ausgepragt ist (S. 47 1.). Besondere Aufmerksamkeit hat die Verfas-
serin etwaigen Zusammenhangen zwischen der Schichtzugehdrig-
keit und Kriminalitdtsbelastung (und dem Kriminalisierungsrisiko)
geschenkt. Danach begeht der ,normale” Biirger (allenfalls) Ver-
kehrsgefahrdungen oder Umweltverschmutzungen; die ,eigentli-
che* Kriminalitat erscheint ,,vornehmlich als das Verhalten einer ab-
weichenden Minderheit“ (S. 66). In der Einschatzung der Straf-
zwecke stehen Versdhnungs- und Besserungsfunktion an oberster
Stelle; erst dann folgen repressive und Abschreckungszwecke (S.
85 f.). Freilich iiberwiegen — was die Einstellungen zu sozialen Be-
ziehungen mit Straffalligen anlangt — negative Reaktionen (S. 114
f.). Wéhrend das allgemeine Gefihl der Bedrohung durch Kriminali-
tat einen erheblichen Stellenwert hat, wird demgegeniiber das Risi-
ko, in der unmittelbaren Lebensumwelt Opfer eines Verbrechens zu
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werden, deutlich geringer veranschlagt; das entspricht den Ergeb-
nissen anderer Untersuchungen (S. 125 ff.). Dagegen wird die
Chancengleichheit vor Gericht schlecht beurteilt; danach werden ei-
nem ProzeBteilnehmer mit wachsender Macht giinstigere Chancen
eingeraumt, einen ProzeB zu gewinnen. Alle diese Befunde — und
noch weitere, hier im einzelnen nicht mitgeteilte - zeigen, weiches
wichtige, vor allem kriminologisch bedeutsame Material in die Un-
tersuchung eingegangen ist. DaB es auch und gerade der Strafvoll-
zug zur Kenntnis nehmen sollte, versteht sich fast von selbst. Weit
schwieriger stellt siéh freilich das Problem dar, welche Konsequen-
zen daraus praktisch gezogen werden kénnen (oder gar missen).
Sie betreffen indessen die Deutung der Umfrageergebnisse, die —
wie eingangs angemerkt — (iber den engeren fachlichen Rahmen
hinausweist und die Frage aufwirft, wieviel davon jeweils wissen-
schaftliche Erkenntnis und persénliche Uberzeugung ist.

Heinz Milller-Dietz

Gerhard Nothacker: ,Erziehungsvorrang“ und Geset-
zesauslegung im Jugendgerichtsgesetz. Eine systema-
tisch-methodologische Analyse jugendstrafrechtlicher
Rechtsanwendungsprinzipien (Strafrechtliche Abhand-
lungen NF Bd. 56). Duncker u. Humblot, Berlin 1985. 458 S.
DM 148,—

Die nach Umfang und Ziel beeindruckende Berliner Dissertation
hat sich ein hohes Ziel gesetzt: Es geht um die Bedeutung des all-
seits anerkannten , Erziehungsvorrangs” fir die Auslegung und An-
wendung der Normen des Jugendstraf- und Jugendstrafverfahrens-
rechts (JGG). Besteht auf der allgemeinen Ebene der Begriffe und
Grundsatze mehr oder minder groBe Ubereinstimmung, so ist auf
der Ebene der Konkretisierung vielfach unklar, nach welchen Re-
geln (und in welchem — juristischen — Verfahren) jene padagogi-
schen Grundprinzipien in die Rechtspraxis Eingang finden kénnen
(und sollen). Die Schwierigkeit der Aufgabe, die sich der Verfasser
gestellt hat, wird nicht zuletzt daran sichtbar, daB3 hier Methodentra-
gen (Grundsitze und Verfahrensweisen der Rechtsanwendung),
verfassungsrechtliche Probleme (z.B. VerhaltnisméaBigkeit, Be-
stimmtheit und Sozialstaatlichkeit jugendstrafrechtlicher Eingriffe),
entwicklungspsychologische, erziehungswissenschaftliche Er-
kenntnisse und Ergebnisse der Sozialisationsforschung eine Rolle
spielen. Man muB dem Verfasser seinen Respekt dafir bezeugen,
daB er es verstanden hat, diese — schon aus fachlichen Griinden -
teilweise weit auseinanderliegenden Ansatze und Zugénge zum
Thema sinnvoll zu ordnen und mit den zahlreichen einschléagigen
Regelungen des JGG zu verknipfen. Manches von diesen Befun-
den ist ja wohl in die vorziigliche Kommentierung des JGG durch Ei-
senberg eingegangen (vgl. ZfStrVo 1986, 1791.).

Nothacker hat sein Werk — zu Recht — stark durchgegliedert und
(am SchluB) mit einem Gesetzes- sowie einem Stichwortverzeich-
nis versehen. Obgleich dies — neben dem Uberaus ergiebigen Lite-
raturverzeichnis (lber 50 Seiten) — nicht unerheblich zum Gesam-
tumifang des Buches beigetragen hat, erweisen sich diese Nach-
schlageméglichkeiten immer wieder als recht nitzlich. Droht doch
dem Leser angesichts der Fiille der Fragestellungen und des ver-
werteten Materials leicht der Uberblick verloren zu gehen, so daB
sich In- und Gehalt des Buches noch am besten durch eine Verbin-
dung von systematischem und themenzentriertem Zugrift erschlie-
Ben.

Dabei holt der Verfasser — auch rechtsgeschichtlich — weit aus. Er
schildert etwa die Vorgeschichte des JGG von 1953, natlirlich auch
die Reformbestrebungen und Auslegungsbemiihungen, die es seit-
her gegeben hat. Schon da zeigt sich die Vielfalt der Ansétze, das
Wert- und Richtigkeitsproblem in der Deutung und Anwendung des
geltenden Rechts in den Griff zu bekommen und die jugendstraf-
rechtlichen Anwendungsprinzipien zu prézisieren. Zur Klarung des
Erziehungsbegriffs im Rahmen des Jugendstrafrechts zieht No-
thacker erziehungswissenschaftliche und sozialisationstheorsti-
sche Erkenntnisse heran. Hinsichtlich der jugendstrafrechtlichen
Anwendungsprinzipien, die gewissermaBen die Auslegung leiten
sollen, stellen sich gleich mehrere Fragen: nach Rechtsnatur, Gel-
tungsumfang, Rangfolge. Als solche Prinzipien erweisen sich: der
Gedanke der Spezialitit (jugendstrafrechtlicher Regelungen), die
verfassungsrechtlichen Grundsatze der VerhaltnismaBigkeit und
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Bestimmtheit (die natiirlich keine Besonderheit des Jugendstraf-
rechts bilden), ferner die Gesichtspunkte der Flexibilitat (z.B. der
Anpassung an Entwicklungen), der Einheit, der Zusammenarbeit
und des Schutzes Jugendlicher (namentlich vor der Offentlichkeit).
Nothacker ist dementsprechend bemiiht, die spezielle Bedeutung
vor allem der allgemeinen verfassungsrechtlichen Grundsatze und
Maximen fir das Jugendstrafrecht herauszuarbeiten. Uber die ge-
nannten Grundsétze hinaus erscheinen hiernach das Sozialstaats-,
das Demokratie- und das Rechtsstaatsprinzip (als dessen Auspra-
gung ja der VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz verstanden wird) be-
achtlich. Von Gewicht sind aber auch jene Verfassungsnormen, die
—wie Art. 3und 6 GG — in starkem MaBe in die Jugendkriminalrecht-
spflege hineinwirken: Gemeint sind damit zum einen die ,Vermei-
dung der Benachteiligung Jugendlicher gegeniiber Erwachsenen in
vergleichbarer Verfahrenslage®, zum anderen das verfassungs-
rechtlich gewahrleistete Erziehungsrecht Erwachsener, das auch
im Jugendstrafverfahren — jedenfalls innerhalb gewisser Grenzen —
zu respektieren ist.

Das Ergebnis der iberaus sorgfaltigen und griindlichen Untersu-
chung geht dahin, ,anstelle einer unsystematischen Verwendung
des Topos ,Vorrang des Erziehungsgedankens’ die Gesamtheit der
in der Rechtspraxis bislang vereinzelt verwendeten und aus rechts-
systematischen, verfassungsrechtlichen und empirischen Erwé-
gungen fir die zukiinftige Rechtsanwendung angezeigten jugend-
strafrechtlichen Anwendungsprinzipien der Entscheidungsfindung
zugrundezulegen® (S. 383). Das ist gewi8 kein Ergebnis, das sich
unmittelbar in die jugendkriminalrechtliche Praxis umsetzen lieBe.
Aber darauf zielte die Arbeit ja auch nicht ab. Vielmehr war es in er-
ster Linie die Absicht des Verfassers, den Erzieshungsgedanken in
der Auslegung des JGG in einer Weise zu verorten, die Zufélligkeit
und Willkdr weitgehend ausschliet und den Sinngehalt jenes Vor-
rangs starker erschliefit. Zu einer solchen Grundlegung hat der Ver-
fasser indessen einen wesentlichen Beitrag geleistet.

Heinz Miiller-Dietz

Ingeborg Drewitz: Eingeschlossen. Roman. claassen
Verlag, Disseldorf 1986. 239 S. DM 29,80

Ingeborg Drewitz, die bekannte, kirzlich verstorbene Berliner
Schriftstellerin, hat sich immer wieder mit der Haftsituation, der La-
ge des Eingeschlossenseins beschaftigt. Wiederholt hat sie sich fiir
Inhaftierte eingesetzt, mit Strafgefangenen korrespondiert, Lesun-
gen in Vollzugsanstalten abgehalten. Hiervon zeugt so manches
Buch. Allein 1979 sind zwei solcher Werke erschienen: Schatten im
Kalk. Lyrik und Prosa aus dem Knast, zusammengestellt und her-
ausgegeben von Ingeborg Drewitz (Radius-Verlag Stuttgart; vgl.
ZfStrVo 1981, 2401.); Ingeborg Drewitz/Winand Buchacker: Mit Sat-
zen Mauern eindriicken. Briefwechsel mit einem Strafgefangenen
(claassen Verlag Dusseldorf; vgl. ZiStrVo 1983, 111 {.). Der nun-
mehr von der Autorin vorgelegte Roman spieit zwar mit seinem Titel
gleichfalls auf den Freiheitsentzug an; inhaitlich kreist er jedoch um
Insassen einer psychiatrischen Kiinik, die in einer geschlossenen
Abteilung untergebracht sind. Diese besondere Situation kommtim
Roman denn auch verschiedentlich zur Sprache — etwa wenn vom
Verhalten und Zusammenleben der Patienten, von Krankheitssym-
ptomen (z.B. in arztlichen Aufzeichnungen) die Rede ist, oder wenn
es an einer Stelle heiBt: ,Aber um zu P. ins Zimmer zu gelangen,
miiBte Fritz bitten, ihm aufzuschlieBen, denn vom Gemeinschafts-
raum aus hat die Tir keine Klinke“ (S. 131).

Indessen bildet die psychiatrische Krankenanstalt nur den auBe-
ren Rahmen eines Geschehens, in dessen Mittelpunkt J. und P.,
zwei Zimmergenossen der geschlossenen Abteilung, stehen. Der
Leser erfahrt durch ihre Gespréche - also in Form von Rickblenden
- die Lebensgeschichten der beiden Hauptpersonen. P., der Altere,
77 Jahre alt, Sohn eines pommerschen Landjunkers, distanziert
sich von seiner Herkunft, wird Kommunist und studiert Physik in
Wien. Er erlebt dort die Auseinandersetzungen der Arbeiter mit dem
autoritiren DollfuB-Regime. 1938 entkommt er den Nazis in die Ver-
einigten Staaten. Im Team von Oppenheimer ist er an der Vorberei-
tung der Atombombe beteiligt. Seine Uberzeugung, damit der
Menschheit weitere Leiden zu ersparen, wird jedoch nach Hiroshi-
ma nachhaltig erschiittert. P. dreht wahrend eines Kongresses der
Atomforscher durch und wird ins psychiatrische Landeskranken-
haus verbracht.

J., der Jiingere, ist 1945 geboren, proletarischer Herkunft. Er er-
lebt die Studentenunruhen, den Tod Benno Ohnesorgs, das
Dutschke-Attentat, verliebt sich in die spatere Terroristin Maria
Magdalena (!) und wird Sozialarbeiter. Als entschiedener Gegner
von HaB und Gewalt sowie von seiner sozialen Einstellung her kiim-
mert er sich um gesellschaftlich Randstandige, engagiert er sich in
der Hausbesetzerszene und in der Friedensbewegung. Er gerat in
Sympathisantenverdacht, wird arbeitslos, wird nunmehr selbst so-
zial randstandig, von einem Unbekannten niedergeschlagen und in
die geschlossene Abteilung eingewiesen.

DaB es der Autorin um mehr gegangen ist, als darum, zwei Le-
bensgeschichten zu erzahlen, die gleichsam politische und geseli-
schatftliche Entwicklungen unserer Zeit widerspiegeln, 148t ihre
Nachbemerkung erkennen. Hier setzt sie sich eindringlich mit der
Frage auseinander, warum sie diesen Roman geschrieben und
auch in dieser Weise gestaltet hat. Es geht inr um nichts weniger als
um die Verséhnung des jesuanischen und des prometheischen
Prinzips, von Demut und Hochmut, Friedens- und Leidensbereit-
schaft und Gewalt. Wie diese Verséhnung gelingen kann, deutet der
Ausgang eher vage an: P. ist am Projekt der Gewalt gescheitert,
zum Atomwaffengegner geworden, J. mit seinem Eintreten fiir Ge-
waltlosigkeit erfolglos geblieben; so miissen wohl beide nachge-
ben. Offen bleibt, was das fiir politisches und gesellschaftliches
Handeln praktisch bedeutet.

Nicht nur das Verhaitnis von Anspruch und Einlésung ist es, was
den Leser einigermaBen ratlos zuriicklaBt. Er ratselt auch an der
Schiiissigkeit der beiden Lebensgeschichten herum, die nur in Tei-
len befriedigen kann. Ein Beispiel (fiir mehrere) bilden die Griinde,
die zur Einweisung der Hauptpersonen in die geschlossene Abtei-
lung gefiihrt haben (sollen). Wenngleich hier schon manches recht
abenteuerlich erscheint (vgl. Ernst Klee, Und pliétzlich ist man drin,
Die Zeit Nr. 18 vom 25.4.1986, S. 77), ware eine plausible Darstel-
lung dem Verstandnis des Romans zutraglicher gewesen. So stelit
letztlich das Aufregendste am Roman die Spiegelung zweier Le-
bensschicksale in der Zeitgeschichte dar; die Antwort auf die Frage,
wie wir das heillose Gespenst der Gewalt politisch, gesellschaftlich,
persoénlich bannen kdnnen, steht auch hier aus. Mit fortschreitender
Lektiire gewinnt der Leser den Eindruck, die Autorin hétte besser
daran getan, ,einfach” Geschichten zu erzahlen oder einen Essay
2u schreiben.

Heinz Miiller-Dietz

Deutsches Bibliotheksinstitut (Hrsg.): Bibliotheksarbeit
in Justizvollzugsanstalten (Projektleiter: Hugo Ernst K&u-
fer; Projektbearbeiterin: Regine Kaesberg; Projektbetreuer:
Detlef Schwarz) (Dbi-Materialien 54). Deutsches Biblio-
theksinstitut, Bundesallee 184/185, 1000 Berlin 31, 1986,
235 S.

Das Deutsche Bibliotheksinstitut hat einen iberaus nitzlichen
Sammelband herausgebracht, der auf eine vom Bundesminister fir
Bildung und Wissenschaft geférderte Projektarbeit zurlickgeht. Mit-
glieder der Projektgruppe waren Bibliothekare, aber auch mit dem
Biicherwesen und der Freizeitgestaltung befaBte Mitarbeiter des
Justizvolizugs. Sie haben insgesamt eine Studie erarbeitet, welche
die Bibliothekstatigkeit in Justizvollzugsanstalten unter den ver-
schiedensten Gesichtspunkten untersucht und, soweit ersichtlich,
zum ersten Male einen um- und zusammenfassenden Uberblick
liber diesen Bereich des Vollzugs vermittelt. Wichtig und informativ
erscheint der Sammelband, weil er nicht nur bei einer theoretischen
Beschreibung und Analyse stehenbleibt, sondern mit etlichem em-
pirischen Material iber Blicherbestand, Lesepraxis und Leserinter-
esse in Vollzugsanstalten aufwartet. Dariiber hinaus werden Emp-
fehlungen zur Ausgestaltung des Biichereiwesens im Vollzug gege-
ben, so daB haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter sich Uber
ein moglichst sinnvolles und erfolgversprechendes Vorgehen infor-
mieren kénnen. Literaturhinweise, die auch den skandinavischen
und den angloamerikanischen Bereich einbeziehen, runden den
Band ab. Dabei kann der Leser—was den deutschsprachigen Raum
betrifft — erfahren, daB die ZfStrVo mit einem beachtlichen Anteil an
Beitragen zum Thema verlreten ist; mehr als ein Schénheitsfehler
ist es freilich, daB die meisten in der ZfStrVo abgedruckien Beitrage
alteren Datumns sind.



Der Band enthiltinsgesamt acht Beitrage (Teile), die das Biiche-
reiwesen im Justizvollzug nach unterschiedlichen Richtungen hin
durchleuchten. Im ersten wird (iber das Projekt, aus dem das Buch
hervorgegangen ist, berichtet (Hugo Ernst Kaufer). Der zweite Bei-
trag, der ,gesellschaftspolitische Aspekte der Biichereiarbeit in Ju-
stizvollzugsanstaiten” behandelt, ist zuerst in der ZfStrVo Heft 1/
1985 (unter dem Titel , Bibliotheken und Resozialisierung*) erschie-
nen (Detlef Schwarz); leider fehit ein entsprechender Hinweis im
Band. Im dritten Beitrag werden von mehreren Autoren der Vollzug
der Untersuchungshaft sowie der Strafvollzug einschlieBlich seiner
Sonderformen (Jugendstrafvolizug, Frauenstrafvollzug usw.) vor-
gestellt (Regine Kaesberg-Krause u.a.). Der vierte Beitrag gibt Er-
gebnisse einer empirischen Untersuchung zur Lekttre und zur Lage
des Biichersiwesens im Justizvollzug wieder (Giinter Griibl). Im
finften Beitrag werden ,einige theoretische Anmerkungen“ ,zum
Stellenwert des Lesens und zur Vorliebe fiir Unterhaltsliteratur” ge-
macht (Inge Czudnochowski). Der sechste Beitrag entwirft von der
Projekigruppe erarbeitete ,Leitlinien zur Biichereiarbeit im Justiz-
vollzug*” (Regine Kaesberg-Krause u.a.). Hier werden in {ibersichtli-
cher und detaillierter Form praktisch alle einschlagigen Probleme —
vom Personal — bis hin zum Raumbedarf — erértert. Der siebte Teil
besteht in der — schon erwahnten — Auswahibibliographie. Im ach-
ten Teil, dem Anhang, finden sich ein Beitrag Uber Lesungen im
Voltzug (Hanna Kappus), ein Adressen-, das Abklirzungs- und das
Mitarbeiterverzeichnis.

Der verdienstvolle Sammelband gehért in die Hand eines jeden,
der mit dem Biichereiwesen und der Freizeitgestaltung im Justiz-
volizug zu tun hat. Erist ein beredtes Zeichen dafilr, wie viel der Voll-
2ug gewinnen kann, wenn er eigene Erfahrungen mit Uberlegun-
gen, die von ,drau3en” kommen, verbindet.

Heinz Miiller-Dietz

Wilfried Rasch: Forensische Psychiatrie. Verlag W. Kohl-
hammer. Stuttgart/Berlin/KéIn/Mainz 1986. 317 S. DM 89,—

Der bekannte Psychiater Wilfried Rasch, geschaftsfiihrender Di-
rektor des Instituts flr Forensische Psychiatrie der Freien Universi-
tat Berlin, hat nunmehr eine ,Forensische Psychiatrie“ vorgelegt,
die einen Markstein in der einschlagigen (systematischen und Aus-
bildungs-)Literatur geseizt hat. Das Werk liefert nicht nur eine liber-
sichtliche und verstandlich geschriebene Gesamtdarstellung des
einschiagigen Stoffes; es zeichnet sich zugleich durch jene Vorziige
aus, welche die bisherigen Schriften des Verfassers kennzeichnen,
namlich ebenso anregend wie kritisch zu sein. In ihm paaren sich
wissenschaftlicher Sachverstand und gesunder Menschenverstand
im besten Sinne; da wird vieles zurechigeriickt, was auch und gera-
de in der Literatur an empirisch ungepriften Feststellungen, Uber-
zeichnungen oder gar Fehlentwicklungen zu beobachten ist. Zwei
Beispiele aus der Fiile solcher Anmerkungen bilden die Vorbehalte
gegeniber einer unkritischen Verwendung des géngigen Psycho-
pathenbegriffs und die Korrekturen an Einseitigkeiten des Defin-
itionsansatzes (labeling approach). Es ist nach alledem keine Fra-
ge, daB es Rasch gelungen ist, den alles andere als griffigen Stoff,
der zwischen mehreren Wissensgebieten siedelt und zahlreiche
Querverbindungen zu anderen Fachdisziplinen aufweist, klar und
iberzeugend aufzubereiten.

Das Werk ist in sechs Text-Teile gegliedert. Im 7. Teil, dem An-
hang, wird die Auswertung verschiedener Tests anhand eines Fall-
beispisls dargestellt. Der 8. Teil besteht im Sachregister. Den
SchiuB jedes Text-Teils bilden ausfiihrliche Literaturhinweise, die
den Leser nicht zuletzt (iber neuere Entwicklungen informieren. Die-
se selbst kommen natirlich auch in der Darstellung im einzelnen zur
Sprache — was sich bei einem Werk, das den heutigen Wissens-
stand reprasentiert, ja gleichsam von selbst versteht. Dem vorwie-
gend kriminologischen Zuschnitt des Buches entspricht es, daB die
psychiatrisch-psychologische Beurteilung der Taterpersoénlichkeit
im Mittelpunkt steht; nicht einbezogen ist die Tatigkeit solcher Sach-
verstandiger auf dem Gebiet des Zivilrechts. Mancher mag es be-
dauern, daf die Beurteilung der Glaubwiirdigkeit von Zeugen in
Strafverfahren — die ja gleichfalls zum Aufgabenbereich des Sach-
verstandigen z&hlt — gleichfalls nicht beriicksichtigt worden ist. Hin-
sichtlich seines eigentlichen Gegenstandes, der Beschreibung und

Analyse der Taterpersdnlichkeit, erfillt das Werk jedoch alfer-An:.

spriiche.
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Im ersten Teil umreiBt Rasch die Stellung und Aufgabe des Sach-
verstandigen. Dabei geht es nicht zuletzt um Grenzziehungen im
Verhaltnis zur richterlichen Tatigkeit. Thema des zweiten Teils sind
die gesetzlichen Regelungen, die sich auf die Schuldfahigkeit sowie
auf die Reife und Verantwortlichkeit Jugendlicher und Heranwach-
sender beziehen. Breiten Raum nimmt die Darstellung freiheitsent-
ziehender Mafiregeln der Besserung und Sicherung ein. In diesem
Zusammenhang setzt sich Rasch nicht nur mit Alternativen zur Un-
terbringung, sondern auch des naheren mit der —inzwischen auBer
Kraft gesetzten — MaBregelldsung und der Vollzugslésung auf dem
Feld der Sozialtherapie (§§ 9, 123 ff. StVollzG) auseinander. Hier
bezieht er in ebenso eindeutiger wie begriBenswerter Weise Stel-
lung: ,Der Verzicht auf sozialtherapeutische MaBnahmen bedeutet,
am Leid und an der Hilfsbediirftigkeit eines groBen Teils der Men-
schen vorbeizugehen, die wir als Kriminelle in die Gefiangnisse
schicken® (8. 99). Einen ausgesprochenen Schwerpunkt bildet der
dritte Teil des Werkes, der das schwierige Verhdltnis von Kriminali-
tat und Personlichkeit auf der Grundlage verschiedener fachlicher
Zugéange (biologisch-anthropologische, psychiatrische, psychologi-
sche, sozialpsychologisch-soziologische, interdisziplinére, funktio-
nal-gesellschaftliche Betrachtungsweise) abhandelt. Rasch verbin-
det hier in recht geschickter Weise die Darstellung von Ansatzen zur
Erklarung von Kriminalitat mit der Beschreibung typologischer Ein-
teilung, von Geschlechts-, Alters- und Schichtmerkmalen sowie si-
tuativen Umstanden. Als weiterer Schwerpunkt erweist sich der
vierte Teil, der psychische Krankheiten und Stérungen zum Gegen-
stand hat. Hier wird praktisch die ganze Bandbreite psychisch-sesli-
scher Erkrankungen und Abweichungen von der Regel erértert.
Dabei verwendet Rasch — auch hier auf dem neuesten Stande der
Entwicklung —die Systematik des Diagnosenschliissels der Weltge-
sundheitsorganisation. Wichtige Hinweise fiir die Tatigkeit des
Sachverstandigen enthélt der fiinfte Teil, der Indikation, Methoden
und Durchfiihrung der Begutachtung sowie Aufbau und Inhalt des
Gutachtens beschreibt. Im sechsten Teil werden die Kriterien fiir die
Beurteilung der Schuldféhigkeit und Reife dargelegt.

Das Werk gewinnt an Anschaulichkeit nicht zuletzt durch Wieder-
gabe etlicher Fallgeschichten. So verkniipft es in leserfreundlicher
Weise systematische und Einzeldarstellung. Wegen der 2ahlrei-
chen Bezugnahmen auf Fragen des Straf- und MaBregelvolizugs
und vor allem der ausfiihrlichen Darstellung der Merkmale und Um-
stande, welche die Taterpersdnlichkeit betreffen, bildet das Werk ei-
ne hervorragende Informationsquelle vor allem tir die Fachdienste
des Justizvollzugs.

Heinz Miiller-Dietz

Herbert Jager: Individuelle Zurechnung kollektiven Ver-
heltens. Zur strafrechtlich-kriminologischen Bedeu-
tung der Gruppendynamik. Alfred Metzner Verlag. 54 S.
DM 27,—

Der Frankfurter Strafrechtier Herbert JAger hat sich in dieser
schmalen, aber gehaltvollen Schrift eines Themas angenommen,
das bisher in der Diskussion weitgehend vernachlassigt wurde, das
aber erhebliche praktische Bedeutung hat und — wie gerade die Un-
tersuchung selbst zeigt — der Theorie noch manche Fragen aufgibt.
In der Kriminologie wurde es bisher vor allem unter dem Vorzeichen
der Gruppendelikte (Jugendlicher) erdrtert. Im strafrechtlichen Rah-
men spielte — allerdings eher in Einzelfllen - zuweilen das Problem
eine Rolle, ob und inwieweit die Einordnung eines einzelnen Mitwir-
kenden in eine Gruppe, Band, Organisation u.a. dessen Verant-
wortlichkeit dazu fiihrt oder filhren kann, daB er sich mehr oder min-
der am kollektiven Willen der Bezugsgruppe orientiert und in seinem
Verhalten bestimmen 148t. Die Fixierung auf diesen Willen, auf die
VerhaltensmaBstibe der Gruppe, ja die Unterwerfung unter diese,
die durch psychischen oder sonstigen Druck erzwungen sein kann,
wurden vor allem unter dem Gesichtspunkt erdrtert, welche Fragen
sich hieraus fiir die Bewertung des Tatbeitrags und die strafrechtli-
che Verantwortlichkeit des Beteiligten ergeben — etwa ob statt Ta-
terschaft Beihilfe, statt voller Verantwortlichkeit SchuldausschluB (§
20 StGB) oder Schuldminderung (§ 21 StGB) anzunehmen sind.
Das sog. Staschinsky-Urteil des Bundesgerichtshofes (BGHSt 18,
87), der in diesem Fall den Tatausfilhrenden als bloBen Befehls-
empfanger wegen der Eingliederung in einen staatlichen Macht-
und Zwangsapparat lediglich als Gehilfen (und nicht als Téter) ver-
urteilte, bildet ein sprechendes Beispiel fiir jene Problematik.
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Der Verfasser ist zur Behandlung des Themas wie kaum ein zwei-
ter berufen. Hat er doch in einer ersten groBeren Studie, die 1982 in
2. Auflage erschienen ist, bereits 1967 die in staatlichem Auftrag er-
folgte massenhafte Begehung von Mord- und Totschlagsdelikten in
den Konzentrationslagern des Dritten Reiches strafrechtlich und kri-
minologisch untersucht (,Verbrechen unter totalitarer Herrschaft).
Auch diese Problematik kehrt hier wieder; sie wird jedoch in einen
weiteren Zusammenhang geriickt, der praktisch alle Formen von
gruppenmasiger Begehung von Straftaten umfaBt. Da sind natirlich
auch neuere Beispielsfille von Bandenkriminalitit sowie des
Rechts- und des Linksterrorismus vertreten. Jager holt in seiner
Analyse weit aus; er arbeitet gleichsam — wenn auch eher in Form
einer knappen Skizze — die Forschungsgeschichte der Massen- und
Sozialpsychologie auf, soweit diese sich mit dem Verhalten Einzel-
ner im Rahmen und unter dem EinfluB kollektiver Antriebe, Gefiihle
und Willensbildungen befaBt (hat). Dabei wird deutlich, daB etliche
Aussagen oder Theorien empirisch nicht oder nur unzureichend be-
legt sind. Dies hat sich offenbar auch auf die einschlagige kriminolo-
gische Diskussion verschiedentlich nachteilig ausgewirkt: Es wurde
(und wird) nicht selten mit teilweise recht weitreichenden, aber eben
ungepriiften oder uribestatigten Feststellungen gearbeitet.

Gleichwohl kann Jager auf eine ganze Reihe von sozialpsycholo-
gischen Zusammenhangen und Mechanismen verweisen, die of-
fenbar fir Einstellung und Verhalten von Gruppenmitgliedern im
weitesten Sinne von Bedeutung sind (oder doch werden kénnen):
Da werden haufig psychisch-seelische Bediirfnisse durch das Le-
ben in und die Orientierung an der Gruppe befriedigt (ein Phano-
men, das gerade bei Jugendlichen zu beobachten ist). Da kénnen
Bindungen an Normen und Rollen, welche die Gruppe hervorge-
bracht hat, entstehen. Da spielen moglicherweise Gruppendruck
und die Bereitschaft des Einzelnen, sich ihnm oder Befehlen eines
+Fuhrers* zu unterwerfen, eine Rolle. Da kann die Verankerung des
Einzelnen in der Gruppe, die von der Gesamtgesellschaft abwei-
chende Normen und Verhaltensmuster entwickelt hat, zum Abbau
von Hemmungen hinsichtlich der Begehung von Straftaten zum
Nachteil AuBenstehender beitragen (hier macht Jager Ubrigens in
einer recht nachdenklich stimmenden Weise darauf aufmerksam,
welche Bedeutung der Nahe oder Ferne zu Dritten fir das Verhalten
ihnen gegeniiber zukommt. Da tritt zutage, welche Verstarkerwir-
kungen in einem ungiinstigen Sinne von der Gruppe ausgehen kén-
nen.

Der Verfasser teilt zwar im Ergebnis die verbreitete Meinung von
Theorie und Praxis, daB kollektives Verhalten im Regelfall die Ver-
antwortlichkeit des Einzelnen nicht ausschlieBe. Aber er hilt es aus
guten Grinden fiir geboten, sich mit jenem in den verschiedensten
Formen immer wieder auftretenden Phanomen strafrechtlich wie
kriminologisch auseinanderzusetzen und die hier nach wie vor noch
offenen Forschungsfragen zu klaren. In der Tat stiinde dies einem
Strafrecht, das auf der Verantwortiichkeit des Einzelnen beruht,
starke taterstrafrechtliche Elemente enthalt und nach den Auswir-
kungen der Bestrafung fiir den Tater fragt (§ 46 Abs. 1 Satz 2 StGB),
gut an.

Heinz Miiller-Dietz

Wilfried Kiper: Darf sich der Staat erpressen lassen?
Zur Problematik des rechtfertigenden Nétigungsnot-
standes (Juristische Studiengesellschaft 168). C.F. Mller
Juristischer Verlag, Heidelberg 1986. 193 S. Kart. DM 58,—

In unserer scnnellebigen Zeit geraten selbst aufsehenerregende
Ereignisse rasch in Vergessenhsit. Wer erinnert sich heute noch der
Entfihrungsfélle Peter Lorenz (1975) und Hanns Martin Schleyer
{1977)? AnlaB dariiber nachzudenken besteht nach wie vor, hach-
dem das Problem des Terrorismus ja keineswegs aus der Welt ge-
schafft ist, sondern allenfalls andere Formen angenommen hat. Die
vorliegende Schrift des Heidelberger Strafrechtslehrers, die aus ei-
nem Vortrag hervorgegangen ist, greift das Thema erneut unter ei-
nem Vorzeichen auf, das wegen seiner grundsétzlichen und recht-
spraktischen Bedeutung unvermindert aktuell geblieben ist. Es geht
um die schwierige und belastende Frage, ob und inwieweit staatli-
che Organe dem ,erpresserischen Druck” von Entfiihrern nachge-
ben diirfen oder gar sollen, die Geiseln in ihrer Gewalt haben und
mit diesem Mittel Straf- oder Untersuchungsgefangene freipres-

sen“ wollen. Das ist keine Frage, die sich rasch und glatt beantwor-
ten 1aBt — mag auch manchmal die Situation eine rasche Antwort er-
fordern. Diese Antworten kénnen auch, wie gerade die beiden Ent-
fihrungsfalle zeigen, verschieden ausfallen. Im Fall Lorenz wurden
die Haftlinge Siepmann, Becker, Pohle, Heissler und Krécher-Tie-
demann ausgeflogen; dadurch konnte die Freilassung des Entfihr-
ten erreicht werden. Im Fall Schleyer hat die Bundesregierung sich
geweigert, der Forderung der Entfiihrer nach Entlassung von Héft-
lingen zu entsprechen; das vom Sohn des Entfiihrten angerufene
Bundesverfassungsgericht hat jene Entscheidung, die H.M. Schley-
er letztlich das Leben gekostet hat, fiir verfassungskonform befun-
den (BVerfGE 46, 160 ff.).

Die Argumente liegen auf der Hand — und werden auch in den im
Anhang des Buches abgedruckten, teilweise erschitternden Ent-
scheidungen und Dokumenten im einzelnen belegt (Schleyer-Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom 16.10.1977 = BVerfGE 46,
160 ff.; Pohle-BeschluB desselben Gerichts vom 20.10.1977 =
BVerfGE 46, 214 ff., Antrag der Vertreter von H.M. Schleyer auf Er-
laB einer einstweiligen Anordnung vom 15.10.1977, Stellungnahme
des Bundesministers der Justiz vom 15.10.1977, Stellungnahme
des Bundesministers der Justiz im Entfihrungsfall Peter Lorenz von
1975): Gibt der Staat den Forderungen der Entfilhrer nach, riskiert
er weitere Gewaltakte und ,Erpressungen® dieser Art; nichts ist er-
folgreicher als der Erfolg. Er wahrt dann freilich die Chance, das Le-
ben des Entfilhrten zu retten. L4Bt sich der Staat hingegen nicht auf
jene ,erpresserischen“ Forderungen ein, setzt er das Leben des
Entfithrten aufs Spiel. Die — verfassungsrechtliche, strafrechtsdog-
matische und rechtspolitische (ja auch rechtsethische) — Frage ist
also, welchem Interesse (oder Rechtsgut) der Vorzug zu geben ist:
der Staatsrason, dem Gesichtspunkt, im Interesse denkbarer weite-
rer Opfer dem Druck nicht nachzugeben, um Wiederholungen még-
lichst vorzubeugen — oder der Menschlichkeit, dem Interesse an der
Lebenserhaltung im Einzelfall. Wir haben es also mit einem ,klassi-
schen” Fall der Giiter- und Interessenabwagung zu tun, wie er vor
allem in § 34 SIGB (rechtfertigender Notstand) geregelt ist. Kiiper
nimmt denn auch diese Rechffertigungsnorm zum Ausgangspunkt
weiterfilhrender Uberlegungen — nachdem er in einer (iberaus sorg-
faltigen, die einzelnen Schritte naher begriindenden Untersuchung
den Weg von der Ablehnung anderer Rechtfertigungsméglichkeiten
bis hin zur grundsétzlichen Anwendbarkeit jenes Grundgedankens
zuriickgelegt hat. Da zeigt sich denn auch, daB § 34 StGB bei Zerle-
gung in seine einzelnen Elemente und naherer Priifung der einan-
der gegeniberstehenden Interessen (Schutzgiiter) und Gefahren
fiir die Klarung der Rechtslage mehr hergibt, als dies in der bisheri-
gen Diskussion nicht selten angenommen worden ist. Kiiper kann
darauf verweisen, daB3 Gefahrenabwagung in einem solchen Falle
durchaus méglich (und zulassig) ist, weil hier die konkrete gegen-
wirtige Gefahrdung eines Lebens im Verhaltnis zur fernerliegenden
(abstrakten) kiinftigen Gefahrdung des Lebens unbestimmt vieler
zu werten ist.

Das Ergebnis, zu dem er auf diesem Wege gelangt, mag weniger
iiberraschen als Kritik hervorrufen: Der Staat darf von der Geisel
das Lebensopfer im Interesse der Allgemeinheit verlangen; er muf3
es aber nicht. Dies lauft in der Sache darauf hinaus, da3 dem Staat
ein Beurteilungs- und Entscheidungsspielraum zusteht, den er je
nach der konkreten Situation unterschiedlich ausnutzen kann. Das
wird jene nicht befriedigen, die vom Staat ohne jede Ausnahme
kompromiBlose Harte gegeniiber den Entf(ihrern verlangen; es
kann aber auch die anderen nicht zufriedenstellen, die allemal der
Rettung des Lebens der Geisel den Vorrang einrdumen méchten.
Das ist indessen kein Mangel der Argumentation des Vert., sondern
in der Sache selbst begriindet: Jede Lésung geht zu Lasten wichti-
ger Interessen oder Rechtsgiter. Kipers Studie kann fir sich in An-
spruch nehmen, die entscheidenden Gesichtspunkte in einer iber-
zeugenden Weise herausgearbeitet zu haben und den Staat in
Uberaus schwierigen Situationen nicht an die Kette dogmatisch
starrer Grundsatze zu legen, sondern ihm die notwendige Entschei-
dungsfreiheit zu belassen.

Heinz Miller-Dietz




Jiirgen Schroder: Sport und soziales Training im Straf-
vollzug. Bericht iiber ein sportpadagogisches Projekt in der
Justizvollzugsanstalt Kassel I. Projektleiter und Berichter-
statter: Prof. Dr. Jirgen Schréder, Institut fiir Sportwissen-
schaften der Universitat Gottingen. Herausgeber: Hessi-
sche Sportjugend Arbeitskreis Sport und Justizvollzug.
Wetzlar 1987. 191 S. Schutzgebiihr 7,— DM.

Die vortiegende Studie berichtet iiber ein sportpadagogisches
Projekt in der JVA Kassel |. Ziel dieses Projekts war es, Vorstellun-
gen zu erarbeiten und Erfahrungen dariiber zu vermitteln, wie es
unter den Bedingungen einer herkémmlichen Vollzugsanstalt mo6g-
lich ist, ein in jeder Hinsicht zeitgemaBes Sportangebot zu entwik-
kein. Die Projektarbeit geht auf eine seit iber einem Jahrzehnt prak-
tizierte Kooperation zwischen der Hessischen Sportjugend (im Lan-
dessportbund Hessen e.V.) und dem Hessischen Minister der Justiz
in Gestalt des ,Arbeitskreises Sport und Justizvollzug” zuriick. Of-
fenbar hat man damit eine Form der Zusammenarbeit gefunden, die
nicht zuletzt dem Justizvollzug neue Maglichkeiten und Chancen
erdffnet. Der Vorsitzende der Hessischen Sportjugend und der Hes-
sische Minister der Justiz bringen denn auch einleitend den Ertrag
des Projekts auf griffige Formeln, die einerseits auf die Einbettung
des Sports in die Vollzugsgestaltung verweisen, ihm andererseits
zu grdBerer praktischer Bedeutung im Vollzugsalltag verhelfen sol-
len (S.7f1):

,— Sportpadagogische MaBnahmen (Projekte) miissen das Sport-
treiben zum Ausgangs- bzw. Bezugspunkt machen, sie kénnen
jedoch die sportliche Betatigung nicht zur alleinigen Zielsetzung
erheben.

— Die Zielsetzungen sportpadagogischer Projekte kénnen nur da-
rin bestehen, die Einstellungen und Verhaltensweisen der zu be-
handelnden Personen im Sinne gesellschafilicher Normen
bewuBt zu machen und ggf. zu verandern.

—Die Verhaltensbeeintrachtigungen der zu Behandelnden miis-
sen Ausgangs- und Bezugspunkt aller MaBnahmen sein. Es ist
daher zu priifen, ob sportliche Betatigung im weitesten Sinne ei-
nen Beitrag zur Behandlung leisten kann.

—Die Auswahi der sportlichen Betatigung ist abhangig von den
vorhandenen Verhaltensbeeintrachtigungen der Teilnehmer,
ihrer sportichen Sozialisation sowie ihren Interessen und Be-
diirfnissen.

— Sportliche Betatigung kann und darf nur ein Teilbereich der Ge-
samtbehandiung sein und muB als Teil eines integrativen Ge-
samtkonzepts der Justizvollzugsanstalt verstanden werden.

— Der AbschluB der ProjektmaBnahmen muB mit der Beendigung
eines Abschnitts im Vollzug der Freiheitsstrafe zeitlich verbun-
den sein, z.B. Entlassung aus der Anstalt oder Verlegung in eine
Einrichtung des offenen Vollzugs.”

Der Projektleiter, Prof. Dr. Jirgen Schroder, legt in vier Kapiteln
Anlage und Verlauf des Projekts sowie die Erfahrungen damit dar.
im ersten Kapitel umreiBt er die theoretischen Grundiagen, nament-
lich das Ziel des Projekts, also die Funktion des Sports im Justizvoll-
zug (S. 13 ff.). Im zweiten Kapitel bechreibt er die Planung des Pro-
jekts, vor allem die Erhebung und Auswertung der jeweils (durch
Tests, Befragungen usw.) gewonnenen Daten (S. 73 ff.). Im dritten
Kapitel stellt Schroder die Durchfilhrung und Auswertung der Ein-
gangsphase des Projekis dar (S. 110 ff.). Gegenstand des vierten
Kapitels sind Durchfiihrung und Auswertung der Hauptphase des
Projekts (S. 126 ff.). Die Erfahrungen schiagen sich dann in einem
Katalog von Forderungen nieder, die an die Durchfilhrung von
sportpddagogischen Projekten im Strafvollzug zu stellen sind. Da
geht es etwa um Ziele und Inhalte solcher Projekte, um die Auswahl
der Gefangenen, die Bedingungen fiir die Teilnahme der Gefange-
nen und der Mitarbeiter und schlieBlich um die Schaffung der mate-
riellen Voraussetzungen (S. 182 ff.). Die Studie schlieBt mit einem
Literaturverzeichnis (S. 186 ff.).

Der Bericht besticht durch eine Fiille einschlagiger Informationen
und durch eine sorgfaltige Aufbereitung des Materials, das im Rah-
men des Projekts angefallenist. Er ist leicht lesbar und tibersichtlich
gegliedert. Jeder Mitarbeiter, der mit dem Sport zu tun hat oder an
diesem interessiert ist, solite sich deshalb mit der Studie beschéfti-
gen. Sie wird ihm gewiB eine wichtige (Orientierungs-)Hilfe fiir seine
eigene Arbeit sein.

Heinz Miiller-Dietz
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Schweizerisches Nationalkomitee fiir Geistige Gesund-
heit. Arbeitsgruppe fiir Kriminologie. Herausgeber: Walter
T. Haesler, J6rg Schuh: Der Selbstmord/Le Suicide. Verlag
Ruegger, Griisch 1986. 365 S. SFR 48,—.

Die Schweizerische Arbeitsgruppe fiir Kriminologie, die seit vie-
len Jahren Fachtagungen veranstaltet, hat ein Gespiir fiir die Aktua-
litat und Brisanz von Themen. Ein besonderer Vorzug dieser Ta-
gungen istihr zugleich internationaler und interdisziplinarer Charak-
ter. Es kommen hier jeweils nicht nur Wissenschaftler und Praktiker
verschiedener Lénder, sondern auch Fachleute der verschieden-
sten Disziplinen (z.B. der Kriminologie, des Strafrechts, der Psy-
chiatrie, der Psychologie, der Soziologie, der Medizin usw.) zu Wort.
Dies gilt auch fiir die Tagung des Jahres 1986, deren Referate der
vorliegende Sammelband wiedergibt. Das Thema des Selbstmords
wird zwar nicht erst seit heute diskutiert; aber es hat in der letzten
Zeit zunehmend Aufmerksamkeit erregt. In Zeiten gesellschaftli-
chen Umbruchs hat es ebenso Konjunktur wie in Situationen per-
sonlicher Krisen (wobei beides recht haufig zusammenhéngen
mag). Nicht zuletzt ist der Strafvollzug in besonderem MaBe von der
Problematik des Selbstmords (noch mehr der Selbstmordversuche)
betroffen. In der Tat setzen sich damit denn auch verschiedene Bei-
trage auseinander (Marcel Mivelaz, Willibald Sluga). Zu ihnen 125t
sich in weiterem Sinne noch eine Studie rechnen, die sich mit dem
Selbstmord in psychiatrischen Krankenhausern befat und den
nachdenklich stimmenden Titel tragt: ,Warum steigt die Zahl der
Suicide in den psychiatrischen Institutionen an?” (Wolfgang Boker).

Der Band umfaBt nicht weniger als 27 Beitrage, die das Rahmen-
thema unter recht unterschiedlichem Vorzeichen behandeln. Schon
daran |aBt sich ermessen, wie weit die Bandbreite der Untersuchun-
gen reicht. Dies wird noch klarer ersichtlich, fa8t man die einzelnen
Fragestellungen naher ins Auge. Dann schélen sich bestimmte
Schwerpunkte oder Themenbereiche heraus, denen sich die Bei-
trige groBenteils zuordnen lassen. Das beginnt mit Grundfragen
der Kriminologie und der Selbstmordforschung, die den Ursachen,
Erscheinungsformen, der Haufigkeit und der Verbreitung des
Selbstmordes gelten (Jorg Schuh, Giinther Kaiser, Armand Mer-
gen, Otmar Jakob).

Da wird etwa deutlich, daB man den Selbstmord nicht vorschnell
mit (geistig-seelischen) Erkrankungen in Verbindung bringen darf,
wieviel gerade hinsichtlich der Entstehung und Abldufe solcher
Handlungen noch ungeklért ist (Gernot Sonneck, Martin Schjerve).
Auch die Beziehung zwischen Mord und Selbstmord wird — etwa un-
ter dem Vorzeichen der Aggression — sichtbar gemacht (Wilfried
Rasch, Christoph Mayerhofer). DaB der Selbstmord in ausweglosen
Lagen, bei schwerer Krankheit oder Behinderung an Bedeutung ge-
winnt, wird immer wieder erfahren (Walter Baechi). Bestimmte Ent-
wicklungsphasen im menschlichen Leben sind besonders davon
betroffen; ein weites Feld stellen Selbstmorde (und Selbstmordver-
suche) von Schilern und Jugendlichen auf der einen Seite (Karl-
Josef Kluge, Reinhard Farke, Odette Masson, Ursula Kleinpeter)
sowie von alteren Menschen auf der anderen Seite (Elisabeth
Trube-Becker) dar. Den Verlaufs- und Erscheinungsformen gilt das
besondere Interesse (Thomas Haenel) — etwa was und wieviel der
StraBenverkehr damit zu tun hat (Wolf Middendorff). Der Selbst-
mord stellt ein eminent ethisches, ja weltanschaulich-religiéses
Problem (fiir den Einzelnen, die Gesellschaft) dar (Adrian Holdereg-
ger, Artur Reiner). Er fordent die menschliche Phantasie, die ganze
fachliche Kenntnis und Erfahrung im Hinblick auf Vorbeugung, Ver-
hiitung und Behandlung heraus. Diesen Fragen wird daher im Band
bevorzugte Aufmerksamkeit geschenkt, die von polizeilichen Be-
miihungen (Kurt Niederhauser) dber die Telefonseelsorge (Claude
Fuchs) bis hin zu &rztlichen, psychotherapeutischen und sonstigen
Ansiétzen der Prophylaxe und Therapie (C.L. Coppet, M. Colin, Ed-
gar Heim, Hermann PohImeier, Pierre-Bernard Schneider, Brunon
Holyst) reicht.

Insgesamt vermittelt der Band eine Fiille von Informationen. Er
zeigt freilich auch an, wie groB die Liicken derzeit noch in der ein-
schldgigen Forschung sind und welche Mangel die Praxis — der
Selbstmordverhiitung und -hilfe — nach wie vor aufweist. Zugleich
belegt er einmal mehr, wieviel menschliche Not, die nach Hiife, nach
Abhilfe verlangt, hinter Selbstmordabsichten und -versuchen steht.

Heinz Miiller-Dietz
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Aus der Rechtsprechung

§§ 17 Abs. 3, Nr. 4, 201 Nr. 2 StVollzG
(Voraussetzungen der Zellenarbeit und
Arbeitsfahigkeit)

1. § 201 Nr. 2 StVolIzG gestattet fiir Anstalten, mit deren
Bau vor dem 1.1.1977 begonnen wurde, Uber § 17
Abs. 3 StVollzG hinaus die Einschrinkung der ge-
meinsamen Unterbringung wahrend der Arbeitszeit,
wenn und solange die raumlichen, personellen und
organisatorischen Verhiltnisse der Anstalt dies er-
fordern. Dem Gefangenen ist die Anwendung dieser
Ausnahmevorschrift soweit zu begriinden, daB er
sich ein Urteil dariber bilden kann, ob die Einteilung
zur Zellenarbeit rechtmaBig ist.

2. Die Regelung des § 17 Abs. 3 Nr. 4 StVolizG, wonach
ein Gefangener mit seiner Zustimmung wihrend der
Arbeitszeit allein untergebracht werden kann, und
der Umstand, daB § 201 Nr. 2 StVollzG nur fir eine
Obergangszeit gilt, lassen nicht den SchiuB zu, es
miiBten zunéchst alle anderen Gefangenen, die ohne
Arbeit sind, nach ihrer Einwilligung zur Zellenarbeit
befragt werden.

3. Bei Vorliegen besonderer Umstinde darf der An-
staltsarzt die Arbeitsfihigkeit eines Gefangenen, der
behauptet, er konne aus gesundheitlichen Griinden
nicht arbeiten, allein aufgrund der Gesundheitsakten
bestétigen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Hamm vom 18. 8. 1986
— 1 Vollz (Ws) 136/86 —

Griinde:

Der Betroffene verbiit eine 15jahrige Freiheitsstrafe wegen
schweren Raubes und anderem in der Justizvollzugsanstalt. Das
Strafende ist fiir den 19. Juli 1986 vorgesehen.

Am 25. Juni 1985 wurde ihm von der Justizvollzugsanstalt in der
Zelle auszufithrende Arbeit zugeteilt.

Trotz ausfiihrlicher Belehrung verweigerte er die Arbeitsaufnah-
me mit der Begriindung, er brauche keine Zellenarbeit auszufiihren.

Daraufhin wurde gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeieitet.
Im Rahmen dieses Verfahrens wurde er am 1. Juli 1985 vom zu-
standigen Abteilungsleiter angehort. Hierbei erklarte der Betroffe-
ne, er kdnne aus gesundheitlichen Griinden nicht arbeiten.

Am gieichen Tage gab der Anstaltsarzt zur Arbeitsfihigkeit fol-
gende schriftliche Stellungnahme ab: ,Laut G. A. (d.h. Gesundheits-
akten) voll arbeitsfahig!“

Daraufhin wurde am 3. Juli 1985 gegen den Betroffenen als Diszi-
plinarmaBnahme eine sog. dreimonatige ,,Freizeitsperre“ verhangt.
Mit BeschluB vom 22. Juli 1985 (52 Vollz 147/85 LL.G Bonn) hat die
Strafvollstreckungskammer den Vollzug der DisziplinarmaBnahme
einstwsilen ausgesetzt.

Den vom Betroffenen rechtzeitig gegen die DisziplinarmaBnahme
eingelegten Widerspruch hat der Prasident des Justizvollzugsam-
tes am 23. Juli 1985 zuriickgewiesen.

Auf den Antrag des Betroffenen auf gerichttiche Entscheidung hin
hat die Strafvolistreckungskammer die Disziplinarentscheidung des
Leiters der Justizvollzugsanstalt vom 3. Juli 1985 und den Wider-
spruchsbescheid des Prasidenten des Justizvolizugsamtes vom
25. Juli 1985 aufgehoben. Sie hat angeordnet, die Disziplinarent-
scheidung sei, ebenso wie der Vermerk ,schuldhaft ohne Arbeit” in
den Personalakten des Betroffenen zu I6schen.

Hiergegen richtet sich die rechtzeitig und formgerecht eingelegte
Rechtsbeschwerde des Leiters der Justizvollzugsanstalt, mit der er

mit ndherer Ausfiihrung die Verletzung formelien und sachlichen
Rechts riigt.

Die besonderen Zulassigkeitsvoraussetzungen fiir die Rechtsbe-
schwerde nach § 116 Abs. 1 StVollzG sind gegeben, da die Nach-
priifung der Entscheidung zur Fortbildung des Rechts und zur Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung geboten ist.

Auf die Ruge der Verietzung sachlichen Rechts hin kann die an-
gefochtene Entscheidung keinen Bestand haben.

Die Strafvollstreckungskammer hat die DisziplinarmaBnahme
aus zwei Griinden fir rechtswidrig erklart: Einen Grund findet sie
darin, daB der Anstaltsleiter — wovon mangels entgegenstehenden
Vortrags auszugehen sei — vor zwangsweiser Zuteilung von Zellen-
arbeit zunéchst nicht alle nichtbeschéftigten Gefangenen befragt
habe, ob sie freiwillig Zellenarbeit ibernehmen wirden. Weiter sei
es rechtsfehlerhaft, daB der Anstaltsarzt allein aufgrund der Ge-
sundheitsakten den Betroffenen fiir arbeitsfahig erklart habe.

Diese Ausfiinrungen halten der rechtlichen Uberpriifung nicht
stand.

Der Ausgangspunkt der Stafvolistreckungskammer, daB die Zu-
lassigkeit von Zellenarbeit ber die gesetzlichen Voraussetzungen
der Ausnahmevorschrift des § 201 Ziffer 2 StVollzG hinaus einzu-
schranken sei, ist — worauf noch einzugehen sein wird — unzutref-
fend. DemgemaB kommt es auch nicht darauf an, ob der Anstaltslei-
ter vorab alle beschéftigungslosen Gefangenen befragt hat, ob sie
bereit seien, solche Arbeit zu leisten. An dieser Stelle ist (iberdies
anzumerken, daB die Kammer ihre Aufklarungspflicht verkannt hat,
indem sie meint sie kdnne diesen falschlich filr erheblich gehaltenen
Umstand aus dem fehlenden Vortrag des Anstaltsleiters entneh-
men. (Vgl. SenatsbeschluB in 2fStrVo 1984, 189).

Richtig geht die Strafvolistreckungskammer indessen davon aus,
daB gem. § 17 Abs. 1 Satz 1 StVollzG Strafgefangene grundsatzlich
gemeinsam zu arbeiten haben. Da die Voraussetzungen fiir Zellen-
arbeit in Abwesenheit anderer Gefangener nach § 17 Abs. 3
StVollzG hier zweifelsfrei nicht vorliegen, konnte der Betroffene nur
unter den Voraussetzungen des § 201 Ziff. 2 StVollzG zur Zellenar-
beit verpflichtet werden. Nach dieser bis zum 31. 12. 1988 gslten-
den Vorschrift kann in Anstaiten, mit deren Errichtung vor Inkrafttre-
ten des StVollzG am 1. Januar 1977 begonnen worden ist, die ge-
meinschaftliche Unterbringung wahrend der Arbeitszeit einge-
schrankt werden, wenn und solange die raumlichen, personellen
und organisatorischen Verhaitnisse der Anstalt dieses erfordern.
Diese Voraussetzungen sind bei der JVA, einer alten Vollzugsan-
stalt mit rund 1000 Gefangenen, bei der alle raumlichen, organisato-
rischen und personellen Mdglichkeiten fiir die Durchfiihrung ge-
meinschaftlicher Arbeit ausgeschdpft sind und gleichwohl noch eine
erhebliche Arbeitslosigkeit besteht, zweifelsfrei gegeben. Davon
geht auch die Kammer aus. Wenn die Anstaltsleitung den Gefange-
nen in Anwendung der Ausnahmevorschrift zur Zellenarbeit einteil-
te, so war dies ausreichend zu begriinden, da ihn dies besonders
belastete. Und zwar muBte diese Begriindung soweit reichen, daB
dieser sich ein Urteil dariber bilden konnte, ob die MaBnahme
rechtmaBig ist. Dabei braucht Seibstverstandliches, das fiir den Ge-
fangenen erkennbar offensichtlich der Entscheidung zugrundeliegt,
nicht ausdriicklich ausgesprochen zu werden (vgl. u.a. OLG Niimberg
2ZiStrVollz 1984, 124; Senatsentscheidung in ZfStrVollz 1983, 184).

Das bedeutet fiir den vorliegenden Fall, daB die Zuteilung der Zel-
lenarbeit rechtmaBig war, wenn die Manahme dem Betroffenen so-
weit begriindet wurde, daB er erkennen konnte, ob die Voraussetzun-
gen nach § 201 Ziff. 2 StVollzG gegeben waren. Hierzu gehérte aller-
dings nur die Darlegung, daB und — in den wesentlichen Ziigen — war-
um Zellenarbeit in der JVA — noch — statthaft war und der Gefangene
rechtlich verpflichtet war, diese zu leisten. In diesem Falle war die Wei-
gerung des Betroffenen ein PflichtenverstoB und konnte Grundiage fiir
die Verhangung einer DisziplinarmaBnahme sein.

Die von einem anderen Ausgangspunkt begriindete angefochtene
Entscheidung I&Bt nicht erkennen, ob die Anordnung der Zellenarbeit
in der hier erwarteten Weise — wenn auch knapp — begriindet worden
ist. Zwar wird mitgeteilt, daB nach dem Wortlaut der Disziplinaranzeige
der Betroffene , trotz ausfiihrlicher Belehrung” die Annahme der Arbeit
verweigert hat. Das legt nahe, daB dem Betroffen die erforderliche Be-
grindung gegeben worden ist, 148t dieses letztendlich jedoch im Un-
gewissen.



Die Strafvolistreckungskammer irrt — wie oben schon angespro-
chen — wenn sie meint, es miiBten zunachst alle Strafgefangenen,
die ohne Arbeit sind, nach ihrer Einwilligung zur Zelienarbeit befragt
werden, bevor einer unter Zugrundelegung der Vorschrift des § 201
Ziff. 2 StVollzG zu dieser Arbeit verpflichtet werden kénne. Zwar
sieht § 17 Abs. 3 Ziff. 4 StVollzG vor, daB ein Gefangener mit seiner
Zustimmung wahrend der Arbeitszeit allein untergebracht werden
kann. Daraus, daB § 201 Ziff. 2 StVollzG nur fiir sine Ubergangszeit
gilt, kann jedoch nicht die von der Strafvoilstreckungskammer gezo-
gene Folgerung angenommen werden.

§ 201 Ziffer 2 StVollzG enthdlt fir eine Ubergangszeit eine Aus-
nahme von der Regel. Diese Ausnahme noch weiter einzuschréan-
ken besteht weder Handhabe noch AnlaB. Die — abzulehnende —
Auffassung der Kammer liefe letztlich darauf hinaus, daB der Gefan-
gene —wenn andere Arbeit nicht ausreichend vorhanden ist — letzt-
lich selbst dariiber befinden wiirde, ob er (iberhaupt arbeiten will.
Damit wird aber verkannt, daB die Gewdhnung von Strafgefange-
nen an regelmaBige Arbeit ein wichtiges Mittel zur Erreichung des
Vollzugsziels (§ 2 Abs. 1 StVollzG) darstellt. Demzufolge muB die
Justizvollzugsanstalt die Mdglichkeit haben, im Rahmen des Be-
handlungsvollzuges auch gegebenenfalls Zellenarbeit zuzuteilen,
ohne hierbei durch zusatzliche, vom Gesetz offenkundig nicht ge-
forderte Voraussetzungen eingeschrankt zu werden. Sie mus frei-
lich sich von sachlichen Kriterien leiten lassen und die besondere
Lage des Gefangenen bertiicksichtigen.

Der Strafvolistreckungskammer kann auch darin nicht gefolgt
werden, dafB die Arbeitsverweigerung schon deswegen nicht als
schuldhaft angesehen werden kdnne, weil der Anstaltsarzt die Ar-
beitsfahigkeit des Betroffenen allein aufgrund der Gesundheitsak-
ten bestatigt habe. Zwar hat der Anstaltsarzt ihn zuvor letzt- und of-
fenbar einmalig bei dessen Verlegung in die Justizvollzugsanstalt
am 5. Juli 1984, fast genau ein Jahr zuvor, untersucht und ihn da-
mals ohne Einschrankungen als arbeitstahig eingestuft. in der Re-
gel wird zweifellos ein Anstaltsarzt einen Gefangenen, der Be-
schwerden angibt und sich krank fihit, unverziiglich untersuchen
mussen. Nach den getroffenen Feststellungen liegen hier aber be-
sondere Umsténde vor, die eine Ausnahme von der angenomme-
nen Regel rechtfertigen: Der Gefangene hat, offenkundig um sich
einer ihm unangenehmen Pflicht zu entziehen, erst anlalich der
Vortithrung vor dem Abteilungsleiter im Rahmen des Disziplinarver-
fahrens angegeben, er kdnne aus gesundheitlichen Griinden nicht
arbeiten, ohne daB er dieses irgendwie ndher substantiiert hat.
Schon das legt nahe, daB es sich bei diesem Vorbringen des Betrof-
fenen um eine reine Schutzbehauptung handelt. Wenn unter diesen
Umstanden der Anstaltsarzt anhand der Gesundheitsakten fest-
stellt, daB der Betroffene bei seiner Aufnahme etwa ein Jahr zuvor
uneingeschrankt arbeitsfahig war und er nie iiber gesundheitliche
Beeintrachtigung geklagt hat, erscheint es hier hinnehmbar, daB der
Anstaltsarzt die Arbeitsfahigkeit ohne Untersuchung des Gefange-
nen bestétigt hat. Hierbei muB die Art der dem Gefangenen aufge-
tragenen Arbeit beriicksichtigt werden. Sie ist zwar im Beschiu3
nicht ndher dargelegt, doch wird es sich, da sie in der Zelle ausge-
fiihrt werden solite, um eine korperlich nicht stark belastende Arbeit
gehandeit haben.

Sollte, entgegen den aus dem angefochtenen BeschluB zu ent-
nehmenden Tatsachen, entsprechend dem Rechtsbeschwerdevor-
bringen des Anstaltsleiters der Betroffene sich nicht nur pauschal
auf eine Gesundheitsbeeintrachtigung berufen, sondern darauf hin-
gewiesen haben, er leide an einer seuchenéhnlichen Tropenkrank-
heit, die immer wieder intermittierend auftrete und Ansteckungsge-
fahr fiir Dritte bedeute, so ist auch im Falle eines solchen Vorbrin-
gens des Betroffenen nicht unbedingt eine neue arztliche Untersu-
chung zu fordern, sofern ein Zusammenhang zwischen diesem Lei-
den und der abgeforderten Arbeitsleistung nicht bestand, zumal der
Gefangene ein akutes Stadium mdglicherweise selbst nicht geltend
gemacht hat. Uberdies wilrde Ansteckungsgefahr bei Einzelarbeit
am wenigsten auftreten. Flr die weitere Behandlung der Sache
woeist der Senat noch darauf hin, daB die verhéngte Disziplinarmaf-
nahme bisher nicht eindeutig mitgeteilt worden ist. Mit . Freizeitsper-
re* ist — was noch der Ermittlung und Auslegung bedarf — offenbar
eine MaBnahme nach § 103 Abs. 1 Ziff. 4 StVollzG gemeint. Nach
dieser Bestimmung ist die Beschrankung oder der Entzug der Ge-
genstande fiir eine Beschaftigung in der Freizeit oder die Teilnahme
an gemeinschaftlichen Veranstaltungen bis zu drei Monaten als
DisziplinarmaBnahme statthaft. Welche dieser Beschrankungen
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angeordnet worden sind, ergibt sich aus dem Begyiff , Freizeitsper-
re“ nicht. Um rechtlich beurteilen zu kénnen, ob eine Disziplinar-
maBnahme zuléssigerweise verhangt worden ist, muB diese ein-
deutig bestimmt werden, wobei aber eine Ausdeutung des Gewoll-
ten méglich und zuldssig ist (vgl. hierzu die vorstehenden Ausfih-
rungen).

Der Senat weist die Strafvollstreckungskammer ferner darauf hin,
daB es nicht sachdienlich und den Verfahren férderlich ist, in einem
ungewdhnlich umfangreichen BeschluB (21 Seiten) die gewechsel-
ten Schriftsatze und frilhere Entscheidungen der Strafvoilstrek-
kungskammer im wesentlichen dem vollen Wortlaut nach mitzutei-
len, sondern daB es geboten ist, in gestraffter Form ausreichende
Feststellungen zu treffen.

§8§ 24 Abs. 3, 26 Satz 2 StVollzG
(Einschmuggeln von Alkohol als bloBer
OrdnungsverstoB)

1. Das Einschmuggeln eines alkoholischen Getréinks in
eine Justizvollzugsanstalt verstdBt nur gegen deren
Ordnung und bildet eine Ordnungswidrigkeit nach §
115 Abs. 1 Nr. 1 OWiG; es stellt nicht die Sicherheit
der Anstalt in Frage.

2. § 24 Abs. 3 StVollzG gestattet eine Durchsuchung
des Besuchers nur aus Griinden der Sicherheit, nicht
der Ordnung der Anstalt.

" BeschluB3 des Oberlandesgerichts Celle vom 21. 5. 1986
— 3 Ws 241/86 (StrVoliz) —

Griinde:

Der Antragsteller ist Verteidiger des Strafgefangenen M., der in
der Justizvolizugsanstalt Celle It eine Freiheitsstrafe verbiiBt. Durch
Verfligung vom 18.11.1985 ordnete der Leiter der Antragsgegnerin
an, den Antragsteller fiir die Dauer von 6 Monaten vor dem Betreten
der Justizvollzugsanstalt zu durchsuchen. AniaB3 dieser MaB3nahme
war ein Vorfall anl&Blich eines Besuchs des Antragstellers bei dem
Stratgefangenen M. am 31.10.1985. Vor dem Betreten der Anstalt
hatte der an der AuBenpforte diensthabende Beamte in der Aktenta-
sche des Antragstellers eine Flasche spanischen Weinbrand be-
merkt, als dieser die Tasche 6ffnete, um die Volimachtsurkunde
herauszunehmen. Der Verfilgung vom 18.11.1985 liegt die Annah-
me zugrunde, der Antragsteller habe die Flasche dem Strafgefan-
genen M. ibergeben wollen, was dieser bestreitet.

Nach erfolglosem Widerspruch hat der Antragsteller gerichtliche
Entscheidung beantragt (Anfechtungsantrag). Durch den ange-
fochtenen BeschluB hat die Strafvolistreckungskammer den Antrag
zuriickgewiesen. Die Rechtsbeschwerde des Antragstellers riigt
Verletzung des sachlichen Rechts und des Verfahrensrechts.
Nachdem seit ErlaB der MaBnahme vom 18.11.1985 6 Monate ver-
strichen sind, hat sie sich erledigt.

Nach § 121 Abs. 2 Satz 2 StVollzG waren die Kosten des Verfah-
rens und die notwendigen Auslagen des Antragstellers nach billi-
gem Ermessen der Landeskasse aufzuerlegen. Die Rechtsbe-
schwerde war namlich gemaB § 116 Abs. 1 StVollzG zur Sicherung
einer einheitlichen Rechtsprechung Uber die Abgrenzung des in §
24 Abs. 3 StVollzG verwendeten Begriffs der Sicherheit von dem
strafvollzugsrechtlichen Begriff der Ordnung zulassig. Sie hatte oh-
ne die inzwischen eingetretene Erledigung mit der Sachriige Erfolg
gebabt.

Nach § 26 StVollzG sind Besuche von Verteidigern zu gestatten.
Nach Satz 2 dieser Bestimmung gilt § 24 Abs. 3 StVollzG entspre-
chend. Danach kann ein Besuch aus Grlinden der Sicherheit davon
abhangig gemacht werden, daB sich der Besucher durchsuchen
14Bt. Der hier verwendete Begriff der Sicherheit umfaBt nicht den Be-
griff der Ordnung der Vollzugsanstalt, er ist dem gewdhnlichen
Sprachgebrauch entsprechend davon zu unterscheiden. Die Ent-
stehungsgeschichte der Bestimmung ergibt das unzweideutig. Vor
dem ErlaB des Strafvollzugsgesetzes war eine Durchsuchung von
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Besuchern in der bundeseinheitlichen Dienst- und Vollzugsordnung
nicht vorgesehen. Auch der Gesetzentwurf der Strafvollzugskom-
mission enthielt sie nicht. Sie war in den Regierungsentwurf aufge-
nommen worden, um einem Bediirfnis der Praxis entsprechend ,,in
extremen Fallen sicherstellen zu kénnen, daB keine Waffen in die
Anstalt eingeschmuggelit werden kénnen“ (BT-Drs. 7/918 S. 58)
und hat ihre endgiiltige Fassung auf ein Anderungsbegehren des
Bundesrats erhalten (SondAProt. S. 1830). Dementsprechend hat
die Rechtsprechung die Durchsuchung von Venteidigern allein aus
Sicherheitsgriinden fir zulassig gehalten (vgl. OLG Hamm NStZ
1981, 277; OLG Zweibriicken v. 7. 7. 1981 — VAs 2/81 sowie — aus-
schlieBlich zur Untersuchungshaft — OLG Saarbrilcken NJW 1978,
1446; ebenso Calliess/Miiller-Dietz, StVollzG § 24 Rdz. 6; Joester
in: AKStVolizG, § 24 Rdz. 18). Der abweichenden Auffassung von
Schwind in: Schwind/Béhm, StVollzG, § 24 Rdz. 15, vermag der Se-
nat nicht zu folgen. Die Durchsuchung von Besuchern nach § 24
Abs. 3 StVollzG dient nach alledem nicht bloBen Ordnungszwecke-
n. Das Einschmuggeln eines alkoholischen Getrénks in die Justiz-
vollzugsanstalt versté8t indes nur gegen deren Ordnung und bildet
eine Ordnungswidrigkeit nach § 115 Abs. 1 Nr. 1 OWIG, es stellt
nicht schon ihre Sicherheit in Frage. Die Anstalt kann ibre Ord-
nungsinteressen notfalls dadurch verfolgen, daB der Gefangene ge-
maB § 84 StVollzG im AnschluB an den Besuch durchsucht wird.

Hiernach durfte der Vorfall vom 31.10.1985 auch dann nicht zum
AniaB der Durchsuchungsverfigung vom 18.11.1985 genommen
werden, wenn der Verdacht des Anstaltsleiters richtig wére. Dar-
Uber, ob Besuche des Antragstellers aus anderen Griinden davon
abhangig gemacht werden dlrfen, daB er sich durchsuchen |aBt,
war nicht zu entscheiden.

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§ 48a, 13, 25 Abs. 1
Satz 3 GKG.

§ 31 Abs. 1 Nr. 1, 6 StVollzG
(Unverstandlichkeit als Anhaltegrund)

a) Den mit der Briefzensur betrauten Bediensteten
kann nicht zugemutet werden, ein aus sich heraus
ganzlich unverstéindliches Schreiben anhand friihe-
rer Schreiben des Gefangenen oder seiner Korre-
spondenzpartner zu entschliissein. Dies gilt auch
dann, wenn stets ein- und derselbe Bedienstete mit
der Uberwachung des Briefwechsels betraut ist,

b) Schreiben, die sich der Uberwachung entziehen,
weil sie unverstandiich sind, kdénnen gleichwohi
Nachrichten enthalten, die zwar dem idberwachen-
den Beamten, nicht aber dem Adressaten verborgen
bleiben. Die Vollzugsbehdrde ist daher befugt, sol-
che Schreiben einem in Geheimschrift abgefaBten
Schreiben gleichzustellen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Nirnberg vom 15. 9.
1986 — Ws 787/86 —

Aus den Griinden:

Mit einem Antrag auf gerichtliche Entscheidung vom 16. Méarz
1986 wandte sich der in der Justizvollzugsanstait Straubing inhaf-
tierte Strafgefangene gegen die vom Anstaltsleiter durch Verfilgung
vom 10. Marz 1986 bestitigte Anhaltung seines an eine Frau in
Stuttgan adressierten Briefes vom 2. Dezember 1985, die u.a. damit
begriindet wurde, das Schreiben enthalte méglicherweise eine ver-
schiiisselte Nachricht, welche die Empfangerin oder andere Perso-
nen zu Aktionen gegen die Anstalt veranlassen kénnte, und gefahr-
de deshalb die Sicherheit und Ordnung der Anstalt. Mit BeschluB
vom 30. Juni 1986 hat die 2. auswartige Strafvolistreckungskammer
des Landgerichts Regensburg in Straubing diesen Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung als unbegrindet verworfen und dem An-
tragsteller die Kosten des Verfahrens auferlegt. Gegen den am 3.
Juli 1986 zugestellten BeschluB haben die Anwalte des Antragstel-
lers mit einem am 30. Juli 1986 bei der Strafvollstreckungskammer

eingegangenen Schriftsatz vom 28. Juli 1986 Rechtsbeschwerde
erhoben; der Antragsteller selbst hat mit einem am 8. Juli 1986 bei
der Strafvollstreckungskammer eingegangenen privatschriftlichen
Schreiben gegen die Kostenentscheidung Beschwerde eingelegt.
Die Rechtsbeschwerde riigt ungeniigende Sachaufklarung durch
die Strafvolistreckungskammer sowie das Nachschieben einer an-
deren, neuen Begrindung und macht auBerdem die Verletzung
materiellen Rechts geltend.

Die statthafte, form- und fristgerecht erhobene Rechtsbeschwer-
de ist unzuldssig, weil die besonderen Zulassigkeitsvoraussetzun-
gen des § 116 Abs. 1 StVollzG nicht erfiillt sind. Die Nachprifung
der angefochtenen Entscheidung ist weder zur Fortbildung des
Rechts noch zur Sigherung einer einheitlichen Rechtsprechung ge-
boten. Es handelt sich um die Entscheidung eines Einzelfalles, der
keinen AnlaB bietet, Leitsatze fur die Auslegung gesetzlicher Vor-
schriften des materiellen oder formellen Rechts aufzustellen oder
Gesetzeslicken rechtsschopferisch auszufiillen. Die Entschei-
dung der Strafvollstreckungskammer beruht nicht auf einer von der
einschldgigen hochstrichterlichen Rechtsprechung oder der ein-
schlagigen Rechtsprechung anderer Strafvollstreckungskammern
abweichenden Rechtsauslegung, die geeignet ware, die Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung zu gefahrden.

Die Aufklarungsriige geht schon deshalb ins Leere, weil die
Strafvolistreckungskammer dem Hinweis des Antragstellers, ,daB
der Bezug der im Brief angesprochenen Inhalte versténdlich sei,
wenn man den vorausgegangenen Schriftwechsel in Betracht
zieht, was dem Uiberwachenden Beamten auch méglich sei, da ein
Beamter ausschlieBlich mit der Kontrolle seiner Post betraut sei®,
nachgegangen ist. Sie hat sein diesbeziigliches Schreiben vom 17.
Mai 1986 der Justizvollzugsanstalt zur Stellungnahme zugelsitet
und die entsprechende Stellungnahme der Anstalt vom 12. Juni
1986 dem Antragsteller zur Kenntnisnahme ibermittelt. Der An-
tragsteller hat sich dazu mit Schreiben vom 20. Juni 1986 geauBert.
Im Ubrigen hat die Strafvollstreckungskammer die Frage, ob sich
der Antragsteller oder einer seiner Briefpartner mit den im angehal-
tenen Brief angesprochenen ,Themenbereichen bereits in frihe-
rer Korrespondenz beschaftigt haben, zu Recht als nicht entschei-
dungserheblich angesehen. Die Strafvollstreckungskammer ist mit
Recht der Ansicht, daB es den mit der Briefzensur betrauten Beam-
ten nicht zugemutet werden kann, ein aus sich heraus ganzlich un-
verstandliches Schreiben anhand friiherer Schreiben des Gefan-
genen oder seiner Korrespondenzpartner zu entschlisseln. Das
gilt auch dann, wenn (was nach der Stellungnahme der Justizvoll-
zuganstalt Straubing vom 12. Juni 1986 nicht der Fall war) stets ein-
und derselbe Beamte mit der Uberwachung des Schriftwechsels
betraut ist. Von ihm kann bei der Vielzahl der zu Uberwachenden
Schreiben nicht erwartet werden, daf ihm der Inhalt einzelner fri-
herer Schreiben bei der Uberwachung spéaterer Schreiben noch in
Erinnerung ist oder daB er gar den Inhalt eines in einem Schreiben
erwahnten Buches zur Entschliisselung des Schreibens heran-
zieht.

Die Behauptung des Aniragstellers, die Strafvollstreckungskam-
mer habe ,faktisch im nachhinein das Anhalten des Briefes neu be-
grindet*, trifft nicht zu. Die Justizvollzugsanstalt hat ihre MaBnah-
me, wie sich aus der im BeschluB wértlich wiedergegebenen Be-
griindung ergibt, von vornherein auch damit begriindet, daB der
Brief mbglicherweise eine verschlisselte (und damit die Sicherheit
und Ordnung der Anstalt gefahrdende) Nachricht enthalte. Es liegt
auf der Hand, daB sie zu dieser Uberzeugung nur deshalb kam, weil
der in der angefochtenen Entscheidung ebenfalls genau wiederge-
gebene Inhalt des Briefes dem Uberwachenden Beamten unver-
standlich war und in der Tat auch fir jeden objektiven Leser unver-
standlich ist. Damit durfte das Schreiben nach § 31 Abs. 1 Nr. 6
StVollzG angehalten werden. Schreiben, die sich der Uberwa-
chung entziehen, weil sie unverstindlich sind, kédnnen gleichwohl
Nachrichten enthalten, die zwar dem Uberwachenden Beamten,
nicht aber dem Adressaten verborgen bleiben. Die Vollzugsbehor-
de muB daher die Méglichkeit haben, diese Schreiben einem in Ge-
heimschrift abgefaBten Schreiben insoweit gleichzustellen und an-
zuhalten (Schwind/Bdhm, StVolizG, § 31, Rdnr. 15). Der Anhalte-
grund ergibt sich in diesem Fall unmittelbar aus § 31 Abs. 1 Nr. 6
StVolizG, der zu diesem Zweck geschaffen worden ist. Ein zusatzli-
cher Nachweis dafilr, daB durch das Schreiben die Sicherheit und
Ordnung der Anstalt gefahrdet wird, ist fiir diesen Fall nicht vorge-



sehen und nicht erforderlich. Daher ist es aus Rechtsgriinden nicht
zu beanstanden, daB die Strafvollstreckungskammer sich mit der
Feststellung begniigt hat, daB schon die Unverstandlichkeit des an-
gehaltenen Schreibens nach § 31 Abs. 1 Nr. 6 StVolizG die ange-
fochtene MaBnahme der Justizvollzugsanstalt trage. Damit war ein
Ermessensfehler der Anstalt ausgeschlossen. Eine weitergehende
Uberprifung der angefochtenen Entscheidung war nicht erforder-
lich und stand der Strafvollstreckungskammer auch gar nicht zu (§
115 Abs. 5 StVolizG).

§ 33 StVolizG (Keine Paketbestellung
durch Gefangene)

Die Bestellung von Paketen durch Strafgefangene bei
Versandhdusern entspricht nicht der Intention des § 33
StGB.

BeschluB des Oberlandesgerichts Nirnberg vom 31. 7.
1986 — Ws 668/86 —

Aus den Griinden:

Der Beschwerdefithrer verbiiBt in der JVA Straubing eine langere
Freiheitsstrafe.

Mit Beschwerdebescheid vom 22. Januar 1986 hat der zusténdi-
ge Abteilungsleiter der JVA Straubing (in Vertretung des Anstalts-
leiters gem. Nr. 2 VV zu § 156 StVollzG) die Entscheidung des zu-
standigen Vollzugsinspektors aufrechterhalten, wonach dem Straf-
gefangenen Kauf, Zusammenstellung, Zusendung und Aushandi-
gung eines Weihnachtspaketes beim GroBversandhaus Quelle
versagt worden ist.

Mit BeschluB vom 5. Mai 1986 hat die 3. auswartige Strafvoll-
streckungskammer des Landgerichts Regensburg in Straubing den
Antrag auf gerichtliche Entscheidung zuriickgewiesen. Gegen die-
se, ihm am 7. Mai 1986 zugestelite Entscheidung hat der Strafge-
fangene am 28. Mai 1986 zu Protokoll der Geschéftsstelle des
Amtsgerichts Straubing Rechtsbeschwerde eingelegt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Begriindung des
angefochtenen Beschlusses sowie auf das Antrags- und Be-
schwerdevorbringen Bezug genommen.

Die form- und fristgerecht eingelegte Rechtsbeschwerde erweist
sich als unzulassig, weil eine Nachpriifung des angefochtenen Be-
schlusses weder zur Fortbildung des Rechts noch zur Sicherung ei-
ner einheitlichen Rechtsprechung geboten ist.

Die von der Strafvollstreckungskammer gebilligte Praxis der Ju-
stizvollzugsanstalt Straubing bei der Regelung des Paketempfan-
ges steht im Einkiang mit der gesetzlichen Regelung des § 33
StVollzG.

§ 33 StVollzG enthélt allerdings keine ausdriickliche Bestim-
mung Uber den Absender der Pakete, die der Strafgefangene erhal-
ten darf. Eine Auslegung nach Sinn und Zweck sowie der Entste-
hungsgeschichte des § 33 StVollzG ergibt jedoch, daB die Bestel-
lung von Paketen durch Strafgefangene bei Versandhausern der
Intention des § 33 StVollzG nicht entspricht. Das Recht zum Paket-
empfang soll fiir den Strafgefangenen eine spirbare Erleichterung
seiner Lebensfiihrung bedeuten und der Festigung seiner Bezie-
hungen zu AuBenstehenden dienen (vgl. Schwind/Bdhm, StVollzG,
Rdn. 1 zu § 33). Im Vordergrund beim Paketempfang steht somit
die Kommunikation mit Personen auBerhalb der Anstalt, nament-
lich mit Angehdrigen (vgl. Calliess/Mller-Dietz, StVoll2G, 3. Aufla-
ge, Rdnr. 3 zu § 33). Dies ergibt sich aus der systematischen Stel-
lung des § 33 StVollzG im zweiten Abschnitt, vierten Titel des
StVollzG (Besuche, Schriftwechsel, sowie Urlaub, Ausgang und
Ausfiihrung aus besonderem AnlaB), der die wesentlichen Rege-
lungen (iber die Beziehungen des Gefangenen zu Personen und
Stellen auBerhalb der Anstalt zusammenfaBt. In Ubereinstimmung
hiermit bestimmt auch Nr. 6 Abs. 1 der bundeseinheitlichen Verwal-
tungsvorschriften zum StVollzG, daB ein Gefangener, der kein Pa-
ket erhélt, zum Ausgleich Nahrungs- und Genuf3mittel (in der An-
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stalt) einkaufen darf. Nach dieser Verwaltungsvorschrift, die eine
sinnvolie und rechtlich unbedenkliche Ergdnzung des § 33 StVollzG
darstellt, hat die JVA Straubing im vorliegenden Fall ihre Entschei-
dung ausgerichtet.

§§ 41, 42, 115 Abs. 3 StVollzG
(Beschrankung der Freistellung von der
Arbeitspflicht auf 18 Tage)

1. Ein auf (zusétzliche) Freistellung von der Arbeits-
pflicht gerichteter Antrag erledigt sich mit der Entlas-
sung des Antragstellers aus der Strafhaft.

2. Die Freistellung von der Arbeitspflicht (§ 42 Stvoll-
2@G) ist, auch soweit sie in einer (iber die gesetzlich
vorgesehene Hochstdauer hinaus gewahrt wird, eine
BehandlungsmaBnahme, die u.a. dem Ziel dient,
beim Strafgefangenen durch Gewidhrung von Gegen-
leistungen fiir die Ausiibung abhéngiger Arbeit eine
positive Einstellung zur Arbeit zu erzeugen und da-
durch seine Fihigkeit und Bereitschaft zu erhalten
oder zu entwickeln, sich nach seiner Entlassung
Gber eine berufliche Tatigkeit sozial zu integrieren;
insoweit ist der Freistellungsanspruch Bestandteil
des dem StVollzG zugrunde liegenden, von der Ar-
beitspflicht beherrschten Konzepts der Gefangenen-
arbeit als eines zentralen Instruments des verfas-
sungsrechtlich gebotenen Behandlungsvolizuges.

3. § 42 StVolizG beschrankt die Freistellung von der Ar-
beitspflicht auf 18 Tage im Jahr; eine weitergehende
—etwa auf § 44 Schwerbehindertengesetz — gestitzte
Freistellung ist damit ausgeschlossen. Kérperlichen
Behinderungen ist im Strafvollzug nach § 41 StVoll-
2G dadurch Rechnung zu tragen, daB dem Gefange-
nen eine seinen kérperlichen Fahigkeiten entspre-
chende Arbeit zuzuweisen ist.

Beschluf3 des Oberlandesgerichts Koblenz vom 20. 11.
1986 — 2 Volz (Ws) 116/86 —

Griinde:

Der Betroffene verbiiBte bis zum 17. Oktober 1986 Strafhaftin der
Justizvollzugsanstalt Wittlich. Wahrend dieser Zeit hatte er bean-
tragt, ihm zusétzlich zu der in § 42 StVollzG vorgesehenen Zeit von
18 Tagen der Freistellung von der Arbeitspflicht weiteren Urlaub
nach § 44 Schwerbehindertengesetz zu bewilligen. Diesen Antrag
hat die Strafvollstreckungskammer mit dem angefochtenen Be-
schluB abgelehnt.

Nach Entlassung aus der Strafhaft hat der Betroffene Rechtsbe-
schwerde gegen diesen BeschluB eingelegt, mit der er die Aufhe-
bung des Beschlusses, hilfsweise folgende Feststellung begehrt:

»Die von der Justizvollzugsanstalt Witilich getroffene Entschei-
dung der Versagung einer Freistellung von der Arbeit unter
Fortzahlung des Arbeitsentgeltes filr weitere sechs Werktage
war rechtswidrig. Das Land Rheinland-Pfalz wird daher ver-
pflichtet, das Arbeitsentgelt fir den genannten Zeitraum an den
Antragsteller nachzuzahlen.“

Die Rechtsbeschwerde des Betroffenen ist erledigt. Mit der Ent-
lassung des Betroffenen aus der Strafhaft ist das Rechtsmittel ge-
genstandslos geworden. Das Rechtsinstitut der Freistellung von der
Arbeitspflicht ist, auch soweit es in einer liber die gesetzlich vorge-
sehene Hochstdauer hinausgehenden Weise begehrt wird, eine
BehandlungsmaBnahme  (GroBkelwing in  Schwind/Bshm,
StVollzG, § 42 Rdn. 12). Sie dient u.a. dem Ziel, beim Strafgefange-
nen durch Gewéhrung von Gegenleistungen fiir die Ausiibung ab-
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hangiger Arbeit eine positive Einstellung zur Arbeit zu erzeugen und
dadurch seine Fahigkeit und Bereitschaft zu erhalten oder zu ent-
wickeln, sich nach seiner Entlassung dber eine berufliche Tatigkeit
sozial zu integrieren; insoweit ist der Freistellungsanspruch Be-
standteil des dem Strafvollzugsgesetz zugrunde liegenden, von der
Arbeitspflicht beherrschten Konzepts der Gefangenenarbeit als ei-
nes zentralen Instruments des verfassungsrechtlich gebotenen Be-

handlungsvollzuges (BVerfGE 66, 199 = NStZ 1984, 572). Zeit- -

punkt und Dauer einer Arbeitsfreistellung bestimmt im Einzelfall
stets der Anstaltsleiter nach pflichtgemaBem Ermessen und indivi-
dueller Priifung (GroBkelwing aa0.).

Uber den Anspruch auf Freistellung von der Arbeitspflicht und sei-
ne Modalitaten kann im Hinblick darauf nur entschieden werden, so-
lange der Behandlungsvollzug fortdauert. Nach der Entlassung des
Gefangenen ist ein darauf gerichtetes Begehren gegenstandslos.
Soweit der Betroffene eine Entschadigung in Geld verlangt, muB
darauf hingewiesen werden, daB er wahrend der Zeit, fiir die er zu-
satzliche Freistellung begehrt, das normale Arbeitsentgelt erhalten
hat.

AbschlieBend weist der Senat darauf hin, daB durch die Be-
schrankung der Freistellung von der Arbeitspflicht auf 18 Tage in §
42 StVolizG eine zusatzliche Heranziehung des Schwerbehinder-
tengesetzes ausgeschlossen erscheint. Der Gesetzgeber des
Strafvollzugsgesetzes hat davon abgesehen, die entsprechenden
Regelungen fiir Schwerbehinderte fiir entsprechend anwendbar zu
erklaren. Der Tatsache einer kérperlichen Behinderung ist geméas §
41 StVollzG im Strafvolizug dadurch Rechnung zu tragen, daB dem
Gefangenen eine seinen kérperlichen Fahigkeiten entsprechende
Arbeit zuzuweisen ist. Ein Zusatzurlaub ist aus diesem Grunde bei
Strafgefangenen nicht erforderlich, soweit die Behinderung bei der
Arbeitszuweisung und bei der Dauer der taglichen Arbeit Beriick-
sichtigung findet.

In Erledigungsféllen dieser Art hat eine Kostenentscheidung zu
unterbleiben (stéandige Rechtsprechung des Senats, zuletzt Be-
schiuB vom 19. September 1986 — 2 Vollz (Ws) 73/86).

§ 83 Abs. 1, 2 StVolizG (Nur Annahme-,
kein Geschaftsverbot, Absendungsrecht
des Gefangenen)

1. § 83 Abs. 1 Satz 2 StVollzG begriindet kein aligemei-
nes Geschaftsverbot hinsichtlich nicht geringwerti-
ger Sachen. Die aus dieser Vorschrift folgende Ein-
schrinkung liegt vielmehr allein darin, daB der Ge-
fangene bei der Erfiillung des Verpflichtungsge-
schiftes eine Sache nur mit Zustimmung der Voll-
zugshehorde annehmen darf.

2. Nimmt ein Gefangener ohne die erforderliche Zu-
stimmung der Vollzugsbehdrde eine Sache von ei-
nem Mitgefangenen an, ist die Behdrde nach § 83
Abs. 2 Satz 1 StVollzG berechtigt, sie zur Habe des
Betroffenen zu nehmen.

3. Der Gefangene hat einen Rechtsanspruch auf Ab-
sendung solcher Sachen, die fiir den Vollzug nicht
benétigt werden. Dementsprechend ist die Vollzugs-
behérde verpflichtet, auch die Absendung solcher
Sachen zu gestatten, deren Gewahrsam dem Gefan-
genen nicht erlaubt worden ist. Diese Verpflichtung
findet nur dort ihre Grenze, wo die Behdrde an einer
miBbriuchlichen Rechtsausiibung des Gefangenen
oder gar an Straftaten mitwirken miiBte.

Beschlu des Oberlandesgerichts Koblenz vom 20. 11.
1986 — 2 Vollz (Ws) 117/86 —

Griinde:

Der Betroffene, dem der Betrieb eines eigenen Horfunkgerates
gestattet ist, erwarb in Vermittlung der Vollzugsbehdrde ein neues
Rundfunkgerat. Die Vollzugsbehérde versagte ihm die Aushandi-
gung dieses Gerates, weil er sein bisheriges Rundfunkgerat ohne
Zustimmung der Vollzugsbehdrde von einem anderen Gefangenen
angenommen hatte. Zugleich belegte ihn die Vollzugsbehérde mit
einer ,Radiosperre” von einem Jahr, die sie nach Anfechtung durch
den Betroffenen in eine Sperre von angemessener Dauer abgean-
dert hat, und untersagte es dem Betroffenen des weiteren, das zu
seiner Habe genommene alte Rundfunkgerat abzusenden.

Den gegen diese MaBnahmen der Vollzugsbehédrde gestellten
Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat die Strafvollstreckungs-
kammer in vollem Umfang als unbegriindet verworfen. Der Betroffe-
ne wendet sich nunmehr mit seiner form- und fristgerecht erhobe-
nen Rechisbeschwerde gegen die Entscheidung der Strafvollistrek-
kungskammer. Sein Rechtsmittel ist erledigt, soweit es die Aushan-
digung des neuen Rundfunkgerates und die mit der Vorenthaltung
des Gerates verbundene ,Radiosperre” anbelangt, da dem Betrof-
fenen das neue Gerat von der Vollzugsanstalt am 20. Oktober 1986,
nach Erhebung der Rechtsbeschwerde, ausgehandigt worden ist.
Soweit die Rechtsbeschwerde sich gegen die Versagung einer Ab-
sendung eigener Sachen wendet, ist sie zulassig, weil die Nachpri-
fung der angefochtenen Entscheidung zur Fortbildung des Rechts
geboten ist (§ 116 Abs. 1 StVollzG).

Die Rechtsbeschwerde ist in der Sache begriindet.

Die Vollzugsbehérde hat es sich zur Praxis gemacht, Sachen, die
ein Gefangener ohne ihre Zustimmung in Gewahrsam hat, bis zum
Strafende zur Habe des Gefangenen zu nehmen. Diese Handha-
bung geht auf die Erfahrung zuriick, nach der Gefangene das Ver-
bot, eine bestimmte Sache in Gewahrsam zu haben, dergestalt um-
gangen haben, daB sie die Sachen abgesandt haben, diese von ei-
nem anderen mit der Genehmigung der Vollzugsanstalt zum Bezug
einer Sache dieser Art in die Anstalt einbringen und sich alsdann
von diesem Gefangenen libergeben lieBen. Die Strafvollstrek-
kungskammer hélt diese Vollzugspraxis fiir rechtlich zulassig in der
Erwagung, daB die Vollzugsbehérde nach § 81 Abs. 1 StVollzG dem
Gefangenen die zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung
notwendigen Beschrankungen auferlegen darf. Das Verbot der Ab-
sendung aber sei in solchen Fallen erforderlich, um das aus § 83
Abs. 1 StVollzG abzuleitende Verbot des Tauschhandels und der
Geschafte zwischen Gefangenen mit Sachen von nicht geringem
Wert durchsetzen zu kénnen. Dieser Meinung ist in Ubereinstim-
mung mit der vom Ministerium der Justiz vertretenen Rechtsauffas-
sung nicht beizupflichten.

Die Vorschrift des § 83 StVollzG behandelt — vom Eigengeld ab-
gesehen — den personlichen Gewahrsam des Gefangenen. Sie
steht im Zusammenhang mit den Vorschriften, welche die Sicher-
heit und Ordnung in der Anstalt betreffen. Die Gesichtspunkte der
Sicherheit und Ordnung sind es, weiche zu der Regelung in § 83
Abs. 1 Satz 1 StVollzG gefiihrt haben, nach der dem Gefangenen
der Gewahrsam nur an solchen Sachen erlaubt ist, die ihm mit Zu-
stimmung der Vollzugsbehdrde oder von dieser selbst (berlassen
worden sind. Hiervon ausgenommen sind Sachen von geringem
Wert, die der Gefangene grundsétzlich ohne Zustimmung der Voll-
zugsbehorde von einem anderen Gefangenen annehmen darf (§ 83
Abs. 1 Satz 2 StVolizG). Mit der Einfiihrung dieser Regelung istim
Gegensatz zu den Bestimmungen der friiher geltenden Dienst- und
Vollzugsordnung, die ein allgemeines Geschéftsverbot fiir den Be-
reich des Vollzuges enthielten, der sogenannte kleine Tauschhan-
del unter Gefangenen legalisiert worden (vgl. StVollzG, Kihling, §
83 Rdn. 6). Anders als die Strafvollstreckungskammer meint, ist aus
§ 83 Abs. 1 Satz 2 StVollzG aber nicht ein allgemeines Geschafts-
verbot hinsichtlich nicht geringwertiger Sachen zu folgern. Ein sol-
ches Verbot kennt das Stratvollzugsgesetz nicht. Der Gefangene ist
in seiner Geschéftsféhigkeit nicht beschrankt und kann daher mit je-
dermann, auch mit anderen Gefangenen, Rechtisgeschifte ab-
schlieBen (vgl. Kiihling aa0). Seine Beschrénkung liegt aliein darin,
daB er bei der Erfiillung des Verpflichtungsgeschéftes eine Sache
nur mit Zustimmung der Vollzugsbehérde annehmen dart. Denn nur
der Gewahrsam an bestimmten Sachen kann fiir die Sicherheit und
Ordnung der Anstalt von Bedeutung sein, nicht aber der Abschiul
von Vertragen.



Da der Betroffene sein altes Rundfunkgerét ohne Zustimmung
der Voiizugsbehdrde von einem anderen Gefangenen angenom-
men hatte, war die Vollzugsbehorde nach § 83 Abs. 2 Satz 1
StVollzG berechtigt, dieses Gerat zur Habe des Betroffenen zu neh-
men. lhre Weigerung, dem Betroffenen die Versendung des Gera-
tes zu gestatten, ist dahingehend nicht rechtens. Die Regelung in §
83 Abs. 2 Satz 2 StVollzG, wonach dem Gefangenen Gelegenheit
gegeben wird, fiir den Vollzug nicht bendtigte Sachen abzusenden,
konstituiert einen Rechtsanspruch des Gefangenen (vgl. Calliess/
Mdller-Dietz, StVollzG, 4. Aufl., § 83 Rdn. 3). Der Gefangene hat
mithin ein Ascht auf Absendung. Die Volizugsbehdrde ist daher ver-
pflichtet, auch die Absendung solcher Sachen zu gestatten, deren
Gewahrsam einem Gefangenen nicht erlaubt worden ist. Diese Ver-
pflichtung findet nur da ihre Grenze, wo die Volizugsbehorde mit der
Absendung an einer miBbrauchlichen Rechtsausiibung des Gefan-
genen oder gar an Straftaten mitwirken miBte. Dabei miiBte es sich
aber —anders als hier —um seine konkrete, belegbare Gefahrim Ein-
zelfall in diesem Sinne handeln. Die bloBe Mdglichkeit eines
RechtsmiB3brauchs reicht fiir eine Versagung der Erlaubnis zu einer
Absendung nicht aus. Soweit der Senat in friiheren Entscheidungen
incidenter eine hiervon abweichende Rechtsauffassung zum Aus-
druck gebracht hat, halt er hieran nicht fest. — Eine ernsthafte Ge-
fahrdung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt ist bei dieser
Rechtslage nicht zu besorgen. Die Vollzugsbehdrde kann einen un-
erlaubten Gewahrsam disziplinarisch ahnden und sie kann durch
Zellenkontrollen sicherstellen, daB die mit ihrer Kenntnis abgesand-
ten Sachen nicht wieder auf Dauer an den Gefangenen zurlickge-
langen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 121 Abs. 2 und 4
StVollzG, 473 Abs. 1 StPO, die Festsetzung des Geschiftswertes
auf den §§ 4843, 13 GKG. Der Staatskasse waren nach billigem Er-
messen auch die Kosten der Rechtsbeschwerde und die notwendi-
gen Auslagen des Betroffenen aufzuerlegen, soweit eine Erledi-
gung des Rechtsmittels eingetreten ist. Denn die Rechtsheschwer-
de wirde ohne die teilweise Erledigung einen vollen Erfolg gehabt
haben. Die angeordnete ,Radiosperre* |43t sich entgegen der Mei-
nung der Strafvollstreckungskammer nicht in einen Widerruf der Zu-
lassung zum Betrieb eines eigenen Rundfunkgerates umdeuten, da
ein solcher Widerruf an ganzlich andere Voraussetzungen gebun-
den ist. Die Strafvollstreckungskammer hat insoweit verkannt, daf3
fur diese Frage auf den Betrieb des Rundfunkgerates (§§ 69 Abs. 2,
70 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 StVollzG) und nicht auf den Gewahrsam an
dem Geréat abzustellen ist. Aus diesem Grund kann die Sperre auch
nicht als eine MaBnahme der Behandiung gewertet werden. Die
Sperre ist vielmehr der Natur nach eine DisziplinarmaBnahme (§
103 Abs. 1 Nr. 3 StVoli2G) und hatte - in einem Disziplinarverfahren
angeordnet — auf l&ngstens drei Monate und nicht wie vorliegend
auf fast flinf Monate bemessen sein diirfen.

§ 119 Abs. 3 StPO (Beobachtung durch
den Tiirspion)

Die durch den Anstaltsieiter allgemein angeordnete
Beobachtung von Untersuchungsgefangenen durch
den in der Haftraumtiir angebrachte ,Spion“ ist fiir die
Aufrechterhaitung der Anstaltsordnung und zur Errei-
chung des Zwecks der Untersuchungshaft unabdingbar
und daher von der Eingriffsermachtigung des § 119
Abs. 3 StPO gedeckt.

BeschluB des Kammergerichts vom 2. 10. 1986 — 4 VAs
13/86 —

Aus den Griinden:

Am 26. Mai 1986 hat der Untersuchungsgefangene bei der An-
staltsleitung beantragt, seine Beobachtung durch den in der Haft-
raumtir angebrachten , Spion“ einzustelien. Er halt diese Beobach-
tung grundsétzlich fir unnétig und rechtswidrig. Mit dem angefoch-
tenen miindlichen Bescheid hat die Anstaltsleitung das Begehren
des Antragstellers mit der Begriindung abgelehnt, sie halte die ge-
riigte Beobachtung aus Griinden der Sicherheit und Ordnung der
Anstalt fiir zulassig. Der Antrag des Untersuchungsgefangenen auf

189

gerichtliche Entscheidung nach § 23 EGGVG ist zulassig, weil es
sich bei seiner Uberwachung durch den ,Tarspion“ nicht um eine
nur gegen ihn gerichtete haftrichterliche Anordnung, sondern um ei-
ne alle einsitzenden Gefangenen betreffende MaBnahme der An-
staltsleitung zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung des
Vollzuges handelt. Der Antrag hat jedoch keinen Erfolg.

Die aufgrund eigener Zustéandigkeit durch den Anstaltsleiter (vgi.
Boujong in Karlsruher Kommentar StPO § 119 Rdn. 92) aligemein
angeordnete Beobachtung des Untersuchungsgefangenen ist fir
die Aufrechterhaltung der Anstaltsordnung und zur Erreichung des
Zwecks der Untersuchungshaft unabdingbar und daher von der Ein-
griffserméachtigung des § 119 Abs. 3 StPO gedeckt. Die Anstaltsord-
nung umfaBt alle Vorkehrungen, die notwendig sind, um den ge-
schlossenen Betrieb einer Untersuchungshaftanstalt sachgerecht
ablaufen zu lassen. Voraussetzung ist nur, daB3 die dazu erforderti-
chen Beeintrachtigungen sachbezogen und zur Aufrechterhaltung
der Ordnung unumganglich sind (OLG Nitirnberg MDR 1969, 501).
Sie ist hier erfiillt

Die Gefangenen werden in der Justizvollzugsanstalt Moabit re-
gelmaBig sechsmal am Tag vor und nach jedem Schichtwechsel
durch den ,Tilrspion“ beobachtet. Diese MaBnahmen dienen der
Feststellung der Anwesenheit und Unversehrtheit des Gefangenen
und erleichtern die Uberpriifung der Vollzahligkeit der Gefangenen.
Die Benutzung des , Tirspions* ist somit Voraussetzung fiir die ord-
nungsgemiBe Ubergabe bzw. Ubernahme einer Station bei
Schichtwechsel durch die jeweils verantwortlichen Bediensteten.
im Einzelfall — etwa bei der Wahrnehmung verdéchtiger Gerausche
aus dem Haftraum — dient der schnelle Blick durch den ,Spion“ der
rascheren Aufklarung und Vereitelung von Fluchtversuchen oder
der unverziiglichen Hiifeleistung bei Krankheit und Selbsttétungs-
versuchen.

Die BeobachtungsmaBnahmen sind auch verhéltnisméBig. Ohne
die Kontrolle durch den ,Spion“ kénnte die erforderliche Uberwa-
chung nur durch das personalaufwendige und vor allem nachts mit
stérendem Larm verbundene Offnen der Haftraumtiiren wirksam
durchgefihrt werden. Aus Sicherheitsgriinden dirfen Haftraumti-
ren nachts grundsétzlich nur bei Anwesenheit von drei Bedienste-
ten gedffnet werden. Das AufschlieBen der Zellen wirde sowohi
den betroffenen Gefangenen als auch die Insassen in den benach-
barten Haftraumen wesentlich starker belasten und die Sicherheit
der Bediensteten unnétig gefidhrden. Die Vermeidung unndtigen
Larms und die Riicksicht auf die Sicherheit der Anstaltsbedienste-
ten gehért zu der Anstaltsordnung (BVerfG 35, 311, 317).

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 30 Abs. 1 EGGVG, 130
KostO, die Festsetzung des Geschéftswerts auf §§ 30 Abs. 3
EGGVG, 30 KostO.

§§ 11 Abs. 1 Nr. 1, 58 ff. StVollzG, § 216
Abs. 1 Nr. 1 RVO (Ruhen des Anspruchs
auf Krankenhilfe wahrend des Freigangs)

1. Wahrend der Volistreckung von Untersuchungshaft
oder des Vollzugs einer Freiheitsstrafe ruht zur Ver-
meidung von Doppelleistungen nach § 216 Abs. 1
Nr. 1 RVO der Anspruch auf Krankenhilfe gegen die
Krankenkasse.

2. Dies gilt auch fiir solche Gefangene, die wahrend
des Strafvollzuges im Wege des Freigangs (§ 11
Abs. 1Nr.1i.V.m. § 7 Abs. 2 Nr. 6 StVollzG) einer ver-
sicherungspflichtigen Beschiftigung auBerhalb der
Anstalt nachgehen.

3. Der Gefangene hat in einem solchen Falle ausschlieB3-
lich einen Anspruch auf Krankenpflege gegen die
Landesjustizverwaltung (§ 58 StVollzG). Dies gilt
unabhdngig davon, ob die Vollzugsanstalt, in der
sich der Gefangene befindet, alle Leistungen, die er-
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forderlich sind, in ausreichendem Mafle zur Verfii-
gung stellen kann; und unbeschadet des Umstandes,
daB die §§ 58 ff. StVollzG dem Gefangenen keinen
Anspruch auf Krankengeld gewahren.

Beschlu des Bundessozialgerichts vom 9. Dezember
1986 — 8 RK 9/85 —

Griinde:
|

Die Beteiligten streiten dariiber, ob die beklagte Innungskranken-
kasse (IKK) fiir die Zeit vom 1. November 1982 an mit Recht das Ru-
hen der Leistungsanspriiche festgestellt hat.

Der Kiager, der eine Freiheitsstrafe in der Justizvolizugsanstalt
Castrop-Rauxel verbiiBte, befand sich seit Anfang 1982 im offenen
Strafvollzug. Tagslber durfte er einer Beschaftigung nachgehen
und muBte nur noch abends in die Justizvollzugsanstalt zuriickkeh-
ren. Von seinem Lohn wurden u.a. Krankenversicherungsbeitrage
einbehalten. Vom 27. Juni 1982 bis zum 6. Dezember 1982 war der
Klager arbeitsunfahig. Die Beklagte gewahrte ihm Krankenhiife und
— nach Erschopfung des Anspruchs auf Lohnfortzahlung — Kran-
kengeld. Nachdem sie erfahren hatte, daB sich der Klager im Straf-
vollzug befand, teilte sie ihm mit Bescheid vom 9. Dezember 1982
mit, daB Leistungen der Krankenhilfe ab 1. November 1982 nicht
mehr gewahrt werden konnten. Der hiergegen erhobene Wider-
spruch wurde durch Bescheid vom 31. Januar 1983 zurlickgewiesen.

Das Sozialgericht (SG) hat die Bescheide aufgehoben und die
Beklagte verurteilt, dem Klager fiir die Zeit vom 15. Juli bis zum 5. De-
zember 1982 Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversiche-
rung zu gewahren. In der Berufungsverhandlung ist die Klage zu-
rickgenommen worden, soweit sie sich auf die Zeit vom 15. Juli bis
31. Oktober 1982 bezieht. Das Landessozialgericht (LSG) hat die
Berufung der Beklagten zurlickgewiesen und zur Begriindung u.a.
ausgefiihrt, entgegen der Auffassung der Beklagten ruhe der An-
spruch des Klagers auf Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung nicht gemaf § 216 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsversiche-
rungsordnung (RVO). Nach dem Wortlaut wiirde die genannte Vor-
schrift zwar auch den offenen Strafvollzug erfassen. Denn auch der
offene Strafvollzug sei Vollzug einer Freiheitsstrafe. Bei dieser
Wortauslegung kdnne es aber nicht sein Bewenden haben. Ent-
scheidend sei der Regelungsgedanke. Mit der Vorschrift solle der
Bezug von Doppelleistungen im Krankheitsfalle verhindert werden.
Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) sei es
nicht ausgeschlossen, die Krankenkasse entgegen dem Wortlaut
des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO zur Leistung zu verpflichten, wenn der
Gefangene im konkreten Fall keinerlei Anspriiche auf Gewéhrung
von Gesundheitsfiirsorge gegen die Vollzugsbehérde habe. Das sei
aber bei Gefangenen im offenen Strafvollzug der Fall. Der Gesetz-
geber habe es versaumt, fiir diese Gruppe der Strafgefangenen ei-
ne entsprechende Bestimmung zu schaffen. Zur Ausfiillung der Re-
gelungsliicke sei § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO daher einschrankend
dahin auszulegen, daB das Ruhen des Anspruchs auf Leistungen
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht fiir Gefangene im offe-
nen Strafvollzug eintrete.

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision riigt die Beklagte die
Verletzung des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO. Es sei keine Regelungsliicke
vorhanden, die durch die Rechtsprechung ausgefiillt werden miiBte.
Auch flir die Gefangenen im offenen Strafvollzug bestehe nach dem
Strafvollzugsgesetz (StVollzG) ein ausreichender Anspruch auf
- Leistungen im Krankheitsfalle. Deshalb bedlrfe es keiner ein-
schrankenden Auslegung des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO.

Die Beklagte beantragt (vgl. Bl. 7 und 14 GA}

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der Klager beantragt,
die Revision zurtickzuweisen.
Er halt die angefochtene Entscheidung fiir zutreffend.

I
Der Senat konnte ohne miindliche Verhandlung entscheiden,

weil die Beteiligten sich hiermit einverstanden erklart haben (§ 124
Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

Die Revision hat Erfolg.

1. Das LSG hat, ohne dies allerdings zu begriinden, zutreffend
angenommen, daB die Berufung in vollem Umfange zulassig ist. Der
Statthaftigkeit des Rechtsmittels steht insbesondere nicht § 144
Abs. 1 SGG entgegen. Weder das zeitlich begrenzte Leistungsbe-
gehren noch die Anfechtung der zeitlich unbegrenzten Feststellung
des Ruhens betrifft eine Leistung flir einen Zeitraumn bis zu 13 Wo-
chen.

Soweit der Klager sich mit der Kiage gegen die Entziehung von
Leistungen wendet und die Verurteilung der Beklagten zur Gewah-
rung von ,Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung”
erstrebt, betraf das Rechtsmittel zum allein maBgeblichen Zeitpunkt
der Einlegung der Berufung (vgl. dazu BSG, Urteil vom 7. Dezember
1983 — 7 RAr 65/82—S0zR 1500 § 144 Nr. 24 m.w.N_; Meyer-Lade-
wig, SGG, Komm., 2. Aufl. § 144 Anm. 10) einen Anspruch auf wie-
derkehrende Leistungen von mehr als 13 Wochen, weil der Klager
zu diesem Zeitpunkt noch die Verurteilung der Beklagten zur Ge-
wahrung von Leistungen fiir die Zeit vom 15. Juli bis zum 5. Dezem-
ber 1982 verlangte. In der miindlichen Verhandlung vor dem Beru-
fungsgericht hat er seinen Antrag zwar dann auf die Zeit vom 1. No-
vember bis zum 5. Dezember 1982 beschrankt. Dadurch ist die Be-
rufung der Beklagten aber nicht unstatthaft geworden. Die Recht-
sprechung hat von dem Grundsatz, daB es auf die Beschwerim Zeit-
punkt der Berufungseinlegung ankommt, nur fiir den Fall eine Aus-
nahme gemacht, daB3 der Berufungsklager selbst sein Rechtsmittel
wahrend des Berufungsverfahrens willkirlich beschrankt. Das gilt
aber nicht fiir eine Beschrankung durch den Berufungsbeklagten;
denn der Berufungsgegner kann nicht durch eine Beschrankung
seines Antrags wahrend des Rechtsmittelverfahrens erreichen, da3
ein einmal zuldssiges Rechtsmittel unstatthaft wird.

Die Anfechtung der zeitlich unbegrenzten Feststellung des Ru-
hens betraf auch bis zum AbschtuB des Berufungsverfahrens keine
zeitlich begrenzte Leistung i.S. des § 144 Abs. 1 Nr. 2 SGG.

2. Die Revision der Beklagten hat schon deshalb teilweise Erfolg,
weil das LSG die Verurteilung der Beklagten zur Leistung fiir die
Zeit vom 1. November bis 5. Dezember 1982 zu Unrecht bestéatigt
hat. Die Klage ist unzuléssig, soweit sie sich gegen die Entziehung
bereits bewilligter bzw. die Ablehnung kiinftiger Leistungen richtet.
Ob die vom Klager hierfiir gewahlte Klageart als kombinierte An-
fechtungs- und Leistungskiage (§ 54 Abs. 4 SGG) oder als Feststel-
lungsklage nach § 55 SGG anzusehen ist (s. dazu BSG, Urteil vom
20. Juni 1985— 11b/7 RAr 99/83 — SozR 4460 § 5 Nr. 3), kann offen-
bleiben. Der Klager hat es versaumt, die einzelnen in Betracht kom-
menden Leistungsanspriiche zu substantiieren (vgl. dazu BSG,
Urteil vom 20. Juli 1976 — 3 RK 79/74 — SozR 1500 § 54 Nr. 12).
Auch die Auslegung der von ihm in erster und zweiter Instanz ge-
stellten Antrage i.V.m. seinen Schriftsatzen a8t nicht hinreichend
erkennen, welche konkreten Leistungsanspriiche er geltend machen
will. Da sich die Klage nur auf Leistungen fiir einen Zeitraum bezieht,
der bereits bei Klageerhebung abgeschlossen in der Vergangenheit
lag, so daB die entstandenen Anspriiche bereits feststanden, ist
auch eine undifferenzierte Klage unabhéngig davon unzuldssig, ob
die Feststellung der Leistungsverpflichtung oder die Verurteilung
zur Leistung begehrt wird (BSG, Urteil vom 20. Juli 1976, a.a.0.).

Dagegen ist der Bescheid der Beklagten vom 9. Dezember 1982,
soweit er die Rechtsfolgen des kraft Gesetzes eingetretenen Ru-
hens ausspricht, zuléssig mit der isolierten Anfechtungsklage nach
;L54 Abs. 1 SGG angegriffen worden. Der Bescheid enthéltinsoweit
einen Verwaltungsakt, der dekiaratorisch das Nichtbestehen eines
Rechtsverhélinisses — das Ruhen auch zukiinftiger Anspriiche —
feststellt (vgl. dazu BSGE 26, 98, 100 und 30, 105, 107 zu den Ru-
hensregelungen in § 1278 RVO bzw. § 55 des Angestelltenversi-
cherungsgesetzes —AVG-). Wird ein solcher Bescheid auf die An-
fechtungsklage hin aufgehoben, so ist das Ziel der Klage voll er-
reicht; denn die Krankenkasse darf weder laufende noch kiinftige
Leistungsanspriiche bei gleichem Sachverhalt mit der Begriindung
ablehnen, daB der Leistungsanspruch ruht.

3. Entgegen der Auffassung des LSG und des SG sind die ange-
fochtenen Bescheide der Beklagten — soweit der Senat sie auf ihre
Ubereinstimmung mit dem materiellen Recht {iberpriifen kann —
nicht zu beanstanden. Rechtsgrundlage fiir die Priifung ist allein



§ 216 Abs. 1 Nr. 1RVO (vgl. dazu BSG, Urteil vom 23. Marz 1983-3
RK 57/81 — SozR 2200 § 216 Nr. 6). Die Anwendung der §§ 44 ff.
Zehntes Buch des Sozialgesetzbuches (SGB X) kommt nicht in Be-
tracht, weil durch die angefochtenen Bescheide, soweit sie iiber die
Entziehung bzw. Ablehnung bereits gew4hrter oder beantragter Lei-
stungen hinausgehend das Ruhen feststellen, weder ein Verwal-
tungsakt zurtickgenommen noch widerrufen bzw. aufgehoben wird.

Nach § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO ruht u.a. der Anspruch auf Kranken-
hilfe, solange sich der Berechtigte in Untersuchungshaft befindet
oder gegen ihn eine Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehende Mag-
regel der Besserung und Sicherung vollzogen wird; ist der Versi-
cherte durch Krankheit arbeitsunfahig geworden und hat er von sei-
nem Arbeitsverdienst bisher Angehorige ganz oder teilweise unter-
halten, so istihnen Krankengeld zu gewshren. Die Voraussetzungen
dieser Vorschrift liegen jedenfalls fur den im Bescheid vom 9. De-
zember 1982 angenommenen Zeitraum ab 1. November 1982 vor.
In dieser Zeit wurde gegen den Klager eine Freiheitsstrafe vollzogen.
Dem steht nicht entgegen, daB der Kidger bis zum 23. Oktober 1982
auBerhalb der Strafvollzugsanstait einer Beschaftigung nachgegan-
genist. § 11 Abs. 1 Nr. 1 StVollzG sieht als Lockerung des Vollzuges
eine solche AuBenbeschaftigung vor (vgl. dazu auch § 39 StVollzG).
Wie schon der Wortlaut des § 11i.V.m. § 7 Abs. 2 Nr. 6 StVollzG
zeigt, wird weder durch die Gestattung einer AuBenbeschaftigung
noch durch den sogenannten Freigang (vgl. dazu § 11 Abs. 1 Nr. 1
StVollzG) der Vollzug der Freiheitsstrafe ausgesetzt oder aufgeho-
ben. Es handelt sich bei diesen Lockerungen des Strafvollzugs le-
diglich um MaBnahmen, die den Gefangenen auf ein Leben in Frei-
heit vorbereiten sollen (Schwind/Béhm, StVollzG, GroBkommentar,
1983, § 11 Anm. 2). Diese MaBnahmen sind aber Teile des fortdau-
ernden Strafvollzugs.

Aber auch aus dem Sinn und Zweck des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO
148t sich nicht ableiten, daB diese Vorschrift nicht fiir Gefangene gel-
ten soll, die wéhrend des Strafvollzugs durch eine versicherungs-
pflichtige Bechaftigung auBerhalb der Strafvollzugsanstalt den Ver-
sicherungsschutz der gesetzlichen Krankenversicherung erwerben.
Die Vorschrift bezweckt —-worauf schon das RVA in seiner Entschei-
dung vom 7. August 1941 (llaKE. 39/40 1. — AN 1941, 362) hinge-
wiesen hat — Doppelleistungen zu vermeiden. Zu Doppelleistungen
kdnnte es — ohne die Ruhensregelung des § 216 Abs. 1Nr. 1 RVO —
aber kommen, wenn Strafgefangene einerseits durch eine AuBen-
beschéftigung einen Anspruch gegen die Krankenkasse erwerben,
andererseits aber als Gefangene Anspruch auf Krankenpflege ge-
gen die Landesjustizverwaltung haben. Nach § 58 StVollzG erhalt
der Gefangene — auch der sogenannte Freigdnger — vom Beginn
der Krankheit an Krankenpflege. Sie umfaBt insbesondere arztliche
und zahnérztliche Behandlung, Versorgung mit Arznei-, Verband-
und Heilmitteln, Brillen, Kérperersatzstiicken, onthopédischen und
anderen Hilfsmitteln sowie Zuschiisse zu den Kosten fiir Zahner-
satz und Zahnkronen oder Ubernahme der gesamten Kosten. Ob
die Strafvollzugsanstalt, in der sich der Gefangene befindet, alle
Leistungen, die erforderlich sind, in ausreichendem MaBe zur Ver-
tiigung stellen kann, ist unerheblich. Fir die Anwendung des § 216
Abs. 1 Nr. 1 RVO ist seit dem Inkrafitreten des StVollzG allein ent-
scheidend, daB der Gefangene einen entsprechenden Leistungs-
anspruch gegen die jeweilige Landesjustizverwaltung hat. Fiir das
Ruhen des Anspruchs auf Krankenhilfe geniigt daher grundsétzlich
der Vollzug der Freiheitsstrafe (BSG, Urteil vom 23. Marz 1983,
a.a.0.). Daran andert auch nichts, daB die Vorschriften der §§ 58 ff.
StVollzG dem Gefangenen keinen Anspruch auf Krankengeld ge-
wahren. Zwar ist insoweit die Méglichkeit einer Doppelleistung nicht
gegeben. Von der Ruhensregelung des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO wird
aber nach dem klaren Wortlaut der Vorschrift auch der Anspruch auf
Krankengeld erfaBt. Denn das Krankengeld ist gemaB § 182 Abs. 1
RVO ein Teil der Krankenhilfe. Das Ruhen auch des Anspruchs auf
Krankengeld ergibt sich im tibrigen deutlich aus § 216 Abs. 1 Nr. 1
zweiter Halbsatz RVO. Danach haben die Angehdrigen des Be-
rechtigten fiir den Fall, daB sie von dem Versicherten bisher ganz
oder teilweise unterhalten worden sind, einen eigenen Anspruch auf
Krankengeld. Es handelt sich um eine Ausnahmeregelung, bei der
an die Stelle des ruhenden Anspruchs des Berechtigten der An-
spruch der Angehdrigen tritt. Diese Regelung ist auch sinnvoll.
Wahrend der Gefangene — auch im offenen Strafvollzug — bei Ar-
beitsunfahigkeit auf Kosten des Staates in der Justizvollzugsanstalt
unterhalten wird und das Krankengeld nicht als Lohnersatz fiir das
infolge der Erkrankung ausgefallene Arbeitsentgelt fiir seinen Un-
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terhalt bendtigt, besteht bei den von ihm bisher ganz oder teilweise
unterhaltenen Angehdrigen ein entsprechender Bedarf.

Selbst wenn bei den Beratungen des StVollzG davon ausgegan-
gen worden sein sollte, dal der Anspruch eines Gefangenen, der
auBerhalb der Strafvollzugsanstalt einer Beschaftigung nachgeht,
nicht ruht, so kénnte dies bei der Auslegung des § 216 Abs. 1 Nr. 1
RVO nicht beriicksichtigt werden, weil eine derartige Vorstellung
des Gesetzgebers im Gesetzeswortlaut keinen hinreichenden Nie-
derschlag gefunden hat (vgl. dazu BVerfGE 1, 312). Auch der be-
reits genannte Zweck des Gesetzes, Doppelleistungen zu vermei-
den, zwingt nicht zu einer einschrénkenden Auslegung des § 216
Abs. 1 Nr. 1 RVO. Denn die Einschrankung kénnte sich im Hinblick
auf den Krankenpflegeanspruch des § 58 StVollzG nur auf den
Krankengeldanspruch beziehen. Gegen eine derartige einschréan-
kende Auslegung spricht aber die ausdriickliche Regelung des § 216
Abs. 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz RVO.

Richtig ist zwar, daB der Strafgefangene, der einer versicherungs-
pflichtigen Beschéaftigung auBerhalb der Justizvollzugsanstalt
nachgeht, Beitrdge zur gesetzlichen Krankenversicherung entrich-
ten muB, obwohl er wahrend der Haft nicht selbst in den GenuB von
Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung kommen
kann. Dies verst68tindessen nicht gegen die Verfassung, insbeson-
dere nicht gegen Art. 3 des Grundgesetzes (GG). In der gesetzlichen
Krankenversicherung muB niamlich der Umfang der zu gewzhren-
den Leistungen keineswegs immer der Hohe der entrichteten Bei-
trage entsprechen. So haben ledige Versicherte bei gleich hohem
Arbeitsentgelt genau so hohe Beitrage zu zahlen wie verheiratete
Versicherte, obwohl bei diesen die Inanspruchnahme von Leistun-
gen in der Regel héher sein wird, weil sie gemaB § 205 RVO fiir ihre
Familienangehérigen einen Anspruch auf Familienkrankenhilfe ha-
ben (vgl. dazuBSGE 37, 127, 129; 56, 259, 2601.). DaB der Umfang
der Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung unter-
schiedlich sein kann, zeigt auch die Regelung des § 183 Abs. 8 RVO.
Danach ruht der Anspruch auf Krankengeld, wenn der Berechtigte
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld, Ubergangsgeld oder andere
Sozialleistungen mit Lohnersatzcharakter hat. Allerdings konnte ei-
ne Sozialversicherungsregelung dann bedenklich sein, wenn sie
nur zur Entrichtung von Beitragen verpflichtete, ohne daRB der Bei-
tragszahler in irgendeiner Form einmal in den GenuB von Leistungen
kommt. Diese Wirkung hat § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO indessen nicht.
Das in der Vorschrift gesetzlich angeordnete Ruhen des Anspruchs
auf MaBnahmen zur Frilherkennung von Krankheiten, auf Kranken-
hilfe und sonstige Hilfen, endet kraft Gesetzes in dem Augenbilick, in
dem der Vollzug der Freiheitsstrafe entweder ausgesetzt oder be-
endet wird. Ein Gefangener hat also nach Verb(iBung der Freiheits-
strafe oder bei Haftunterbrechung durchaus die Méglichkeit, in den
GenuB von Leistungen der gesetzlichen Krankenkasse zu kommen,
selbst dann, wenn —wie im vorliegenden Fall — das Beschaftigungs-
verhaltnis noch wahrend des Strafvolizuges endet (s. dazu auch
§ 214 RVO - nachgehender Versicherungsschutz fiir 26 Wochen;
vgl. dazu Krauskopt/Schroeder-Printzen, Soziale Krankenversi-
cherung, Komm., 2. Aufl., § 214 Anm. 3; Erl. d. RAM vom 2. Novem-
ber 1943, AN 1943, 485; BSG, Urteil vom 23. November 1966 —
3 RK 45/65 —~ SozR § 214 Nr. 5). Ob es wiinschenswert erscheint,
dem Strafgefangenen im offenen Strafvollzug auch wahrend der
Haft anstelle der bisherigen Anspriiche gegen die Landesjustizver-
waltung uneingeschrankt Anspriiche auf Krankenhilfe gegen die
Trager der gesetzlichen Krankenversicherung einzurdumen, ist
nicht durch Auslegung des § 216 RVO, sondern im Wege der Ge-
setzgebung zu entscheiden.

Auf die Revision der Beklagten waren nach alledem die Urteile
der Vorinstanzen aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG.

Anmerkung
zum Urteil BSozG v. 09.12.1986 — 8 RK 9/85 —

Die Entscheidung ist, wenn auch nur fiir eine Minderheit der Straf-
gefangenen, von weittragender, einschneidender Bedeutung. Bis-
her genossen die Strafgefangenen im ,freien Beschéftigungsver-
haltnis” (§ 39 Abs. 1 StVollzG), die also ,durch eine versicherungs-
pflichtige Beschiftigung auBerhalb der Strafvollzugsanstalt den
Versicherunasschutz der gesetzlichen Krankenversicherung er-
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werben”, das Privileg der freien Arztwahl. Sie suchten nach ihrer
Wabhl niedergelassene Kassenérzte auf und lieBen sich erforderli-
chenfalls in ein 6ffentliches Krankenhaus aufnehmen. Die Kosten
trug die gesetzliche Krankenversicherung, wie das auch der Klager
in dem vorliegenden Rechtsstreit geltend macht. Dem Anstaltsleiter
blieb nur die Aufgabe, dem Gefangenen fiir die Bestiche beim Arzt
Ausgang (§ 35 Abs. 1 StVollzG) zu gewahren oder die Verlegung in
das Krankenhaus (§ 65 StVollzG) anzuordnen.

Nach dem Urteil des Bundessozialgerichts sind jetzt auch die Ge-
fangenen im freien Beschéaftigungsverhaltnis wie die (brigen Ge-
fangenen im offenen Vollzug und die des geschlossenen Vollzuges
auf die gesundheitliche Versorgung durch den Anstaltsarzt und im
Justizkrankenhaus verwiesen. Diese Regelung hat Vorteile. Zwar
hat die Mdglichkeit von Doppelleistungen, die nach der ratio legis
durch § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO ausgeschlossen werden sollen, in der
Praxis keine Bedeutung erlangt. Es bestand aber auf dem Gebiet
der gesundheitlichen Versorgung eine Art von Zweiklassensystem,
das den Neid der vergleichsweise benachteiligten Mehrheit der Ge-
fangenen herausforderte. Diese Schwierigkeiten hielten sich in-
dessen in Grenzen, zumal sie sich auf die offenen Anstalten be-
schrankten, in denen Gefangene der einen und der anderen Gruppe
gemeinsam untergebracht waren. — Es ist auch vorgekommen,
daB ein Gefangener im freien Beschéftigungsverhaltnis mehrere
Arzte nacheinander oder im Wechsel aufsuchte, um zum Beispiel
eine Krankschreibung oder die Verschreibung bestimmter Medika-
mente zu erreichen. Beiderlei MiBbrauche kommen aber bei freien
Patienten ebenso vor. Die erste MiBbrauchsmdglichkeit wurde
durch den Arbeitmarkt reguliert. Die zweite ist im offenen Volizug
allgemein kaum zu steuern. Die Gefangenen unterliegen hier beim
Betreten der Anstait nur beschrankten Kontrollen. Sie alle haben die
Maglichkeit, sich vom Standpunkt des Anstaltsarztes unnétige oder
unerwiinschte Medikamente —insbesondere Schiafmittel, Tranqui-
lizer oder Aufputschmittel — durch Angehdrige oder Freunde besor-
gen zu fassen und in die Anstalt einzubringen. Der Wegfall der freien
Arzitwahl fur die Gefangenen im freien Beschaftigungsverhélinis
wird hier keine Abhilfe schaffen.

Die nachteiligen Folgen des héchstrichterlichen Urteils Uberwie-
gen jedoch ganz entschieden. Gefangene irn freien Beschaftigungs-
verhaltnis haben ihren Arbeitsplatz oft weit von der (offenen) Anstalt
entfernt. Das héngt nicht selten mit der Lage am Arbeitsmarkt
zusammen. Es kann aber auch sein, daB der Gefangene bereits vor
Strafantritt an diesem Arbeitsplatz tatig war oder daB der Arbeitsplatz
im Hinblick auf die Entlassung gewahlt wurde. Der Gefangene soll
also nach seiner Entlassung an demselben Arbeitsplatz weiter tatig
sein. So kommt es, daB manche Freiganger an jedem Werktag bis
zu 14 Stunden auBerhalb der Anstalt sind. Bisher konnten sie einen
Arzt am Arbeitsort autsuchen. Kiinftig miissen sie sich nach den
Sprechstunden des Anstaltsarztes richten, von dem man billiger-
weise nicht erwarten kann, da3 er vor 7 Uhr oder spatabends in die
Anstalt kommt. Es ist zu befiirchten, daB den Gefangenen durch Be-
suche der Sprechstunden des Anstaltsarztes ganze Arbeitstage
verlorengehen. Das wird mit Sicherheit zu Schwierigkeiten mit den
ohnehin nicht so zahlreichen Arbeitgebern fiihren, die bereit sind,
mit Gefangenen ein freies Beschéftigungsverhaltnis einzugehen.

Das Bundessozialgericht hat als weiteres Problem erkannt, daB
der Zahlung von Krankenkassenbeitragen durch den Gefangenen
bei dieser Auslegung der Ruhensregelung des § 216 Abs. 1 Nr. 1
RVO vielfach kein Anspruch auf Leistungen entspricht. Das Gericht
1&Bt auch ein Unbehagen an den Folgen seiner Entscheidung er-
kennen, meint aber abweichende Vorstellungen des Gesetzgebers
nicht berlicksichtigen zu kénnen, weil sie im Wortlaut des Strafvoll-
zugsgesetzes keinen Ausdruck gefunden haben. Diese Argumenta-
tion vermag nicht zu {iberzeugen. § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO stammt
aus einer Zeit, als der offene Strafvollzug bedeutungslos und die
Rechtsfigur des freien Beschéftigungsverhaltnisses im Strafvollzug
unbekannt war. Diese Wandlung des Strafvollzugs in seiner rechtfi-
chen und praktischen Ausgestaltung hitte das Bundesozialgericht
beriicksichtigen miissen. Es hatte auBerdem bei der Auslegung der
Ruhensregelung den Angleichungsgrundsatz des § 3 Abs. 1
StVollzG heranziehen miissen. Dann ware das Gericht zu dem Er-
gebnis gekommen, daB die ,MaBnahmen, die den Gefangenen™ -
wie es richtig feststellt — ,,auf ein Leben in der Freiheit vorbereiten
sollen”, das Leben des Gefangenen maglichst weitgehend an das
Leben eines freien Biirgers angleichen miissen. Zu einem solchen

an das freie Leben angeglichenen Volizug im freien Bechéftigungs-
verhéltnis gehért auch die freien Arztwahl. Die Gefahr der gesund-
heitlichen Doppelversorgung muBte und konnte demgegentiber in
Kauf genommen werden, zumal die Anstalt, in der der Gefangene
untergebracht ist, ja liber das Bestehen des freien Beschéftigungs-
verhéitnisses unterrichtet ist und deshalb Nachfrage gehalten hétte,
wenn sich ein Gefangener mit dem Recht der freien Arztwahl beim
Anstaltsarzt gemeldet hitte.

Nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts bleibt jetzt nur
die Méglichkeit einer Entscheidung durch den Gesetzgeber, auf die
das Urteil am Ende hinweist. Die jetzt geltende Regelung darf nicht
bestehenbleiben. Sie ist vor allem den Gefangenen, die weiterhin
Krankenversicherungsbeitrdge zahlen miissen, nicht versténdlich
zu machen. Der Hinweis auf die Anspriiche der Unterhaltsberech-
tigten fithrt meist nicht weiter, weil die Mehrheit der Gefangenen al-
leine steht. Die Gefangenen aber werden in der jetzt geltenden Re-
gelung eine grobe Ungerechtigkeit sehen, die viele in ihrer Uber-
zeugung bestarken konnte, der Staat benachteilige sie im Zusam-
menhang mit der Verglitung der Gefangenenarbeit. Mir erscheint es
wiinschenswert, die friihere Regelung, die den Gefangenen im frei-
en Beschiftigungsverhiltnis die freie Arztwahl gewahrte, durch ei-
ne Einschrankung des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO gesetzlich wieder
einzufiihren. Zumindest aber wére, wenn es bei der einheitlichen
Versorgung aller Gefangenen durch den Anstaltsarzt bleiben soll,
der Krankenkassenbeitrag fiir die Gefangenen im freien Beschéfti-
gungsverhaltnis zu ermaBigen oder am besten ganz zu streichen.

K.P. Rotthaus
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	Für Sie gelesen
	Aus der Rechtsprechung

